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Zusammenfassung 

Die soziale Pflegeversicherung in Deutschland ist als Teilkostenversicherung konzipiert. 

Verschiedene Einflussfaktoren auf der Einnahmen- und Ausgabenseite führen dazu, dass 

die Eigenanteile für die Versicherten seit Jahren stark steigen. Da sie in ihrer Höhe sowie 

im Zahlungszeitraum unbeschränkt sind, stellen sie ein finanziell unkalkulierbares Risiko 

dar. Die Reformoption des Sockel-Spitze-Tauschs sieht daher vor, die Eigenanteile in 

ihrer Höhe und im Zahlungszeitraum zu begrenzen. Mithilfe eines Discrete-Choice-Ex-

periments erhebt diese Studie die Präferenzen von Studierenden in Bezug auf die Begren-

zungshöhen und -zeiträume im Rahmen eines Sockel-Spitze-Tauschs. 326 Studierende 

wurden mithilfe eines Online-Fragebogens zu ihren Präferenzen befragt. Der Fragenbo-

gen beinhaltete neben dem Discrete-Choice-Experiment auch Fragen zu soziodemografi-

schen Charakteristika sowie Einstellungen zu und Erfahrungen mit der Absicherung im 

Pflegefall. Verschiedene Choice-Modelle (Multinomiales Logit, Mixed Logit, Latent 

Class) dienten zur ökonometrischen Analyse der Daten. Die Ergebnisse zeigen eine 

grundsätzliche Präferenz für einen Sockel-Spitze-Tausch. Die durchschnittliche Zah-

lungsbereitschaft für eine Begrenzung der monatlichen Eigenanteilshöhe um zusätzliche 

100 € beträgt 1,02 Prozentpunkte des Beitragssatzes und 0,32 Prozentpunkte für eine Be-

grenzung des Zahlungszeitraums um zusätzliche 10 Monate. Ein erwartetes Erbe, die vo-

rangegangene Beschäftigung mit der eigenen Absicherung im Pflegefall und die 

Zustimmung zum Einbezug weiterer Personengruppen in die Finanzierung der sozialen 

Pflegeversicherung sowie weitere Faktoren beeinflussen die Präferenzen und Zahlungs-

bereitschaft. Das Latent-Class-Modell zeigt darüber hinaus, dass sich die Präferenzen der 

Befragten in zwei Segmente einteilen lassen: in diejenigen, die eine größere Zahlungsbe-

reitschaft für zusätzliche Begrenzungen der Eigenanteile aufweisen, und diejenigen, die 

eine geringere Zahlungsbereitschaft zeigen. Die Ergebnisse müssen auf Basis bevölke-

rungsrepräsentativer Studien überprüft und die Heterogenität in den Präferenzen weiter 

aufgeklärt werden. 
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Abstract 

The Statutory Long-term Care Insurance in Germany is designed as partial cost insurance. 

Different influencing factors on revenue- and spending side result in constantly increasing 

co-payments for the insured persons. Since co-payments are unlimited in their amount 

and payment period, they cause an unpredictable financial risk. The reform option of 

Sockel-Spitze-Tausch is therefore proposing to limit the co-payments in their amount and 

payment period. With the help of a Discrete-Choice-Experiment this study measures the 

preferences of students with regards to different configurations of the Sockel-Spitze-

Tausch. 326 students were polled via an online-survey. In addition to the Discrete-

Choice-Experiment the survey included questions on socio-economic data as well as at-

titudes on and experiences with the insurance of nursing cases. Different choice models 

(multinomial logit, mixed logit, latent class) were used for econometric analysis of the 

data. The results show a general preference for a Sockel-Spitze-Tausch. The average will-

ingness to pay for an additional limitation of 100 € for monthly copayments is 1,02 per-

centage points and 0,32 percentage points for a limitation of ten further months. Expecting 

a large bequest, having already dealt with the own insurance of nursing cases and agreeing 

with the inclusion of additional group of persons are some of the factors that influence 

the preferences and willingness to pay. Beyond that the latent class model shows that 

preferences can be separated into two main segments. People who show a strong willing-

ness to pay for additional limitation of co-payments and others that don`t. Results should 

be revised with the help of population-representative studies and heterogeneity should be 

investigated further. 
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1 Einleitung 

1.1 Ausgangssituation 

Die soziale Pflegeversicherung (SPV) in Deutschland wurde eingeführt, damit die Versi-

cherungsleistungen im Durchschnitt ausreichen, um die pflegebedingten Kosten zu tra-

gen. Bis zum Jahr 1998 hat die SPV dies noch weitestgehend leisten können. Seitdem 

haben sich die Eigenanteile für Pflegevergütung sowie Unterkunft, Verpflegung und In-

vestitionskosten jedoch stark erhöht (vgl. Rothgang, 2018a, S. 11–13). In der deutschen 

Pflegeversicherung kommen seit einiger Zeit verschiedene Entwicklungen zusammen. 

Seit vielen Jahren beschreibt der Begriff des Pflegenotstands die Lage in der deutschen 

Pflegeversicherung. Die Pflegebranche ist gekennzeichnet durch fehlendes Personal und 

niedrige Löhne. Die in der Regel teuren Maßnahmen zur Behebung dieser Umstände 

müssen insbesondere über Eigenanteile und damit größtenteils von den Pflegebedürftigen 

selbst finanziert werden. 

Die Zahl der Leistungsempfänger ist seit Gründung der SPV im Jahr 1995 stetig gestie-

gen, von 1,1 Mio. Leistungsbeziehern im Gründungsjahr auf 4,6 Mio. im Jahr 2021 (vgl. 

BMG, 2023c, S. 4). Werden zunehmende Pflegequoten aufgrund des seit 2017 weiter ge-

fassten Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des damit einhergehenden Anstiegs der Pflege-

bedürftigenzahlen und Pflegequoten unterstellt, ergeben sich bis 2070 7,7 Mio. 

Pflegebedürftige (vgl. Destatis, 2023b). Seit 2012 hat sich auch der Anteil der im Rahmen 

der SPV versicherten pflegebedürftigen Personen im Sinne des Sozialgesetzbuchs (SGB) 

XI von 3,5 % auf 6,3 % im Jahr 2021 erhöht (vgl. Schwinger et al., 2023, S. 480–481). 

Neben der demografischen Entwicklung sorgen auch Änderungen in Haushaltsstrukturen 

für eine geminderte Versorgung durch Familienangehörige und damit einen erhöhten Be-

darf an formeller, häufig teurerer Versorgung (vgl. Schmähl, 2009, S. 218–220). Progno-

sen zufolge werden im Jahr 2060 bereits 60 % der Pflegebedürftigen stationäre Pflege in 

Anspruch nehmen (vgl. Häcker, 2018, S. 89–93). Es zeigt sich, dass immer mehr Perso-

nen von Pflegebedürftigkeit und damit auch von steigenden Eigenanteilen betroffen sein 

werden. 

Auf Grundlage ihrer bisherigen Entwicklung und der implementierten Reformen in der 

SPV seit ihrer Einführung ist nicht davon auszugehen, dass die erläuterten Kostentreiber 

vollständig durch bisherige Beitragssatzerhöhungen aufgefangen werden, sondern sich in 

einer weiteren, stetigen Erhöhung der Eigenanteile bemerkbar machen werden. 



 

2 

Kostensteigerungen werden damit auch zukünftig hauptsächlich durch die Versicherten 

selbst finanziert.  

Die durchschnittlichen pflegebedingten Eigenanteile für stationäre Versorgung über alle 

Pflegestufen hinweg sind von 277 € im Jahr 1999 auf 904 € im Jahr 2021 gestiegen (vgl. 

Rothgang et al., 2019, S. 5; vgl. Meißner, 2022). Die privat zu tragenden Pflegekosten in 

der ambulanten Versorgung liegen im Durchschnitt bei bis zu 308 € (vgl. TNS Infratest 

Sozialforschung, 2017, S. 158–160; vgl. Hielscher et al., 2017, S. 62). 

Ein wesentlicher Grund für die Notwendigkeit einer Reform liegt auch in der fehlenden 

Lebensstandardsicherung. Dementsprechend sollte gewährleistet werden, dass ein einmal 

erreichter sozialer Status gegen soziale Risiken abgesichert ist. Dies ist dem Grunde nach 

bei Krankheit der Fall, bei Pflege jedoch nicht (vgl. Rothgang, 2018a, S. 18). Im aktuellen 

System ist eine Lebensstandardsicherung nur möglich, wenn die Lücken durch Sparen 

oder Versicherungen geschlossen werden können. Private Absicherungen sind jedoch 

problematisch, da die abzusichernde Höhe des finanziellen Risikos bei Vertragsabschluss 

nicht bekannt ist (ebd., S. 19). In der SPV liegt daher ein finanzielles Risiko in potenziell 

unbegrenzter Höhe vor, das vom Pflegebedarf abhängt (ebd., S. 25). 

Auch die Einführung von prozentual und nach Verweildauer in der Pflege gestaffelten 

Zuschüssen zu den Eigenanteilen für stationäre Pflege nach § 43c SGB XI bringt keine 

nachhaltige Erleichterung bei der Belastung durch Eigenanteile. Lediglich Heimbewoh-

ner mit einer Pflegedauer von über drei Jahren profitieren auch 2026 noch von einer Re-

duzierung der Eigenanteile (vgl. Rothgang et al., 2023, S. 27). Nach einem Rückgang der 

Quote der Empfänger von Hilfe zur Pflege im Jahr 2022 wird die Sozialhilfequote bis 

2026 wieder auf 36 % steigen und damit fast das Niveau von vor der Reform erreichen. 

Auch hier zeigt sich weiterhin Reformbedarf (ebd., S. 28). Die Wirkung der durch das 

Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetz (PUEG) zum 1. Januar 2024 angehobenen 

Pflegeleistungen sowie der erhöhten Zuschüsse zu den pflegebedingten Eigenanteilen in 

stationärer Versorgung bleibt abzuwarten (vgl. PUEG, 2023). 

Ein erstmals 2017 veröffentlichter Reformvorschlag der Initiative Pro Pflegereform be-

inhaltet daher u. a. den sogenannten Sockel-Spitze-Tausch (SST). Dieser sieht vor, die in 

ihrer Höhe und im Zahlungszeitraum unbegrenzten Eigenanteile zu deckeln, um das bis-

her unkalkulierbare finanzielle Risiko für die Versicherten zu verringern und absicherbar 

zu machen (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017b).  
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1.2 Themenstellung und Forschungsbeitrag 

„Gesellschaftlicher Wandel und Pflegeversicherung stehen in unmittelbarem Zusammen-

hang. Ein Versicherungssystem, das den Wandel von Einstellungen und Verhaltenswei-

sen nicht aufnimmt und sich quasi permanent selbst reformiert, verliert seine 

Leistungsfähigkeit und wird darüber hinaus ineffizient.“ (Runde, 2003, S. 6). 

Während in der Politik stets betont wird, dass die Finanzierung der Mehrausgaben in der 

Pflege – beispielsweise durch Beitragssatzerhöhungen oder steigende Eigenanteile – ge-

nerationenübergreifend auf Zustimmung stößt, gibt es hierfür aus wissenschaftlicher Per-

spektive bisher keine empirische Evidenz. Bisher werden die Präferenzen der 

Bevölkerung kaum in die Ausgestaltung der SPV einbezogen, dabei wird kaum ein ande-

rer Bestandteil der öffentlichen Ausgaben so stark als Argument im Wahlkampf genutzt 

wie die Sozialversicherungsausgaben (vgl. van Dalen und Swank, 1996). Seit der Prob-

lemformulierungsphase im Rahmen der Entstehung der SPV wurden Pflegebedürftige 

und ihre Angehörigen nahezu gänzlich von einer Mitgestaltung der SPV entsprechend 

ihrer Präferenzen ausgeschlossen (vgl. Naegele, 2014, S. 9). Das Risiko, dass die Politik 

in einer alternden Gesellschaft wie der deutschen unter Umverteilungsdruck zu Gunsten 

der älteren Wählerschaft gerät, muss in diesem Kontext genauso Beachtung finden wie 

die Tatsache, dass eine Erhöhung von umlagefinanzierten Leistungen wie der SPV immer 

auch mit einer Quersubvention der jüngeren Kohorten einhergeht (vgl. Genett, 2019). Um 

diesem Risiko entgegenzuwirken, ist es notwendig, insbesondere die Präferenzen der jün-

geren Generationen zum Thema Pflegeversicherung zu kennen und im Rahmen von Re-

formen und Entwicklungsprozessen zu berücksichtigen. Die jüngere Generation spielt 

sowohl als heutige Finanzierungsgruppe als auch als zukünftige Leistungsempfänger der 

Pflegeversicherung eine wichtige Rolle. Eine sozialverträgliche Finanzierung ist eines 

der Ziele der SPV (vgl. Rothgang, 2009, S. 99). Um dies zu gewährleisten, sollten die 

Präferenzen der Bürger möglichst frühzeitig in Überlegungen zu Finanzierungsreformen 

einbezogen werden. Diese Arbeit soll daher einen ersten Beitrag zur Diskussion um die 

Präferenzen bezüglich der konkreten Ausgestaltung eines SST leisten. Da es im Rahmen 

dieser Arbeit nicht möglich ist, die Grundgesamtheit der jungen Generation bzw. der 

deutschen Wohnbevölkerung repräsentativ abzubilden, werden als Stichprobe Studie-

rende herangezogen. 

Bisherige Studien fokussieren sich im Rahmen deskriptiver Auswertungen von Fragebö-

gen vor allem auf Einstellungen zum Umfang des Versicherungsschutzes und auf den 
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Wissensstand zur Pflegeversicherung. Auch werden allgemeine Einstellungen zur aktu-

ellen Finanzierung der SPV sowie zu möglichen Reformoptionen thematisiert. Eine Be-

trachtung der Einstellungen unter Berücksichtigung von entstehenden Kosten, bei denen 

Trade-offs überwunden und diskrete Entscheidungen getroffen werden müssen, fehlt bis-

her laut aktuellem Kenntnisstand. Die Option eines SST in der SPV wurde bisher nur im 

Rahmen der zugrundeliegenden Gutachten von Rothgang und Kalwitzki beschrieben so-

wie auf Basis von Modellrechnungen näher ausgeführt (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 

2017b; vgl. Rothgang et al., 2019).1 Empirische Auswertungen oder Präferenzanalysen 

zu dieser Reformoption liegen nicht vor. 

Um die Präferenzen zur Reformoption des SST empirisch zu erheben, wird in dieser Ar-

beit die Methodik der Discrete-Choice-Experimente (DCE) verwendet. Mithilfe verschie-

dener Choice-Modelle sollen die Bestandteile der Reformoption untersucht und deren 

Zusammenwirken aufgezeigt werden. Insbesondere wird untersucht, inwiefern die Re-

formoption eines SST der aktuellen Ausgestaltung der SPV vorgezogen wird, welchen 

Einfluss auf den Nutzen der Reformoptionen im Rahmen eines SST die Höhe der monat-

lichen Eigenanteile und der Zeitraum der Eigenanteilszahlungen haben und welche Zah-

lungsbereitschaft für verschiedene Ausprägungen eines SST besteht. Auch 

Einflussfaktoren auf die Präferenzen, um Präferenzstrukturen besser zu verstehen, wer-

den analysiert. 

Neben der Reformoption des SST existieren weitere Reformvorschläge, die zur Bewälti-

gung der aktuellen Herausforderungen in der SPV herangezogen werden können. Der 

Vorschlag Neuer Generationenvertrag des Verbands der Privaten Krankenversicherung 

(PKV) sieht dafür regelmäßig dynamisierte Leistungen für die ältere Bevölkerung und 

eine Förderung der privaten Vorsorge für die jüngeren Generationen vor (vgl. PKV, 

2022). Weiterhin spricht sich der Experten-Rat Pflegefinanzen, ein von der PKV beauf-

tragtes interdisziplinäres unabhängiges Gremium, für eine verpflichtende kapitalgedeckte 

Zusatzversicherung zur Absicherung der pflegebedingten Eigenanteile in stationärer Ver-

sorgung abzüglich eines Selbstbehalts von 10 % aus. Finanziert werden soll diese Zusatz-

versicherung paritätisch zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber (vgl. Experten-Rat 

Pflegefinanzen, 2022). Diese Vorschläge werden in der Diskussion (vgl. Kapitel 8.1) er-

neut aufgegriffen, finden jedoch keine gesonderte Berücksichtigung in der vorliegenden 

Erhebung, deren Fokus auf dem SST liegt. 

 
1 Details zur Reformoption des Sockel-Spitze-Tauschs finden sich in Kapitel 3. 
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1.3 Aufbau dieser Arbeit 

Anschließend an dieses Kapitel zur Einführung in die Ausgangssituation sowie die The-

menstellung und den Forschungsbeitrag dieser Arbeit werden in Kapitel 2 die theoreti-

schen Grundlagen der SPV sowie ihre finanzseitige Ausgestaltung und Entwicklung 

beschrieben. Dafür werden zur theoretischen Einordnung der SPV in Kapitel 2.1 ihre or-

ganisatorischen Grundlagen und die wesentlichen Regelungen zum Leistungsrecht be-

schrieben. In Kapitel 2.2 werden die grundlegende Finanzierungsstruktur sowie Trends 

und Treiber auf der Ausgaben- und Einnahmenseite erläutert. Die Einordnung der Ent-

wicklung der Hilfe zur Pflege, die aktuelle Verbreitung der privaten Zusatzabsicherungen 

sowie eine Einordnung der SPV in Bezug auf ihre Generationengerechtigkeit runden die 

theoretische Einführung in die SPV ab. Das Kapitel 2 dient als Grundlage, um den Re-

formbedarf der SPV herzuleiten.  

In Kapitel 3 wird der im Fokus dieser Arbeit stehende Reformvorschlag der Initiative Pro 

Pflegereform beschrieben. Es werden verschiedene Reformszenarien gezeigt und die fi-

nanziellen Wirkungen des SST sowie mögliche flankierende Maßnahmen erläutert und 

um die Darstellung verschiedener Szenarien ergänzt. Abgerundet wird das Kapitel mit 

einer Abgrenzung der Reformoption des SST zu den bereits im Jahr 2021 eingeführten 

Zuschlägen nach § 43c SGB XI sowie einer Erläuterung der bisherigen Wirkung dieser 

Reform zur Begründung eines weiterhin bestehenden Reformbedarfs.  

Nach der Herleitung des Reformbedarfs sowie der Vorstellung der konkreten Reformop-

tion des SST gibt Kapitel 4 einen Überblick über die bisherigen Studien im Zusammen-

hang mit der Ausgestaltung der SPV. Auf der Basis werden die Forschungslücke sowie 

die Forschungsfragen abgeleitet.  

In Kapitel 5 wird die Methodik der DCE eingeführt. Nach einem Überblick über Präfe-

renzkonzepte und ihre Messung werden DCE als Methodik des Stated-Preference-Ansat-

zes erläutert. Hierzu wird die mikroökonomische Fundierung dargestellt und die in dieser 

Arbeit verwendeten Modelltypen (Multinomiales Logit, Mixed Logit und Latent Class) 

erläutert. Erläuterungen zur Messung von Validität und Reliabilität sowie eine Erklärung 

zu den konkreten Anforderungen an die Attribute eines DCE schließen dieses Kapitel zu 

den methodischen Grundlagen ab. 

In Kapitel 6 finden sich Erläuterungen zur Umsetzung der beschriebenen Methodik in 

dieser Arbeit sowie Details zum Aufbau und zur Gestaltung der Befragung. Die 
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Definition der Attribute und ihrer Ausprägungen sowie die Erstellung des experimentel-

len Designs spielen hier genauso eine Rolle wie die Umsetzung der Pretests und die Be-

schreibung der Datenerhebung. 

In Kapitel 7 werden die Ergebnisse der Befragung beschrieben und das DCE mithilfe der 

in Kapitel 5 eingeführten Modelle analysiert. Beginnend mit einer Analyse der Datenqua-

lität und des Entscheidungsverhaltens als Basis für eine Bereinigung der Daten, werden 

im Anschluss die Stichprobe beschrieben sowie die gemessenen Einstellungen des kom-

plementären Fragebogens deskriptiv ausgewertet. Anschließend folgen die ökonometri-

schen Analysen des DCE mithilfe verschiedener Choice-Modelle. Die Modellspezifika-

tionen der genutzten Modelle werden ebenfalls erläutert. Es werden Modelle mit und ohne 

Referenz zum Status quo sowie mit und ohne den Einbezug von Kovariaten geschätzt. 

Abschließend werden die wesentlichen Ergebnisse der verschiedenen Modelle nochmals 

zusammengefasst. 

Kapitel 8 diskutiert die Ergebnisse des DCE sowie der deskriptiven Analysen zunächst 

inhaltlich, ordnet sie in die bestehende Literatur ein und liefert mögliche Erklärungsan-

sätze für die gefundenen Einflussfaktoren anhand der in Kapitel 4 definierten Forschungs-

fragen. Anschließend werden die wesentlichen Implikationen auf Basis der diskutierten 

Ergebnisse dargestellt und allgemeine Limitationen der Arbeit sowie der weitere For-

schungsbedarf erläutert.  

Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung sowie einem Ausblick zur in der Einlei-

tung dargestellten Themenstellung. 

2 Die soziale Pflegeversicherung und ihre Entwicklung 

2.1 Theoretische Grundlagen 

2.1.1 Prinzipien und Organisation der SPV 

„Ein menschenwürdiges Dasein für alle Bürgerinnen und Bürger zu sichern, ist Ziel der 

Sozialgesetzgebung in Deutschland“ (Destatis, 2018, S. 314). Einen wesentlichen Be-

standteil der sozialen Sicherung bilden die Sozialversicherungssysteme. Als Ergänzung 

zu den Sozialversicherungszweigen dienen die Mindestsicherungssysteme, die Transfer-

leistungen in Form von finanziellen Mitteln des Staates darstellen und der Sicherung des 

Lebensunterhalts dienen (ebd.). Ein wesentlicher Unterschied zwischen ihnen besteht 
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darin, dass im Rahmen der Versicherungssysteme eine Kopplung zwischen geleisteten 

Beiträgen und Leistungen besteht. Dieser Zusammenhang wird auch als Versicherungs-

prinzip bezeichnet (ebd., S. 328). Weiterhin typisch für die Sozialversicherung sind die 

Charakteristika der Versicherungspflicht, das Umlagesystem sowie eine paritätische Bei-

tragsfinanzierung durch Versicherte und Arbeitgeber und der Einbezug mitversicherter 

Familienangehöriger (vgl. Paquet und Jacobs, 2015, S. 2). Mit 62,2 % vom Sozialbudget 

des Staates im Jahr 2021 haben die Sozialversicherungssysteme den größten Anteil. In-

nerhalb der Sozialversicherungssysteme bildet die Rentenversicherung mit 29,3 % den 

größten Anteil; den kleinsten Anteil macht die Unfallversicherung mit 1,2 % aus. Die 

Pflegeversicherung verzeichnet seit ihrer Einführung einen stetigen Anstieg ihres Anteils 

von 2,6 % im Jahr 2000 auf 4,4 % für das Jahr 2021 (vgl. BMAS, 2023, S. 13). 

Die SPV ist als umlagefinanziertes System angelegt. Umlagefinanzierte Systeme zeich-

nen sich dadurch aus, dass die laufenden Ausgaben einer Periode aus den Einnahmen der 

jeweils gleichen Periode (meist ein Jahr) finanziert werden. Vermögensreserven kann es 

in begrenztem Maße geben; sie dienen als Puffer für insbesondere konjunkturelle 

Schwankungen (vgl. Schmähl, 2009, S. 215). Deutschland besitzt als einziges europäi-

sches Land ein dualistisches System aus gesetzlichen und privaten Kassen (vgl. Graf et 

al., 2019, S. 4). Die wesentlichen Ziele des Pflegeversicherungsgesetzes lassen sich aus 

der Problemanalyse ableiten und sind in drei – nicht immer widerspruchsfreie – Katego-

rien zu unterteilen. (1) Bezogen auf die Allokation, also wofür Mittel eingesetzt werden 

sollen, geht es um die pflegerische Infrastruktur und deren Ausbau sowie die Steigerung 

von Qualität und Effizienz und die Einhaltung des Vorrangs ambulanter Pflege. (2) In 

distributiver Hinsicht beziehen sich die Ziele hauptsächlich auf die Entlastung der Sozi-

alhilfeträger und die Reduktion der sozialhilfeabhängigen Pflegebedürftigen. Weiterhin 

steht eine sozialverträgliche Finanzierung im Fokus. (3) Abschließend wird noch eine 

Stabilisierungsdimension bedient, indem die Verhinderung einer extremen Ausgaben- 

und Beitragssatzsteigerung als zentrales Ziel deklariert wurde (vgl. Rothgang, 2009, 

S. 99). Der obligatorische Charakter der SPV lässt sich insbesondere allokativ begründen, 

weil die Existenz einer Mindestsicherung zumindest einen Teil der Bürger dazu veranlas-

sen würde, auf eine Pflegeversicherung zu verzichten und im Falle einer Pflegebedürftig-

keit auf die steuerfinanzierte Mindestversorgung zurückzugreifen (ebd., S. 64). Es gilt der 

Grundsatz, dass alle, die in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) versichert sind, 

auch in der SPV berücksichtigt werden (Häcker et al., 2011, S. 18). 
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In Bezug auf ihre Finanzierung weist die SPV jedoch Besonderheiten im Vergleich mit 

anderen Sozialversicherungszweigen auf. Finanziert wird die soziale Pflegeversicherung 

durch Beiträge, die „gemäß dem Leistungsfähigkeitsprinzip nach der Höhe des Einkom-

mens aus abhängiger Beschäftigung bemessen“ sind (Holzkämper, 2014, S. 3). Der Bei-

trag wird hälftig von Arbeitgeber und Arbeitnehmer gezahlt. Kinderlose zahlen zusätzlich 

seit 1. Juli 2023 ab dem vollendeten 23. Lebensjahr einen Beitragssatzzuschlag von 0,6 

Prozentpunkten. Vorher betrug dieser Zuschlag 0,25 Prozentpunkte von 2005 bis 2021 

und 0,35 Prozentpunkte von 2022 bis Juni 2023 (vgl. BMG, 2023a). Anders als die GKV 

ist die SPV jedoch nicht als Vollversicherung ausgestaltet, sondern lediglich als Teilkos-

tenversicherung angelegt.2  

Versicherungspflichtig sind in der SPV zunächst alle GKV-Versicherten, das heißt alle 

Arbeitnehmer mit einem sozialversicherungspflichtigen Entgelt unterhalb der Versiche-

rungspflichtgrenze sowie Arbeitslose, die Leistungen nach dem SGB III beziehen, Rent-

ner, Studenten, Rehabilitanden und Behinderte (§ 20 f. SGB XI). Personen mit einer 

privaten Krankenversicherung sind verpflichtet, eine in Umfang und Art gleichwertige 

Pflegeversicherung nachzuweisen (§ 23 SGB XI).  

Solidarität und Eigenverantwortung stehen in der SPV in einem stetigen Spannungsver-

hältnis. Im Rahmen der sozialen Sicherung meint Solidarität immer auch eine institutio-

nelle Solidarität, die innerhalb einer Gesellschaft durch Gesetze und andere verbindliche 

Systeme gesichert wird. Diese institutionell gesicherte Solidarität ist notwendig, da bei 

einer freiwilligen Solidarität im Sinne eines bürgerschaftlichen Engagements die Kollek-

tivgutproblematik sehr stark ausgeprägt ist und Freifahrerverhalten die freiwillige Soli-

darität stark mindern kann (vgl. Wasem, 2011, S. 71). Solidarität und 

Eigenverantwortung müssen sich dabei nicht ausschließen, sondern können sich ergänzen 

(vgl. Rothgang, 2006, S. 212). Die Frage im Zusammenhang mit der Ausgestaltung ist 

daher immer die nach mehr oder weniger Solidarität bzw. Eigenverantwortung. Kern von 

Solidarität ist, „dass sich ein Kollektiv verpflichtet (fühlt), in Not geratenen Mitgliedern 

des Kollektivs (seien es Staaten, Versicherungsgemeinschaften, Familien oder andere ge-

sellschaftliche Zusammenschlüsse) zu helfen“ (Rothgang, 2006, S. 212). Je größer die 

Solidarität, desto kleiner die finanzielle Eigenverantwortung und vice versa (ebd.). „Die 

pflegerische Versorgung der Bevölkerung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe“ (§ 8 

SGB XI) und beruht zu diesem Zweck auf ausgeprägten solidarischen Prinzipien. 

 
2 Details zur Finanzierung der SPV finden sich in Kapitel 2.2. 
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Solidarität wird in der SPV durch das Poolen von Risiken erreicht. Beiträge zwischen 

denjenigen, die nicht pflegebedürftig sind, und denjenigen, die auf Pflegeleistungen an-

gewiesen sind, werden gepoolt und die notwendigen Leistungen aus diesem Pool finan-

ziert. Ex post ergibt sich so eine solidarische Umverteilung der Nicht-Pflegebedürftigen 

zu den Pflegebedürftigen. Weiterhin wird eine Ex-ante-Solidarität realisiert, indem Bei-

träge nicht nach einem individuell eingebrachten Risiko differenziert werden. Ergänzend 

findet sich eine Einkommenssolidarität zwischen Besserverdienenden und Personen mit 

geringerem Einkommen (vgl. Wasem, 2011, S. 71).  

Noch stärker als in der GKV wird in der SPV seit ihrer Einführung die Gesamtheit der 

Pflegeversicherten als einheitliche Solidargemeinschaft verstanden. Dies hat zur Folge, 

dass alle Ausgaben über einen Finanzausgleich und einen Ausgleichsfonds zwischen den 

Pflegekassen finanziert werden (ebd., S. 72). Die umfassende Versicherungspflicht in 

SPV und privater Pflege-Pflichtversicherung (PPV) stärkt die Versicherungssolidarität. 

Bezüglich der Umverteilungssolidarität folgt die SPV dem Leistungsfähigkeitsprinzip, 

das aufgrund von einkommensabhängigen Beitragszahlungen eine Umverteilung nach 

dem Einkommen ermöglicht. Dieses Prinzip wird jedoch unterbrochen von der Beitrags-

bemessungsgrenze, der Begrenzung der Beitragspflicht auf Arbeitseinkommen sowie der 

Versicherungspflichtgrenze (vgl. Rothgang, 2006, S. 213). Die Eigenverantwortung zeigt 

sich in der SPV dadurch, dass nicht alle Leistungen versichert sind, sondern Eigenanteile 

fällig werden. Weiterhin gibt es Eigenverantwortung durch die Wahlfreiheit zwischen 

ambulanter und stationärer Pflege sowie Geld- oder Sachleistungen in der ambulanten 

Pflege (ebd.). Wie die Leistungen der SPV ausgestaltet sind, wird im folgenden Kapitel 

erläutert. 

2.1.2 Pflegebedürftigkeit und Leistungen in der SPV 

Das Leistungsrecht der Pflegeversicherung hat sich in den Jahren seit ihrer Gründung 

stetig weiterentwickelt. Anspruch auf Leistung hat grundsätzlich jeder Versicherte, der in 

den letzten zehn Jahren mindestens zwei Jahre versichert oder über die Familie mitversi-

chert war (§ 33, Abs. 2 SGB XI). Die SPV ist im Teilleistungsprinzip organisiert, das 

heißt, es werden lediglich Teile der in Anspruch genommenen Leistungen von der SPV 

finanziert. Die Höhe der Leistungen richtet sich nach § 43 SGB XI. Der restliche Teil der 

Leistungen muss in Eigenleistung von der versicherten Person finanziert werden und va-

riiert je nach Leistungsart. 



 

10 

Art und Umfang der Leistungen der Pflegeversicherung sind in § 4 SGB XI genau defi-

niert. Es wird unterschieden zwischen Dienst-, Sach- und Geldleistungen, die sich jeweils 

nach der Schwere der Pflegebedürftigkeit richten. Die Pflegesachleistung (§ 36 SGB XI) 

für die Pflegegrade (PG) 2–5 umfasst die pflegefachliche Anleitung von Pflegebedürfti-

gen und Pflegepersonen, körperbezogene Pflegemaßnahmen und pflegerische Betreu-

ungsmaßnahmen z. B. durch einen Pflegedienst sowie Hilfen bei der Haushaltsführung 

als Sachleistung. Folgende Leistungshöhen werden gewährt: PG 2 bis 689 €, PG 3 bis 

1298 €, PG 4 bis 1612 €, PG 5 bis 1995 €. Das Pflegegeld für selbst beschaffte Pflegehil-

fen (§ 37 SGB XI) kann anstelle der häuslichen Pflegehilfe treten und umfasst Leistungs-

höhen von 316 € bei PG 2, 545 € bei PG 3, 728 € bei PG 4 und 901 € bei PG 5, wenn die 

Pflege selbst geleistet wird. Die Kombination von Geldleistung und Sachleistung (§ 38 

SGB XI) liegt vor, wenn eine Sachleistung nur teilweise in Anspruch genommen wird 

und sich daher anteilig noch ein Pflegegeldanspruch ergibt. Die vollstationäre Pflege 

(§ 43 SGB XI) umfasst pflegebedingte Aufwendungen einschließlich der Aufwendungen 

für Betreuung und die Aufwendungen für Leistungen der medizinischen Behandlungs-

pflege in Höhe von 770 € bei PG 2, 1262 € bei PG 3, 1775 € bei PG 4 und 2005 € bei 

PG 5. Kosten für Unterkunft und Verpflegung werden nur übernommen, wenn der Leis-

tungssatz die Aufwendungen übersteigt. Bei PG 1 wird ein Zuschuss von 125 € monatlich 

gezahlt, wenn vollstationäre Pflege gewählt wird (§ 28 a SGB XI). Nicht weiter einge-

gangen wird an dieser Stelle auf weitere Leistungen wie häusliche Pflege bei Verhinde-

rung der Pflegeperson (§ 39 SGB XI), Tagespflege und Nachtpflege (§ 41 SGB XI), 

Kurzzeitpflege (§ 42 SGB XI), Leistungen zur sozialen Sicherung der Pflegepersonen 

(§ 44 SGB XI), zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit und kurzzeitiger Arbeitsverhinde-

rung (§ 44a SB XI) und Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pflegepersonen 

(§ 45 SGB XI). 

Voraussetzung für den Erhalt von Pflegeleistungen ist das Eintreten von Pflegebedürftig-

keit. Mit dem Pflegestärkungsgesetz II (PSG II) wurde zum 01.01.2017 in Deutschland 

in den §§ 14, 15 SGB XI ein neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff sowie ein standardisiertes 

Begutachtungsinstrument zur Feststellung der Schwere einer Pflegebedürftigkeit einge-

führt. Seitdem ist es möglich, Leistungen der Pflegeversicherung in Art und Umfang un-

abhängig von körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigungen auf die 

individuellen Fähigkeiten und Bedürfnisse einer Person abzustimmen (vgl. BMG, 2017a). 

Als pflegebedürftig gelten  
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„Personen, die gesundheitlich bedingte Beeinträchtigungen der Selbständigkeit 

oder der Fähigkeiten aufweisen und deshalb der Hilfe durch andere bedürfen. Es 

muss sich um Personen handeln, die körperliche, kognitive oder psychische Be-

einträchtigungen oder gesundheitlich bedingte Belastungen oder Anforderungen 

nicht selbständig kompensieren oder bewältigen können. Die Pflegebedürftigkeit 

muss auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, und mit mindestens 

der in § 15 festgelegten Schwere bestehen“ (§ 14 Abs. 1 SGB XI). 

Im Jahr 2021 waren 73,5 Mio. Menschen in der SPV versichert. Privat pflegeversichert 

waren 9,2 Mio. Personen (vgl. BMG, 2023c, S. 1). Von den Versicherten der SPV waren 

57,2 Mio. beitragszahlende Mitglieder und 16,1 Mio. beitragsfrei Versicherte wie z. B. 

Familienangehörige (vgl. BMG, 2023b, S. 2). Im Rahmen der SPV haben im Jahr 2021 

4,6 Mio. Menschen Leistungen bezogen, davon 3,8 Mio. in einem ambulanten, 702.059 

Menschen in einem stationären Pflegesetting sowie 141.126 in Einrichtungen der Ein-

gliederungshilfe. Die Zahl der Leistungsempfänger ist seit Gründung der SPV im Jahr 

1995 stetig gestiegen, von 1,1 Mio. Leistungsbeziehern im Gründungsjahr auf 4,6 Mio. 

im Jahr 2021 (vgl. BMG, 2023c, S. 4). Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der 

Leistungsempfängerzahlen seit 1995 nochmals im Detail auf. 

Tab. 1 Entwicklung Leistungsbezieher SPV 

Jahr Ambulant Stationär Insgesamt 

1995 1.061.418 – 1.061.414 

2000 1.260.825 561.344 1.822.169 

2005 1.309.506 642.447 1.951.953 

2010 1.577.844 709.955 2.287.799 

2015 1.907.095 758.014 2.665.109 

2020 3.478.535 703.334 4.322.772 

2021 3.763.305 702.059 4.606.490 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BMG, 2023c, S. 4 

52,1 % der Leistungsbezieher sind 80 Jahre oder älter. Kinder und Jugendliche unter 20 

Jahren machen 5,9 % aus und 13,2 % sind Menschen im erwerbsfähigen Alter zwischen 

20 und 59 Jahren (vgl. Schwinger et al., 2023, S. 480). 

Das Risiko, pflegebedürftig zu werden, liegt unter einem Alter von 60 Jahren bei 1,7 %, 

zwischen 60 und 80 Jahren bei 8,4 % und ab 80 Jahren bei 41,7 % (vgl. BMG, 2023c, 

S. 19). Die jährliche Veränderungsrate der Prävalenz von Pflegebedürftigkeit wird sich 

voraussichtlich zwischen 2020 und 2050 zwischen +1,3 % und +1,7 % bewegen (vgl. 

statista, 2019). In den unteren Altersklassen ist die Pflegewahrscheinlichkeit für Frauen 
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und Männer in etwa gleich hoch, in den höheren Altersklassen ab 80 Jahren gibt es jedoch 

Unterschiede: Während 60 % der über 90-jährigen Männer pflegebedürftig sind, sind es 

bei den Frauen 73 % (vgl. Schwinger et al., 2023, S. 480). 

Frauen verursachen in diesem Zusammenhang auch höhere Kosten, da sie eine höhere 

Lebenserwartung haben (vgl. Arentz, 2019, S. 8). Betrachtet man die Bevölkerungsvo-

rausschätzung (mittlere Variante G2-L2-W2), wird deutlich, dass die Anzahl der Perso-

nen über 80 Jahren bis 2050 von 6,1 Mio. (7,2 % der Gesamtbevölkerung) auf 9,1 Mio. 

(10,8 % der Gesamtbevölkerung) steigen wird (vgl. Destatis, 2022a). Dies zeigt auch Ta-

belle 2. 

Tab. 2 Anzahl älterer Personen an der Gesamtbevölkerung 

 Gesamtbevölkerung  

in Mio. 

Personen über 80  

in Mio. 

Anteil an der Gesamtbevölkerung 

in % 

2022 84,2 6,1 7,2 

2030 85,2 6,0 7,0 

2040 84,9 7,3 8,6 

2050 84,0 9,1 10,8 

2060 82,9 8,2 9,9 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Destatis, 2022a 

Im ambulanten Setting entfallen 61,6 % der Leistungsbezieher auf die Pflegegrade 1 und 

2, während es im stationären Setting nur 18,1 % sind; hier entfällt die Mehrheit (45,8 %) 

der Pflegebedürftigen auf die Pflegegrade 4 und 5 (vgl. BMG, 2023c, S. 1–2). Der Pfle-

gegrad 1 wurde 2017 mit dem Ziel eines verbesserten Zugangs zur Pflege geschaffen. Der 

Anteil der Pflegebedürftigen in dieser Einstufung hat sich von 5,8 % im Jahr 2017 auf 

13,8 % im Jahr 2021 mehr als verdoppelt. Dies kann insbesondere als Einführungseffekt 

dieser neuen Eintrittsart in die Pflegebedürftigkeit gesehen werden (vgl. Schwinger et al., 

2023, S. 480). 

Seit 2012 hat sich der Anteil der im Rahmen der SPV versicherten pflegebedürftigen Per-

sonen im Sinne des SGB XI von 3,5 % auf 6,3 % im Jahr 2021 erhöht; dies entspricht 

einem Anstieg von 80 % (ebd., S. 480–481). Legt man für 2012 die gleiche Geschlechts- 

und Altersstruktur wie 2021 zugrunde und bereinigt die Pflegeprävalenz um den Alte-

rungseffekt der Gesellschaft, errechnet sich eine Prävalenz von 3,9 % für 2012, was noch 

einem Anstieg um 60 % bis 2021 entspricht. Weiterhin spielt auch hier die Einführung 

des Pflegegrades 1 – zu dem es vor 2017 kein Äquivalent gab – eine wichtige Rolle. Lässt 

man den neu geschaffenen Pflegegrad 1 aus den Berechnungen heraus, ergibt sich noch 

ein Anstieg der Pflegeprävalenz um 40 %. Dieser Anstieg geht deutlich über das Niveau 
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hinaus, das sich durch rein demografische Entwicklungen begründen lässt (ebd., S. 481). 

Die Beanspruchung von Leistungen bleibt über den Zeitverlauf relativ konstant, wobei 

der Anteil der im stationären Setting versorgten Personen von 26 % im Jahr 2015 auf 

21 % im Jahr 2021 gesunken ist. Diese prozentuale Abnahme lässt sich jedoch fast aus-

schließlich durch die überproportional gestiegene Inanspruchnahme von ambulanter Ver-

sorgung begründen (ebd., S. 482–483). 

Auf Basis der Pflegeeintritte lassen sich durchschnittliche Verweildauern in Pflege ermit-

teln. Für die Eintrittskohorte 2019 liegt diese bei 6,1 Jahren. Für Männer liegt sie im 

Durchschnitt bei 5,6 Jahren und für Frauen bei 6,4 Jahren. Betrachtet man nur Pflegebe-

dürftige ab einem Eintrittsalter von 60 Jahren, liegt die durchschnittliche Verweildauer 

noch bei 4,3 Jahren bzw. 3,6 Jahren für Männer und 4,9 Jahren für Frauen (vgl. Rothgang 

und Müller, 2021, S. 95–96).3 

2.2 Finanzseitige Betrachtung 

2.2.1 Finanzierungsstruktur 

Grundsätzlich sind in einer Sozialversicherung zwei Finanzierungsarten von Bedeutung: 

lohnbezogene Sozialversicherungsbeiträge und Zahlungen aus anderen öffentlichen 

Haushalten wie insbesondere Gebietskörperschaften wie dem Bundeshaushalt (vgl. 

Schmähl, 2009, S. 312). Dem Grundsatz nach sind lohnbezogene Beiträge zur Finanzie-

rung von Ausgaben geeignet, bei denen ein Äquivalenzverhältnis zwischen geleisteten 

Beiträgen und Anspruch besteht. Aufgaben der interpersonellen Umverteilung sollten 

durch steuerliche oder verteilungspolitische Instrumente finanziert werden. Bei der Ope-

rationalisierung dieser Maßgabe muss u. a. überlegt werden, welcher Maßstab für Äqui-

valenz angelegt wird (ebd., S. 327). Argumente für diese Grundsätze mit Relevanz für 

die SPV sind insbesondere die folgenden: Widerstände gegen Beiträge, die wie ein Preis 

zu sehen sind, weil ihnen eine Leistung klar gegenübersteht, werden geringer sein als 

Widerstände gegen allgemeine Abgaben ohne Anspruch auf eine konkrete Gegenleistung. 

Weiterhin werden Umverteilungsvorgänge mit einer klaren Trennung der beiden Finan-

zierungsarten nachvollziehbarer und das Sicherheitsgefühl und Vertrauen in das System 

steigt. Dies kann wiederum einen Einfluss auf die Abgabenbereitschaft der Bevölkerung 

und dessen langfristige Unterstützung des Systems haben (ebd., S. 328). Häufig steht bei 

 
3 Annahmen und weitere Details zur Berechnung der zu erwartenden Dauer der Pflegebedürftigkeit finden 

sich bei Rothgang und Müller, 2021, S. 88–97. 
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Steuern der Zwangsgedanke im Vordergrund, sodass von Steuerzahlern versucht wird, 

die steuerliche Belastung zu mindern. Bei der Erhöhung von Steuern ist daher mit Abga-

bewiderständen zu rechnen (vgl. Rothgang, 2009, S. 61). Bei Beitragszahlungen haben 

Bürger in der Regel einen Anspruch auf äquivalente Gegenleistungen, was häufig einen 

„eigentumsähnlichen Charakter“ (Rothgang, 2009, S. 62) der Ansprüche zur Folge hat. 

Im Allgemeinen wird daher gefolgert, dass die Bereitschaft zur Steuerzahlung niedriger 

ist als die zur Beitragszahlung (ebd.). 

Die Finanzierung der SPV erfolgt über das Umlageverfahren, in dem die Ausgaben einer 

Periode aus den Beiträgen derselben Periode gedeckt werden. Im Umlageverfahren wer-

den Einnahmen unmittelbar – mindestens aber innerhalb einer Periode – zur Finanzierung 

laufender Ausgaben wiederverwendet. Es werden im Gegensatz zum Kapitaldeckungs-

verfahren keine Summen über längere Zeiträume gespart. Rücklagen sind damit im Ka-

pitaldeckungsverfahren systemimmanent und im Umlageverfahren zumindest auf 

theoretischer Basis betrachtet per Definition ausgeschlossen. In der Realität existieren 

jedoch Rücklagen auch im Umlageverfahren, da Einnahmen saisonbedingt schwanken 

können. Auch konjunkturbedingte überjährige Schwankungen können auftreten. Daher 

müssen Rücklagen gebildet werden, um im gesamten Jahresverlauf sicherzustellen, dass 

die SPV ihren Zahlungsverpflichtungen nachkommen kann. Rücklagen gleichen damit 

unterjährige Defizite aus. Die Pflegekassen sind daher zur Bildung von Rücklagen nach 

Maßgabe des § 64 SGB XI verpflichtet (vgl. Fichte, 2014, S. 44–45). 

Der Beitragssatz zur SPV wird paritätisch, also jeweils zur Hälfte von Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer gezahlt. Für Kinderlose nach Vollendung des 23. Lebensjahres wird ein 

Beitragsaufschlag erhoben, der gänzlich vom Arbeitnehmer selbst zu tragen ist (§ 55 Abs. 

3 SGB XI). Zur Sicherstellung eines Finanzausgleichs nach § 66 SGB XI wurde ein Aus-

gleichsfonds eingerichtet. Dieser hat den Charakter einer „kassenübergreifenden Schwan-

kungsreserve der sozialen Pflegeversicherung“ (§ 4 Abs. 1 Satz 1 der Vereinbarung nach 

§ 66 Abs. 1 Satz 4 und 5 SGB XI). Der Ausgleichfonds wird vom Bundesamt für Soziale 

Sicherung als Sondervermögen verwaltet und setzt sich zusammen aus Beiträgen aus 

Rentenzahlungen, vom Gesundheitsfonds überwiesenen Beiträgen sowie den Überschüs-

sen aus Betriebsmitteln und Rücklagen der Pflegekassen (§ 65 Abs. 1 SGB XI).  

Seit Januar 2015 werden ergänzend zur Beitragsfinanzierung 0,1 Prozentpunkte der Bei-

tragseinnahmen dem Pflegevorsorgefonds zugeführt und dort als kapitalgedecktes Son-

dervermögen angelegt, das vom übrigen Vermögen der SPV getrennt gehalten wird (vgl. 
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Arentz et al., 2019, S. 5). Der Pflegevorsorgefonds wurde als Sondervermögen unter dem 

Namen „Vorsorgefonds der sozialen Pflegeversicherung“ errichtet (§ 131 SGB XI), dient 

der Stabilisierung der Beitragssatzentwicklung und darf ausschließlich zur Finanzierung 

von Leistungsaufwendungen verwendet werden (§ 132 SGB XI). Der in Aktien oder Ak-

tienfonds angelegte Teil des Fonds ist ab 2035 bis spätestens zum Jahr 2045 abzubauen 

(§ 134 SGB XI). Pro Jahr sind dies etwa 1,2 Mrd. €. Ab dem Jahr 2035 kann das Vermö-

gen zur Beitragsstabilitätssicherung verwendet werden, „wenn ohne eine Zuführung von 

Mitteln an den Ausgleichsfonds eine Beitragssatzanhebung erforderlich würde, die nicht 

auf über eine allgemeine Dynamisierung der Leistungen hinausgehenden Leistungsver-

besserungen beruht“ (BMG, 2017b). Die Geburtsjahrgänge 1959 bis 1967 sind mit 1,2 

bis 1,4 Mio. Menschen deutlich größer als andere Jahrgänge. Daraus ergibt sich ein An-

sparzeitraum von 20 Jahren, da im Jahr 2034 der erste Jahrgang das 75. Lebensjahr er-

reicht und mit diesem die Pflegewahrscheinlichkeit ansteigt. Erst nach voraussichtlich 20 

weiteren Jahren erlangen die schwächer besetzten Jahrgänge nach 1967 das Pflegealter. 

Der Pflegevorsorgefonds soll Beitragssteigerungen in dieser Zeit, in der mit einer großen 

Anzahl an Pflegebedürftigen zu rechnen ist, eindämmen (ebd.). Die Pflegeversicherung 

weist darüber hinaus Verflechtungen mit der GKV sowie der gesetzlichen Rentenversi-

cherung auf, die im Rahmen dieser Arbeit jedoch nicht näher beschrieben werden.4  

2.2.2 Die Einnahmenseite der SPV 

Die Einnahmen der SPV haben sich von 16,9 Mrd. € im Jahr 2003 auf 52,5 Mrd. € im 

Jahr 2021 mehr als verdreifacht (vgl. statista, 2023a). Neben Beitragssatzerhöhungen tru-

gen eine gute Beschäftigungsentwicklung und eine verbesserte Lohnentwicklung zu Ein-

nahmesteigerungen bei (vgl. Bundesregierung, 2016, S. 131). 

Die Finanzierung der SPV erfolgt durch einen gesetzlich festgelegten Beitragssatz von 

den beitragspflichtigen Einnahmen (§ 55 Abs. 1 SGB XI). Nach Vollendung des 23. Le-

bensjahres und bei Kinderlosigkeit erhöht sich der Beitrag um einen Beitragszuschlag in 

Höhe von 0,6 Beitragssatzpunkten (§ 55 Abs. 3 SGB XI). Ausnahmen in der Gesetzge-

bung werden im Folgenden nicht beleuchtet. Die Beiträge werden jeweils zur Hälfte von 

den in der gesetzlichen Krankenkasse Pflichtversicherten und ihren Arbeitgebern getra-

gen. Der Beitragszuschlag für Kinderlose wird vollständig von den Versicherten gezahlt 

(§ 58 Abs. 1 SGB XI). Die Beitragsbemessungsgrenze in der Kranken- und 

 
4 Informationen zu Verflechtungen der SPV mit der GKV und der Rentenversicherung finden sich bei 

Schmähl, 2009, S. 475–478. 
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Pflegeversicherung liegt bei 4.987,50 € monatlich bzw. 59.850 € jährlich. Seit 1. Juli 

2023 liegt der Beitragssatz bei 3,4 %. Für Kinderlose ergibt sich ein Beitragssatz von 

4,0 % (vgl. BMG, 2023a). 

Die Beitragssatzerhöhungen zum 1. Januar 2013 um 0,1 Prozentpunkte und zum 1. Januar 

2015 um 0,3 Prozentpunkte haben zu jährlichen Mehreinnahmen von 4,8 Mrd. € geführt, 

die für die Finanzierung von Leistungsausweitungen sowie zur Zuführung in den Pflege-

vorsorgefonds verwendet wurden (vgl. Bundesregierung, 2016, S. 102). Weitere Erhö-

hungen fanden im Jahr 2017 um 0,2 Prozentpunkte sowie 2019 um 0,5 Prozentpunkte 

und 2023 um 0,35 Prozentpunkte statt. Seit ihrer Einführung sind die Beitragssätze der 

SPV damit kontinuierlich gestiegen. Auch der Kinderlosenzuschlag ist seit seiner Einfüh-

rung 2005 von 0,25 Prozentpunkten auf 0,35 Prozentpunkte im Jahr 2022 und 0,6 Pro-

zentpunkte zum 1. Juli 2023 angestiegen. Die beschriebene Entwicklung ist 

untenstehender Grafik nochmals zu entnehmen (vgl. statista, 2023b). 

Abb. 1 Entwicklung Beitragssätze SPV 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an statista, 2023b 

Inklusive der Anpassung in 2019 ist der Beitragssatz innerhalb der Jahre 2014 bis 2019 

um fast 50 % gestiegen. Auch in Zukunft werden Beitragssatzerhöhungen ein wahr-

scheinliches Mittel zur Finanzierung der SPV sein. Für eine adäquate Projektion der zu-

künftigen Beitragssatzentwicklung wird im Folgenden angenommen, dass Defizite erst 

durch den vorhandenen Mittelbestand der SPV und erst im Anschluss daran durch lau-

fende Anpassungen des Beitragssatzes finanziert werden (vgl. Bahnsen und 

Raffelhüschen, 2019, S. 33). 
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Ohne die Reform durch das PSG II hätte der vorhandene Mittelbestand ausgereicht, um 

den Beitragssatz bis 2023 stabil bei 2,35 % zu halten. Bis 2035, dem Jahr, in dem der 

Pflegevorsorgefonds einsetzt, wäre er auf 3,05 % gestiegen und hätte bis 2037 stabile 

Beiträge garantiert. Im Nachgang wäre der Beitragssatz bis 2060 auf 4,52 % gestiegen. 

Es wird deutlich, dass auch ohne Reform erhebliche Beitragssatzsteigerungen nötig ge-

wesen wären, um die SPV finanziell ausgeglichen auszugestalten. Betrachtet man die Si-

tuation unter Berücksichtigung der Reform des PSG II, wird sichtbar, dass nach den 

Anpassungen 2017 und 2019 das Niveau von 3,05 % bis 2022 konstant gehalten werden 

kann. Dies hat sich auch in der Realität bestätigt. Bis 2035 und dem Einsetzen des Pfle-

gevorsorgefonds steigt der Beitragssatz laut Projektion auf 3,98 % und bleibt bis 2036 

stabil. Danach steigt er bis 2060 auf 5,87 % an. Es handelt sich hierbei um ein Szenario 

auf Basis rein demografischer Entwicklungen, das daher eher die optimistische Unter-

grenze des Beitragssatzszenarios darstellt (ebd.). 

Das Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz, das zum 1. Juli 2023 in Kraft trat, be-

inhaltet neben den oben genannten Beitragssatz- und Kinderlosenzuschlagserhöhungen 

auch Entlastungen für Eltern mit mehr als einem Kind in Höhe von 0,25 Prozentpunkten 

pro Kind bis zu einer Gesamtentlastung von 1,0 Prozentpunkten (vgl. PUEG, 2023). 

Durch die Ausgestaltung der SPV als Teilkostenversicherung sind Pflegebedürftige ne-

ben den Pflegeversicherungsbeiträgen auch verpflichtet, einen Eigenanteil im Pflegefall 

zu zahlen. Im Rahmen von stationärer Pflege setzt sich der Gesamt-Eigenanteil aus dem 

einrichtungseinheitlichen Eigenanteil (eeE) an den Pflegekosten sowie den Kosten für 

Verpflegung und Unterkunft zusammen. Weiterhin werden Investitionskosten fällig. Der 

pflegebedingte Eigenanteil ist innerhalb einer Einrichtung seit 2017 jeweils für die Pfle-

gegrade 2 bis 5 einheitlich. Zwischen einzelnen Pflegeeinrichtungen kann es jedoch Un-

terschiede geben (vgl. Arentz, 2019, S. 4). Die Zusammensetzung der 

Gesamtheimentgelte aus Eigen- und Kassenanteil findet sich in untenstehender Grafik 

nach Pflegegraden dargestellt. 
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Abb. 2 Eigen- und Kassenanteil SPV 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an vdek, 2020 

Im Zeitverlauf ist die Selbstbeteiligung der Pflegebedürftigen an den Pflegekosten im 

stationären Pflegesetting deutlich gestiegen. Während im Jahr 2001 im Bundesdurch-

schnitt nur 164 € als Eigenanteil in Pflegestufe I getragen werden mussten, waren es im 

Jahr 2015 bereits 428 €. Dies entspricht einem Anstieg um mehr als das Zweieinhalbfa-

che. Auch in den Pflegestufen II und III hat es erhebliche Steigerungen gegeben (vgl. 

Kochskämper, 2019, S. 18). 

Insbesondere die unzureichende Dynamisierung der Leistungen hat die Eigenanteile seit-

dem weiter ansteigen lassen. In der Pflegestufe III wurden die Leistungen 2008, 2010 und 

2012 dynamisiert. Daher sind die durchschnittlichen Eigenanteile von 2009 bis 2011 ge-

sunken, weshalb die Wachstumsrate der Steigerung in Pflegestufe III geringer ist. Die 

durchschnittlichen pflegebedingten Eigenanteile in stationärer Pflege über alle Pflegestu-

fen hinweg sind von 277 € im Jahr 1999 auf 602 € im Jahr 2015 angestiegen (vgl. Roth-

gang et al., 2019, S. 5). 2017 ist dieser Wert aufgrund der Pflegereform zwar kurzfristig 

auf 587 € zurückgegangen (vgl. Kochskämper, 2019, S. 20), jedoch seitdem wieder kon-

tinuierlich auf 702 € im Jahr 2019 und 904 € im Jahr 2021 gestiegen (vgl. Meißner, 2022). 

Diese Entwicklung zeigt auch folgende Tabelle. Es sei an dieser Stelle erneut darauf hin-

gewiesen, dass bei dem Vergleich der Eigenanteile im Zeitverlauf beachtet werden muss, 

dass die Eigenanteile seit 2017 einrichtungseinheitlich sind und nicht mehr nach Pflege-

grad variieren. 
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Tab. 3 Entwicklung Eigenanteile in stationärer Pflege 

Jahr Durchschnittlicher Eigenanteil / eeE 

1999 277 

2001 316 

2003 394 

2005 422 

2007 449 

2009 502 

2011 507 

2013 560 

2015 602 

2017 587 

2019 702 

2021 904 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Rothgang et al., 2019, S. 5; Kochskämper, 

2019; Meißner, 2022 

Sowohl zwischen den Bundesländern als auch auf Einrichtungsebene gibt es starke Un-

terschiede in der Höhe der Eigenanteile. Ausgehend von den Unterschieden in den Pfle-

gesätzen zwischen den Bundesländern, ist auch die Höhe und Entwicklung der 

Eigenanteile sehr unterschiedlich. Die Höhe der Eigenanteile wird zwischen den Pflege-

kassen und den Pflegeheimen in jedem Bundesland separat verhandelt. Die einrichtungs-

einheitlichen Eigenanteile für die Pflegekosten reichen im Jahr 2021 von 752 € in 

Sachsen-Anhalt bis 1318 € in Baden-Württemberg (vgl. Meißner, 2022). Die sehr unter-

schiedliche Entwicklung in den Bundesländern kann eine Folge des PSG III sein, durch 

das Löhne für in Pflegeheimen Beschäftigte bis auf Tarifniveau angehoben werden kön-

nen. Dies ist möglicherweise in Nord- und Ostdeutschland stärker erfolgt. Auch die Zu-

sammensetzung der Heimbewohner kann einen Einfluss haben. Werden mittel- bis 

langfristig eher hohe Pflegegrade in den Heimen versorgt, erhöhen sich auch die eeE. 

Betrachtet man die vertretenen Pflegegrade in der vollstationären Pflege, zeigt sich hier 

jedoch kein einheitliches Bild, das diese These klar belegen kann (vgl. Kochskämper, 

2019, S. 23). Auch zeigt sich ein starker Unterschied zwischen den Trägerarten der Pfle-

geeinrichtungen. Während kommunale Betreiber mit durchschnittlichen eeE in Höhe von 

1266 € sowie gemeinnützige Betreiber mit eeE in Höhe von 1150 € deutlich über dem 

Bundesdurchschnitt liegen, liegen private Anbieter mit 799 € deutlich darunter (vgl. 

Meißner, 2022). Im Gegensatz zum stationären Bereich existieren im ambulanten Bereich 

keine umfassenden empirischen Studien, die zeigen, in welcher Höhe Pflegekosten zu-

sätzlich privat getragen werden. In einer TNS-Infratest-Umfrage aus dem Jahr 2017 ga-

ben Befragte einen durchschnittlichen Betrag von 269 € an (vgl. TNS Infratest 
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Sozialforschung, 2017, S. 158–160). Hielscher et al. zeigen, dass bei der Pflege durch 

einen Pflegedienstleister ein durchschnittlicher Eigenanteil von 208 € für einen Pflege-

dienst und 308 € für ambulante Tagespflege anfällt (vgl. Hielscher et al., 2017, S. 62).  

Die Finanzierungslogik der SPV macht sie anfällig für Veränderungen in der Versicher-

tenstruktur. Der demografische Wandel wird in diesem Zusammenhang zu einer steigen-

den Zahl von Rentenbeziehern und einer sinkenden Zahl von Beitragszahlern führen, die 

auch durch Zuwanderung nicht zu stoppen, sondern allenfalls abzumildern ist, immer ab-

hängig davon, wie viele der Migranten einer sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-

gung nachgehen (vgl. Arentz, 2019, S. 15). Betrachtet man beispielsweise die Projektion 

des Altenquotienten – also die Anzahl von Personen im Rentenalter im Verhältnis zu 100 

Personen im erwerbsfähigen Alter – unter der Annahme einer moderaten Entwicklung 

bei niedrigem Wanderungssaldo, zeigt sich, dass dieser im Jahr 2019 bei 31 liegt, 2030 

schon bei 39, 2040 bei 48, 2050 bei 49 und 2060 bei 53 liegen wird (vgl. Destatis, 2019a). 

Da die Pflegeprävalenz mit dem Alter korreliert, ist zu erwarten, dass mehr Alte auch 

mehr Pflegebedürftige und gleichzeitig weniger Beitragszahler bedeuten werden. 

Einen positiven Effekt auf die Zahl der Beitragszahler könnte der Anstieg der Erwerbstä-

tigenquote haben. Sie hat sich von 2001 bis 2021 – vor allem beeinflusst von einer höhe-

ren Erwerbsquote von Frauen – von 65,8 % auf 75,6 % erhöht und gehört damit bereits 

heute zu den höchsten Europas (vgl. Destatis, 2022b). Dies macht allerdings auch deut-

lich, dass von diesem Faktor in Zukunft kein allzu großer Effekt mehr ausgehen kann, der 

zur Stabilisierung der Einnahmenseite beitragen kann. Die Arbeitszeit von Frauen zeigt 

hier noch am ehesten Raum für Stabilisierung. Doch in diesem Potenzial stecken auch 

mögliche negative Effekte, da eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen zwar zu einem 

positiven Beitrag auf der Einnahmenseite führen kann, jedoch auch das Potenzial für fa-

miliäre Pflege eindämmen kann, da aktuell vor allem Frauen für die häusliche Pflege von 

Familienangehörigen verantwortlich sind. Wenn diese mehr arbeiten, werden Pflegebe-

dürftige auf deutlich kostenintensivere professionelle Pflegestrukturen angewiesen sein. 

Weiterhin könnten Maßnahmen wie eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit und ein spä-

terer Eintritt in das Rentenalter die Einnahmen der SPV stabilisieren, wenn diese auch 

sozial und politisch umstritten sind. Die genannten möglicherweise stabilisierenden Fak-

toren können die demografischen Verschiebungen allerdings nicht aufhalten, sondern al-

lenfalls etwas abmildern, sodass die Ausgangsproblematik prinzipiell bestehen bleibt 

(vgl. Arentz, 2019, S. 15). Genaue Projektionen oder Berechnungen auf Basis 
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empirischer Daten zu den Auswirkungen der demografischen Veränderungen auf die Ein-

nahmen der Pflegeversicherung liegen zum Zeitpunkt des Verfassens dieser Arbeit nicht 

vor. 

Betrachtet man darüber hinaus den Pflegevorsorgefonds als weiteres Element der Finanz-

mittel in der SPV, zeigt sich, dass dieser von einem Mittelbestand von 1,1 Mrd. € im Jahr 

seiner Auflage 2015 auf 10,7 Mrd. € im Jahr 2021 gestiegen ist (vgl. vdek, 2023b). Die 

Renditen schwankten im Betrachtungszeitraum von 2015 bis 2021 zwischen -2,1 % im 

Jahr 2015 und 9,9 % im Jahr 2019 (vgl. Bundesregierung, 2021, S. 3). Im Wesentlichen 

sind die hohen Renditen in 2019 durch Aktiengewinne begründet, in die der Fonds zu 

20 % investieren darf (vgl. wallstreet:online, 2019). Die annualisierte Gesamtrendite lag 

im Jahr 2021 bei 2,6 % (vgl. Thelen, 2023). Unterstellt man einen realen Zinssatz von 

null, zeigt sich, dass der Pflegevorsorgefonds ab 2035 ca. 1,2 Mrd. € jährlich zur Finan-

zierung der SPV beitragen wird. Dies ist bereits gemessen an den heutigen Ausgaben für 

die SPV ein sehr geringer Anteil. Der prognostizierte Beitragssatzeffekt wird bei 0,1 Pro-

zentpunkten liegen (vgl. Breyer, 2016, S. 454). Insbesondere aufgrund der Zinswende 

haben sich in jüngster Zeit niedrig verzinste Anlagen, die Hauptbestandteil des Vorsor-

gefonds sind, im Buchwert deutlich verschlechtert, sodass insgesamt Bewertungsverluste 

in Höhe von 2,1 Mrd. € im Jahr 2022 zu verbuchen sind. Dies führt zu einer Gesamtren-

dite von -17 % für das Jahr 2022. Seit Auflage des Fonds bis 2022 ergibt sich damit eine 

durchschnittliche jährliche Rendite von -0,2 %. Aufgrund der sich stetig verändernden 

Situation an den Finanzmärkten sind diese Zahlen jedoch nur Momentaufnahmen. Nach 

dem ersten Quartal 2023 ist die annualisierte Rendite bereits wieder auf 0,5 % angestie-

gen (vgl. Thelen, 2023). 

Eine deutlich größere Bedeutung als die Trends auf der Einnahmenseite haben die Rah-

menbedingungen und möglichen Entwicklungen auf der Ausgabenseite, die im Folgen-

den betrachtet werden. 

2.2.3 Die Ausgabenseite der SPV 

Die Pflegekassen müssen in den Verträgen mit Leistungserbringern sicherstellen, dass 

die Ausgaben für Pflegeleistungen die Beitragseinnahmen nicht übersteigen. Diese Maß-

gabe wird auch als Grundsatz der Beitragssatzstabilität bezeichnet (§ 70 SGB XI). Die 

Leistungsausgaben der SPV beliefen sich im Jahr 2021 auf 50,2 Mrd. €, wovon 35,5 

Mrd. € für ambulante Pflege und 14,7 Mrd. € für stationäre Pflege aufgewendet wurden 

(vgl. BMG, 2023c, S. 6). Im Zeitverlauf wird deutlich, dass die Leistungsausgaben der 
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SPV im ambulanten wie auch stationären Bereich sehr stark gestiegen sind, wie die fol-

gende Grafik verdeutlicht. 

Abb. 3 Entwicklung Leistungsausgaben SPV 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an BMG, 2023c, S. 6 

Nominal betrachtet sind zwischen 1995 und 2008 die Leistungen der SPV jedoch konstant 

geblieben, was zu einem Kaufkraftverlust geführt hat. Die Heimentgelte sind in diesem 

Zeitraum um durchschnittlich 1,3 % jährlich gestiegen. Im Pflege-Weiterentwicklungs-

gesetz wurde erstmals eine Leistungsanpassung festgelegt. Diese ist in den Jahren 2008, 

2010 und 2012 in drei Stufen erfolgt und beläuft sich in Summe auf rund 1,3 %. Eine 

tatsächliche, nachholende Anpassung an reale Inflation ist damit allerdings nicht passiert 

(vgl. Wirtschaftsdienst, 2011, S. 660). Auf Grundlage von § 30 SGB XI prüft die Bun-

desregierung alle drei Jahre das Erfordernis und die Höhe einer Anpassung der Leistungs-

sätze. Als Richtwert dient die kumulierte Preisentwicklung der letzten drei Jahre.  

Mit Blick auf den Finanzierungssaldo zeigt sich ein erhebliches Defizit von 2,4 Mrd. € 

im Jahr 2017 und 3,6 Mrd. € im Jahr 2018. Von 2008 bis 2016 ergaben sich noch positive 

Salden zwischen 0,1 Mrd. € im Jahr 2012 und 1,7 Mrd. € im Jahr 2015. Auch in den 

Jahren 2019 und 2020 gab es Überschüsse in Höhe von 3,3 Mrd. € bzw. 1,5 Mrd. €. Im 

Jahr 2021 zeigt sich erneut ein Defizit von 1,4 Mrd. €. Der Mittelbestand in Form von 

Rücklagen am Jahresende ist daher zuletzt von 8,2 Mrd. € im Jahr 2020 auf 6,9 Mrd. € 

im Jahr 2021 gesunken. Diese Rücklagen entsprachen nur dem 1,7-Fachen der Monats-

ausgaben. Im Jahr 2016 entsprachen die Rücklagen dem 3,8-Fachen der monatlichen 

Ausgaben und bildeten damit ein deutlich stabileres finanzielles Fundament. Betrachtet 

man die Seite der Ausgaben genauer, wird deutlich, dass im Jahr 2021 deren Großteil mit 

13,9 Mrd. € für Geldleistungen aufgewendet wird. Danach folgen mit 12,6 Mrd. € die 
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Ausgaben für die vollstationäre Pflege sowie Ausgaben für Pflegesachleistungen in Höhe 

von 5,5 Mrd. €. Die deutlichste Steigerung gab es seit 2011 bei den Geldleistungen, wo 

sich die Ausgaben von 4,7 Mrd. € auf das 2,9-Fache erhöht haben. Die Ausgaben für 

Pflegesachleistungen haben sich auf das 1,9-Fache erhöht und die für stationäre Pflege 

auf das 1,3-Fache. Weiterhin wird deutlich, dass sich seit 2011 auch die Ausgaben für 

Tages-/Nachtpflege (Faktor 4,2) sowie die für Kurzzeitpflege (Faktor 1,9) erhöht haben 

(vgl. vdek, 2023b). 

Als Pflegesätze werden die „Entgelte der Heimbewohner oder ihrer Kostenträger für die 

teil- oder vollstationären Pflegeleistungen des Pflegeheims sowie für die Betreuung und 

[...] für die medizinische Behandlungspflege“ (§ 84 Abs. 1 SGB XI) bezeichnet. Die Ent-

gelte für stationäre Pflege setzen sich lt. § 82 SGB XI aus drei Komponenten zusammen: 

1. Pflegesätze, die von den Heimen für die pflegerische Versorgung und soziale Betreu-

ung erhoben werden. Sie sind nicht frei festlegbar, sondern werden in Pflegesatzverein-

barungen zwischen Pflegekassen, Heimbetreibern und Sozialhilfeträgern festgelegt. Die 

SPV übernimmt pauschale Beträge je nach Pflegegrad, die aber nicht den gesamten Pfle-

gesätzen entsprechen. Alle Kosten, die nicht durch die SPV gedeckt sind, müssen von 

den Pflegeheimen zu gleichen Anteilen auf alle Bewohner umgelegt werden. Daraus ent-

stehen die einrichtungseinheitlichen Eigenanteile. 

2. Entgelt für Unterkunft und Verpflegung, auch Hotelkosten genannt, die nicht von der 

SPV übernommen werden. Sie sind je Pflegeheim identisch und ebenfalls Gegenstand 

der Pflegesatzverhandlungen. 

3. Investitionskostenanteile wie Kosten für Gebäude, Mieten, Abschreibungen und In-

standhaltung dürfen auf die Bewohner umgelegt werden. Sie werden nicht in den Ver-

handlungen festgelegt, sondern fallen in den Zuständigkeitsbereich der Bundesländer. 

Die Investitionskosten werden teilweise oder sogar in Gänze durch öffentliche Förderung 

gedeckt (vgl. Kochskämper, 2019, S. 5–6). 

Der Investitionskostenanteil ist zwischen 2005 und 2015 real um knapp 6 % gestiegen. 

Auch zwischen 2015 und 2016 sowie zwischen 2016 und 2017 ist der Anteil stärker ge-

stiegen als die allgemeinen Verbraucherpreise (ebd., S. 9).  

Die Pauschalbeträge für Versicherungsleistungen sind im SGB XI nominal festgeschrie-

ben. Für die vollstationäre Versorgung in den Pflegestufen I und II wurden die Leistungen 

erst im Jahr 2015 mit Inkrafttreten des PSG I angehoben. Die Leistungen für die 
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vollstationäre Pflege in Pflegestufe III wurden wie oben bereits erwähnt in drei Stufen bis 

zum Jahr 2012 erhöht. Im Rahmen des PSG I im Jahr 2015 sind sie dann erneut gestiegen. 

Real sind die Versicherungsleistungen für die vollstationäre Pflege bis zum Jahr 2013 für 

Pflegestufe I und II gesunken. Auch für Leistungen der Pflegestufe III hat trotz mehrfa-

cher Erhöhung bis 2013 eine reale Entwertung stattgefunden. Erst die Anhebung aller 

Leistungen im Jahr 2015 führte zu einer realen Aufwertung der Versicherungsleistungen. 

Die Entwicklung der Vorjahre konnte damit jedoch nicht kompensiert werden. Die Leis-

tungen der gesetzlichen Pflegeversicherung sind zwischen 1999 und 2015 real um knapp 

18 % für Pflegestufe I und II bzw. 11 % für Pflegestufe III gesunken (ebd., S. 16–17). 

Mit Umstellung von Pflegestufen auf Pflegegrade im Rahmen des PSG II wurden auch 

die Leistungen der Pflegeversicherung neu gestaffelt (ebd., S. 16–18). 

Entsprechend dem Grundsatz „Pflegeversicherung folgt Krankenversicherung“ bedeutet 

dies für privat Krankenversicherte, dass sie der Versicherungspflicht in der privaten 

Pflege-Pflichtversicherung unterliegen. Es ist deshalb entweder mit dem privaten Kran-

kenversicherungsunternehmen oder mit einem anderen privaten Versicherungsunterneh-

men ein Versicherungsvertrag über eine Pflege-Pflichtversicherung abzuschließen (vgl. 

BMG, 2017c). Aufgrund des selektiven Zugangs zur privaten Pflege-Pflichtversicherung 

sind in dieser deutlich höhere Erwerbspositionen vertreten als in der SPV. Das Bruttoge-

samteinkommen in der PPV lag im Jahr 2018 bei 52.287 € pro Jahr und war damit mehr 

als doppelt so hoch wie in der SPV mit 24.790 €. Auch die Altersstruktur der PPV unter-

scheidet sich deutlich von derjenigen der SPV. In der PPV sind beispielsweise nur halb 

so viele über 80-Jährige versichert wie in der SPV. Weiterhin zeigt sich, dass auch deut-

lich weniger Frauen (39 % gegenüber 53 % in der SPV) in der PPV versichert sind. Dies 

verursacht wegen ihrer höheren Lebenserwartung auch eine erhöhte Pflegeprävalenz in 

der SPV (vgl. Greß et al., 2019, S. 246–249). Die durchschnittlichen Pro-Kopf-Ausgaben 

in der PPV liegen bei 112 €, während sie in der SPV 393 € betragen. 11,5 % aller Versi-

cherten sind in der PPV versichert, ihr Anteil an den Ausgaben liegt dagegen nur bei 3 %. 

Weiterhin sind die finanziellen Belastungen der Versicherten ungleich verteilt. Dies zeigt 

sich darin, dass die Prämien in der PPV 2017 dem 1,4-Fachen der Prämie von 2004 ent-

sprachen, während es in der SPV das Zweifache war (vgl. Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN, 2019, S. 5–6). Die Beitragseinnahmen der privaten PPV lagen 2018 bei 2,6 

Mrd. €. Dem standen lediglich Ausgaben für Versicherungsleistungen in Höhe von 1,4 

Mrd. € gegenüber. Ende 2018 betrug die Summe der Rückstellungen 36,2 Mrd. € (vgl. 

PKV, 2019c, S. 15–17). 
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Die Ausgaben für Pflege werden aufgrund verschiedenster Faktoren in Zukunft weiter 

steigen. Eine Projektion5 von Breyer aus dem Jahr 2016 zeigt, dass sich die Pflegeausga-

ben in Summe von 29,4 Mrd. € im Jahr 2014 58,7 Mrd. € im Jahr 2050 knapp verdoppeln 

werden (vgl. Breyer, 2016, S. 450–451).  

Im Folgenden werden die wichtigsten Faktoren, die eine steigende Ausgabenentwicklung 

beeinflussen, betrachtet. Das Umlageverfahren ist aufgrund seiner Finanzierungslogik 

sehr anfällig für demografische Strukturverschiebungen der Bevölkerung. Seit der Ein-

führung der SPV im Jahr 1995 hat die Zahl der Geburten fast durchgängig weiter abge-

nommen und die Babyboomer-Generation der 1950er und 1960er Jahre ist mittlerweile 

im höheren Erwerbsalter angekommen. Auch die Zahl der über 70-Jährigen ist stark ge-

stiegen. Diese Entwicklungen haben auch einen Einfluss auf die SPV. Wenn die Baby-

boomer in den Ruhestand eintreten, steht der SPV eine große Strukturveränderung der 

Beitragszahler und Leistungsempfänger bevor. Prognostisch wird bis 2040 eine weitere 

Abnahme jüngerer Kohorten erwartet. Die zahlenmäßig größten Bevölkerungsgruppen 

werden Personen sein, die sich im Rentenalter befinden. Die Zahl der über 70-Jährigen 

wird auf 18,7 Mio. ansteigen. Selbst wenn von gleichbleibenden Pflegewahrscheinlich-

keiten ausgegangen wird, wird allein durch die demografischen Veränderungen mit ei-

nem erheblichen Zuwachs an Pflegebedürftigen zu rechnen sein (vgl. Arentz et al., 2019, 

S. 5–6). Erst nach 2050 wird der Demografie-Effekt auf Kostensteigerungen in der SPV 

abnehmen, weil die Babyboomer ableben und die allgemeine Bevölkerungsanzahl sinken 

wird (vgl. Gasche und Rausch, 2016, S. 230). 

Laut aktueller Pflegevorausberechnung des Statistischen Bundesamtes wird die Zahl der 

Pflegebedürftigen bis zum Jahr 2055 durch die Alterung um 37 % zunehmen und auf 6,8 

Mio. steigen. Bereits für das Jahr 2035 ist ein Zuwachs von 14 % auf 5,6 Mio. Menschen 

zu erwarten. Nach 2055 werden die geburtenstarken Jahrgänge der 1950er und 1960er 

Jahre durch geburtenschwächere abgelöst, sodass keine größeren Veränderungen mehr 

vorausberechnet werden. 2070 liegt die Vorausberechnung bei 6,9 Mio. Pflegebedürfti-

gen.6 Werden bis 2027 zunehmende Pflegequoten aufgrund des seit 2017 weiter gefassten 

Pflegebedürftigkeitsbegriffs und des damit einhergehenden Anstiegs der Pflegebedürfti-

genzahlen und Pflegequoten unterstellt, ergeben sich 6,3 Mio. Pflegebedürftige (+27 %) 

im Jahr 2035 und 7,6 Mio. Pflegebedürftige (+53 %) für das Jahr 2055. Bis 2070 steigt 

 
5 Die der Projektion zugrundeliegenden Basisdaten finden sich bei Breyer, 2016, S. 449. 
6 Für die Vorausberechnung werden konstante Pflegequoten unterstellt. Damit zeigt die Vorausberech-

nung den Alterungseinfluss der Bevölkerung auf das Pflegesystem. 
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diese Zahl nur noch auf 7,7 Mio. (+55 %). Die starke Alterung der Bevölkerung wird in 

diesem Zusammenhang auch den Anteil älterer Pflegebedürftiger erhöhen. Im Jahr 2021 

waren 55 % der Pflegebedürftigen über 80 Jahre alt, bei konstanten Pflegequoten werden 

es im Jahr 2055 bereits 65 % sein. Dieser Anstieg wird insbesondere zwischen 2035 und 

2055 erwartet (vgl. Destatis, 2023b).7  

Ein weiterer Trend, der bereits eingesetzt hat und sich laut Prognosen fortsetzen wird, ist 

der zu einer gesteigerten Inanspruchnahme von kostenintensiver stationärer Heimpflege, 

dem sogenannten Heimsog-Effekt. Treiber dieser Entwicklung sind insbesondere der zu-

nehmende Anteil von Single-Haushalten und eine erhöhte Mobilität. Laut Prognosen des 

Statistischen Bundesamts wird es im Jahr 2040 bereits 19,3 Mio. Single-Haushalte geben, 

dies wären bereits 2 Mio. mehr als noch 2018 (vgl. Destatis, 2020b). Die Binnenwande-

rung und damit auch die Mobilität der Menschen zeigt ebenfalls eine steigende Tendenz 

mit bereits 3,9 Mio. Menschen im Jahr 2018. Diese Tendenz wird sich weiter fortsetzen, 

da laut Prognosen besonders junge Menschen wegen Ausbildung, Studium oder Partner-

schaft nicht mehr am Wohnort ihrer Eltern wohnen bleiben (vgl. Destatis, 2020a). Wei-

terhin beeinflussen eine geringe Geburtenzahl von durchschnittlich 1,57 Kindern pro Frau 

(vgl. Destatis, 2019c) und eine erhöhte Frauen-Erwerbsbeteiligung von 54 % im Jahr 

2018 im Vergleich zu 48 % im Jahr 2008 (vgl. Destatis, 2019b) die Tatsache, dass immer 

weniger Pflegebedürftige in Zukunft zuhause gepflegt werden können. Es entsteht eine 

immer größere Differenz aus Pflegefällen und informellen Pflegepersonen. In der Litera-

tur schwanken die Prognosen bezüglich des Pflegepotenzials von Kindern für ihre pfle-

gebedürftigen Eltern sehr stark. Dudel schätzt die Abnahme des Pflegepotenzials 

langfristig auf 30 % bis 40 % (vgl. Dudel, 2015), während andere Wissenschaftler von 

65 % bis 80 % ausgehen (vgl. Blinkert und Gräf, 2009; vgl. Häcker und Raffelhüschen, 

2007). Eine detaillierte Prognose von Häcker gibt weitere Einblicke in mögliche Szena-

rien zur Entwicklung des Pflegepotenzials. Die Schätzungen für einen Anstieg der stati-

onären Pflege bei der Berücksichtigung von rein demografischen Veränderungen im 

Pflegepotenzial belaufen sich auf 46 % (Verhältnis ambulant zu stationär 1:1) bzw. 55 % 

(Verhältnis ambulant zu stationär 0:1). Berücksichtigt man darüber hinaus noch verän-

derte Haushalts- und Familienstrukturen, sind es 47 % bzw. 57 % und bei Einbezug der 

Potenzialerwerbsquote bereits 48 % bzw. 60 %, die stationäre Versorgung in Anspruch 

nehmen würden (vgl. Häcker, 2018, S. 89–93). Bis 2019 war eine Verschiebung in die 

 
7 Der Vorausberechnung liegen Ergebnisse der 15. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung mit mo-

derater demografischer Entwicklung und Wanderung sowie Daten der Pflegestatistik 2017 bis 2021 zu-

grunde.  
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professionelle ambulante Pflege zu beobachten. Der beschriebene Heimsog-Effekt über-

lagert diesen Trend (vgl. Etgeton, 2019, S. 5–6). 

Indirekt mit den demografischen Entwicklungen im Zusammenhang stehende Einfluss-

faktoren und mögliche Kostentreiber in der SPV sind Maßnahmen zur Verbesserung der 

Personalsituation und des Fachkräftemangels. Wie bereits beschrieben werden junge Ge-

nerationen zahlenmäßig kleiner und viele Branchen konkurrieren um den Nachwuchs. 

Bereits heute fehlen Fachkräfte für die Pflege, weil der Beruf aufgrund schlechter Ar-

beitsbedingungen und niedriger Löhne wenig attraktiv ist. Stellen im Pflegesektor sind 

im Durchschnitt 63 % länger vakant als über alle Berufe betrachtet. Das Berufsfeld wird 

also über kurz oder lang nicht um Lohnsteigerungen und damit Kostensteigerungen für 

die SPV herumkommen, um den Beruf attraktiver zu machen und Pflegekräfte zu gewin-

nen (vgl. Arentz, 2019, S. 18). Allein eine rechnerische Angleichung des Vergütungsni-

veaus auf das der Krankenpflege würde mehrere Mrd. € Kosten pro Jahr verursachen. Der 

Finanzierungsbedarf läge pro Person und Jahr bei 8862 € für Fachkräfte und 7773 € für 

Pflegehelfer. Insgesamt würden sich diese Kosten pro Jahr auf 3,4 Mrd. € und 2,5 Mrd. € 

bei konstantem Qualitätsniveau und konstanter Beschäftigtenzahl belaufen (vgl. Greß und 

Jacobs, 2016, S. 264–266). Weitere Kosten für eine Teilakademisierung würden hinzu-

kommen (ebd., S. 263). Der Wissenschaftsrat empfiehlt eine Akademisierungsquote von 

10 % bis 20 % und 15 % mehr Gehalt für diese Gruppe, was einen dauerhaften Finanzie-

rungsbedarf von 200 Mio. € bis 400 Mio. € pro Jahr bedeuten würde. In Summe würden 

rund 6 Mrd. € jährlich für ein Maßnahmenpaket zur Vergütungsangleichung, Akademi-

sierung und Personalausstattung zusammenkommen (ebd., S. 266–267). Auch eine 

durchschnittliche Vakanzzeit offener Stellen in der Altenpflege von 175 Tagen ist ein 

Indikator, dass weitere (monetäre) Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität des Be-

rufes eingeführt werden müssen (vgl. Bonin, 2019, S. 64). Auch Personalschlüssel und 

Personalbemessungsverfahren sollten angepasst werden, um dem Pflegekräftemangel 

entgegenzutreten (vgl. Kiefer, 2018, S. 7). Je nach Prognose könnten schon 2025 zwi-

schen 60.000 und 250.000 Pflegekräfte fehlen (vgl. Haumann, 2018, S. 31–32). Bei einer 

Fortschreibung des Personalbedarfs würden im Jahr 2060 980.000 Vollzeitpflegekräfte 

benötigt, aktuell sind es 590.000. Dies entspräche einem Anstieg von 67 % (vgl. Schwin-

ger et al., 2019, S. 11–13).8 

 
8 Die Prognosen variieren aufgrund von verschiedenen Annahmen zur Fortschreibung der Pflegeprä-

valenz, zum zugrunde gelegten Personalschlüssel und Personalmix sowie den demografischen Entwick-

lungen. Weitere Details dazu finden sich bei Schwinger et al., 2019, S. 19. 
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Ein weiterer möglicher Einflussfaktor auf Kostensteigerungen ist der Ausbau der Qualität 

in der SPV. Qualität ist hier insbesondere zu verstehen als ein Element „strukturgebender 

Mindestanforderungen“ (Hensen, 2018, S. 3), festgehalten in den Maßstäben und Grunds-

ätzen für die Qualität, Qualitätssicherung und Qualitätsdarstellung nach § 113 SGB XI 

(ebd., S. 3–4). Bereits seit 2002 sorgen eine Reihe neuer Gesetze für den Ausbau und die 

Sicherung der Qualität in der SPV.9 Sowohl Qualitätsmessung und -sicherung wie auch 

ihr langfristiger Ausbau wird zukünftig ein Kostentreiber sein, der jedoch quantitativ bis-

her nicht konkret zu beziffern ist und daher nicht weiter detailliert werden kann. Auch 

eine unzureichende Dynamisierung der Pflegesätze, die bereits beschrieben wurde, lässt 

zukünftig den Kostendruck auf die Versicherten weiter steigen. Die Prognosen zu den 

Finanzierungslücken in der SPV für das Jahr 2050 liegen je nach unterstelltem Realzins 

zwischen 16,8 Mrd. € (2 % Realzins) und 16,6 Mrd. € (3 % Realzins) (vgl. Arentz, 2019, 

S. 9). 

Auf Grundlage ihrer bisherigen Entwicklung und der implementierten Reformen in der 

SPV seit ihrer Einführung ist nicht davon auszugehen, dass die in diesem Kapitel erläu-

terten Kostentreiber vollständig durch Beitragssatzerhöhungen aufgefangen werden kön-

nen, sondern sich in einer weiteren, stetigen Erhöhung der Eigenanteile bemerkbar 

machen werden. Weiterhin wird sich laut erläuterten Vorausberechnungen die Zahl der 

Pflegebedürftigen deutlich erhöhen, sodass in Zukunft noch mehr Leistungsbezieher von 

steigenden Kosten bzw. Eigenanteilen betroffen sein werden. Sowohl die steigende Zahl 

an Betroffenen wie auch durch die Versicherten zu zahlenden Kostenanstiege in der SPV 

machen eine Reform ihrer Ausgestaltung notwendig. Der für diese Arbeit zentrale Re-

formvorschlag wird in Kapitel 3 erläutert. 

2.2.4 Hilfe zur Pflege 

Bis 1995 war die Hilfe zur Pflege als Teil der Sozialhilfe „die entscheidende materielle 

Absicherung im Fall der Pflegebedürftigkeit“ (Kochskämper, 2014, S. 221). Bis zur Ein-

führung der SPV flossen jährlich große Summen an Steuergeldern in die Hilfe zur Pflege 

– zuletzt 6,6 Mrd. € im Jahr 1994. Wegen der Ausgestaltung der SPV als Teilkostenver-

sicherung ist die Hilfe zur Pflege jedoch auch seit Einführung der SPV 1995 nicht über-

flüssig (vgl. BMG, 2011). Je nach Pflegeart und Pflegedauer kann für die 

Pflegebedürftigen eine erhebliche finanzielle Belastung entstehen. Die Hilfe zur Pflege 

 
9 Details zu den wichtigsten Änderungen zur Sicherung bzw. Erhöhung der Qualität in der Pflege finden 

sich im Pflegequalitätssicherungsgesetz 2002, Pflegeweiterentwicklungsgesetz 2008, Pflege-Neuausrich-

tungsgesetz 2012 und Pflegestärkungsgesetz 2016. 
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ist ausgerichtet an den Grundsätzen der Sozialhilfe (vgl. SGB XII, 2023), die ein würdiges 

Leben ermöglichen sollen (§ 1 SGB XII). Nach dem Prinzip der Bedarfsdeckung und des 

Nachrangs wird Sozialhilfe und damit Hilfe zur Pflege erst gewährt, wenn das eigene 

Einkommen nicht ausreicht und das eigene Vermögen verbraucht ist sowie aus sonstigen 

Ansprüchen wie z. B. Unterhalt ein ungedeckter Bedarf bleibt. Alleinstehende Leistungs-

berechtigte sind grundsätzlich verpflichtet, ihr gesamtes Einkommen zur Deckung der 

Heimbetreuungskosten einzusetzen. Nicht zum Einkommen – allen Einkünften in Geld 

oder Geldeswert – zählen z. B. Sozialhilfeleistungen nach SGB XII oder Grundrente nach 

Bundesversorgungsgesetz. Bei Ehepaaren und Lebenspartnerschaften ist das gemeinsame 

Einkommen Basis für die Berechnung eines Kostenbeitrags (§ 82 SGB XII und entspre-

chende Verordnung).  

Sozialhilfe ist immer nachrangig, besonders dem familienrechtlichen Unterhalt, zu ge-

währen. Seit der Reform des Rentensystems 1957 ersetzen immer mehr staatliche und 

sozialversicherungsbezogene Leistungen die Leistungen aus dem Kreis der Familie. We-

gen der steigenden Kosten in der Pflege versuchen Sozialämter und staatliche Instanzen 

seither, einen Teil der Ausgaben über den Elternunterhalt zurückzufordern (vgl. Häcker 

et al., 2011, S. 102). Die Unterhaltspflicht erfasst den Teil der Heimkosten, der nach Ab-

zug von Grundsicherung, Rente, Pflegegeld und anderen Vermögen und Einkommen ver-

bleibt und von der Sozialhilfe gedeckt werden muss bzw. bei Anspruch von Ehegatten 

oder Kindern (§ 42 SGB XII). Das Angehörigen-Entlastungsgesetz (AEntlG) stellt dabei 

seit Januar 2020 sicher, dass das Sozialamt erst ab einem jährlichen Bruttoeinkommen 

von 100.000 € auf Kinder bzw. Eltern zugreifen darf. Für Ehepartner gilt diese Grenze 

nicht (vgl. AEntlG, 2019). 

Im Zuge der Einführung der Pflegeversicherung hat sich die Gesamtzahl der von Sozial-

hilfe abhängigen Pflegebedürftigen (innerhalb und außerhalb von stationären Einrichtun-

gen) von 574.000 Personen im Jahr 1995 auf 423.000 in 2011 reduziert. 2014 stieg die 

Zahl auf ihren bisherigen Höhepunkt von 451.000. Ausschlaggebend für diesen Anstieg 

bis 2014 ist auch die zunehmende Zahl an Pflegebedürftigen. Weiterhin wurden wie be-

reits beschrieben die Leistungssätze der SPV nicht in ausreichender Höhe angepasst, um 

Realwertverluste auszugleichen. Bis 2017 sank die Anzahl der Empfänger wieder auf 

376.000. Insbesondere von 2016 auf 2017 ist ein starker Rückgang um 64.000 Empfänger 

zu verzeichnen. Grund dafür sind vermutlich die deutlichen Leistungsverbesserungen, die 

im Rahmen der Pflegestärkungsgesetze durchgesetzt wurden. Auch Unterschiede in der 

statistischen Erfassung, die im betrachteten Zeitraum noch alle Empfänger ausschließt, 
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die kein abgeschlossenes Verfahren zur Pflegegradbestimmung durchlaufen hatten, ver-

zerren möglicherweise das Bild. Seit 2017 ist die Zahl der Empfänger auf 400.000 im 

Jahr 2021 angestiegen. Die detaillierte Entwicklung der Empfängerzahlen von Hilfe zur 

Pflege zeigt auch untenstehende Abbildung. Im Jahr 2021 wurden 84 % der Empfänger 

von Hilfe zur Pflege in einem stationären Setting gepflegt. Der Anteil unterliegt zwar 

jährlichen Schwankungen, liegt jedoch seit 1996 konstant über 70 %. Insbesondere 

Frauen, 64 %, empfangen Hilfe zur Pflege, auch wenn sich der Anteil der Frauen an der 

Gesamtzahl von Empfängern von Hilfe zur Pflege seit Ende der 1990er Jahre von 73 % 

bereits reduziert hat. Gemessen an der Gesamtzahl der Pflegebedürftigen im Jahr 2021, 

nehmen 9 % Hilfe zur Pflege in Anspruch. Betrachtet man nur stationär untergebrachte 

Pflegebedürftige, erhöht sich der Anteil auf 40 %. Es ist zu erwarten, dass sich aufgrund 

steigender Heimkosten, steigender Eigenanteile sowie eines sinkenden Rentenniveaus die 

Zahl und der Anteil der Empfänger von Hilfe zur Pflege weiter erhöhen werden (vgl. 

Destatis, 2023d). 

Abb. 4 Entwicklung Empfänger Hilfe zur Pflege 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Destatis, 2023d 

Auch bei den Aufwendungen zur Hilfe zur Pflege ist ein Anstieg zu verzeichnen. Lagen 

die Ausgaben im Jahr 2005 beispielsweise noch bei 2,6 Mrd. €, betrugen sie 2021 bereits 
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4,7 Mrd. €. Dies entspricht 31 % der Gesamtausgaben der Sozialhilfe im Jahr 2021, wäh-

rend es im Jahr 2005 nur 15 % waren (vgl. Destatis, 2023c).  

Zu den Einflussfaktoren auf die Inanspruchnahme von Hilfe zur Pflege liegen in der Li-

teratur nicht ausreichend Längsschnittdaten auf Mikroebene vor. Daher kann nur die 

Plausibilität einzelner Einflussfaktoren geprüft werden. Häufig genannte Einflussfakto-

ren sind der Anstieg der Anzahl an Pflegebedürftigen insgesamt, die Tendenz zur profes-

sionellen, stationären Versorgung im Pflegefall aufgrund mangelnder Möglichkeiten der 

Versorgung durch die Familie, der Anstieg von materieller Bedürftigkeit im Alter sowie 

die steigenden Kosten für Pflegeleistungen bei fehlender Dynamisierung der von der SPV 

übernommenen Leistungen. Bekannte oder Freunde scheinen nach bisherigen Untersu-

chungen in Zukunft nicht die Pflege in gleichem Ausmaß übernehmen zu wollen wie 

Familie oder Ehepartner (vgl. Runde et al., 2009, S. 13). Weiterhin gibt es gegenwärtig 

Anzeichen, dass künftige Rentnergenerationen über schlechtere finanzielle Ressourcen 

als die heutigen verfügen werden (vgl. Pimpertz, 2013).  

2.2.5 Private Zusatzabsicherung des Pflegerisikos 

Eine Analyse der Preis- und Leistungsstruktur des Pflegezusatzversicherungsmarktes aus 

dem Jahr 2016 macht deutlich, dass der Umfang der geförderten Policen stark einge-

schränkt ist und im Durchschnitt nur rund 25 % der selbst zu tragenden Pflegekosten ab-

deckt. Bei ungeförderten Tarifen schließen die Leistungen die selbst zu tragende 

Kostenlücke teilweise fast vollständig. Des Weiteren zeigt die Analyse auf Basis von 

Routinedaten der GKV sowie Pflegezusatzversicherungsdaten der Stiftung Warentest, 

dass die Zuschläge der Versicherungsleistungen bei einem Vertragsabschluss mit 65 Jah-

ren bei den geförderten Policen bei einem Barwert von 26 Cent pro eingezahltem Euro 

liegen und damit viermal so hoch sind wie die der ungeförderten Tarife mit 9 Cent. Daraus 

lässt sich ableiten, dass die geförderten Tarife sehr hoch bepreist und gleichzeitig in ihrem 

Leistungsumfang deutlich eingeschränkt sind. Adverse Selektion aufgrund asymmetrisch 

verteilter Informationen im geförderten Versicherungsmarkt ist daher sehr wahrschein-

lich und macht ein Marktversagen möglich. Die Versicherungen scheinen bei den geför-

derten Tarifen aufgrund einer mangelnden Gesundheitsprüfung einen hohen Kapital-

puffer einzurechnen und einen geringen Leistungsumfang anzubieten, um sich gegen das 

Risiko abzusichern, insbesondere schlechte Risiken zu versichern. Die Konsumentenmy-

opie könnte darüber hinaus begründen, warum Pflegezusatzversicherungen so gering 

nachgefragt werden. Einerseits ist es möglich, dass Personen nicht überblicken können, 
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welche Kosten im Pflegefall zu tragen wären. Andererseits könnten die Leistungen der 

SPV in Verbindung mit dem privaten Ersparten als ausreichend zur Absicherung einer 

Pflegebedürftigkeit angesehen werden. Da in der zitierten Studie nur die Altersgruppe der 

45- bis 65-Jährigen untersucht wurde, ist unklar, wie sich die Ergebnisse auf jüngere Al-

tersgruppen übertragen lassen. Sie bieten jedoch einen Einblick in einen Trend (vgl. 

Ehing, 2016, S. 213–214). 

Auch wenn die Nachfrage nach Pflegezusatzversicherungen stetig wächst, ist diese noch 

immer sehr gering. Ende 2016 waren 3,5 Mio. Menschen pflegezusatzversichert, davon 

2,7 Mio. in ungeförderten Policen. Im Einzelnen stieg die Zahl der geförderten Policen 

im Jahr 2018 um 5,3 % auf knapp 0,9 Millionen, die Zahl der ungeförderten Verträge um 

1,8 % auf 2,8 Millionen (vgl. PKV, 2019b). Im Jahr 2021 sind bereits 4,2 Mio. privat 

zusatzversichert. Dies entspricht allerdings nur 5,7 % der 73 Mio. Versicherten in der 

SPV (vgl. PKV, 2023). 

Der häufigste Grund für eine Nichtinanspruchnahme einer privaten Pflegezusatzversiche-

rung ist mit 61 % die Annahme, dass eine Versicherung im Pflegefall ohnehin die anfal-

lenden Kosten nicht übernehmen würde (vgl. statista, 2014). Mit Bezug auf die 

Zahlungsbereitschaft für eine Pflegezusatzversicherung zeigt sich, dass mehr als 50 % 

der Befragten (Altersgruppe ab 25 Jahre, N = 1297) nicht mehr als 25 € pro Monat ausge-

ben würden. 22 % wären noch bereit, bis 50 € monatlich zu zahlen, 6 % bis 75 € und 10 % 

mehr als 75 €. Im Vergleich zu den realen monatlichen Prämien von Pflegezusatzversi-

cherungen, ist diese Zahlungsbereitschaft deutlich geringer (vgl. statista, 2011). 

2.2.6 Generationengerechtigkeit und finanzielle Nachhaltigkeit 

Der Begriff der Generationengerechtigkeit ist mehrdeutig und es können im Wesentlichen 

drei Definitionen unterschieden werden: (1) Zum einen kann die Forderung bestehen, 

dass alle Generationen in gleichem Ausmaß herangezogen werden, wenn externe ökono-

mische Schocks zu tragen sind, um z. B. die Rentnergeneration von der Einkommensent-

wicklung der Beschäftigten zu entkoppeln. Man spricht in diesem Zusammenhang von 

einer Gleichbehandlung im Querschnitt. (2) Weiterhin kann gefordert werden, dass die 

Rendite der eigenen Einzahlungen in das System im Lebensverlauf für alle Geburtsko-

horten gleich sein soll. Dies kann mithilfe von Generationenbilanzen überprüft werden. 

(3) Im Einklang mit dem Verursacherprinzip könnte schließlich auch gefordert werden, 

dass die Geburtskohorten, die z. B. durch niedrige Fertilitätsraten verstärkt zum demo-

grafischen Wandel beitragen, vermehrt in die Finanzierung von altersabhängigen 
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Leistungen wie Pflege einbezogen werden (vgl. Rothgang, 2009, S. 84). Im Folgenden 

wird ausschließlich die zweite der aufgeführten Definitionen von Generationengerechtig-

keit weiter beleuchtet. 

Auch nach zahlreichen Reformen bleiben Fragen zur langfristigen Finanzierbarkeit und 

damit auch zur Generationengerechtigkeit der SPV offen. Die Generationenbilanz weist 

auf eine intergenerative Lastenverschiebung in Richtung zukünftiger Generationen hin. 

Besonders das PSG II hatte erheblichen Einfluss auf die finanzielle Nachhaltigkeit der 

SPV. Auch diverse Beitragssatzerhöhungen in den letzten Jahren lassen die Frage nach 

der nachhaltig und langfristig fundierten finanziellen Ausgestaltung der SPV lauter wer-

den. Die Reformen der letzten Jahre bezogen sich hauptsächlich auf die Ausgabenseite, 

sodass Defizite trotz flankierender Beitragssatzerhöhungen nicht verhindert werden 

konnten. Bereits seit einigen Jahren weist die SPV Defizite auf, die den Mittelbestand 

immer weiter schrumpfen lassen. „Ein Haushalt, im Speziellen der Haushalt der SPV, 

kann als nachhaltig finanziert bezeichnet werden, wenn die Summe aus expliziten und 

impliziten Schulden gleich null ist“ (Bahnsen und Raffelhüschen, 2019, S. 30). Die ex-

pliziten Schulden sind alle verbrieften Forderungen an die SPV im aktuellen Jahr; „die 

impliziten Schulden ergeben sich aus den zukünftigen Leistungsversprechen der SPV, für 

die bei Beibehaltung des gegenwärtigen Beitragssatzes keine oder nur unzureichende 

Rückstellungen gebildet wurden“ (Bahnsen und Raffelhüschen, 2019, S. 30). Der in den 

Kapiteln 2.2.2 und 2.2.3 näher beschriebene demografische Wandel führt dazu, dass sich 

der Altenquotient in den nächsten 50 Jahren verdoppeln wird, was wiederum ein Sinken 

der Beitragseinnahmen und einen gleichzeitigen Anstieg der Leistungsausgaben zur 

Folge haben wird. Vereinfacht gesagt werden Beitragseinnahmen sinken, weil Rentner in 

der Regel geringere Beiträge zahlen als Erwerbstätige, und Leistungsausgaben werden 

steigen, weil es mehr Ältere und damit auch mehr Pflegebedürftige geben wird. Eine bes-

sere Gesundheitsversorgung im Alter kann diesen Trend zwar abmildern, aber dennoch 

ist das Alter ein wesentlicher Treiber der Pflegebedürftigkeit. Bei Beibehaltung des Bei-

tragssatzes und des Leistungsumfangs führt weiterhin der Übergang der Babyboomer-

Generation in pflegerelevante Alterskohorten zu einer Verschärfung der defizitären Fi-

nanzsituation der SPV und einer steigenden impliziten Verschuldung. Um den Leistungs-

umfang zu erhalten oder auszubauen, werden zukünftige Generationen größere 

finanzielle Lasten tragen müssen, die auch durch höhere Geburtenziffern oder Zuwande-

rung nicht vollständig ausgeglichen werden können (ebd., S. 31).  
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Um aufzuzeigen, welche Belastung den zukünftigen Generationen in der SPV bevorsteht, 

wird im Folgenden die Generationenbilanzierung als Instrument herangezogen. Sie dient 

der „Berechnung eines statistischen Maßes für die Nachhaltigkeit eines Haushalts oder 

von Reformmaßnahmen“ (Bahnsen und Raffelhüschen, 2019, S. 31). Im Rahmen der Ge-

nerationenbilanzierung werden alle zukünftigen Beitragszahlungen der heutigen Genera-

tionen mit allen zukünftigen Leistungen derselben Generation saldiert, um entsprechende 

Nettobeitragszahlungen abzuschätzen. Es werden Nettobeitragszahlungen über den ge-

samten Lebenszyklus im jeweiligen Barwert berücksichtigt. Der Zustand der Nachhaltig-

keit wäre dadurch definiert, dass keine Lastenverschiebung von heutigen zu zukünftigen 

Generationen stattfinden würde. Als Grundlage für die Berechnung der Generationenbi-

lanz werden eine Bevölkerungsprojektion, alters- und geschlechtsspezifische Mikropro-

file sowie Einnahmen und Ausgaben der SPV herangezogen. Ein Blick auf die 

Generationenkonten aller lebenden Durchschnittsindividuen zeigt, ob und in welchem 

Ausmaß eine Lastenverschiebung stattfindet. Das Generationenkonto eines Durchschnitt-

sindividuums lässt sich aus der Addition der Barwerte aller Einzahlungen über den rest-

lichen Lebenszyklus abzüglich des Barwertes aller statistisch zu erwartenden 

Leistungsansprüche errechnen. Das Gesamtbild ergibt sich aus der Berechnung aller Ge-

nerationenkonten für jeden heute lebenden Jahrgang10 (ebd.).  

Es wird deutlich, dass auch ohne Einbezug der deutlichen Leistungssteigerungen durch 

das PSG II kein Durchschnittsindividuum existiert, das seinen Barwert der zukünftigen 

Leistungen durch Beiträge finanziert. Bereits heute 19-Jährige kommen mit 120 € an Net-

toleistungen über den verbleibenden Lebenszyklus nicht durch Beitragszahlungen dafür 

auf. Weiterhin deckt keine Generation die zu erwartenden Leistungen durch ihre Beiträge 

ab. Ein im Basisjahr 83-Jähriger erhält im Durchschnitt Nettoleistungen in Höhe von 

34.000 € über den verbleibenden Lebenszyklus. Der Effekt aus der Leistungsausweitung 

überwiegt deutlich denjenigen Effekten aus einer Beitragserhöhung. Es entstehen große 

Vorteile für bereits oder bald Pflegebedürftige. Trotz Nachjustierung auf der Einnahmen-

seite durch eine erneute Beitragssatzerhöhung bleibt die Belastung nach Einführung des 

PSG II für nachfolgende Generationen immer noch deutlich höher als für heute lebende 

Generationen. Individuen in pflegerelevanten Alterskohorten profitieren weiterhin von 

 
10 Die Berechnung unterstellt einen jährlichen Realzins von 3 %, ein jährliches Produktivitätswachstum 

von 1,5 % auf Grundlage des Basisjahrs 2016 und bezüglich der Bevölkerungsprojektion die Annahmen 

der 13. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung in Kombination mit aktuellen Daten aus dem Jahr 

2019. 
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den Einführungsgeschenken der Reform. Eine langfristige Finanzierung der SPV findet 

demnach hauptsächlich durch künftige Generationen statt (ebd., S. 32). 

Um deutlich zu machen, in welchem konkreten Ausmaß zukünftige Generationen belastet 

sein werden, eignet sich die Nachhaltigkeitslücke als Indikator. Sie errechnet sich aus der 

Summe der mit der Kohortenstärke gewichteten Generationenkonten aller lebenden und 

zukünftigen Generationen. Die Nachhaltigkeitslücke gibt Auskunft darüber, welche im-

pliziten Zahlungsverpflichtungen und damit welche Belastungen für zukünftige Genera-

tionen entstehen. Ein in Gänze nachhaltiges System würde sich dadurch auszeichnen, 

dass alle bestehenden und zukünftigen Leistungsausgaben durch die Nettobeitragszah-

lungen aller heute lebenden und zukünftigen Generationen finanziert werden könnten. In 

diesem Fall wäre die Nachhaltigkeitslücke mit 0 zu beziffern. Die Nachhaltigkeitslücke 

kann somit die tatsächliche Verschuldung durch ausgewiesene Schulden sowie schwe-

bende Ansprüche aufzeigen (ebd.). 

Es wird deutlich, dass auch ohne PSG II eine Nachhaltigkeitslücke von 31,6 % des Brut-

toinlandsprodukts (BIP) existiert. Bei konstantem Beitragssatz von 2,35 % wären zur 

nachhaltigen Finanzierung der SPV Rückstellungen in dieser Höhe nötig gewesen, um 

die SPV langfristig nachhaltig auszugestalten und Leistungen zu garantieren. Durch die 

Einführung des PSG II erhöht sich die Nachhaltigkeitslücke auf 52,2 % des BIP. Die 

Mehrkosten ergeben sich vor allem durch gesteigerte Leistungsbeträge, die neue Pflege-

gradstruktur sowie einen erweiterten Kreis an Leistungsberechtigten. Die langfristigen 

Mehrkosten der Reform in Höhe von 20,6 % des BIP entsprechen dem Anstieg der Nach-

haltigkeitslücke von einer Situation ohne PSG II hin zur Situation mit PSG II. Trotz Nach-

justieren durch eine Erhöhung des Beitragssatzes erhöht sich die Nachhaltigkeitslücke 

gegenüber der Situation ohne PSG II um 10,1 % des BIP. Die Nachhaltigkeitslücke in der 

SPV ist damit stark abhängig von einer möglichen Dynamisierung der Leistungen. Eine 

Dynamisierung ist in der Berechnung jedoch nicht berücksichtigt. Weiterhin wird ange-

nommen, dass die Preise in der Pflegebranche der allgemeinen Preisentwicklung folgen. 

Ein möglicher Kostendruck auf Grundlage des medizinisch-technischen Fortschritts 

bleibt ebenfalls unberücksichtigt (ebd., S. 32–33). 

Auch Häcker bestätigt durch Berechnungen auf Basis der kumulierten impliziten Schuld 

unter Berücksichtigung demografischer, nicht jedoch leistungsdynamisierungsbezogener 

Entwicklungen, dass momentan kein lebender Jahrgang existiert, der bei Einfrieren des 

aktuellen Beitragssatzes den statistischen Erwartungswert seiner 
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Leistungsinanspruchnahme einzahlt. In der Praxis wird die hohe implizite Schuld in der 

Regel durch Beitragssatzsteigerungen kompensiert. Aus intergenerativer Sicht ist eine 

Steigerung des Beitragssatzes besonders deshalb problematisch, weil dadurch eine inter-

generative Lastverschiebung stattfindet (vgl. Häcker, 2018, S. 189–190). 

Grundsätzlich gilt: Je jünger ein Jahrgang ist, desto größer ist der Anteil seines Einkom-

mens, den er im Laufe seines Lebens an die SPV abführen muss, und desto schlechter 

schneidet er im direkten Vergleich zu anderen Generationen ab. Es zeigt sich, dass mit 

dem Geburtsjahr auch der Anteil am Einkommen, der für die SPV aufgewendet werden 

muss, steigt, auch wenn hier explizit einzuschränken ist, dass Leistungsdynamisierungen 

lediglich auf Grundlage der Inflationshöhe unterstellt und Folgen des PSG II nicht be-

rücksichtigt wurden. Weiterhin wurde nicht zwischen Beitragssätzen von Eltern und Kin-

derlosen unterschieden. Der mit dem Geburtsjahr ansteigende Anteil an Einkommen 

würde erst flacher werden, wenn der Beitragssatz nicht mehr dauerhaft steigen würde, 

was jedoch nicht abzusehen ist (vgl. Wild, 2015, S. 56–57). Durch den Pflegevorsorge-

fonds ändert sich die Lebenszeitbelastung für die einzelnen Jahrgänge nur minimal (ebd., 

S. 61). 

Aufgrund der in diesem Kapitel beschriebenen Einflussfaktoren besteht Reformbedarf. 

Im folgenden Kapitel wird der für diese Arbeit zentrale Reformvorschlag der Initiative 

Pro Pflegereform sowie zugehörige Modellrechnungen dargestellt. 

3 Der Reformvorschlag der Initiative Pro Pflegereform 

3.1 Reformszenarien 

In der aktuellen Ausgestaltung der SPV liegt ein finanzielles Risiko in potenziell unbe-

grenzter Höhe vor, das vom Pflegebedarf abhängt. Darüber hinaus entsteht in Kombina-

tion mit einer ebenfalls unbekannten Überlebensdauer ein unkalkulierbares finanzielles 

Risiko, das privat nicht konkret absicherbar ist. Eine Reform soll daher verhindern, dass 

die in Kapitel 2.2.2 und 2.2.3 beschriebenen Determinanten der Finanzentwicklung sowie 

Reformmaßnahmen über steigende Eigenanteile direkt zu Lasten der Pflegebedürftigen 

gehen (vgl. Rothgang, 2018a, S. 25). In § 4 Abs. 2 SGB XI wird zwar deutlich, dass Ver-

pflegung und Unterkunft von den Pflegebedürftigen selbst zu tragen sind. Es steht jedoch 

nicht ausdrücklich geschrieben, dass die Pflegebedürftigen nur in Teilen von den pflege-

bedingten Kosten entlastet werden sollen (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017b, S. 9). Ein 

Ansatz, der die beschriebene Problematik adressiert, ist ein Gutachten von Rothgang et 
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al. im Auftrag der Initiative Pro Pflegereform zur alternativen Ausgestaltung der SPV aus 

dem Jahr 2017 sowie ein Folgegutachten aus dem Jahr 2019. Das erste Gutachten be-

schreibt drei Reformszenarien (RS), die in folgender Übersicht dargestellt sind (ebd., 

S. 57). 

Tab. 4 Reformszenarien Initiative Pro Pflegereform 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Rothgang, 2018a, S. 5 

Unabhängig vom Reformszenario muss eine Grundbedingung in Bezug auf die medizi-

nische Behandlungspflege erfüllt sein. Medizinische Behandlungspflege (MBP) ist per 

Systematik ein Teil des Cure- und nicht des Care-Bereichs. In häuslicher Pflege wird sie 

daher von der GKV finanziert, während sie in stationärer Pflege einen Teil der Leistungs-

sätze der SPV darstellt. Aufgrund der Tatsache, dass die Versicherungsleistungen deut-

lich niedriger sind als die Pflegesätze, kommen die Pflegebedürftigen in stationären 

Einrichtungen damit häufig selbst für ihre Behandlungspflege auf (ebd., S. 21). Daher 

fordert das Gutachten als Vorbedingung für eine Struktur- und Finanzreform eine Verla-

gerung der Finanzierungskompetenz für die medizinische Behandlungspflege in die 

GKV, damit diese dort sachgerecht dem Cure-Bereich zugeordnet ist. Die Ausgaben für 

medizinische Behandlungspflege werden auf ca. 2 Mrd. € jährlich geschätzt. Würden 

diese Kosten umfinanziert werden, könnten Heimbewohner um bis zu 200 € monatlich 

entlastet werden (ebd., S. 23). 

Im Rahmen des RS 1 sollen pauschale, gedeckelte Leistungen der SPV beibehalten wer-

den, während die sektorale Fragmentierung aufgehoben wird. Es soll laut Reformszenario 

weiterhin eine Abkehr vom All-inclusive-Gedanken der stationären Pflege geben, um die 

Leistungen zu modularisieren und eine Entgeltung der erbrachten Leistungsmodule mög-

lich zu machen. In Pflegeheimen könnten einzelne Module dann abgewählt werden, wenn 

sie nicht benötigt werden. Dies passiert in der Praxis punktuell bereits (Szenario 1a). Al-

ternativ werden Pflegeheime ordnungsrechtlich abgeschafft und integrierte Angebote 

könnten im jeweiligen Wohnsetting dazu gewählt werden (Szenario 1b). Erst hier wären 
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die Sektorengrenzen vollständig aufgelöst. Bestimmte Module könnten auch in Eigenre-

gie übernommen werden, sodass sich auch einkommensschwächere Haushalte stationäre 

Pflege leisten könnten. Die fiskalischen Auswirkungen sind begrenzt, wenn sich die fest-

zusetzenden Leistungshöhen an den derzeitigen Höhen orientieren (vgl. Rothgang und 

Kalwitzki, 2017a, S. 2–3). 

RS 2 beschreibt die Beibehaltung der sektoralen Fragmentierung bei individuell bedarfs-

gerechten Versicherungsleistungen sowie einem pauschalen fixen Eigenanteilssockel. 

Die Grundidee des SST ist damit ein Austausch von Finanzierungssockel und Finanzie-

rungsspitze. Untenstehende Abbildung verdeutlicht die Idee des SST (vgl. Rothgang, 

2018a, S. 28). Neben der Höhe würde der Sockelbetrag auch zeitlich begrenzt werden, 

damit ein absoluter Höchstbetrag definierbar ist (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017a, 

S. 4). 

Abb. 5 Schematische Darstellung Sockel-Spitze-Tausch 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Rothgang, 2018a, S. 28 

Für eine gesamtkostenneutrale Umsetzung würden alle „nach dem Zeitpunkt t* entste-

henden individuellen Pflegekosten auf das Kollektiv der Leistungsnehmer und auf den 

Zeitraum vor t* verlagert“ (Rothgang und Kalwitzki, 2017b, S. 34). Der Zeitpunkt t* be-

stimmt die Höhe des monatlich zu zahlenden Sockelbetrags. 
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Abb. 6 Berechnungslogik Sockelbetrag 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Rothgang, 2018a, S. 29 

Die Ausgaben werden im Modell durch einen gleichmäßigen Zuschlag zu bestehenden 

Eigenanteilen transformiert. Der Zeitraum bis t* ist die sogenannte Karenzzeit. Ab t* ent-

fallen alle Eigenanteile und die SPV wird zur Vollversicherung (ebd.). Diese Berech-

nungslogik zeigt auch Abbildung 6. 

Unter der Voraussetzung, dass der Sockel zeitlich fix gesetzt wird, tragen dann nicht mehr 

die Pflegebedürftigen, sondern die Versichertengemeinschaft das finanzielle Risiko (ebd., 

S. 35). Die fixen Eigenanteile könnten durch verschiedene Wege finanziert werden: Er-

sparnisbildung, Privatversicherung (Pflegeversicherung oder kapitalbildende Lebensver-

sicherung) oder einen integrierten Zusatzbeitrag in die SPV (vgl. Initiative Pro 

Pflegereform, 2017, S. 6–10). Vorschläge wie die kontinuierliche Anhebung des Pflege-

mindestlohns oder die Anerkennung von Tarifen bei Pflegesatzverhandlungen scheitern 

bisher überwiegend daran, dass sie von den Pflegebedürftigen selbst finanziert werden 

müssen. Dies wäre mit der Finanzierung durch die Solidargemeinschaft nicht mehr der 

Fall und derartige Anschlussreformen könnten möglicherweise besser durchgesetzt wer-

den (ebd., S. 11). 

Mit Blick auf die Risikoallokation wird deutlich, dass die doppelte Begrenzung der Ei-

genanteile auf eine monatliche Sockelhöhe einerseits und einen Maximalzeitraum ande-

rerseits das Lebenszeitrisiko für alle Versicherten absolut festsetzt. Die SPV kann durch 

das RS 2 zu einer Sozialversicherung umgestaltet werden, in der ein einmal erreichter 
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insbesondere wirtschaftlicher Status nicht mehr durch das Risiko der Pflegebedürftigkeit 

gefährdet wird (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017b, S. 47).  

In Bezug auf die Allokation in diesem Szenario zeigt sich, dass durch die Individualisie-

rung der Leistungshöhen ein verstärkter Anreiz zur Erhöhung der Pflegekosten entsteht, 

weil der Anreiz zur Begrenzung der Kosten bei den Pflegebedürftigen aufgrund der be-

grenzten Eigenanteile sinkt. Dieser Effekt wird als Moral Hazard bezeichnet (vgl. Roth-

gang und Kalwitzki, 2017a, S. 4–6). Moral-Hazard-Verhalten kann dabei nicht nur zu 

einer Ausgabensteigerung in der SPV führen, sondern ist auch wohlfahrtsökonomisch 

negativ zu bewerten. Das Moral-Hazard-Problem bezieht sich hier sowohl auf die Men-

genkomponente (Maximierung der Leistungsmenge bei gegebener Versorgungsform) als 

auch auf die Preiskomponente (teurere Anbieter bei gegebener Versorgungsform) (vgl. 

Rothgang und Kalwitzki, 2017b, S. 41). In Bezug auf die Preiskomponente würde das 

Interesse der Pflegekassen an effektiven Preisverhandlungen steigen, das der Sozialhilfe-

träger hingegen sinken. Mit Blick auf die Mengenkomponente zeigt sich im RS 2 aus-

schließlich im ambulanten Sektor ein Moral-Hazard-Risiko, da hier nun alle Leistungen 

oberhalb des Sockels finanziert würden. Um dem entgegenzuwirken, könnten die indivi-

duellen Leistungsansprüche auf das Niveau der stationären Leistungssätze beschränkt 

werden. Damit wäre keine in Gänze offene Leistungsgewährung vorhanden und die aus-

schließlich interessensgeleitete Wahl des Versorgungssettings eingeschränkt (vgl. Roth-

gang und Kalwitzki, 2017a, S. 4–6). 

Betrachtet man die distributiven Auswirkungen, zeigt sich, dass sich das Verhältnis zwi-

schen den stationären und den ambulanten Eigenanteilen verändern wird. Die stationären 

Eigenanteile werden relativ gesenkt und die ambulanten werden relativ steigen. Um am-

bulante Leistungsbezieher nicht zu benachteiligen, sieht der Reformvorschlag die Einfüh-

rung einer Bestandsschutzregelung vor (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017b, S. 47–48). 

Weiterhin wird deutlich, dass es zu regionalen Umverteilungen insbesondere bei Heim-

pflege kommen wird. Eigenanteile in teureren und günstigeren Versorgungsregionen wer-

den sich angleichen. Infolgedessen werden die Ausgaben pro Pflegebedürftigen bei 

gleichbleibenden regionalen Preisverhältnissen in teureren Regionen höher sein als in 

günstigeren. Es kommt zu einem impliziten Transfer von Versicherungsleistungen von 

Nordost nach Südwest, also in Richtung der teureren Anbieter. Bei einer für die SPV 

ausgabeneutralen Umstellung sorgt dies für relativ zum Status quo höhere Eigenanteile 

in preisschwachen Regionen und für Sockelbeträge unterhalb der jetzigen Eigenanteile 
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für Leistungsbezieher in preisstarken Regionen. Durch die seit Juli 2023 eingeführte Vor-

gabe zur Personalbemessung sowie die Regelungen des PSG III zu Tariflöhnen ist jedoch 

zu erwarten, dass dieser Effekt mit der Zeit an Bedeutung verliert (ebd.). Die fiskalischen 

Auswirkungen auf die Ausgaben der SPV wären im RS 2 stark abhängig von Preisver-

handlungen sowie der Ausgestaltung der Leistungsbegrenzung. Wichtig wäre, „dass die 

Preiskomponente der Ausgaben auf leistungserbringungsrechtlicher Seite durch indivi-

duelle oder kollektive Preisverhandlungen einer systematischen Kontrolle unterliegt“ 

(Rothgang und Kalwitzki, 2017b, S. 48). Die Mengenkomponente müsste ebenfalls durch 

konkrete leistungsrechtliche Grenzen limitiert sein. Hierdurch könnten die beitragssatz-

wirksamen Ausgaben der SPV in beiden Sektoren gesteuert werden und eine Umstellung 

der Finanzierung auf einen einheitlichen Sockel wäre relativ kostenneutral möglich (ebd., 

S. 48–49).  

RS 3 – die Aufhebung der sektoralen Fragmentierung bei individuell bedarfsgerechten 

Versicherungsleistungen und einem zeitlich begrenzten Eigenanteilssockel – entsteht aus 

einer Kombination aus RS 1b und RS 2. Die Möglichkeit, definierte Leistungsmodule 

privat organisiert über Akteure der Zivilgesellschaft erbringen zu lassen, könnte den So-

ckelbetrag entsprechend senken. Bislang vollstationär erbrachte Leistungen könnten mo-

dulweise ausgeklammert werden, sodass sich der Sockelbetrag entsprechend um diese 

Kosten verringern würde. Würden so viele Leistungen privat erbracht, dass deren Gegen-

wert den fixen Eigenanteil überschreitet, käme es zu einer Auszahlung der Pflegekasse 

an den Pflegebedürftigen. Damit könnte auch für den stationären Sektor eine Barauszah-

lung einer Leistung analog zum Pflegegeld erfolgen (ebd., S. 51–52). 

In diesem Szenario entsteht unter allokativen Gesichtspunkten ein besonders großes Mo-

ral-Hazard-Problem. Die Anreize aus RS 2 gelten grundsätzlich auch für dieses Reform-

szenario. Es besteht ein Anreiz, möglichst viele Leistungen in Anspruch zu nehmen. Zur 

Verhinderung des Moral Hazard kommt aufgrund der Aufhebung der sektoralen Tren-

nung nun nicht mehr die Option eines absoluten oberen Grenzwertes orientiert an den 

Leistungen stationärer Pflege in Frage (ebd., S. 52). Um dieser Problematik zu begegnen, 

müssten den Pflegebedürftigen daher nicht mehr Leistungsbeträge, sondern Leistungen 

zugeordnet werden, die aus der SPV finanziert werden. Dem Gutachter kommt damit eine 

erhöhte Machtstellung zu und es erfordert deutlich detailliertere Begutachtungsverfahren. 

Fiskalisch betrachtet entsteht durch die individualisierte Zuordnung der Leistungen ein 

schwer kalkulierbares Kostenrisiko, sollten die bedarfsgerechten Leistungen die pauscha-

lisierten Fallkosten übersteigen (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017a, S. 8).  



 

42 

Wie in RS 2 erfolgt auch im RS 3 eine vollständige Aufhebung des Lebenszeitrisikos 

durch Pflegebedürftigkeit, unabhängig von der Absicherung des Eigenanteils. Damit wer-

den die Probleme der Ressourcen- als auch der Risikoallokation adressiert. Bezüglich 

Bedarfs- und Verteilungsgerechtigkeit bringt RS 3 die umfangreichsten Verbesserungen. 

Die Leistungsmengen würden ausschließlich anhand der Präferenzen der Pflegebedürfti-

gen ohne Kostenrisiken verteilt. Im Gegensatz zu RS 2 könnten mit Bezug auf umvertei-

lende Wirkungen im Gesamtsystem unter Einsatz einer individuellen Leistungszuord-

nung im Zeitverlauf auch gegenläufige Tendenzen zur Umverteilung der regionalen 

Preisniveaus entstehen. Diese sind jedoch bisher nicht zu quantifizieren, da sie stark ab-

hängig von Preisverhandlungen sowie möglichen steigenden Leistungsaufwänden in bis-

her preisschwachen Regionen sind. Ohne zusätzlichen Steuerungsmechanismus 

verursacht die bedarfsgerechte Leistungszuordnung ein Kostenrisiko. Auch wenn 

dadurch das Moral-Hazard-Risiko gesenkt wird, ist es möglich, dass normativ gerecht-

fertigte Kostensteigerungen bei allen entstehen, bei denen die bedarfsgerechten Leistun-

gen die vorherigen pauschalisierten Fallkosten übersteigen. Auch aus diesem Grund wäre 

daher eine unabhängige Instanz ohne Kostensteuerungsinteresse für eine Leistungszuord-

nung einzusetzen. Insgesamt betrachtet erfüllt RS 3 die gestellten Anforderungen am um-

fangreichsten, da Kostenrisiken minimiert und Leistungen entsprechend den 

individuellen Bedarfen erbracht werden. Jedoch stehen diesen Vorteilen die genannten 

praktischen Steuerungsbedarfe entgegen (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017b, S. 55–

56). 

Das zweite Gutachten aus dem Jahr 2019 baut auf den strategischen Überlegungen des 

ersten Gutachtens auf, fokussiert das RS 3 und liefert konkrete Ansätze und Berechnun-

gen zur Umsetzung des Reformvorschlags. Die zwei zentralen Säulen des zweiten Gut-

achtens sind: der Sockel-Spitze-Tausch, der im Mittelpunkt steht und in den vorherigen 

Ausführungen bereits beschrieben wurde, sowie die Schaffung sektorenübergreifender 

Versorgungsstrukturen. Der Sockelbetrag würde nach Aufhebung der Sektorengrenzen 

unabhängig vom Pflegesetting von allen Pflegebedürftigen gezahlt werden, sodass auch 

bei einem Wechsel der Versorgungsform eine zeitliche Begrenzung des Sockels beibe-

halten werden würde. Neben der Umstellung auf einen einheitlichen Sockel werden wie 

bereits beschrieben auch die bisherigen Pauschalen in individuell zugeteilte bedarfsge-

rechte Leistungshöhen umgewandelt (vgl. Rothgang et al., 2019, S. 11–12). 

Die Schaffung sektorenübergreifender Versorgungsstrukturen soll im Folgenden nur kurz 

beschrieben werden, da sie im Rahmen dieser Arbeit eine Voraussetzung für die 
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Umsetzung eines einheitlichen Sockels im Sockel-Spitze-Tausch ist und nicht im Fokus 

der Präferenzmessung dieser empirischen Erhebung steht. Für die Etablierung sektoren-

übergreifender Versorgungsstrukturen soll eine Neuorganisation der Leistungserbrin-

gung entlang der Grenzlinie von Pflegen und Wohnen vorgenommen werden, die sich 

nicht mehr ausschließlich am Ort der Leistungserbringung (stationär/ambulant) orientiert. 

Grundsätzlich soll hierbei Pflege von allen Personen in allen Wohnsettings erbracht wer-

den können, um innovative Versorgungsformen unabhängig von ordnungsrechtlichen 

Rahmenbedingungen zu entwickeln. „Übernehmen Laienkräfte, etwa Familienmitglieder 

oder andere zivilgesellschaftliche Akteure verantwortlich die Erbringung einzelner Leis-

tungen, werden sie dafür durch ein Pflegegeld 2.0 vergütet, das steuer- und abgabenfrei 

ausgezahlt wird und in seiner Höhe 40 % der Vergütung einer professionellen Leistung 

entspricht“ (Rothgang et al., 2019, S. 13). Wie bereits zuvor beschrieben, soll die Leis-

tungserbringung durch Zuordnung bedarfsgerechter Leistungen geschehen, um eine Mo-

ral-Hazard-Problematik insbesondere bei zivilgesellschaftlicher Erbringung von 

Leistungen und der damit verbundenen Barauszahlung an eine Pflegeperson zu vermei-

den. Daher sollen sektorübergreifende Versorgungsstrukturen geschaffen werden, die so-

wohl eine Bedarfsfeststellung wie auch die damit verbundene Steuerung der Inanspruch-

nahme von Leistungen neu organisieren (ebd.). Details zur Umsetzung dieser individua-

lisierten Leistungszumessung finden sich im zweiten Gutachten und sollen hier nicht wei-

ter ausgeführt werden (ebd., S. 14–17). Durch die Aufhebung der sektoralen 

Fragmentierung können drei Eckpunkte einer bedarfsorientierten Pflege realisiert wer-

den. Die Leistungen werden am individuellen Bedarf orientiert und vermeiden damit eine 

Unter- oder Überversorgung. Weiterhin werden zivilgesellschaftliche Ressourcen einbe-

zogen sowie das Kostenrisiko des Sockel-Spitze-Tauschs abgefangen (ebd., S. 18).  

Auch die Gewerkschaft ver.di unterstützt die Forderung nach einer Begrenzung der Ei-

genanteile (vgl. ver.di, 2018). In der Politik vertreten die Deckelung der Eigenanteile ins-

besondere die SPD und das Bündnis 90/Die Grünen. Wesentliche Gegenargumente, die 

besonders von Vertretern privater Pflegeversicherungen vorgebracht werden, beziehen 

sich auf die folgenden Punkte: Ein Sockel-Spitze-Tausch sei verteilungspolitisch unge-

recht, weil mittlere und hohe Einkommen in der Lage wären, für Pflege im Alter aufzu-

kommen. Stattdessen gäbe es eine beitragsfinanzierte Leistungsausweitung auf Kosten 

aller, weil es Armen nicht zugemutet wird, Hilfe zur Pflege zu beantragen. Von der Re-

form würden alle zu 100 % profitieren, weswegen diese große Kostenrisiken birgt. Ein 

Sockel-Spitze-Tausch erhöhe die implizite Verschuldung der Sozialversicherung durch 
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steigende Beitragssätze zu Lasten nachwachsender Generationen. Durch diese Belastun-

gen sinke der Spielraum für Eigenvorsorge. Ein Sockel-Spitze-Tausch führe zu Verschie-

bungen in der Finanzierungsstruktur. Es käme zu einer Entlastung der Länder wegen 

weniger Ausgaben für die Hilfe zur Pflege. Durch eine erhöhte Belastung durch Beiträge 

würden Bürger stärker in die Finanzierung involviert. Abschließend sende der Sockel-

Spitze-Tausch ein falsches Signal und wecke Erwartungen, dass es Leistungsausweitun-

gen bis hin zum Einfrieren der Eigenanteile geben würde, obwohl Ausgaben für Verpfle-

gung und Wohnen weiterwachsen werden. Auch das Argument, eine PPV wäre 

ergänzend zu kleineren Preisen möglich, steht dabei im Raum (vgl. Genett, 2019). Da im 

Rahmen dieser Arbeit der Reformvorschlag nicht auf theoretischer Basis bewertet werden 

soll, sondern mithilfe empirisch gemessener Präferenzen seine konkreten Umsetzungsop-

tionen beurteilt werden sollen, werden die genannten Argumente an dieser Stelle nicht 

weiter diskutiert. 

3.2 Finanzielle Wirkungen des Reformvorschlags 

Im Folgenden sollen die finanziellen Wirkungen des Reformvorschlags auf Basis des 

zweiten Gutachtens beleuchtet werden. Hierfür werden die Gesamtausgaben in der aktu-

ellen Ausgestaltung der SPV ihrer alternativen Ausgestaltung laut beiden Reformlinien 

gegenübergestellt. Endpunkte der Berechnungen sind die Eigenanteile, die Sockelhöhe 

(unabhängig vom Ort der Pflege) sowie die Beitragssatzentwicklung.11 

Über projizierte Eigenanteilszahlungen des Jahres 2020 kann eine Berechnung der Höhe 

des Sockelbetrages erfolgen. Die Gesamtsumme der Eigenanteile wurde zum Umstel-

lungszeitpunkt konstant gehalten. Für die stationäre Pflege wurden die Gesamtkosten um 

2,5 Mrd. € für die medizinische Behandlungspflege bereinigt, was zu einer durchschnitt-

lichen monatlichen Reduzierung des individuellen Eigenanteils um 267 € führt. Für alle 

anderen Leistungsempfänger wurde ein monatlicher Eigenanteil von 200 € angesetzt. 

Ohne zeitliche Begrenzung ergibt sich hierdurch eine mathematische Sockelhöhe ohne 

zeitliche Begrenzung von 272 €. Berücksichtigt man die Karenzzeit von t* = 48 Monaten 

unter Rückgriff auf die Überlebensstatistik der Kohorte des Jahres 2012, die Verwendung 

der Echtwerte für die ersten 60 Monate und eine Fortschreibung für weitere 240 Monate 

mit einer monatlichen Überlebensrate von 98,2 %, wird deutlich, dass zu t* 57,8 % der 

gesamten Eigenanteilszahlungen der betrachteten Kohorte gezahlt sind. Für einen auf 48 

 
11 Details zu den zugrundeliegenden Annahmen zur Ausgaben- und Einnahmenseite finden sich im Gut-

achten bei Rothgang et al., 2019, S. 18–20. 
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Monate begrenzten Sockel ergibt sich auf der Grundlage eine monatliche Eigenanteils-

höhe von 471 € (vgl. Rothgang et al., 2019, S. 20). 

Um die Finanzwirkungen der Reformoption möglichst genau abschätzen zu können, wer-

den im Folgenden drei Szenarien betrachtet: (1) zunächst ein Status-quo-Szenario, das 

die aktuelle Situation unter den Regelungen des Jahres 2018 weiter fortschreibt. Dabei 

wird eine lohn- und keine inflationsindexierte Leistungsdynamisierung unterstellt. Be-

reits absehbare kostenwirksame Entwicklungen in Bezug auf die Pflegeleistungen werden 

nicht mit einbezogen. (2) Im Referenzszenario wird die Notwendigkeit einer steigenden 

Entlohnung und der Mehrbedarf an Pflegekräften berücksichtigt. (3) Im Reformszenario 

wird schließlich dargestellt, wie sich die Umsetzung der zuvor dargestellten Reformele-

mente des Sockel-Spitze-Tauschs und der sektorenübergreifenden Versorgungsstruktu-

ren auswirken würde (ebd., S. 20–21). 

Im Status-quo-Szenario zeigt sich der Effekt, der nur durch die demografische Entwick-

lung und die lohnindexierten Leistungssteigerungen entsteht. Selbst unter diesen relativ 

realitätsfernen Annahmen ist ein Anstieg des Beitragssatzes von 3,1 % in 2020 auf 4,5 % 

bis 2045 zu erwarten (ebd., S. 21). 

Im Referenzszenario zeigt sich die Entwicklung unter Einbezug der Personalmengen- und 

Lohnsteigerungen im aktuellen Teilleistungssystem. Es wurde ein konservativer Steige-

rungsfaktor von 35 % der Personalkosten angenommen. Während sich der Beitragssatz 

analog zum Status-quo-Szenario entwickelt, würden die Mehrkosten von den privat zu 

zahlenden Eigenanteilen aufgefangen werden. Bereits für 2020 entsteht so bei Unterstel-

lung einer identischen Leistungsmenge eine durchschnittliche Mehrbelastung für ambu-

lante Leistungen in Höhe von 660 €. Im stationären Bereich ergibt sich eine Steigerung 

um 900 €. Bis zum Jahr 2045 erhöhen sich die Eigenanteile dann um weitere 160 € bzw. 

400 €. Die hohe finanzielle Belastung wird hier deutlich (ebd., S. 22–23). 

Im Reformszenario ist der berechnete Sockelbetrag von 471 € pro Monat und Leistungs-

bezieher festgeschrieben. Es wird die gleiche Personalkostenentwicklung wie im Refe-

renzszenario unterstellt, jedoch die stationären Fallkosten um 2,5 Mrd. € der MBP 

reduziert. Aufgrund von neu geschaffenen sektorenübergreifenden Versorgungsstruktu-

ren entstehen hier jedoch zusätzliche Kosten für Verpflegung und Unterkunft, die heute 

von den Pflegebedürftigen selbst getragen werden, durch die teilweise Neuordnung der 

Leistungserbringung jedoch in den pflegebedingten Teil verschoben werden. Diese Mehr-

kosten werden mit 100 € pro Monat und Pflegebedürftigem bei Erbringung durch eine 
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professionelle Pflegekraft geschätzt. Um bedarfsgerechte Leistungen zu ermöglichen, 

werden Fallkosten der stationären Versorgung errechnet und als Basiswerte für alle Pfle-

gebedürftigen genutzt. Weiterhin wird davon ausgegangen, dass neben der vollprofessi-

onellen Versorgung auch rein zivilgesellschaftliche Arrangements wie auch Laien-Profi-

Mixe bestehen bleiben. Zivilgesellschaftliche Pflegeleistungen werden mit 40 % des Pro-

fipreises angenommen. Es wird deutlich, dass der Sockel-Spitze-Tausch mit bedarfsori-

entierten Leistungsmengen Mehrkosten verursacht, die von der Gesamtheit der 

Pflegeversicherten zu tragen sind. Im Jahr 2020 ergibt dies eine Beitragssatzdifferenz von 

0,6 Prozentpunkten zum Referenzszenario, die bis 2045 auf 1,1 Prozentpunkte anwachsen 

wird. Diese Mehrkostenabschätzungen liegen jedoch nur wenig über früheren Abschät-

zungen z. B. einer Vollversicherung, die aber nicht Personalmengen- und Lohnsteigerun-

gen mit einbezogen hatten (ebd., S. 23–24). Die kalkulierten Beitragssätze und 

Eigenanteile sind untenstehender Tabelle zu entnehmen. 

Tab. 5 Finanzwirkungen des Reformvorschlags 

  Status quo Referenz Reform 

  2020 2045 2020 2045 2020 2045 

Ausgabendeckender Beitragssatz 3,1 % 4,5 % 3,1 % 4,5 % 3,7 % 5,6 % 

Monatlicher Eigenanteil 662 € 662 € 1530 € 1964 € 471 € 471 € 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Rothgang et al., 2019, S. 21–24 

3.3 Maßnahmen zur Begrenzung des Beitragssatzanstiegs 

Das Reformszenario sieht einen kostendeckenden Beitragssatz von 5,6 % im Jahr 2045 

vor. Diese Erhöhung scheint normativ betrachtet sehr hoch, weshalb im Folgenden mög-

liche Finanzierungselemente erläutert werden sollen, die eine solidarischere Aufteilung 

der Pflegekosten auf Pflegebedürftige, Pflegeversicherte und Steuerzahler ermöglichen 

könnten (ebd., S. 24–25). 

In §8 SGB XI wird die gemeinsame Verantwortung der Gesellschaft für die pflegerische 

Versorgung der Bevölkerung in den Vordergrund gerückt. Diese kann auch für die Recht-

fertigung der Verwendung von Steuergeldern in der Finanzierung der SPV verwendet 

werden. Soll die Nachhaltigkeit der SPV gesichert sein, muss eine Steuer(teil)finanzie-

rung jedoch eine hohe langfristige und dauerhafte Verbindlichkeit aufweisen, um von 

konjunkturellen Schwankungen unabhängig zu sein und eine „Finanzierung nach Kas-

senlage“ (Rothgang et al., 2019, S. 25) zu verhindern. Auch die Länder Berlin, Hamburg, 

Bremen und Schleswig-Holstein und der GKV-Spitzenverband verlangen einen steuerfi-

nanzierten Bundeszuschuss zur SPV. Genauer betrachtet sprechen sie sich dafür aus, „den 
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Wert der Leistungen, die die Pflegeversicherung vordringlich im gesamtgesellschaftli-

chen Interesse erbringt sowie die Höhe entsprechend entgehender Einnahmen zu ermit-

teln und auf dieser Basis einen finanziellen Zuschuss aus dem Bundeshaushalt an den 

Ausgleichsfonds der sozialen Pflegeversicherung zu etablieren“ (ASMK, 2018, S. 15). 

Sie sehen das Mittel eines Steuerzuschusses damit nicht direkt zum Zwecke der Beitrags-

satzminderung, sondern als direkten Ausgleich für versicherungsfremde Leistungen, die 

sich im Jahr 2018 auf mindestens 2,7 Mrd. € belaufen haben. Versicherungsfremde Leis-

tungen sind nicht einheitlich definiert, in der politischen Diskussion fallen darunter für 

die SPV jedoch regelmäßig die Förderung des Auf‐ und Ausbaus ehrenamtlicher Pflege 

oder Pflegekurse für Angehörige (vgl. Greß et al., 2019, S. 242–243). Zur Berechnung 

der Effekte eines Steuerzuschusses wird die Höhe des Steuerzuschusses direkt an die Bei-

tragssatzentwicklung gekoppelt. Für 2020 wurde der Zuschuss auf 10 % der Leistungs-

ausgaben gesetzt und für 2021 auf 12,5 % erhöht. Danach erfolgt eine jährliche 

Dynamisierung, die den Steuerzuschuss des Vorjahres analog zur Entwicklung des Bei-

tragssatzes vom vorvergangenen Jahr anhebt (vgl. Rothgang et al., 2019, S. 25). 

Eine weitere Option zur Abfederung der Beitragssatzsteigerungen ist die Ausweitung der 

SPV zu einer Bürgerversicherung. Der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat in 

seinem Urteil vom 3. April 2001 die Verantwortung des Gesetzgebers bestätigt, mit der 

SPV eine Volksversicherung einzurichten, die alle Bürger umfasst. Die Verteilung der 

Versicherten auf die zwei Versicherungszweige sozial und privat durfte er unter dem Ge-

sichtspunkt einer ausgewogenen Lastenverteilung vornehmen. Dies ist vor allem wichtig, 

weil Bürger in der Regel kein Wahlrecht haben, welchem Zweig sie zugeordnet sind. 

Entstehen höhere Finanzierungslasten aufgrund der Zuordnung zu einem Zweig, ist Re-

formbedarf angezeigt (ebd., S. 25–26). Um der normativen Aussage des Bundesverfas-

sungsgerichts gerecht zu werden, muss daher ein Finanzausgleich zwischen SPV und 

PPV erfolgen oder die PPV-Versicherten in die SPV integriert werden. In der Umsetzung 

ist eine solche Integration im Gegensatz zur GKV leichter umzusetzen, da Leistungsrecht, 

Pflegebedürftigkeitsbegriff und Vergütung sich in SPV und PPV nicht unterscheiden 

(ebd.). Auch ein Antrag der Fraktion Bündnis90/Die Grünen aus dem Jahr 2019 beinhaltet 

die Forderung nach einer Pflege-Bürgerversicherung (vgl. Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN, 2019, S. 1).  

Grundsätzlich fußt die Idee einer Pflege-Bürgerversicherung auf zwei Prinzipien: zum 

einen auf der Erweiterung des Personenkreises durch den Einbezug aller Versicherten 

inklusive Selbstständigen und Beamten und zum anderen auf dem Einbezug weiterer 
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Einkunftsarten inklusive Kapitaleinkünfte und Einkommen aus selbstständiger und un-

selbstständiger Arbeit (vgl. Greiner und Bowles, 2007, S. 342). Auf der Leistungsseite 

existiert bereits eine Bürgerversicherung, da gesetzlich und privat Versicherte identische 

Leistungen erhalten. Auf der Ausgabenseite müsste ein für beide Zweige geltender Voll-

kostenausgleich herbeigeführt werden. Ein Finanzausgleich könnte eine Vorstufe zur 

vollständigen Integration sein (vgl. Rothgang, 2018b, S. 10–11). Dadurch würden rund 

90 % der sozial Pflegeversicherten entlastet. Auf der Einnahmenseite sollen dabei insbe-

sondere auch einkommensstarke Bürger solidarisch zur Finanzierung der SPV beitragen. 

Um mehr Generationengerechtigkeit zu erzielen, sollte darüber hinaus auch Kapitalein-

kommen bei der Berechnung der Beiträge berücksichtigt werden. Junge Generationen 

werden aktuell mehr belastet, weil sie hauptsächlich über Erwerbseinkommen verfügen. 

Weiterhin soll laut Antrag die Beitragsbemessungsgrenze schrittweise erhöht werden, um 

Überbelastungen derjenigen mit geringem Einkommen sowie Unterbelastungen der Bür-

ger mit hohem Einkommen abzubauen (vgl. Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 

2019, S. 3–4). Weitere Details zu möglichen Auswirkungen, insbesondere Verteilungs-

wirkungen einer Bürgerversicherung erläutert Rothgang in seiner Stellungnahme zu ei-

nem Gesetzesentwurf der Bundesregierung aus dem Jahr 2018 (vgl. Rothgang, 2018b). 

Für die Berechnung der Auswirkungen der Bürgerversicherung werden im Folgenden die 

konkreten Maßnahmen von Rothgang et al. (vgl. Rothgang et al., 2019) berücksichtigt 

sowie auf die Ergebnisse von Rothgang und Domhoff zurückgegriffen (vgl. Rothgang 

und Domhoff, 2019). Hier werden u. a. die Beitragssatzdifferenzen erläutert, die bei Ein-

bezug aller Versicherten und bei gleichzeitiger Verbeitragung aller Einkommensarten so-

wie einer Anhebung der Bemessungsgrenze entstehen würden. Eine derartige 

Ausgestaltung der SPV könnte den Beitragssatz 2020 um 0,51 Prozentpunkte senken; im 

Jahr 2045 stiege diese Reduktion auf 0,6 Prozentpunkte (vgl. Rothgang et al., 2019, 

S. 25–26). Betrachtet man die Auswirkungen der erläuterten Maßnahmen, wird deutlich, 

dass der Steuerzuschuss und die Bürgerversicherung einzeln betrachtet nahezu dieselben 

Effekte haben: Sie senken den Beitragssatz zu Beginn des Betrachtungszeitraums um 0,4 

bzw. 0,5 Prozentpunkte und am Ende des Betrachtungszeitraums um 0,6 Prozentpunkte. 

Der Beitragssatz könnte damit zum Jahr 2045 auf fast genau 5 % begrenzt werden. In 

Kombination kann eine Absenkung auf rund 4,4 % erreicht werden, was annähernd dem 

Referenzszenario entspricht. Für den Steuerzuschuss ergeben sich jeweils Summen von 

6,5 Mrd. € zum Start einer regelgebundenen Dynamisierung. Diese Summen erhöhen sich 

auf 9,8 Mrd. € bzw. 10,2 Mrd. € bis zum Jahr 2045 (ebd., S. 27). 
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Neben den in diesem Kapitel beschriebenen Thematiken gibt es noch weitere reformbe-

dürftige Felder in der SPV. Diese wurden bisher und werden auch im Folgenden ausge-

klammert, da sie nicht Teil des Reformvorschlags zum Sockel-Spitze-Tausch sind, der 

das Kernelement dieser Arbeit darstellt. 

3.4 Abgrenzung: Pflegereform 2021 

Mit dem Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz (GVWG) wurden 2021 ein-

zelne Verbesserungen in der SPV umgesetzt. Neben der Erhöhung der Sachleistungsbe-

träge in der ambulanten Versorgung um 5 % sowie in der Kurzzeitpflege um 10 %, der 

Verpflichtung, Angestellte nach Tarif oder kirchenarbeitsrechtlichen Regelungen zu be-

zahlen, sowie der Einführung eines jährlichen Bundeszuschusses zur SPV in Höhe von 

1 Mrd. € wurden in diesem Rahmen auch Zuschläge für die Eigenanteile in der stationä-

ren Versorgung verabschiedet (vgl. GVWG, 2021). 

Für das Jahr 2022 war zunächst vorgesehen, die Eigenanteile für die stationäre Pflege auf 

700 € monatlich für eine Dauer von drei Jahren zu deckeln. Dieses ursprünglich geplante 

Vorhaben, das eine Ausgestaltung des Sockel-Spitze-Tauschs dargestellt hätte, wurde im 

Rahmen der verabschiedeten Reform jedoch durch einen Leistungszuschlag zu den Pfle-

gekosten für die Pflegegrade 2–5 in der stationären Versorgung ersetzt. Der Zuschuss 

steigt mit der Aufenthaltsdauer im Pflegeheim und bezieht sich ausschließlich auf den 

pflegebedingten Eigenanteil, nicht jedoch auf Kosten für Unterkunft, Verpflegung und 

Investitionen. Der Zuschuss staffelt sich wie in untenstehender Tabelle gezeigt (§ 43c 

SGB XI). 

Tab. 6 Reformbestandteile § 43c SGB XI 

Zuschläge zum Eigenanteil  Verweildauer in stationärer Pflege 

5 % <1 Jahr 

25 % >1 Jahr 

45 % >2 Jahre 

70 % >3 Jahre 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an § 43c SGB XI 

Erste Auswertungen des eingeführten Zuschusses des Verbandes der Ersatzkassen lassen 

eine Beurteilung der Reform zu. Die Auswertungen zeigen zum 1. Juli 2023 einen starken 

Anstieg der Eigenanteile im Vergleich zum 1. Juli 2022. Insbesondere zeigt sich eine 

finanzielle Mehrbelastung im ersten Jahr der stationären Versorgung. Hier sind die mo-

natlichen pflegebedingten Eigenanteile von 916 € auf 1183 € gestiegen. Ab einem 
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Aufenthalt über einem Jahr stiegen die pflegebedingten Eigenanteile von 723 € auf 934 €, 

bei einem Aufenthalt über zwei Jahren von 530 € auf 685 € sowie bei einer Aufenthalts-

dauer über drei Jahren von 289 € auf 373 €. Obwohl für den betrachteten Zeitraum mehr 

als 4 Mrd. € für die Zuschüsse aufgewendet wurden, haben die pflegebedingten Eigenan-

teile für bis zu 24 Monate in der Pflege verweilende Versicherte bereits das Niveau von 

vor der Einführung der Zuschüsse überschritten (vgl. vdek, 2023a). Im Durchschnitt wer-

den bis zu zwei Jahren stationär Versorgte belastet und Pflegebedürftige, die mehr als 

zwei Jahre in einer Einrichtung verbleiben, entlastet. Gemittelt ergibt sich im Vergleich 

zu den Pflegesätzen vom Juli 2021 eine relativ geringe Entlastung in Höhe von 4 % des 

durchschnittlichen pflegebedingten Eigenanteils und 1,7 % des Gesamt-Eigenanteils. Die 

Zuschüsse zu den Eigenanteilen sind vor diesem Hintergrund nicht geeignet, diese nach-

haltig zu begrenzen (vgl. Rothgang und Müller, 2021, S. 34–42).12 

Vergleicht man mit Blick auf zukünftige Jahrzehnte die finanziellen Belastungen der SPV 

durch die eingeführte Reform sowie durch die ursprünglich vorgesehene Begrenzung der 

Eigenanteile auf 700 € und 36 Monate, zeigt sich, dass die Ausgaben der SPV für statio-

näre Pflege unter der eingeführten Reform bis 2060 auf 55,2 Mrd. € steigen würden. Im 

Reformszenario in Anlehnung an den Sockel-Spitze-Tauschs lägen die Ausgaben bei 64,4 

Mrd. €. Im Vergleich zum Tarifszenario, in dem die Aufteilung der Versicherungsleis-

tungen und Eigenanteile wie vor 2022 bestehen bleibt, sind dies zusätzliche Ausgaben in 

Höhe von 7 Mrd. € bzw. 16,2 Mrd. €.13 Auch wenn die ursprünglich vorgesehene Reform 

höhere Ausgaben verursacht hätte, bedeutet die umgesetzte Reform, dass Pflegebedürf-

tige trotz steigender Ausgaben für die SPV zukünftig weiterhin mit steigenden Eigenan-

teilen konfrontiert sein werden, die in ihrer Höhe und Laufzeit weiterhin unbeschränkt 

und damit nicht kalkulierbar bleiben (vgl. Kochskämper, 2021, S. 20–23). Die Reformop-

tion des Sockel-Spritze-Tauschs besitzt vor dem Hintergrund weiterhin hohe Relevanz. 

Dies zeigen auch aktuelle Modellrechnungen.14 Betrachtet man die Entwicklung der bun-

desdurchschnittlichen Heimentgelte im Zeitverlauf, zeigt sich deren dynamische Ent-

wicklung. Von 2017 bis zum ersten Quartal 2021 (dem letzten Wert, der bei der Entschei-

dung über das GVWG berücksichtigt werden konnte) stiegen die pflegebedingten 

 
12 Weitere Details zur voraussichtlichen Entwicklung der Eigenanteile unter Berücksichtigung der Zu-

schüsse finden sich bei Rothgang und Müller, 2021, S. 34–42. 
13 Alle Szenarien gehen von der Annahme aus, dass flächendeckend Tariflöhne gezahlt werden sowie die 

Anhebung der Versicherungsleistungen entsprechend der Teuerung im Pflegesektor berücksichtigt wird. 

Weitere Details zur Berechnung der Szenarien finden sich bei Kochskämper, 2021, S. 42. 
14 Weitere Details zu den Datengrundlagen, Annahmen und Methoden der Modellrechnungen finden sich 

bei Rothgang et al., 2023, S. 10–25. 
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Eigenanteile um jährlich 11,8 %, danach im Zeitraum bis zum ersten Quartal 2023 um 

17,6 %. Grund für den erheblichen Anstieg ist die Anpassung des Personalbemessungs-

verfahrens sowie der Umsetzung der Tarifbindung zum 1. September 2022. Für die mo-

dellierten Höhen der Eigenanteile ergibt sich eine jährliche Steigerung von 10,2 %. Die 

Gesamt-Eigenanteile steigen um 5,7 % (Q1 2017 bis Q1 2021), 9,6 % (Q1 2021 bis Q1 

2023) sowie 7,0 % (Q1 2023 bis Q3 2026). Insbesondere die pflegebedingten Eigenan-

teile weisen somit einen starken Anstieg auf (vgl. Rothgang et al., 2023, S. 25–26).  

Betrachtet man die Entwicklung der pflegebedingten Eigenanteile unter Berücksichti-

gung der Zuschläge, zeigt sich, dass sich diese im ersten Quartal 2022 im Vergleich zum 

Vorhalbjahr um mehr als 300 € verringert haben. Seitdem steigen die Eigenanteile jedoch 

wieder. Im dritten Quartal 2023 zeigt sich ein Gesamt-Eigenanteil, der den Wert vom 

ersten Quartal 2021 bereits wieder übertrifft. Der pflegebedingte Eigenanteil vom ersten 

Quartal 2021 wird im dritten Quartal 2024 wieder übertroffen.  Diese Entwicklung zeigt 

sich auch in untenstehender Abbildung. Der entlastende Effekt der Zuschläge ist damit 

wenige Jahre nach Einführung bereits nicht mehr vorhanden (ebd., S. 26). 

Abb. 7 Finanzwirkungen § 43c SGB XI 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Rothgang et al., 2023, S. 25–26 

Betrachtet man nicht den gewogenen Mittelwert, sondern die Wirkungen in Abhängigkeit 

von der Dauer der stationären Pflege, zeigt sich folgendes Bild. Für Bewohner bis 12 

Monate in stationärer Pflege reduziert sich der Eigenanteil um 5 %, liegt aber 2022 bereits 

bei 1014 € und wird bis 2026 auf 1660 € steigen. Für Pflegebedürftige, die bis zu zwei 
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Jahre im Heim leben, liegen die Eigenanteile 2023 mit 983 € bereits deutlich über den 

900 €, die Mitauslöser für die Reform waren. Bis 2026 werden diese auf 1311 € steigen. 

Auch für stationär versorgte Menschen mit zwei- bis dreijähriger Verweildauer in der 

Pflege steigen die Eigenanteile bis 2026 mit 961 € wieder über den Wert von 2021. Le-

diglich Heimbewohner mit einer Pflegedauer von über drei Jahren profitieren auch 2026 

noch von einer Reduzierung der Eigenanteile. Allerdings erreichen nur knapp ein Drittel 

der Heimbewohner überhaupt eine derart lange Verweildauer (ebd., S. 27). 

Im Jahr 2021 lag die Quote derjenigen, die Hilfe zur Pflege bezogen haben, bei 37 %. Die 

Reform reduzierte diese Quote im Jahr 2022 auf 31 %. Seitdem machen sich die in der 

Reform vorgesehenen entgeltwirksamen Elemente bemerkbar. Insbesondere sind auch 

hier die Tarifbindung und die Anpassung des Personalbemessungsinstruments zu nennen. 

Bis 2026 wird die Sozialhilfequote wieder auf 36 % steigen und damit fast das Niveau 

von vor der Reform erreichen. Auch hier zeigt sich weiterhin Reformbedarf (ebd., S. 28). 

In einer übergreifenden Betrachtung zeigt sich darüber hinaus, dass die Ausgaben der 

SPV im Modellszenario von 2021 bis 2026 von 13,4 Mrd. € auf 19,8 Mrd. € steigen wer-

den, die Reduzierung der Eigenanteile durch Zuschläge aber dennoch nicht geeignet 

scheint, die Sozialhilfeabhängigkeit und die Ausgaben der Hilfe zur Pflege dauerhaft zu 

begrenzen (ebd., S. 30). Ohne Reform wäre die Sozialhilfequote unter Berücksichtigung 

aller für die Modellrechnung angenommenen Faktoren bis 2026 auf 46 % gestiegen. Ef-

fekte mit Blick auf die Sozialhilfequote in der Pflege wurden also erreicht, jedoch kann 

diese durch die Reform nicht dauerhaft begrenzt werden (ebd., S. 30–31). 

Die entlastenden Elemente der Reform werden von den steigenden Pflegekosten, die 

durch die Reform noch verschärft werden, überkompensiert. Gesamthaft betrachtet ergibt 

sich zwar zunächst eine Entlastung, im Zeitverlauf sowie bei Betrachtung der unter-

schiedlichen Verteilungen der Zuschläge nach Verweildauern zeigen sich jedoch erheb-

liche Verteilungswirkungen, die dem Ziel der Lebensstandardsicherung entgegenstehen, 

weshalb weiterhin Reformbedarf besteht. Im Folgenden wird auf Basis der in den bishe-

rigen Kapiteln dargelegten Situation der SPV sowie des Reformvorschlags die Studien-

lage zur SPV betrachtet und basierend darauf die Forschungsfragen abgeleitet. 
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4 Aktueller Forschungsstand 

4.1 Ergebnisse der Studienauswertung 

Der aktuelle Forschungstand soll im Rahmen dieser Ausarbeitung in zwei Schritten dar-

gestellt werden. Zuerst werden Ergebnisse deskriptiver Analysen aus umfragebasierten 

Studien zu Einstellungen und Präferenzen für die deutsche SPV erläutert. Damit wird 

zunächst ein rein deskriptiver Überblick gegeben. Darauffolgend wird der Forschungsbe-

reich der Choice-Experimente zu Themen der Pflegeversicherung beleuchtet – der Fokus 

liegt hier auf der DCE-Methodik sowie der Erhebung der Zahlungsbereitschaft. Zuerst 

werden in dem Zusammenhang Studien zur deutschen Pflegeversicherung vorgestellt, im 

Nachgang folgen weitere Studien dieser Methodik im Zusammenhang mit Pflegeversi-

cherungssystemen anderer Länder. 

Betrachtet man zunächst die rein deskriptiv analysierten Einstellungen von Menschen zur 

deutschen Pflegeversicherung, wird deutlich, dass sich vorliegende Studien vor allem mit 

dem Umfang des Versicherungsschutzes und dem Wissensstand zur Pflegeversicherung 

beschäftigen. Weiterhin werden die aktuelle Finanzierung der SPV sowie mögliche Re-

formoptionen thematisiert. 

Mit Blick auf die Einstellungen zum Versicherungsschutz zeigen sich folgende Ergeb-

nisse. Ein großer Teil der deutschen Bevölkerung hat Angst vor der Pflegebedürftigkeit 

und im Speziellen davor, den Lebensstandard im Alter aus diesem Grund nicht halten zu 

können. So zeigt sich in einer Online-Befragung der Zurich Versicherung mit 1000 Er-

werbstätigen zwischen 30 und 65 Jahren mit Wohnsitz in Deutschland, dass knapp zwei 

Drittel der Befragten Angst haben, die monatlichen Kosten im Pflegefall nicht aufbringen 

zu können. 78 % halten es daher für wichtig, mithilfe einer privaten Pflegeversicherung 

vorzusorgen (vgl. Zurich, 2016). Auch eine repräsentative telefonische Befragung von 

1600 GKV-versicherten Personen ab 18 Jahren zeigt, dass nur 22 % den Schutz der SPV 

für ausreichend erachten. Die kritische Haltung gegenüber einem ausreichenden Versi-

cherungsschutz steigt dabei mit dem Bildungsgrad. Die Sorge, pflegebedürftig zu werden, 

haben insbesondere Jüngere. 50 % der unter 30-Jährigen haben Angst davor, pflegebe-

dürftig zu werden, und 62 % finden es wichtig bis sehr wichtig, private Pflegevorsorge 

zu treffen (vgl. Zok, 2011). Auch eine repräsentative Online-Befragung von 1000 Perso-

nen in Deutschland zwischen 18 und 65 Jahren zeigt, dass sich 64 % der Befragten finan-

ziell und 50 % der Befragten organisatorisch nicht in der Lage fühlen, den eigenen 
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Pflegefall zu bewältigen (vgl. Pronova BKK, 2018). 59 % der Befragten sorgen sich auch 

in einer bevölkerungsrepräsentativen Online-Panel-Befragung der Beratungsgesellschaft 

PricewaterhouseCoopers (PwC) darum, sich den Aufenthalt im Heim auf Dauer nicht 

leisten zu können (vgl. PwC, 2017). Auch in einer telefonischen Repräsentativbefragung 

der deutschen Wohnbevölkerung ab 18 Jahren wird deutlich, dass sich knapp die Hälfte 

der Bevölkerung finanziell nicht ausreichend abgesichert fühlt. Privatversicherte fühlen 

sich für den Pflegefall deutlich häufiger sehr gut oder gut abgesichert als gesetzlich Ver-

sicherte (vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 2016). Auch laut einer 

bevölkerungsrepräsentativen YouGov-Online-Umfrage haben 56 % der Deutschen das 

Gefühl, durch die SPV nicht ausreichend abgesichert zu sein. Als Hauptgrund für eine 

dennoch sehr schwache private Zusatzabsicherung wird das Budget angegeben. Vor dem 

Hintergrund wird deutlich, dass 39 % der Befragten mehr als 1000 € jährlich für Reisen 

ausgeben; auch Ausgaben für Musikdienste, PayTV und Gaming spielen bei vielen Jün-

geren mit bis zu 100 € monatlich eine wichtige Rolle. Kurzfristiges Konsumverhalten 

konkurriert offenbar mit der Gestaltung der eigenen Pflegeabsicherung (vgl. Swiss Life 

Select, 2018). In einer anderen bevölkerungsrepräsentativen Befragung von Personen ab 

16 Jahren haben 70 % der Befragten Familien vor Augen, die sich keinen Heimplatz oder 

keinen ambulanten Dienst leisten können. Zwei Drittel gehen davon aus, dass Menschen 

durch eine Versorgung im Pflegeheim wegen hoher Kosten zum Sozialfall werden kön-

nen. Diejenigen, die nicht das Heim als Pflegeform präferieren, haben überdurchschnitt-

lich oft ein für Heimversorgung angenommenes Armutsrisiko vor Augen (vgl. Haumann, 

2018). 

Das Wissen über die Beiträge und Ausgestaltung der deutschen Pflegeversicherung ist 

relativ gering. Mehr als 60 % der Befragten wissen nicht, was sie aktuell für die SPV 

bezahlen. 5 % haben sich noch gar nicht mit der eigenen Pflegezukunft beschäftigt, weil 

sie sich noch zu jung fühlen oder sich mit diesem Thema prinzipiell noch nicht auseinan-

dersetzen möchten (vgl. Pronova BKK, 2018). Bei den 18- bis 29-Jährigen wissen nur 

32 %, dass es sich bei der SPV um eine Teilkostenversicherung handelt (vgl. PwC, 2017). 

Betrachtet man die Einstellungen zur finanziellen Ausgestaltung und möglichen Re-

formoptionen der SPV, wird in einer bevölkerungsrepräsentativen Telefon-Befragung aus 

dem Jahr 2005 deutlich, dass mehr als ein Drittel (39 %) der Befragten bei einer Leis-

tungsausweitung auch einer Beitragssatzerhöhung zustimmen würden. Bei Menschen mit 

hohem Einkommen bzw. hoher Bildung sind dies mit 48,4 % bzw. 48,8 % sogar knapp 

die Hälfte, bei Geringverdienern und Menschen mit einfacher Bildung hingegen nur 
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33,5 % bzw. 34,7 % (vgl. Zok, 2005). Auch in der zweiten Welle der Befragung im Jahr 

2011 zeigt sich, dass die Mehrheit eine Leistungsausweitung auf Kosten höherer Bei-

tragssätze befürwortet (vgl. Zok, 2011). 68 % der Befragten einer anderen Studie wün-

schen sich eine bessere finanzielle Absicherung mit Deckung aller Kosten, auch wenn 

dies höhere Beiträge bedeuten würde. Nur 6 % wünschen sich weniger Beiträge einher-

gehend mit weniger Leistungen (vgl. Haumann, 2018). In der Pronova-BKK-Studie zeigt 

sich, dass nur 34 % der Befragten bereit sind, für den erhöhten Pflegeaufwand des Staates 

aufgrund von Fachkräftemangel und steigenden Pflegefallzahlen höhere Beiträge zu zah-

len. Die Bereitschaft, mehr vom Lohn abzugeben, nimmt dabei mit dem Alter ab. Im 

Detail zeigt sich folgende Zahlungsbereitschaft: 53 % würden bis zu 20 €/Monat mehr 

zahlen, 27 % bis zu 50 € mehr, 8 % noch bis zu 100 € mehr, niemand ist bereit, mehr als 

200 € mehr zu zahlen. 25 % würden mehr zahlen, wenn sie Anspruch auf gute Pflege 

hätten, 16 %, wenn die Pflege dadurch qualitativ besser werden würde, und 36 %, wenn 

sie mehr verdienen würden. 15 % sind unter keinen Umständen bereit, mehr für die SPV 

zu zahlen (vgl. Pronova BKK, 2018). Auch die Online-Panel-Befragung von PwC zeigt, 

dass 43 % bereit wären, für eine bessere Versorgung in Heimen höhere Beiträge zu zahlen 

– im Schnitt 33 € mehr pro Monat. Auch hier ist die Höhe der Zahlungsbereitschaft ab-

hängig vom Haushaltseinkommen. Bei einem Nettoeinkommen von unter 1000 € sind nur 

24 % bereit mehr zu zahlen, bei einem Haushaltseinkommen von 2000 € bis 3000 € sind 

es schon 46 %, bei einem Einkommen über 4000 € wären 63 % bereit mehr zu zahlen. 

Die 18- bis 29-Jährigen würden im Altersvergleich am meisten für eine bessere Versor-

gungsqualität ausgeben (vgl. PwC, 2017). Die Mehrheit der Bundesbürger unterstützt 

auch höhere Beiträge zur Pflege, wenn dadurch die Arbeitsbedingungen in der Pflege 

verbessert würden (vgl. Civey, 2020).  

Eine forsa-Telefonbefragung unter 1000 GKV-Versicherten ab 18 Jahren zeigt mit Blick 

auf die generelle zukünftige Ausgabenfinanzierung, dass sich 60 % der Befragten Steu-

erzuschüsse, 24 % einen Beitragssatzanstieg und 9 % ergänzende private Vorsorge zur 

Finanzierung der Mehrausgaben in der SPV wünschen. Unter den 18- bis 29-Jährigen 

wünschen sich 74 % einen Steuerzuschuss, 19 % einen Beitragssatzanstieg und 7 % eine 

private Vorsorge. Personen mit Abitur und Studium präferieren zu 55 % Steuerzuschüsse, 

zu 30 % Beitragssatzanstiege und zu 8 % die private Vorsorge (vgl. forsa, 2018). Eine 

bevölkerungsrepräsentative Umfrage des Allensbach Instituts im Auftrag des Verbandes 

der Privaten Krankenversicherung zeigt darüber hinaus, dass sich nur ein Sechstel der 

Befragten überhaupt nicht vorstellen kann, privat für die Pflege vorzusorgen. Im Schnitt 
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würden 30 % zwischen 50 € und 200 € monatlich für die private Absicherung künftiger 

Pflegekosten investieren. Ein Grund für die Zahlungsbereitschaft könnte sein, dass sich 

57 % so gut absichern wollen, dass sie nicht auf weitere Unterstützung von Familie oder 

Staat angewiesen sind. Die Befragten rechnen im Schnitt mit monatlichen Kosten von 

161 € für eine private Vorsorge. Damit überschätzen sie die Kosten für Eigenvorsorge 

(vgl. PKV, 2019a).  

Im Hinblick auf weitere Reformoptionen wird in der Befragung von Zok deutlich, dass 

eine obligatorische ergänzende private Pflegeversicherung nur von 23 % der Befragten 

präferiert wird. Die Aufhebung der Trennung von SPV und PPV präferieren hingegen 

68 %. Besonders Personen in einem höheren Einkommensbereich befürworten eine Auf-

hebung der Trennung, obwohl diese Personengruppe häufig von der eigenen Versiche-

rung in der PPV profitiert (vgl. Zok, 2011). Grundsätzlich zeigt sich, dass die breite 

Mehrheit dem Prinzip der Umlagefinanzierung zustimmt. Knapp drei Viertel sind der 

Meinung, dass die SPV ihre Versicherten möglichst umfassend absichern sollte, auch 

wenn dies zu steigenden Beiträgen führen würde. Knapp ein Viertel hat bereits eine pri-

vate Pflegezusatzversicherung abgeschlossen, ebenso viele haben schon einmal darüber 

nachgedacht, dies zu tun. Die Entscheidung, eine solche abzuschließen, sollte jedoch frei 

getroffen werden können. Die Beitragssatzerhöhung um 0,3 % zum 1. Januar 2015 zur 

Verbesserung der Betreuung und zum Aufbau des Vorsorgefonds wurde von 84 % der 

Befragten für richtig gehalten (vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 

2016). Weiterhin wird in einer repräsentativen Telefonbefragung der Bevölkerungs-

gruppe über 65 Jahren deutlich, dass lediglich 30 % finanzielle Vorbereitungen bezüglich 

einer möglichen Pflegebedürftigkeit getroffen haben. Die Variable, finanzielle Vorberei-

tungen getroffen zu haben, ist dabei positiv korreliert mit einem niedrigeren Alter, einem 

Wohnort in Westdeutschland sowie höherer Bildung (vgl. Hajek et al., 2018). 

Neben einem sehr breiten Spektrum an deskriptiven Analysen zur deutschen Pflegeversi-

cherung existiert im Vergleich dazu nur wenig Forschung, die Stated-Preference-An-

sätze15 nutzt. Für Deutschland liegen die folgenden Studien vor. Die Methodik des DCE16 

wurde von Lehnert et al. auf Basis einer repräsentativen Stichprobe der deutschen Wohn-

bevölkerung zwischen 45 und 64 Jahren angewendet. Die Präferenzen für verschiedene 

häusliche Pflegesettings wurden dabei anhand von fünf Attributen gemessen und analy-

siert: Pflegezeit/Tag, Qualität der Pflege, Anzahl verschiedener Services des Anbieters, 

 
15 Details zu dieser Methodik finden sich in Kapitel 5.2 
16 Details zu dieser Methodik finden sich in Kapitel 5.3 
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Anzahl verschiedener Pflegepersonen und Zuzahlungen/Eigenanteile. Das Attribut zur 

Qualität der Pflege hat den größten positiven Einfluss auf den Nutzen, Zuzahlungen/Ei-

genanteile haben einen negativen Einfluss. Weiterhin wurden kleinere Teams von Pfle-

gepersonen größeren Teams vorgezogen. Anbieter mit mehr Services wurden jedoch 

nicht Anbietern mit weniger Services vorgezogen. Die Zahlungsbereitschaft pro Stunde 

beträgt 8,98 €, was deutlich unter den aktuellen Preisen von über 20 €/Stunde liegt. In-

formelle Pflege wird professionellen Anbietern vorgezogen (vgl. Lehnert et al., 2018). 

Das Marktforschungsunternehmen YouGov Deutschland hat mithilfe einer Conjoint-

Analyse (CA)17 in einer bevölkerungsrepräsentativen Stichprobe die Einstellungen der 

deutschen Wohnbevölkerung ab 20 Jahren bezüglich Kundenerwartungen und -verhalten 

zur privaten Pflegeversicherung analysiert. Dabei zeigt sich, dass besonders die 30- bis 

39-Jährigen eine private Zusatzabsicherung für wichtig halten, aber dennoch in den 

nächsten 12 Monaten nicht vorhaben, eine derartige Versicherung abzuschließen. Wei-

terhin überschätzen die 20- bis 39-Jährigen die Absicherung durch die SPV sowie die 

Kosten für eine private Zusatzabsicherung. 78 % der Befragten befürworten Zahlungen 

aus dem Bundeshaushalt an die SPV, 12 % lehnen diese Steuerzuschüsse strikt ab (vgl. 

YouGov Deutschland GmbH, 2011). Es wird deutlich, dass für Deutschland keine Stu-

dien zur finanziellen Ausgestaltung der sozialen Pflegeversicherung vorliegen, die 

Stated-Preference-Ansätze nutzen. 

International gibt es bereits Studien, die neben privaten Versicherungsangeboten auch die 

Ausgestaltung einer gesetzlichen Pflegeversicherung untersuchen. Für die USA, wo es 

keine obligatorische Pflegeversicherung gibt, die im Sozialversicherungssystem veran-

kert ist, analysierten Brown et al. sowie Allaire et al. auf Basis eines webbasierten Know-

ledge Panel mithilfe eines DCE die Präferenzen von 14.894 US-Bürgern mit und ohne 

Versicherung zwischen 40 und 70 Jahren für sieben spezifische Attribute einer Long-

Term Care Insurance (LTCI). Folgende Attribute wurden untersucht: Leistungshöhe (50–

175 $/Tag), Leistungszeitraum (1–5 Jahre), Eigenbeteiligungszeitraum (0–6 Monate), 

Gesundheitsvoraussetzungen (gesund – keine Voraussetzungen), Typ des Versicherers 

(private Versicherung – US-Regierung), Beitragskosten (100–400 $/Monat) (vgl. Brown 

et al., 2016). Es konnte festgestellt werden, dass Frauen schwächere Präferenzen für LTCI 

besitzen als Männer. Menschen mit höherem Vermögen (mehr als 100.000 $) haben eine 

stärkere Präferenz für LTCI, die hier die Funktion eines Vermögens- bzw. 

 
17 Details zu dieser Methodik finden sich in Kapitel 5.2 
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Erbenschutzprogramms zu übernehmen scheint. Menschen in ärmlicheren Verhältnissen 

sowie aus ethnischen Minderheiten haben eine starke Präferenz für eine obligatorische 

LTCI. Verheiratete sprechen sich eher gegen eine obligatorische LTCI aus (vgl. Allaire 

et al., 2016). Die Ergebnisse zeigen darüber hinaus, dass 30 $/Monat der meistpräferierte 

monatliche Beitrag ist und lebenslange Leistungen den zeitlich beschränkten vorgezogen 

werden. Private Versicherungen sind nur minimal stärker präferiert als staatliche. Die 

Zahlungsbereitschaft liegt bei 12 $ bis 19 $ für eine private statt eine staatliche Versiche-

rung, und eine freiwillige Versicherung wird präferiert. Die wichtigsten Attribute in ab-

steigender Reihenfolge sind der Preis, der Leistungszeitraum und die tägliche 

Leistungshöhe. Soziodemografische Faktoren wie männlich, über 65 Jahre alt, gute oder 

sehr gute Gesundheit und hohes Einkommen oder Vermögen haben einen positiven Ein-

fluss auf die Wahl einer Versicherung. Weiterhin wird deutlich, dass Konsumenten deut-

lich weniger für bessere Attribute zu zahlen bereit sind, als diese durchschnittlich kosten. 

Für eine tägliche Leistung von 300 $ statt 50 $ besteht nur eine zusätzliche Zahlungsbe-

reitschaft von 80 $ monatlich. Versicherer verlangen für eine derartige Leistungserhö-

hung jedoch das Sechsfache (vgl. Brown et al., 2016). Auf Basis derselben Daten aus dem 

Knowledge-Panel zeigt sich bei Akaichi et al., dass ein Abschluss einer Versicherung 

wahrscheinlicher ist, wenn diese lebenslange Leistungen anstatt einer zeitlichen Be-

schränkung enthält (vgl. Akaichi et al., 2020). 

Für eine bevölkerungsrepräsentative Stichprobe der italienischen Region Emilia Ro-

magna untersuchten Brau et al. die Determinanten der Zahlungsbereitschaft für staatliche 

und private LTCI. Sie modellierten individuelle Entscheidungen als einen Zwei-Phasen-

Prozess aus Interessensbekundung und anschließender Information über die Zahlungsbe-

reitschaft. Mit Blick auf ein Interesse an LTCI zeigen sie, dass dieses stark abhängig ist 

von der Beurteilung der Qualität bereits gemachter Erfahrungen mit Langzeitpflege. Je 

negativer die existierenden Sozialleistungen bewertet werden, desto höheres Interesse be-

steht an LTCI. Mit Blick auf die Zahlungsbereitschaft zeigt sich, dass besonders die jün-

gere Generation eine höhere Zahlungsbereitschaft für private LTCI besitzt. Es wird 

deutlich, dass für das allgemeine Interesse an LTCI eher bisherige Erfahrungen mit Lang-

zeitpflege entscheidend sind, während für die Höhe der Zahlungsbereitschaft eher sozio-

demografische Faktoren eine Rolle spielen. Während das Einkommen keinen 

signifikanten Einfluss auf das Interesse an LTCI hat, spielt es für die Zahlungsbereitschaft 

eine große Rolle. Der Effekt eines hohen Einkommens auf die Zahlungsbereitschaft für 

eine private Versicherung ist jedoch deutlich höher als für die staatliche 
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Absicherungsvariante (vgl. Brau et al., 2010). Auch Brau und Lippi Bruni erforschten auf 

Basis einer bevölkerungsrepräsentativen Stichprobe für die Region Emilia Romagna in 

einem DCE die relative Wichtigkeit von Attributen hypothetischer Versicherungspro-

gramme zu einem Zeitpunkt, zu dem keine systematische Absicherung in Italien exis-

tierte. Die Präferenzen der Befragten waren sehr heterogen. Während ein Viertel den 

Status quo ohne systematische Absicherung bevorzugte, präferierte der Rest eine deutlich 

höhere Abdeckung von Risiken. Weniger als die Struktur einer möglichen Versicherung 

spielte die Erweiterung der Risikoabdeckung eine Rolle. Weiterhin fanden sie eine relativ 

hohe durchschnittliche Zahlungsbereitschaft zwischen 10,50 € und 12 € pro einem Pro-

zentpunkt weniger Eigenbeteiligung (vgl. Brau und Lippi Bruni, 2008).  

Für die chinesische Provinz Hubei wurde ein DCE durchgeführt, das 390 Personen ab 45 

Jahren zur Ausgestaltung einer gesetzlichen Pflegeversicherung befragt hat. Dabei spiel-

ten insbesondere der Ort der Pflegeversorgung, der Umfang der Pflege sowie die Erstat-

tungsrate im Leistungsfall eine Rolle. Die Variablen Geschlecht, 

Beschäftigungsverhältnis und Bildungsniveau hatten einen Einfluss auf die Heterogenität 

der Präferenzen (vgl. Ma et al., 2023). 

Weitere internationale Analysen auf Basis von Discrete-Choice-Modellen, die aus-

schließlich die Ausgestaltung privater Pflegeversicherungsangebote betreffen, werden im 

Rahmen dieser Arbeit nicht näher beleuchtet.18 Auch weitere Conjoint-Analysen und 

Discrete-Choice-Experimente mit einem Fokus auf der Ausgestaltung der Pflegesettings 

u. a. für die Niederlande (vgl. Nieboer et al., 2010), Japan (vgl. Sawamura et al., 2015), 

Dänemark (vgl. Amilon et al., 2022) und Irland (vgl. Robinson et al., 2015; vgl. Callan 

und O'Shea, 2015) werden in dieser Arbeit nicht genauer betrachtet, da der Fokus der 

Präferenzmessung auf der finanzseitigen Ausgestaltung der SPV liegt und nicht auf der 

Ausgestaltung privater Versicherungsangebote oder Pflegearrangements. 

Weder die finanzielle Ausgestaltung der SPV im Allgemeinen noch die Option des So-

ckel-Spitze-Tauschs im Speziellen wurden bisher auf Basis von Stated-Preference-An-

sätzen untersucht. Diese Arbeit soll einen Beitrag dazu leisten, diese Forschungslücke zu 

schließen. Im Folgenden wird die Forschungslücke im Detail erläutert sowie die entspre-

chenden Forschungsfragen abgeleitet. 

 
18 Vgl. hierzu u. a. Wang et al., 2018; He et al., 2021; Wang et al., 2021. 
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4.2 Forschungslücke und Forschungsfragen 

Die Ausführungen in Kapitel 2.2 machen deutlich, dass zahlreiche Einflussfaktoren auf 

die Ausgaben- und Einnahmenseite der SPV einwirken. Insbesondere wurden hier die 

steigende Anzahl an Leistungsempfängern, die nicht unerhebliche Wahrscheinlichkeit, 

im Laufe des Lebens selbst pflegebedürftig zu werden, sowie die steigenden von den 

Versicherten zu zahlenden Eigenanteile aufgrund von nicht in ausreichendem Maße dy-

namisierten Leistungen sowie Kostensteigerungen durch Qualitäts- oder Personalmaß-

nahmen erläutert. Ein sinkendes informelles Pflegepotenzial aufgrund z. B. einer 

steigenden Erwerbsquote von Frauen sowie eine Tendenz zu stärkerer Inanspruchnahme 

von stationärer, grundsätzlich kostenintensiverer Pflege sorgen ebenfalls dafür, dass zu-

künftig immer mehr Menschen von hohen Eigenanteilen in der SPV betroffen sein wer-

den. Aufgrund der bisher in ihrer Höhe und im Zahlungszeitraum unbeschränkten 

Eigenanteile ergibt sich ein für die Versicherten unkalkulierbares finanzielles Risiko, das 

sich durch zukünftig zu erwartende Kostensteigerungen noch erhöhen wird. Kostenstei-

gerungen werden damit hauptsächlich durch die Versicherten selbst finanziert.19 

Besonders für die junge Generation wird sich die Verlässlichkeit der sozialen Pflegever-

sicherung für eine Lebensstandardsicherung im Pflegefall ohne tiefergreifende Reform 

kaum noch bewahrheiten. Für politische Entscheider ist die Haltung der jungen Genera-

tion gegenüber der Ausgestaltung der Pflegeversicherung von großer Bedeutung. Sind 

heutige Reformen nicht von der jungen Generation akzeptiert, kann dies zu erheblichen 

Schwierigkeiten in der Durchsetzung einzelner Anpassungen des Systems führen. Auch 

ist die junge Generation besonders relevant, da sie durch den demografischen Wandel in 

der umlagefinanzierten Pflegeversicherung eine doppelte Rolle spielt: einmal als Einzah-

ler und damit Finanzierer der heute Pflegebedürftigen und in Zukunft als Generation mit 

einer deutlich erhöhten Lebenserwartung und damit auch erhöhten statistischen Chance, 

selbst von der Pflegeversicherung Gebrauch machen zu müssen. Eine Umlagefinanzie-

rung wie die der SPV ist immer auch eine Quersubvention der jüngeren an die ältere 

Generation. Möchte die Politik einen Generationenkonflikt vermeiden, sollte sie bei der 

Reformierung der Pflegeversicherung die Einstellungen und Präferenzen der jungen Ge-

neration möglichst früh in die Reformdebatten mit einbeziehen. Seit der Problemformu-

lierungsphase im Rahmen der Entstehung der SPV wurden Pflegebedürftige und ihre 

Angehörigen nahezu nicht einbezogen und konnten keinerlei Anstöße oder Präferenzen 

 
19 Details zu Einflussfaktoren der Einnahmen- und Ausgabenseite der SPV finden sich in Kapitel 2.2.2 

und 2.2.3. 
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liefern (vgl. Naegele, 2014, S. 9). Die Analyse der Akzeptanz von Reformen passiert häu-

fig nur im Nachgang zu bereits eingeführten Reformen. Um die SPV jedoch langfristig 

aufzustellen und die Präferenzen verschiedener Genrationen zu berücksichtigen, sollten 

Präferenzen erhoben werden, bevor entsprechende Reformen eingeführt werden. Für die 

Option einer weitreichenden Reform wie die des Sockel-Spitze-Tauschs gilt dies in be-

sonderem Maße. 

Die Einstellungen zur Pflegeversicherung wurden bisher nur im Rahmen breiter ausge-

legter, deskriptiver Studien erhoben, die in Kapitel 4.1 ausführlich beschrieben wurden. 

Eine Betrachtung der Einstellungen zur Pflegeversicherung unter Berücksichtigung ent-

stehender Kosten, bei denen Trade-offs überwunden und diskrete Entscheidungen getrof-

fen werden müssen, fehlt bisher laut aktuellem Kenntnisstand. Die DCE-Methodik soll 

genau in dieser Forschungslücke helfen, Präferenzen zu erheben und mithilfe von Choice-

Modellen auszuwerten. Auch die Option eines Sockel-Spitze-Tauschs in der SPV wurde 

bisher nur im Rahmen der zugrundeliegenden Gutachten von Rothgang und Kalwitzki 

erläutert sowie Modellrechnungen durchgeführt (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017b; 

vgl. Rothgang et al., 2019).20 Empirische Auswertungen oder Präferenzanalysen zu dieser 

Reformoption liegen nicht vor. Eine Erhebung der Präferenzen mithilfe der DCE-Metho-

dik macht es möglich, Auswirkungen auf das eigene Einkommen sowie andere Trade-

offs zu berücksichtigen, die sich unter den gesellschaftlichen und demografischen Trends, 

die auf die SPV einwirken, nicht mehr vermeiden lassen.21 Daher ist es unerlässlich, diese 

in die Erhebung der Präferenzen miteinzubeziehen, um herauszufinden, ob eine Reform 

tatsächlich langfristig akzeptiert werden kann. Die Methodik der DCE findet damit im 

Rahmen dieser Arbeit erstmals Anwendung auf Fragestellungen im Zusammenhang mit 

Präferenzen für die soziale Pflegeversicherung in Deutschland. Mithilfe von Choice-Mo-

dellen sollen wesentliche Bestandteile des Forschungsgegenstandes Finanzierung der 

SPV erkannt, deren Zusammenwirken verstanden und Zusammenhänge herausgearbeitet 

werden. Insbesondere sollen Einflussfaktoren auf die Präferenzen für eine Begrenzung 

der Eigenanteile vor dem Hintergrund der Reformoption eines Sockel-Spitze-Tauschs er-

kannt werden. Diese Arbeit soll in dem Zusammenhang die folgende übergeordnete For-

schungsfrage beantworten:  

 
20 Details zur Reformoption des Sockel-Spitze-Tauschs finden sich in Kapitel 3. 
21 Eine ausführliche Beschreibung der Vorteile der DCE-Methodik gegenüber rein deskriptiven Analyse-

methoden findet sich in Kapitel 5.1 bis 5.3. 
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Welche Präferenzen für die finanzbezogene Ausgestaltung der sozialen Pflegeversiche-

rung besitzen Studierende? 

Zur Beantwortung dieser übergeordneten Forschungsfrage sollen die folgenden Detail-

fragen dienen: 

• Inwieweit wird die Reformoption des Sockel-Spitze-Tauschs der Ausgestal-

tung der SPV im Status quo vorgezogen? 

• Welchen Einfluss auf den Nutzen der Reformoptionen im Rahmen eines So-

ckel-Spitze-Tauschs haben die Höhe der monatlichen Eigenanteile und der 

Zeitraum der Eigenanteilszahlungen? 

• Welche Zahlungsbereitschaft besteht für verschiedene Ausprägungen eines 

Sockel-Spitze-Tauschs? 

Ergänzend sollen Zusammenhänge der Präferenzen und Zahlungsbereitschaft mit Erfah-

rungen, Einstellungen und soziodemografischen Charakteristika der Befragten untersucht 

werden. 

Zunächst werden Einflüsse bisheriger Erfahrungen mit Pflegebedürftigkeit und -absiche-

rung betrachtet. Es kann vermutet werden, dass bereits gemachte Erfahrungen mit Pfle-

gebedürftigkeit und -absicherung sowie eigene Annahmen über die Möglichkeit der 

eigenen Pflegebedürftigkeit die Präferenzen für eine Begrenzung der Eigenanteile bzw. 

die Zahlungsbereitschaft beeinflussen.  

Weiterhin sollen Einflüsse von Einstellungen zur Finanzierung der gesetzlichen Pflege-

versicherung untersucht werden, um besser zu verstehen, durch welche Annahmen und 

Einstellungen die Präferenzen und Zahlungsbereitschaft für eine Begrenzung der Eigen-

anteile getrieben werden. Dabei wird die Einstellung zur Hilfe zur Pflege ebenso betrach-

tet wie die Haltung zur Verantwortung für Pflegeabsicherung und die Bewertung 

verschiedener Finanzierungsoptionen der Eigenanteile. Der Einbezug weiterer Personen-

gruppen, der Einbezug von Kapitaleinkünften und der proportional stärkere Einbezug von 

Vermögenden und Vielverdienern als flankierende Reformbestandteile zur Minderung 

des Beitragssatzanstiegs können nicht im DCE selbst berücksichtigt werden. Deren Ein-

fluss auf die Präferenzen soll dennoch geprüft werden soll, da sie begleitende Maßnah-

men zur Reformoption des Sockel-Spitze-Tauschs darstellen. Damit wird überprüft, ob 
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sich der Einsatz flankierender Maßnahmen auf die Präferenzen zur Begrenzung der Ei-

genanteile auswirken kann. 

Ergänzend werden auch Einflüsse soziodemografischer Charakteristika betrachtet. Insbe-

sondere der Einfluss von Einkommen, Vermögen und zu erwartenden Erbteilen vor dem 

Hintergrund einer Vermögensschutz- bzw. Erbenschutzversicherung sollen dabei analy-

siert werden. 

Die soziodemografischen Daten bzw. Einstellungsabfragen werden separat in einem 

komplementären Fragebogen erhoben. Dieser wird in Kapitel 6.1 im Detail erläutert. 

Aus oben genannten Gründen, besitzen die Präferenzen der jüngeren Generation eine be-

sondere Relevanz für die zukünftige Ausgestaltung der Pflegeversicherung. Daher soll 

diese Arbeit einen Beitrag leisten zur Diskussion um die Präferenzen, welche die jüngere 

Generation bezüglich der Pflegeversicherung besitzt. Primäres Ziel dieser Arbeit ist es 

nicht, repräsentative Präferenzen zu erheben, um daraus verallgemeinernde Aussagen ab-

zuleiten, sondern die Methodik der DCE auf eine aktuelle finanzwissenschaftliche Frage-

stellung anzuwenden. Diese Arbeit soll eine Basis für folgende 

(teil)bevölkerungsrepräsentative Studien sein und verschiedene methodische Ansätze zur 

quantitativen Analyse der Präferenzen untersuchen.  

Da es im Rahmen dieser Arbeit nicht möglich ist, die Grundgesamtheit der jungen Gene-

ration repräsentativ abzubilden, werden als Stichprobe Studierende herangezogen. Diese 

Gruppe ist jedoch nicht nur als relativ einfach zugängliche Untergruppe der jungen Ge-

neration und als kostengünstigere Pilot-Stichprobe für die DCE-Methodik im Zusammen-

hang mit Präferenzen für die soziale Pflegeversicherung eine adäquate Wahl. Weiterhin 

eignen sich Studierende besonders, weil ihre Präferenzen nicht verzerrt sind, da sie eine 

Pflegebedürftigkeit aufgrund z. B. bereits bestehender Krankheiten ohnehin antizipieren. 

Für die Zielgruppe ist darüber hinaus eine hohe kognitive Fähigkeit zu erwarten, sodass 

sichergestellt ist, dass die Probanden das Befragungsdesign verstehen und die Choice-

Sets bearbeiten können. Das Risiko einer kognitiven Überforderung des Datensamples 

mit dem Befragungsdesign oder dem Thema der Befragung ist damit als gering einzu-

schätzen. 

Die Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit können politischen Entscheidungsträgern hel-

fen, im Rahmen zukünftiger Reformen die Präferenzen der jungen Generation frühzeitig 

zu berücksichtigen. Das Instrument DCE zur Erhebung von Präferenzen für die 
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Ausgestaltung der Pflegeversicherung kann in Zukunft in weiteren Projekten auch reprä-

sentativ für die Gesamtbevölkerung Deutschlands eingesetzt werden. Die methodischen 

Grundlagen zu den in dieser Arbeit genutzten Erhebungs- und Analyseverfahren werden 

im folgenden Kapitel dargestellt. 

5 Methodische Grundlagen zu Discrete-Choice-Experimenten 

5.1 Präferenzkonzepte und ihre Messung 

„Präferenzen sind das Ergebnis der relativen subjektiven Bewertung von Alternativen 

durch die Abwägung der Kosten und des Nutzens in einem Entscheidungs- und Bewer-

tungsprozess“ (Mühlbacher et al., 2013, S. 160). Grundsätzlich werden zwei Arten von 

Konzepten zur Präferenzmessung unterschieden: Revealed Preferences (RevP) basieren 

auf echten Entscheidungen von Menschen in der realen Welt. Menschen offenbaren ihre 

Vorlieben oder Präferenzen durch reale Handlungen. Es wird tatsächliches Marktverhal-

ten beobachtet. Stated Preferences (StaP) hingegen werden durch Experimente oder Fra-

gebögen erhoben, in denen Menschen mit hypothetischen Entscheidungssituationen 

konfrontiert sind. Menschen erklären ihre Präferenzen auf Basis ihrer Entscheidungen in 

hypothetischen Situationen (vgl. Train, 2009, S. 152).  

Die Theorie der RevP basiert auf der Nutzentheorie, die explizit beobachtbares Markt-

verhalten zugrunde legt. Laut Samuelson lassen sich daraus Nachfragegleichungen der 

Individuen ableiten. Als Basis hierfür werden nur reale Größen wie Gütermengen oder 

Marktpreise betrachtet (vgl. Samuelson, 1938, S. 61–62). RevP-Daten haben den Vorteil, 

dass sie echte Entscheidungen widerspiegeln und somit über eine hohe Reliabilität und 

Validität verfügen. Daher sind sie jedoch nicht auf hypothetische Sachverhalte anwend-

bar, sondern betrachten nur Güter, die auf freien Märkten bereits zur Verfügung stehen. 

Somit werden nur bekannte Technologien oder Produkte innerhalb der existierenden 

Technologiegrenze betrachtet. Im Falle echter Entscheidungssituationen ist die Variation 

der relevanten Faktoren häufig unzureichend, um aussagefähige Berechnungen durchzu-

führen. Faktoren, die für Konsumenten am wichtigsten sind, zeigen häufig die geringste 

Variation aufgrund der zugrunde liegenden Gesetze des Marktgleichgewichts. Preise va-

riieren beispielsweise gar nicht oder nur sehr wenig. Die Parameter dieser Faktoren sind 

daher über RevP häufig nur sehr ungenau zu ermitteln, da sie lediglich mit großen Stan-

dardabweichungen (SD) geschätzt werden können (vgl. Train, 2009, S. 152). Da die Er-

hebung der Präferenzen für die Pflegeversicherung auch alternative Szenarien zum Status 
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quo abfragen soll, um bereits vorhandene, aber noch nicht artikulierte Präferenzen mit-

hilfe hypothetischer Szenarien zu erheben, ist der StaP-Ansatz die gewählte Methodik zur 

Bearbeitung der Forschungsfrage und wird im Folgenden näher erläutert. 

Der StaP-Ansatz ist ein aus der Wohlfahrtsökonomie abgeleitetes Konzept, das durch Be-

fragung die innere Einstellung – also die Präferenzen – von Individuen erhebt (vgl. 

Louviere et al., 2000, S. 24). Stated Preferences werden durch Fragebögen bzw. Experi-

mente erhoben, in denen der Befragte Entscheidungen zwischen zwei oder mehreren Op-

tionen – also hypothetischen Szenarien – treffen muss (vgl. Train, 2009, S. 152). 

Innerhalb dieser hypothetischen Szenarien können neue, alternative Produkte oder Pro-

dukteigenschaften beschrieben und die Technologiegrenze nach außen verschoben wer-

den (vgl. Louviere et al., 2000, S. 24). Im Rahmen der Experimente kann jedem Attribut 

ausreichend Variation gegeben werden, die in der realen Welt, wie bereits beschrieben, 

häufig nicht vorliegt. Dies ermöglicht eine adäquate Schätzung der Präferenzen, welche 

Individuen durch ihre Wahlhandlungen offenbaren. Nachteile des StaP-Ansatzes entste-

hen daraus, dass die geäußerten Entscheidungen in hypothetischen Situationen nicht im-

mer denen in der Realität entsprechen müssen. Antworten in einer StaP-Befragung 

können beispielsweise beeinflusst sein von den Annahmen des Befragten zu den Erwar-

tungen des Interviewers. Dies kann die Schätzungen verzerren. Vor diesen Hintergrund 

ist eine kritische Prüfung der Reliabilität und Validität der ermittelten Daten wichtig (vgl. 

Train, 2009, S. 152–153). Gemeinsam betrachtet können StaP-Daten bereits vorhandene 

RevP-Daten ergänzen und so eine möglichst genaue Schätzung von Präferenzen möglich 

machen. Auf die Problematik, dass sich die beiden Ansätze grundsätzlich auf verschie-

dene unbeobachtete Faktoren beziehen, soll an dieser Stelle nicht weiter eingegangen 

werden.22 

5.2 Methoden des Stated-Preferences-Ansatzes 

StaP-Methoden werden seit den 1960er Jahren zur Präferenzmessung in verschiedenen 

Anwendungsfeldern der empirischen Wirtschaftsforschung genutzt. Im Wesentlichen 

können zwei Methoden unterschieden werden: die Contingent-Valuation(CV)-Methode 

und die Multi-Attribute-Valuation(MAV)-Methode (vgl. Merino-Castello, 2003, S. 5). 

 
22 Weitere Details zu den Ansätzen unbeobachteter Faktoren beim RevP- und StaP-Ansatz finden sich bei 

Train, 2009, S. 154–156. 
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Die CV-Methodik wurde ursprünglich zur Bewertung öffentlicher Güter in der Um-

weltökonomie entwickelt und erstmals zur Erhebung des monetären Wertes eines Erho-

lungsgebietes angewendet (vgl. Davis, 1967). Sie findet mittlerweile jedoch in vielen 

anderen Bereichen wie u. a. der Energiewirtschaft und Gesundheitsökonomik Anwen-

dung.23 Im Bereich Finanzwissenschaft und soziale Sicherung wurde die CV-Methodik 

beispielsweise in einer Studie zur Untersuchung der Zahlungsbereitschaft für eine Kran-

kenversicherungsreform angewendet (vgl. Lavetti et al., 2014). Im Rahmen einer CV-

Untersuchung steht die direkte Erhebung der Zahlungsbereitschaft für ein Gut im Mittel-

punkt. Für die vorliegende Arbeit könnte eine CV-Fragestellung z. B. lauten: „Wie viel 

Prozent Ihres Einkommens wären Sie bereit zu zahlen, wenn dafür die monatlichen Ei-

genanteile im Pflegefall auf 300 Euro für einen Zeitraum von 12 Monaten begrenzt wür-

den?“ Die Datenerhebung kann mithilfe offener und geschlossener Fragen erfolgen. 

Offene Fragen verlangen nach einer direkten Benennung einer Zahlungsbereitschaft, was 

ohne Referenzwerte häufig kaum möglich ist. Im Rahmen geschlossener Fragen werden 

daher häufig binäre Fragen genutzt, um die Komplexität für den Probanden zu reduzieren 

(vgl. Telser, 2002, S. 27).24  

Die CV-Methode ist jedoch sehr anfällig für Verzerrungen. Strategisches Verhalten zur 

Beeinflussung der Untersuchungsergebnisse sowie eine Tendenz zu Antworten im Sinne 

des Interviewers oder Auftraggebers der Studie können die Ergebnisse verfälschen. Auch 

können angegebene Zahlungsbereitschaften aufgrund von im Experiment genutzten Re-

ferenzwerten über- oder unterschätzt werden. Weiterhin sind die Ergebnisse der CV-Me-

thode anfällig für Fehlerspezifikationen, weil beispielsweise das untersuchte Gut oder 

Programm vom Befragten anders verstanden wird als vom Forscher intendiert (ebd., 

S. 30–31; vgl. Blamey et al., 1999, S. 126–141). Der wesentliche Nachteil der CV-Me-

thode besteht jedoch darin, dass ausschließlich der Preis eines Gutes oder Programms 

variiert und alle anderen Charakteristika als konstant angesehen werden (vgl. Boeri et al., 

2001, S. 13). Diese Betrachtungsweise würde für die vorliegende Arbeit zu kurz greifen, 

da neben dem Preis, den die Befragten für die soziale Pflegeversicherung zu zahlen bereit 

sind, auch noch weitere Charakteristika in Bezug auf die Ausgestaltung der Eigenanteile 

betrachtet werden sollen.  

 
23 Einen Überblick zu Anwendungen im gesundheitsökonomischen Bereich bieten Klose, 1999; 

Nwachukwu et al., 2018. Ein Beispiel für die Anwendung im Bereich Energiewirtschaft findet sich bei 

Frondel et al., 2019. 
24 Weitere Details zu Erhebungstechniken der CV finden sich u. a. bei Telser, 2002, S. 27–31. 
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Im Gegensatz zur CV-Methodik erfüllt das MAV-Konzept diese Anforderungen einer 

Betrachtung der Interdependenzen einzelner Charakteristika eines Gutes.25 Grundlage für 

die MAV-Ansätze ist die Idee, dass ein Gut durch verschiedene Charakteristika beschrie-

ben werden kann. Eine Änderung der Ausprägungen dieser Charakteristika, die auch At-

tribute genannt werden, führt zu neuen Gütern – sogenannten Alternativen (vgl. 

Lancaster, 1966). Unter dem Begriff der MAV werden im Wesentlichen zwei Arten von 

Ansätzen zusammengefasst. (1) Die präferenzbasierten Ansätze – auch als Conjoint-Ana-

lyse (CA) bekannt – entstammen ursprünglich der Psychologie und wurden zunächst im 

Marketing angewandt, um beispielsweise Verkehrsprogramme zu bewerten (vgl. Luce 

und Tukey, 1964). Befragte müssen verschiedene Alternativen gemäß ihren Präferenzen 

auf einer numerischen Skala einordnen (Contingent Rating), in eine Rangreihenfolge 

bringen (Contingent Ranking) oder aus zwei Alternativen die präferierte auswählen und 

diese dann auf einer numerischen Skala bewerten (Paired Comparison) (vgl. Bateman et 

al., 2002, S. 251–253). Die CA und ihre verschiedenen Ansätze analysieren die erhobe-

nen Präferenzen auf Basis numerischer Systeme und beruhen auf algebraischen Darstel-

lungen von Rangordnungen orthogonaler Reihen. Auch die zugrundeliegenden Axiome 

sind dementsprechend rein mathematisch. Zur Nutzentheorie bestehen ausschließlich 

sehr restriktive Zusammenhänge. Dies verursacht Schwierigkeiten bei der Anwendung 

der Theorie. Menschliches Verhalten und Präferenzen bleiben bei den CA-Methoden wei-

testgehend außen vor (vgl. Louviere et al., 2010, S. 58–59).26 (2) Discrete-Choice-Expe-

rimente hingegen stellen menschliches Verhalten und Präferenzen in den Mittelpunkt. 

Woodworth und Louviere (vgl. Louviere und Woodworth, 1983) und Louviere und Hens-

her (vgl. Louviere und Hensher, 1982) erweiterten die traditionelle CA zur Methodik der 

DCE. Insbesondere wurden hierbei die bisher fehlende mikroökonomische Basis sowie 

stochastische Effekte im Entscheidungsprozess berücksichtigt, sodass auf Grundlage der 

Entscheidungstheorie individuelle Wahlentscheidungen realistischer modelliert werden 

können (vgl. Louviere et al., 2010). Weiterhin können Rangreihenfolgen oder numerische 

Skalen im Rahmen von CA von Befragten unterschiedlich interpretiert werden, während 

Entscheidungen, wie sie in DCE zu treffen sind, eindeutig sind (vgl. Steiner und Meißner, 

2018, S. 10). Neben der Unterscheidung von CA und DCE auf Basis des unterliegenden 

theoretischen Konstrukts existiert weiterhin ein wesentlicher Unterschied mit Bezug auf 

die angenommene Nutzenfunktion. DCE legen eine Nutzenfunktion zugrunde, die 

 
25 Ein Übersicht zur Anwendung von MAV-Verfahren in der Gesundheitsökonomik findet sich bei 

Mühlbacher et al., 2018. 
26 Eine ausführliche Beschreibung der klassischen Form der CA findet sich bei Backhaus et al., 2000. 



 

68 

bekannte Eigenschaften des Gutes als auch unbeobachtete Faktoren berücksichtigt. Für 

die CA wird angenommen, dass alle Faktoren, welche die Präferenzen beeinflussen, be-

kannt sind. Die Nutzenfunktion wird somit als deterministisch betrachtet (vgl. Louviere 

et al., 2010). 

Ihren ersten Einsatz fanden die DCE in der Verkehrs- und Umweltökonomik sowie zu 

Beginn der 1990er Jahre auch in der Gesundheitsökonomik. Der Einsatz zur Untersu-

chung gesundheitsökonomischer Fragestellungen ist seitdem stark angestiegen. Einen 

Überblick hierzu bieten de Bekker-Grob et al. (vgl. Bekker-Grob et al., 2012). Den ersten 

Einsatz im finanzwissenschaftlichen Kontext fanden DCE zur Ermittlung der Präferenzen 

für Umverteilung in der Schweiz und in Deutschland (vgl. Neustadt, 2011; vgl. Neustadt 

und Zweifel, 2011; vgl. Neustadt und Zweifel, 2010a; vgl. Neustadt und Zweifel, 2010b; 

vgl. Pfarr, 2013) sowie für ein alternatives Rentensystem in Irland (vgl. Fourati und O´ 

Donoghue, 2009). Im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll die DCE-Methodik erstmals 

im finanzwissenschaftlichen Kontext der deutschen Pflegeversicherung eingesetzt wer-

den und dafür im Folgenden weiter erläutert werden. 

5.3 Discrete-Choice-Experimente 

5.3.1 Mikroökonomische Fundierung 

Die eigenschaftsbasierte Messung von Präferenzen und marginalen Zahlungsbereitschaf-

ten bildet die Grundlage für die Methodik der DCE. Sie dient als Basis sowohl für die 

Konzeption der empirischen Untersuchung als auch für die anschließende Datenanalyse. 

Messung und Analyse der Daten liegen damit derselben mikroökonomischen Fundierung 

zugrunde. Produkte werden in einem DCE durch Eigenschaften – auch Attribute genannt 

– beschrieben. Mithilfe verschiedener Ausprägungen – auch Levels genannt – können 

diese Attribute zu unterschiedlichen Alternativen kombiniert werden. Insbesondere wenn 

ein Preisattribut vorliegt, eignet sich ein DCE zur Messung von Präferenzen und Zah-

lungsbereitschaften. Für das Produkt Auto wäre ein mögliches Attribut beispielsweise die 

Farbe. Die Levels des Attributs Farbe könnten rot, blau und grün sein. Jedes Produkt 

charakterisiert sich somit durch einen Vektor von Eigenschaftsausprägungen. Im DCE 

werden diese Alternativen dann in mehreren Entscheidungssets (Choice-Sets) zusammen-

gefasst. Jedes Entscheidungsset besteht aus mindestens zwei Alternativen. Eine Alterna-

tive unterscheidet sich in einem oder mehreren Attributen von einer anderen Alternative. 

Die verschiedenen Entscheidungssets werden den Befragten der Reihe nach vorgelegt, 
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sodass das Individuum jeweils die von ihm präferierte Alternative auswählen kann (vgl. 

Telser, 2002, S. 35–36). Unter der Annahme rationalen Verhaltens vergleichen Befragte 

den Nutzen der ihnen vorgelegten Alternativen miteinander. Die Präferenzen der Befrag-

ten werden somit über konkrete Wahlentscheidungen offenbart (vgl. Amaya-Amaya et 

al., 2008, S. 13). Anders formuliert beruht ein DCE auf der Annahme, dass ein Indivi-

duum einen Nutzen aus der Wahl einer Alternative ableitet und somit jeweils die Alter-

native wählt, die entsprechend einem rationalen Verhalten den maximalen Nutzen 

erwarten lässt. Der wahre Nutzen ist nicht beobachtbar (vgl. Lancaster, 1971). Präferen-

zen von Individuen sind demnach „Ausdruck der Vorziehenswürdigkeit zwischen […] 

Alternativen im Hinblick auf ihre erwartete Bedürfnisbefriedigung“ (Mühlbacher et al., 

2013, S. 161–162).  

Die theoretische Fundierung der Methodik der DCE besteht in der Nachfragetheorie von 

Lancaster (vgl. Lancaster, 1971) und der Theorie des stochastischen Nutzens (Random 

Utility Theory = RUT) – ursprünglich von Thurstone entwickelt (vgl. Thurstone, 1927) 

und weiterentwickelt von McFadden (vgl. McFadden, 1974). 

Die klassische Nachfragetheorie wird im Rahmen der DCE um drei wesentliche Merk-

male erweitert. Während die klassische Nachfragetheorie von homogenen Gütern und 

damit einer Nutzenfunktion bestehend aus Mengen von Gütern ausgeht, unterstellt Lan-

caster, dass die Eigenschaften (Attribute) eines Gutes seinen Nutzen bestimmen. Ergän-

zend sieht die Zufallsnutzentheorie das individuelle Wahlverhalten als probabilistisch an. 

In der klassischen Theorie wird von deterministischem Verhalten der Individuen ausge-

gangen. Die zugrundeliegende Annahme ist, dass ein Individuum die Möglichkeit einer 

perfekten Diskriminierung besitzt, der Befragende jedoch nur über unvollständige Infor-

mationen verfügt. Um dieser Unsicherheit Rechnung zu tragen, wird der Nutzen im Mo-

dell als eine Zufallsvariable aus messbaren (beobachtbaren) und zufälligen (nicht 

beobachtbaren) Komponenten modelliert. Weiterhin werden für ein DCE Wahlentschei-

dungen zwischen endlichen sich gegenseitig ausschließenden Alternativen unterstellt 

(vgl. Lancaster, 1971). 

In Anlehnung an die neue Nachfragetheorie nach Lancaster (vgl. Lancaster, 1966; vgl. 

Lancaster, 1971) wird angenommen, dass ein Konsument den Nutzen nicht aus einem 

Gut selbst zieht, sondern aus den Charakteristika (Attributen) eines Gutes. Diese Anpas-

sung ist insbesondere vor dem Hintergrund relevant, dass die Messung von Präferenzen 

durch DCE eigenschaftsbasiert erfolgt. Zum einen fragt ein Konsument nur deswegen 
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Güter nach, weil er aus ihren Charakteristika einen Nutzen zieht. Weiterhin wird definiert, 

dass verschiedene Attribute mehrere Güter beschreiben können und ein Gut über mehrere 

Attribute verfügen kann. Zum Dritten können sich Attribute eines Güterbündels von den-

jenigen eines einzelnen Gutes unterscheiden. Da Attribute nicht losgelöst von Gütern 

existieren können, leitet sich die Güternachfrage damit von der Nachfrage nach Attributen 

ab (vgl. Lancaster, 1966, S. 134–136; vgl. Lancaster, 1971, S. 7). 

Ein Individuum maximiert seinen Nutzen, indem es diejenige Alternative wählt, die eine 

optimale Kombination der Attribute aufweist. Durch die eigenschaftsbasierte Darstellung 

von Gütern können in DCE alle Merkmale eines Produkts einzeln betrachtet werden. 

Durch die Analyse von Trade-offs zwischen den Attributen kann insbesondere die mar-

ginale Zahlungsbereitschaft ermittelt werden. Neben den aufgeführten Stärken des An-

satzes ist dieser aber auch anfällig für Fehler. Die Probanden könnten zum einen mit den 

hypothetischen Szenarien, die ihnen in den Choice-Sets vorgestellt werden, überfordert 

sein oder absichtlich falsche Aussagen treffen. Bei der Umsetzung eines DCE muss daher 

stets darauf geachtet werden, die kognitiven Anforderungen an die Befragten nicht zu 

hoch zu setzen (vgl. Pfarr und Ulrich, 2011, S. 8). 

Eine wesentliche Annahme für das ökonometrische Modell beruht auf der Idee, dass nicht 

alle Faktoren, welche die Entscheidungen beeinflussen, in einem Experiment beobachtbar 

sind. Lediglich die Entscheidungen für eine Alternative sind beobachtbar. Unter der An-

nahme, dass Individuen sich immer für die Alternative entscheiden, die den höchsten 

Nutzen stiftet, wird klar, dass der Beobachter diesen Nutzen jedoch nicht sicher bestim-

men kann und ihn daher als Zufallsvariable behandeln muss. Neben den soziodemografi-

schen Charakteristika eines Befragten und den Produktattributen existieren damit weitere 

unbeobachtete Faktoren (vgl. Ben-Akiva und Lermann, 1985, S. 55; vgl. Louviere et al., 

2000, S. 38; vgl. Telser, 2002, S. 51). Die Gründe, warum der Nutzen als Zufallsvariable 

definiert sein sollte, sind im Folgenden dargestellt (vgl. Anderson et al., 1992, S. 33; vgl. 

Telser, 2002, S. 51; vgl. Manski, 1977): 

• Nichtbeobachtbare Attribute: Das Entscheidungsverhalten der Individuen, das 

dem Charakteristikavektor zugrunde liegt, kann für den Untersuchenden nicht 

vollständig bekannt sein. Teilweise können Entscheidungen auch von Faktoren 

im Unterbewusstsein abhängen, die dem Individuum selbst nicht bekannt sind. 



 

71 

• Nichtbeobachtbare Unterschiede in den Präferenzen: Selbst eine sehr homogene 

Bevölkerungsgruppe wird noch eine Varianz der individuellen Präferenzen auf-

weisen. 

• Messfehler: Der Umfang der beobachtbaren Charakteristika ist nicht vollständig 

bekannt. Es können Charakteristika existieren, die nicht bekannt sind. 

• Fehlspezifikationen: Die Nutzenfunktion ist nicht vollständig bekannt. Es wird 

ein funktionaler Zusammenhang unterstellt, der eine Fehlerquelle darstellt. Wei-

terhin können in diesem Zusammenhang auch Indikatorvariablen, welche die tat-

sächlichen Attribute nur ungenau wiedergeben, zu fehlerhaften Spezifikationen 

führen. 

Auf Basis der genannten Argumente entstand die Theorie des stochastischen Nutzens 

(RUT) (vgl. Manski, 1977; vgl. McFadden, 1981; vgl. McFadden, 1974). 

Die Wahlwahrscheinlichkeit einer Alternative 𝑃𝑛 (i) ist gleichzusetzen mit der Wahr-

scheinlichkeit, dass der Nutzen 𝑈𝑖𝑛 für einen Befragten 𝑛 und eine Alternative 𝑖 aus einem 

Choice-Set 𝐶 höher ist als der Nutzen der anderen gezeigten Wahlalternativen. Formell 

kann dies auch geschrieben werden als (vgl. Temme, 2009, S. 299–300): 

𝑃𝑛 (i) = 𝑃(𝑈𝑖𝑛 > 𝑈𝑗𝑛, 𝑗, 𝑖 ∈  𝐶𝑛, 𝑗 ≠ 𝑖)  

 (5.1) 

Da der Nutzen 𝑈𝑖𝑛 der einzelnen Individuen nicht beobachtbar ist, muss der Nutzen über 

beobachtbare Größen wie Eigenschaften der Alternativen und der Individuen operationa-

lisiert werden. Die genannten Faktoren erklären den Nutzen jedoch nur teilweise. Daher 

wird der Nutzen der Individuen in zwei Komponenten aufgeteilt. Die deterministische 

Komponente 𝑉𝑖𝑛 und die stochastische Komponente 𝑒𝑖𝑛 (vgl. McFadden, 1981; vgl. 

Louviere et al., 2000, S. 38). 

Setzt man die deterministische und stochastische Komponente in die Gleichung 5.1 ein, 

ergeben sich folgende Wahlwahrscheinlichkeiten (vgl. Temme, 2009, S. 300): 

𝑃𝑛 (i) = 𝑃(𝑉𝑖𝑛 + 𝑒𝑖𝑛 > 𝑉𝑗𝑛 +  𝑒𝑗𝑛, 𝑗, 𝑖 ∈  𝐶𝑛, 𝑗 ≠ 𝑖) 

 (5.2) 
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Die beobachtbaren Einflussgrößen innerhalb der deterministischen Komponente können 

über einen linearen Zusammenhang für 𝛽 als Parametervektor und 𝑋𝑖𝑛
𝑅   als beobachtbare 

Merkmale der Alternativen 𝑖 und Befragten 𝑛 dargestellt werden als (ebd.): 

𝑉𝑖𝑛 =  𝛽0 +   𝛽1𝑋𝑖𝑛
1 +   𝛽2𝑋𝑖𝑛

2 + ⋯ +  𝛽𝑅𝑋𝑖𝑛
𝑅    

 (5.3) 

In einem Großteil der bisher durchgeführten Studien wird eine lineare Approximation der 

Nutzenfunktion angewendet (vgl. Ben-Akiva und Lermann, 1985, S. 63). Neben der re-

lativ einfachen Berechnung der linearen Nutzenfunktion hat sich auch ihre Anwendung 

in der empirischen Forschung bewährt. Laut Louviere et al. können insbesondere im mitt-

leren Bereich der Nutzenfunktion sehr gute Voraussagen getroffen werden (vgl. Louviere 

et al., 2000, S. 87–89).  

Die nicht beobachtbare stochastische Einflussgröße muss über Verteilungsannahmen mo-

delliert werden, damit die Wahlwahrscheinlichkeit entsprechend definiert werden kann. 

Basierend auf unterschiedlichen Annahmen über die Dichte- und Verteilungsfunktion fin-

det in der Forschung meist die Extremwertverteilung, die zu einem Logit-Modell führt, 

Anwendung. Eine angenommene Normalverteilung der Störterme führt zu einem Probit-

Modell, das in der Praxis jedoch deutlich weniger häufig verwendet wird (vgl. Train, 

2009, S. 16). Im Rahmen eines einfachen Logit-Modells sind die unbeobachtbaren Fak-

toren unabhängig und identisch verteilt (Independently and Identically Distributed = IID). 

Dies erleichtert insbesondere die Berechnung des Modells, da es eine geschlossene Form 

besitzt, die ohne Integral darstellbar ist (ebd., S. 20).27  

Um den durchschnittlichen Effekt von allen nicht beobachtbaren und beobachteten Fak-

toren auf den Nutzen zu berücksichtigen, kann eine alternativenspezifische Konstante  𝛽0 

eingebaut werden.28 Diese hat einen reinen Skalierungseffekt (ebd; vgl. Pfarr, 2013, 

S. 120). 

 
27 Formale Spezifikationen zum Logit-Modell und den Verteilungsannahmen der Störterme finden sich 

bei Train, 2009, S. 34–75. 
28 Um perfekte Kollinearität zu vermeiden, muss beim Einsatz von alternativenspezifischen Parametern 

berücksichtigt werden, dass Louviere et al., 2000, S. 49 folgend nur 𝑛 − 1 alternativenspezifische Kon-

stanten verwendet werden dürfen. 
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Im Folgenden wird das multinomiale Logit(MNL)-Modell als Standardmodell erläutert 

sowie darauf aufbauende komplexere Modelle, die für diese Arbeit relevant sind, einge-

führt. 

5.3.2 Das multinomiale Logit-Modell 

Auf Basis der zugrundeliegenden Überlegungen zu Verhalten, Nutzenmaximierung und 

einer Extremwertverteilung der Störterme ergibt sich die klassische Form des MNL-Mo-

dells: 

𝑃𝑛(𝑖) =
𝑒𝑉𝑖𝑛

∑ 𝑒𝑉𝑗𝑛

 𝑗 

 

 (5.4) 

Beschrieben wird durch 𝑃𝑛 (𝑖) die Wahlwahrscheinlichkeit in Abhängigkeit von den be-

obachtbaren Merkmalen. Der Nutzen einer spezifischen Alternative in Relation zum ge-

samten Nutzen aller verfügbaren Alternativen bildet die Wahlwahrscheinlichkeit der 

spezifischen Alternative. Die Summe aller Wahrscheinlichkeiten addiert sich demnach 

zu eins, da der Wertebereich für die Auswahl zwischen null und eins liegt. Zur Schätzung 

des Modells wird in der Regel die Maximum-Likelihood-Methode verwendet (vgl. 

McFadden, 1974). Mithilfe der Methode wird der Parametervektor 𝛽 aus Formel 5.3 ge-

schätzt. Dazu wird die Likelihood-Funktion wie folgt hergeleitet (vgl. Ben-Akiva und 

Lermann, 1985; vgl. Temme, 2009, S. 302): 

𝐿(𝛽) =  ∏ ∏ 𝑃𝑛 (𝑖)𝑦𝑖𝑛

⬚

𝑖∈𝐶

𝑁

𝑛=1

 

 (5.5) 

Dabei ist 𝑦𝑖𝑛 = 1, wenn der Befragte eine Alternative 𝑖 wählt, ansonsten null. Durch Lo-

garithmieren ergibt sich die zu optimierende Log-Likelihood-Funktion: 

𝐿𝐿(𝛽) =  ∑ ∑ 𝑦𝑖𝑛 𝑙𝑛(𝑃𝑛(𝑖))

𝑖𝑛

 

 (5.6) 
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Das Logarithmieren ist technisch nicht zwingend notwendig, führt aber zu einer global 

konkaven Funktion, welche die Schätzung der Parameter erleichtert. Wird 𝐿𝐿 (𝛽) maxi-

miert, ergibt sich der Schätzer für den Parametervektor 𝛽 (vgl. Temme, 2009, S. 301–

302). 

Dem MNL-Modell liegen verschiedene einschränkende Bedingungen zugrunde. Die we-

sentlichste Einschränkung erfährt das MNL-Modell durch die IIA-Annahme. Diese un-

terstellt, dass der relative Nutzen einer Alternative gegenüber einer anderen Alternative 

unabhängig von der Existenz einer dritten Alternative ist (vgl. McFadden, 1974). Die 

Relation von zwei Alternativen 𝑖 und 𝑘 ist demnach nur bedingt durch diese beiden selbst 

(vgl. Temme, 2009, S. 302): 

𝑃𝑛(𝑖)

𝑃𝑛(𝑘)
=  

𝑒𝑉𝑖𝑛

𝑒𝑉𝑘𝑛
=  𝑒𝑉𝑖𝑛−𝑉𝑘𝑛 

 (5.7) 

Diese Annahme wird in vielen Fällen als realitätsfern betrachtet, da alle zur Verfügung 

stehenden Alternativen einen Einfluss auf die Wahlwahrscheinlichkeit haben können. 

Weiterhin ist der Parametervektor 𝛽 im MNL-Modell über alle Individuen hinweg iden-

tisch, sodass unbeobachtete Heterogenität der Befragten nicht berücksichtigt werden 

kann. Zur Behebung der genannten Einschränkungen wurden komplexere Modelle ent-

wickelt, von denen im Folgenden die für diese Arbeit relevanten Modelle erläutert wer-

den. 

5.3.3 Das Mixed-Logit-Modell 

Ein Modell, das die wesentlichen Einschränkungen des MNL-Modells überwindet, ist das 

Mixed-Logit-Modell (ML). Es hebt die IIA-Annahme auf und erlaubt eine Berücksichti-

gung von unbeobachteter Heterogenität. Um diese modellieren zu können, werden indi-

viduenspezifische Parameter in der Nutzenfunktion unterstellt. Daraus ergibt sich 

folgende Darstellung der Nutzenfunktion (ebd., S. 306): 

𝑈𝑖𝑛 =  𝑋𝑖𝑛𝛽𝑛 + 𝑒𝑖𝑛 

 (5.8) 

Nimmt man für den Störterm 𝑒 weiterhin eine Extremwertverteilung an, ergibt sich für 

die bedingte Wahlwahrscheinlichkeit (ebd.): 
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𝑃𝑛 (i|𝛽) =  
𝑒𝑋𝑖𝑛 𝛽𝑛

∑ 𝑒𝑋𝑗𝑛 𝛽𝑛

𝑗

 

 (5.9) 

Um den unbekannten Parameter 𝛽𝑛 zu bestimmen, muss die Wahlwahrscheinlichkeit 

𝑃𝑛(𝑖) hergeleitet werden. Dafür wird für 𝛽𝑛 eine Verteilungsfunktion 𝑓(𝛽|𝜇, 𝜎) unterstellt 

– 𝜇 und 𝜎 stellen dabei die Momente dar. Für die Wahlwahrscheinlichkeit einer Alterna-

tive ergibt sich unter Berücksichtigung der Integration über die unterstellte Verteilung 

von 𝛽 sowie des Satzes von Bayes (𝑓(𝑖|𝛽) = 𝑓(𝑖, 𝛽)/𝑓(𝛽)) (ebd., S. 307): 

𝑃𝑛(𝑖) =  ∫ 𝑃𝑛(𝑖|𝛽)𝑓(𝛽| 𝜇, 𝜎)𝑑𝛽 

 (5.10) 

Diese Wahlwahrscheinlichkeit „kann als gewichteter Durchschnitt des MNL-Modells an-

gesehen werden, wobei die Gewichte durch die Dichtefunktion 𝑓(𝛽|𝜇, 𝜎) gegeben sind“ 

(Temme, 2009, S. 307). Wird für 𝛽 eine diskrete Verteilung angenommen, ergibt sich das 

Latent-Class-Modell. Das Integral würde durch ein Summenzeichen ersetzt werden und 

die Gleichung 5.15 würde entstehen. Wird die Verteilungsannahme entsprechend ge-

wählt, können neben MNL- und Latent-Class-Modellen auch weitere wesentliche 

Discrete-Choice-Modelle durch ML-Modelle approximiert werden (vgl. McFadden und 

Train, 2000). Da für 𝛽 eine Verteilung angenommen wird, lässt sich keine geschlossene 

Formlösung für die Wahlwahrscheinlichkeit angeben und es ist nicht möglich, eine klas-

sische Maximum-Likelihood-Schätzung vorzunehmen. Stattdessen wird eine geschlos-

sene Formlösung über eine Simulated-Maximum-Likelihood-Schätzung approximiert. 

Diese wird im Folgenden kurz dargestellt.29 Mithilfe von Zufallszügen 𝛽𝑛 aus der Vertei-

lung 𝑓(𝛽|𝜇, 𝜎) wird die Wahlwahrscheinlichkeit simuliert. Dadurch ergeben sich Werte 

für 𝛽𝑛, mit denen bedingte Wahrscheinlichkeiten kalkuliert werden können. Dieses Vor-

gehen wird R-mal wiederholt, sodass die gemittelten bedingten Wahrscheinlichkeiten die 

Approximation der Wahlwahrscheinlichkeit ergeben (vgl. Temme, 2009, S. 307–308): 

 
29 Alternativ können Hierarchical-Bayes-Schätzungen verwendet werden. Details zu dieser alternativen 

Schätzmethodik finden sich bei Lenk, 2014; Rossi et al., 1996. 
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𝑃̃𝑛(𝑖) =
1

𝑅
∑ 𝑃𝑛(𝑖|𝛽𝑛

𝑟)

𝑟

 

 (5.11) 

R gibt dabei die Anzahl der Zufallszüge an. Anstelle von 𝑃𝑛(𝑖) wird die simulierte Wahr-

scheinlichkeit 𝑃̃𝑛(𝑖) in die zu optimierende Likelihood-Funktion aufgenommen. Opti-

miert werden dabei die Momente 𝜇 und 𝜎 der Verteilung 𝑓(𝛽|𝜇, 𝜎) und nicht mehr die 

Parameter 𝛽𝑛. Die simulierte Likelihood-Funktion lässt sich daher schreiben als (ebd.): 

𝑆𝐿𝐿 = ∏ ∏ 𝑃̃𝑛(𝑗)𝑦𝑗𝑛

𝑗𝑛

 

 (5.12) 

mit 𝑦𝑗𝑛 = 1, wenn das Individuum 𝑛 die Alternative 𝑗 wählt, ansonsten ist 𝑦𝑖𝑛 = 0. 

5.3.4 Das Latent-Class-Modell 

Auch das Latent-Class-Modell berücksichtigt Heterogenität unter den Individuen. Die 

Befragten werden im Rahmen dieses Modells anhand ihres Wahlverhaltens in homogene 

latente Klassen eingeteilt. Dadurch kann unbeobachtete Heterogenität zwischen Indivi-

duen aufgedeckt und eine Einteilung anhand des spezifischen Wahlverhaltens vorgenom-

men werden. Im Gegensatz zum MNL-Modell werden hierfür segmentspezifische 

Parameter geschätzt. Für jedes 𝑘 = 1, … , 𝑀 Segment ergibt sich folgende Nutzenfunktion 

(ebd., S. 305): 

𝑈𝑖𝑘𝑛 = 𝑋𝑖𝑛 𝛽𝑘 + 𝑒𝑖𝑘𝑛 

 (5.13) 

Integriert man den Störterm analog zum MNL-Modell, ergibt sich für jedes Segment 𝑘 

die bedingte Wahlwahrscheinlichkeit (ebd.): 

𝑃𝑛(𝑖|𝑘) =
𝑒𝑉𝑘𝑖𝑛

∑ 𝑒𝑉𝑘𝑗𝑛

 𝑗

 

 (5.14) 
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Anschließend muss die Wahrscheinlichkeit 𝑃(𝑘), mit der ein Individuum einem der Seg-

mente angehört, definiert werden, um über den Satz der totalen Wahrscheinlichkeit 

𝑃(𝐴) = ∑ 𝑃(𝐴|𝐵𝑗)𝑃(𝑗 𝐵𝑗) die absolute Wahlwahrscheinlichkeit zu erhalten. Über die 

Wahrscheinlichkeit 𝑃(𝑘) definiert sich die Wahlwahrscheinlichkeit wie folgt (ebd., 

S. 306): 

𝑃𝑛(𝑖) =  ∑ 𝑃𝑛(𝑘)𝑃𝑛(𝑖|𝑘)

𝑘

 

 (5.15) 

Da die Anzahl an Segmenten vorab nicht bekannt ist, wird eine verschiedene Anzahl an 

Segmenten geschätzt und über Informationskriterien entschieden, wie viele Segmente für 

das finale Modell geeignet sind (ebd., S. 305–306).30 

5.4 Gütekriterien der Präferenzmessung mit DCE 

5.4.1 Reliabilität 

Reliabilität gibt Auskunft über die Zuverlässigkeit einer statistischen Methode und zeigt 

an, ob eine Methode bei wiederholter Anwendung in Bezug auf den gleichen Untersu-

chungsgegenstand gleiche bzw. mindestens ähnliche Ergebnisse misst (vgl. Becker, 2006, 

S. 115). Es geht bei der Sicherstellung von Reliabilität darum, zufällige Fehlerquellen 

auszuschließen. Im Vergleich dazu haben systematische Fehlerquellen, die im Rahmen 

der Validität betrachtet werden (vgl. Kapitel 5.4.2), keinen Einfluss auf die Reliabilität. 

Eine Messung kann auch dann reliabel sein, wenn sie systematische Fehler aufweist und 

bei wiederholten Messungen die gleichen Ergebnisse liefert (vgl. Telser, 2002, S. 100; 

vgl. Green und Srinivasan, 1978). 

In der Literatur werden zwei Kategorien von Reliabilität unterschieden – die interne Kon-

sistenz und die zeitliche Stabilität. Die zeitliche Stabilität lässt sich bestimmen, indem 

dieselbe Methodik zu verschiedenen Zeitpunkten auf denselben Untersuchungsgegen-

stand angewendet wird. Diese sogenannte Test-Retest-Methodik erfordert es jedoch, dass 

sich die wahren Werte genau wie die systematischen Fehlerquellen zwischen den Mes-

sungen nicht verändern. Kommt es doch zu einer Veränderung der wahren Werte, wird 

die Reliabilität unterschätzt. Sollten sich Befragte an die vorherige Befragung erinnern, 

 
30 Weitere Informationen zur modelltheoretischen Abgrenzung von Mixed-Logit- und Latent-Class-Mo-

dellen finden sich bei Hess, 2014, S. 311–326. 
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können Lerneffekte auftreten, die die Reliabilität überschätzen. Über die Betrachtung der 

Korrelation der Messwerte in den beiden Messungen kann die Test-Retest-Reliabilität 

beurteilt werden (vgl. Telser, 2002, S. 100–101). Da eine wiederholte Befragung im Rah-

men eines DCE sehr hohe Kosten mit sich bringt, soll im Rahmen dieser Arbeit nur auf 

die Bestätigung von Test-Retest-Reliabiliät in anderen DCE-Studien hingewiesen wer-

den. In DCE zu gesundheits- und verkehrsökonomischen Fragestellungen findet sich 

deutliche Evidenz für die zeitliche Reproduzierbarkeit von DCE-Ergebnissen (vgl. 

Skjoldborg et al., 2009; vgl. San Miguel et al., 2002; vgl. Gamper et al., 2018; vgl. Liebe 

et al., 2012). 

Besteht ein Messinstrument aus mehreren Indikatoren, zeigt die interne Konsistenz an, 

wie genau die Ergebnisse dieser Indikatoren zusammenpassen (vgl. Telser, 2002, S. 101). 

Da DCE auf der Annahme rationaler Präferenzen beruhen, kann in diesem Rahmen das 

Präferenzaxiom der Vollständigkeit überprüft werden. Wird beispielsweise Alternative 𝑋 

einer Alternative 𝑌 vorgezogen, gilt 𝑋 ≻ 𝑌 und es kann nicht gleichzeitig 𝑌 ≻ 𝑋 gelten. 

Darüber hinaus muss zur Überprüfung der Rationalität der Präferenzen das Axiom der 

Transitivität gelten, das besagt: Wenn 𝑋 ≻ 𝑌 und 𝑌 ≻ 𝑍, dann muss auch gelten 𝑋 ≻ 𝑍  

(vgl. Lancsar und Louviere, 2006, S. 798–800; vgl. Pfarr, 2013, S. 129–131). Auf weitere 

Axiome wie Monotonie, Nicht-Sättigung, Kontinuität und Konvexität soll im Verlauf der 

Arbeit nicht weiter eingegangen werden, da sie keine notwendigen, sondern lediglich er-

wünschte Bedingungen darstellen und in der Literatur bezüglich ihrer Aussagekraft stark 

diskutiert werden.31 

Das Axiom der Vollständigkeit wird durch sogenannte Tests auf inkonsistentes Verhalten 

überprüft. Zu diesem Zweck werden zwei identische Alternativen in ein Entscheidungsset 

integriert, um die Konsistenz der Entscheidungen zu überprüfen. Der Wert sogenannter 

irrationaler Individuen bewegt sich in bisherigen Studien zwischen 9 % und 39 % (vgl. 

Philipps et al., 2002, S. 1693). Im Rahmen dieser Arbeit wird das Axiom der Vollstän-

digkeit ebenfalls über zwei identische Entscheidungssituationen überprüft. Insbesondere 

die Verständlichkeit des Fragebogens, eine angemessene Einführung in die Thematik des 

 
31 Zum Axiom der Nicht-Sättigung wurde bisher mithilfe von Dominanztests für die Methodik der DCE 

eine hohe Reliabilität ermittelt (San Miguel et al., 2005). Testungen auf Verletzung der Kontinuitäts- und 

Konvexitätsaxiome untersuchen beispielsweise das Vorhandensein von vereinfachenden Entscheidungs-

regeln, die z. B. lexikografische Präferenzen begünstigen. Diese sind insofern zu beachten, weil sie die 

Bildung von Trade-offs, die im DCE explizit erwünscht sind, verhindern können. Sie stellen jedoch auf 

Grundlage der Ausführungen von Lancsar und Louviere, 2006 keine Irrationalität und somit keine Verlet-

zung der Rationalität von Präferenzen dar. Weitere Ausführungen zur Testung der Axiome der Vollstän-

digkeit, Kontinuität und Monotonie finden sich bei Ryan et al., 2009. 
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DCE und seine Logik sowie eine angemessene Komplexität der Choice Tasks wirken sich 

positiv auf die Konsistenz im Antwortverhalten aus (vgl. Mattmann et al., 2019, S. 123). 

Diese Kriterien wurden bei der Erstellung des Fragebogens sowie der Choice Tasks ex-

plizit berücksichtigt. 

Das Axiom der Transitivität wird bisher in der Literatur nur selten getestet, da ein adä-

quates Testverfahren häufig nur sehr schwierig umzusetzen ist, weil das experimentelle 

Design es erlauben muss, Präferenzordnungen von mindestens drei Alternativen zu testen 

(vgl. Lancsar und Louviere, 2006, S. 799). Eine Studie von McIntosh und Ryan deutet 

jedoch auf eine hohe Reliabilität im Bereich der Transitivität hin (vgl. McIntosh und 

Ryan, 2002). Auch San Miguel sowie Johnson und Mathews finden grundsätzliche Evi-

denz für interne Konsistenz von DCE (vgl. San Miguel, 2000; vgl. Johnson und Mathews, 

2001).32 Das Transitivitätsaxiom wird im Rahmen dieser Arbeit nicht getestet. 

5.4.2 Validität 

Validität zeigt den Grad an, mit dem eine Methodik misst, was sie beabsichtigt zu messen, 

also frei von systematischen Messfehlern ist. Eine Methodik ist dabei nur dann valide, 

wenn wiederholte Messungen zum selben Ergebnis führen (also reliabel sind). Daraus 

ergibt sich, dass Reliabilität eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für Va-

lidität ist. In der Regel wird in der Literatur zwischen drei verschiedenen Formen der 

Validität unterschieden. Untenstehende Abbildung zeigt die Einteilung nach Inhalts-, Kri-

teriums- und Konstruktvalidität (vgl. Telser, 2002, S. 102). 

Tab. 7 Arten von Validität 

Validität 

Inhaltsvalidität Kriteriumsvalidität Konstruktvalidität 

Expertenvalidität Vorhersagevalidität Theoretische Validität 

Face-Validität Übereinstimmungsvalidität Konvergenzvalidität 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Telser, 2002, S. 105 

(1) Die Inhaltsvalidität zeigt an, inwiefern eine Methodik das zu messende Objekt ange-

messen repräsentiert und möglichst alle zu messenden Dimensionen berücksichtigt. Diese 

Art der Validität wird häufig durch Expertenratings gemessen, in denen Fachleute des 

Untersuchungsgegenstandes oder der Methodik einschätzen, inwiefern das zu messende 

Objekt angemessen repräsentiert wird (Expertenvalidität). In einem gewissen Rahmen 

 
32 Weiterführende Informationen zur Testung der Präferenzaxiome in DCE finden sich bei Hougaard et 

al., 2012. 
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können Fehler oder Widersprüche der Untersuchungsinhalte auch durch Laienurteile 

überprüft werden (Face-Validität). Da für die Beurteilung der Inhaltsvalidität keine ob-

jektiven Kriterien existieren, wird diese in der Literatur in der Regel nicht als Gütekrite-

rium aufgefasst, sondern vielmehr als Werkzeug bei der Konstruktion eines 

Messinstruments (vgl. Schnell et al., 2005). Aus diesem Grund soll die Inhaltsvalidität im 

Folgenden mit Bezug auf Gütekriterien nicht weiter berücksichtigt werden. Im Rahmen 

der Erstellung des DCE und der Beurteilung der Pretest-Ergebnisse findet sie jedoch ex-

plizit Berücksichtigung. 

(2) Die Kriteriumsvalidität stellt ein Maß dafür dar, inwiefern die getroffenen hypotheti-

schen Entscheidungen mit tatsächlich getroffenen Entscheidungen übereinstimmen – also 

dafür, wie gut die Ergebnisse einer Methodik mit anders gemessenen, empirischen (ex-

ternen) Kriterien zusammenhängen. Das Vergleichskriterium für die Messung der Krite-

riumsvalidität kann gleichzeitig (Übereinstimmungsvalidität) oder zu einem späteren 

Zeitpunkt (Vorhersagevalidität) erhoben werden. Da mithilfe von DCE häufig Produkte 

untersucht werden, die (noch) nicht auf echten Märkten verfügbar sind, kann in der Regel 

kein Vergleich zwischen hypothetischen und tatsächlichen Wahlentscheidungen durch-

geführt werden (vgl. Telser, 2002, S. 103). Dennoch kommt Louviere bereits 1988 zu 

dem Ergebnis, dass DCE ein valides Werkzeug zur Vorhersage von individuellem Ver-

halten sind (vgl. Louviere, 1988). Auch Natter und Feuerstein sowie Mohammadi et al. 

finden Evidenz für die Vorhersagevalidität von DCE (vgl. Natter und Feuerstein, 2002; 

vgl. Mohammadi et al., 2017).33 Svedsäter und Johansson-Stenman geben hingegen einen 

Hinweis darauf, dass der hypothetische Kontext von DCE insbesondere für öffentliche 

Güter zu einer Überschätzung der Zahlungsbereitschaft führen kann (vgl. Svedsäter und 

Johansson-Stenman, 2001). Die Bewertung der Kriteriumsvalidität erscheint im Rahmen 

dieser Arbeit nicht umsetzbar, da sich Präferenzen für eine Reform der sozialen Pflege-

versicherung nur durch Wahlen feststellen lassen, die von vielen weiteren Faktoren be-

einflusst werden. 

(3) Da Inhaltsvalidität meist für die Anwendung im Rahmen einer wissenschaftlichen Ar-

beit nicht fundiert genug und Kriteriumsvalidität in DCE nur schwer umsetzbar ist, 

kommt der Konstruktvalidität eine besondere Bedeutung zu. Theoretische Validität lässt 

sich zur Ermittlung der Konstruktvalidität analysieren, indem „eine Methode mit Hilfe 

theoretischer Überlegungen über das zu messende Konstrukt in Verbindung mit 

 
33 Eine Metastudie zur externen Validität bei DCE findet sich bei Quaife et al., 2018.  
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entsprechenden empirischen Resultaten auf seine Gültigkeit hin“ (Telser, 2002, S. 104) 

überprüft wird. Theoretische Validität eines DCE ist gegeben, wenn die Ergebnisse eines 

DCE hinsichtlich des Vorzeichens und der Signifikanz die theoretischen Vorüberlegun-

gen bestätigen (ebd.). In der empirischen Forschung mit DCE finden sich deutliche Hin-

weise auf theoretische Validität (vgl. Bekker-Grob et al., 2012; vgl. Ryan und Hughes, 

1997; vgl. Telser et al., 2008). Auch in dieser Arbeit wird die theoretische Validität im 

Rahmen der ökonometrischen Analysen bewertet. Zur Bewertung der Konvergenzvalidi-

tät wird untersucht, ob verschiedene Methoden, die auf dem gleichen theoretischen Hin-

tergrund aufbauen, ähnliche Resultate liefern (vgl. Telser, 2002, S. 104). Hensher et al. 

zeigten bereits in den 1990er Jahren, dass DCE eine hohe Konvergenzvalidität aufweisen 

(vgl. Hensher et al., 1998). Auch Telser und Zweifel finden Hinweise auf die Existenz 

von Konvergenzvalidität (vgl. Telser und Zweifel, 2007). Aufgrund der Nachteile der 

CV-Methodik, die in Kapitel 5.2 näher beleuchtet wurden, erscheint ein Vergleich der 

Ergebnisse dieser Arbeit mit denen einer CV-Methodik nicht sinnvoll. Die Konver-

genzvalidität soll daher in dieser Arbeit nicht empirisch untersucht werden.34 

Es ist zu beachten, dass DCE in verschiedenen Branchen zur Untersuchung sehr unter-

schiedlicher Güter zum Einsatz kommen. Während beispielsweise in der Verkehrsökono-

mie die Wahl von Verkehrsmitteln betrachtet wird, werden im Marketing Präferenzen für 

hypothetische Produkte erfasst. In der Gesundheitsökonomie werden Präferenzen im 

Rahmen stark regulierter Umfelder betrachtet. Daher muss bei der Übertragung der Re-

sultate zu Validität und Reliabilität von einem Forschungsfeld in ein anderes stets geprüft 

werden, ob diese Übertragung sinnvoll und belastbar ist. Dieser Notwendigkeit wurde im 

Rahmen der Betrachtung von Reliabilität und Validität Rechnung getragen. 

5.5 Anforderungen an die Attribute und ihre Ausprägungen 

DCE messen die Präferenzen von Individuen auf Basis von (Produkt-)Eigenschaften. In 

einem ersten Schritt werden daher die relevanten Attribute festgelegt, die das zu untersu-

chende Produkt beschreiben sollen. Hier ist zwischen quantitativen und qualitativen At-

tributen zu unterscheiden. Während qualitative Attribute nicht unmittelbar messbar sind 

(z. B. Praktikabilität eines Produkts), können quantitative Attribute auf einer Skala ge-

messen werden (z. B. Höhe des Preises für ein Produkt) (vgl. Lancsar und Louviere, 2008, 

 
34 Weitere Forschung zur Validität von DCE ist notwendig, um klarere Aussagen zur Güte von Präferenz-

messungen via DCE zu machen. 
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S. 665). Attribute und ihre Levels sollten Anforderungen auf drei verschiedenen Ebenen 

erfüllen: 

(1) Auf Anwenderebene sind Anforderungen angesiedelt, welche die Zielsetzung und 

Nutzung der Ergebnisse betreffen. Es sollten nichtredundante Merkmale verwendet wer-

den, die sich nicht unmittelbar bedingen, wie z. B. Einkommen und Einkommensteuer-

satz (vgl. Weiber und Mühlhaus, 2009, S. 46). Attribute sollten unabhängig voneinander 

sein und sich in ihrer Bedeutung nicht überlappen. Dies würde zu einer möglichen dop-

pelten Zählung und einer Überschätzung des Einflusses auf die Entscheidungen führen 

(vgl. Orme, 2010, S. 53). Attribute sollten vollständig und relevant sein und es sollten 

somit nur solche Attribute in das DCE aufgenommen werden, von denen zu erwarten ist, 

dass sie einen Einfluss auf die Entscheidungen des Individuums besitzen (vgl. Ryan, 

1996). Werden relevante Kriterien nicht berücksichtigt, kann dies dazu führen, dass die 

Befragten die fehlenden Informationen aus den gegebenen Informationen ableiten und 

eine Wahlentscheidung im Experiment nicht ausschließlich auf die gezeigte Kombination 

von Merkmalsausprägungen zurückzuführen ist. Auch können durch fehlende Merkmale 

Misstrauen und eine abnehmende Probanden-Motivation begünstigt werden (vgl. Weiber 

und Mühlhaus, 2009, S. 46). Auch Attributausprägungen sollten die gesamte Bandbreite 

an existierenden Produkten sowie möglichen neuen Produkten repräsentieren, gleichzei-

tig jedoch nicht zu weit gefasst sein, um unakzeptable Levels zu vermeiden (vgl. Orme, 

2010, S. 52; vgl. Lancsar und Louviere, 2008, S. 667). Weiterhin sollte nicht vom Level 

eines Attributs auf die Ausprägung einer anderen Eigenschaft geschlossen werden können 

(vgl. Weiber und Mühlhaus, 2009, S. 46). 

Auch sollten Attribute beeinflussbar sein. Dies ist besonders relevant, wenn aus dem DCE 

Maßnahmen oder Änderungen am Produkt abgeleitet werden sollen (vgl. Lancsar und 

Louviere, 2008, S. 667). Sollte der Nichteinbezug eines Attributs aufgrund einer man-

gelnden Beeinflussbarkeit zu einer unrealistischen Beurteilungssituation führen, können 

auch nicht beeinflussbare Attribute Eingang in das DCE finden (vgl. Weiber und 

Mühlhaus, 2009, S. 46–47). Die Realisierbarkeit, z. B. technische Umsetzbarkeit, von At-

tributen und ihren Ausprägungen muss gewährleistet sein, da unglaubwürdige Merkmals-

kombinationen die Schätzergebnisse verzerren können (ebd., S. 47). Die Levels sollten 

realistisch und plausibel sein, damit die Entscheidungssituationen im DCE möglichst re-

alitätsnah sind (vgl. Lancsar und Louviere, 2008, S. 667). 
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(2) Auf Subjektebene werden Anforderungen definiert, welche die Probandenfähigkeiten 

betreffen. Attribute müssen präferenzrelevant sein. Eine Variation der Ausprägungen 

sollte eine Veränderung der Präferenz bewirken. Um dies zu gewährleisten, sollten Merk-

male potenziell relevant und bezüglich der Beurteilungsobjekte differenzierbar sein. Bei 

der Auswahl einer Fluglinie ist das Thema Sicherheit beispielsweise potenziell relevant, 

jedoch nicht differenzierbar, weil Sicherheit aufgrund rechtlicher Anforderungen in jeder 

Fluglinie gewährleistet sein muss. Daher sollte ein derartiges Attribut nicht in einem DCE 

verwendet werden (vgl. Weiber und Mühlhaus, 2009, S. 47; vgl. Green und Srinivasan, 

1978). Weiterhin sollte die Anzahl der Attribute und ihrer Ausprägungen begrenzt sein, 

da menschliche Kapazitäten zur Informationsverarbeitung ebenfalls begrenzt sind und 

sich bei kognitiv anspruchsvollen Aufgaben eine abnehmende Motivation bei den Be-

fragten einstellen kann. Es ist stets abzuwägen zwischen dem Streben nach möglichst 

vollständigen Informationen und den kognitiven Fähigkeiten der Probanden (vgl. Weiber 

und Mühlhaus, 2009, S. 47–48). Ein weiterer Grund für die Begrenzung der Anzahl der 

Attribute und ihrer Ausprägungen besteht darin, dass mit steigender Anzahl an Attributen 

und Levels zum einen der Befragungsaufwand steigt und zum anderen die Entscheidun-

gen für Befragte immer schwerer zu treffen sind (vgl. Lancsar und Louviere, 2008, 

S. 667). Wenn Befragte mit zu vielen Attributen und Levels konfrontiert werden, neigen 

sie dazu, Heuristiken oder Vereinfachungsstrategien anzuwenden, die keine rationalen 

Entscheidungen mehr darstellen (vgl. Green und Srinivasan, 1978). In der Regel werden 

in DCE bis zu acht Attribute mit jeweils zwei bis fünf Levels verwendet (vgl. Orme, 2010, 

S. 51). Die optimale Anzahl an Attributen hängt immer auch von der Komplexität des 

Untersuchungsgegenstandes ab (vgl. Lancsar und Louviere, 2008, S. 667). 

Neben der Anzahl an Attributen kann auch die Anzahl an Levels bzw. Attributsausprä-

gungen einen signifikanten Einfluss auf die Ergebnisse eines DCE durch den sogenannten 

number-of-levels-Effekt haben. Dieser geht davon aus, dass – ceteris paribus – Attribute 

mit mehr Levels ein überproportionales Gewicht erhalten. Hier spielen sowohl psycholo-

gische als auch algorithmische Effekte eine Rolle (vgl. Currim et al., 1981).35 Insbeson-

dere für quantitative Attribute sollte daher grundsätzlich auf eine möglichst ausgewogene 

Anzahl an Levels geachtet werden. Der Effekt ist besonders stark, wenn von zwei auf drei 

Levels umgestiegen wird. Bei einer Änderung von vier auf fünf Levels oder, wie in der 

Praxis üblich, einer Bandbreite zwischen drei und sieben Levels hat der number-of-levels-

 
35 Weitere Informationen zu Erklärungsansätzen des number-of-levels-Effekt finden sich bei Currim et al., 

1981; Green und Srinivasan, 1990. 
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Effekt hingegen kaum noch Einfluss. Im Falle natürlicher Unterschiede in der Anzahl an 

Ausprägungen in der Realität, z. B. mehr Marken als Paketgrößen, sollte der Fokus auf 

die Realitätsnähe des DCE gelegt werden und nicht auf eine strikte Balance der Levels. 

Dies liegt darin begründet, dass im beschriebenen Fall der number-of-levels-Effekt, der 

sich möglicherweise im DCE bemerkbar macht, auch in der echten Welt die Entschei-

dungen beeinflusst. Für quantitative Attribute wie den Preis sollte die Anzahl an Levels 

begrenzt werden, da mehr Daten pro Preislevel zu genaueren Schätzungen führen als we-

niger Daten auf Basis von mehr Preislevels. Die Messung von zu vielen Levels einer 

quantitativen Funktion kann unpräzise Teilwerte hervorrufen. Die gesamte Bandbreite 

mit weniger Levels abzudecken ermöglicht eine Interpolation zwischen den Levels, so-

dass die Aussagekraft der DCE-Ergebnisse durch weniger Levels nicht geschmälert wird 

(vgl. Orme, 2010, S. 54–55). Weiterhin wird empfohlen, dass die Levels gleiche Ab-

stände besitzen. Dies gilt besonders für quantitative Attribute wie den Preis (vgl. Darmon 

und Rouziés, 1989). 

Die Benennung der Attribute wie auch der Levels sollte eindeutig sein. Levels wie bei-

spielsweise bessere Performance sollten vermieden werden, da diese zu viel Interpretati-

onsspielraum lassen und keine klare Bedeutung haben. Auch Spielräume wie Gewicht 

von 3 kg bis 5 kg sollten ersetzt werden durch klare Definitionen wie Gewicht 4 kg (vgl. 

Orme, 2010, S. 52). Auch von starken Verallgemeinerungen sollte abgesehen werden 

(vgl. Mühlbacher et al., 2013, S. 165). Quantitative Levels wie Wartezeit in Tagen sind 

qualitativen Levels wie z. B. kurze oder lange Wartezeit vorzuziehen. Zur genauen Defi-

nition von Attributen und Ausprägungen können auch einleitende Informationen oder 

Grafiken verwendet werden, um ein einheitliches Verständnis sicherzustellen (vgl. 

Auspurg und Liebe, 2011, S. 307). 

(3) Auf Modellebene müssen folgende Anforderungen erfüllt sein. Bei linear-additiven 

Präferenzmodellen sollte zwischen den Attributen eine kompensatorische Beziehung be-

stehen und die Levels sollten in einem substitutiven Verhältnis zueinander stehen. Eine 

Verbesserung in einem Attribut sollte also beispielsweise eine Verschlechterung in einem 

anderen Attribut kompensieren können, damit Trade-offs gemacht und marginale Zah-

lungsbereitschaften geschätzt werden können. Angelehnt an diese Anforderung dürfen 

die Attribute sich nicht gegenseitig ausschließen (vgl. Telser, 2002, S. 39; vgl. Weiber 

und Mühlhaus, 2009, S. 48). Weiterhin ist sicherzustellen, dass sich die Ausprägungen 

innerhalb eines Attributs gegenseitig ausschließen (vgl. Orme, 2010, S. 53). Auf Basis 

des unterstellten kompensatorischen Entscheidungsverhaltens sollten grundsätzlich keine 



 

85 

Merkmale im DCE enthalten sein, die bewirken, dass Alternativen mit einem Level un-

abhängig von anderen Levels aus dem Entscheidungsprozess ausgeklammert werden. In 

der Literatur ist jedoch umstritten, ob das Vorhandensein von Ausschlusskriterien in rea-

len Entscheidungen die kompensatorische Beziehung verletzt. Srinivasan (vgl. 

Srinivasan, 1988) findet überwiegend nicht kompensatorisches Verhalten, was Green et 

al. (vgl. Green et al., 1988) jedoch nicht bestätigen. Insgesamt sollte dennoch danach ge-

strebt werden, Ausschlusskriterien nicht einzubeziehen (vgl. Weiber und Mühlhaus, 

2009, S. 48–49). 

Die Identifikation und Auswahl der Attribute kann in der Praxis über verschiedene Me-

thoden erfolgen. Potenziell präferenzrelevante Eigenschaften werden mithilfe direkter, 

projektiver oder vergleichender Verfahren definiert. (1) Unter direkte Verfahren, die Ei-

genschaften unmittelbar erheben, fallen beispielsweise die systematische Literaturrecher-

che, Dokumentenanalyse, Interviews und Fokusgruppen mit Experten und betroffenen 

Personengruppen. In diesem Rahmen können Argumentationsstrukturen, Interdependen-

zen und Ausschlusskriterien sehr gut erkannt und im DCE berücksichtigt werden (vgl. 

Mühlbacher et al., 2013, S. 164; vgl. Lancsar und Louviere, 2008, S. 665). (2) Projektive 

Verfahren beinhalten z. B. Gruppen- oder Tiefeninterviews. Es werden mehrdeutige Sti-

muli präsentiert, zu denen sich die Probanden frei äußern können. Aus diesen Äußerungen 

wird auf mögliche relevante Attribute geschlossen. (3) Vergleichende Verfahren leiten 

Attribute aus Unterschieden zwischen Objekten ab und nutzen komplexere Methoden wie 

beispielsweise die Informations-Display-Matrix (vgl. Weiber und Mühlhaus, 2009, 

S. 49–51). Um auf Basis der gesammelten Attribute die relevanten Eigenschaften auszu-

wählen, kann die Wichtigkeit der Attribute über das sogenannte dual questioning (vgl. 

Alpert, 1971) oder die multivariate Analysemethodik der Faktorenanalyse (vgl. Louviere, 

1988) erhoben werden, auf die an dieser Stelle jedoch nicht weiter eingegangen werden 

soll.36 Neben der Definition von Attributen mit dem Ziel, den Untersuchungsgegenstand 

möglichst genau abzubilden, weisen Bateman et al. darauf hin, dass Attribute auch stra-

tegisch gewählt werden können, indem sie Aktionsparameter für staatliches Handeln wi-

derspiegeln (vgl. Bateman et al., 2002, S. 258). 

Nach der Definition der Attribute sind die jeweiligen Levels festzulegen. Diese sollten 

auf verschiedenen Gestaltungsebenen definiert werden. Es sollte zunächst jeweils eine 

Entscheidung bezüglich numerischer oder verbaler Beschreibungen sowie des Umfangs 

 
36 Weitere Details zu den Methoden der Auswahl potenzieller sowie relevanter Eigenschaften finden sich 

bei Weiber und Mühlhaus, 2009, S. 49–52. 
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der Beschreibung getroffen werden. Weiterhin muss festgelegt werden, ob konkrete Ei-

genschaftsausprägungen oder abstrakte Beschreibungen verwendet werden sollen. Wie 

bereits oben erwähnt, sollte wenn möglich auf eine konkrete Benennung zurückgegriffen 

werden. Auch muss entschieden werden, ob relative Referenzpunkte wie z. B. 15 % über 

dem Durchschnitt zum Einsatz kommen sollen (vgl. Weiber und Mühlhaus, 2009, S. 53). 

Durch eine Definition der Eigenschaftsendpunkte wird auch die Bandbreite der Ausprä-

gungen definiert. Die Verwendung von größeren Spannen als in der Realität führt hierbei 

zu genaueren Schätzungen (vgl. Green und Srinivasan, 1978). Für die Schätzung nicht 

linearer Zusammenhänge müssen mindestens drei Levels vorliegen (vgl. Amaya-Amaya 

et al., 2008, S. 18). Mit Blick auf die Besonderheiten des Preisattributs zeigt sich, dass 

bei zu hohen Levels Protestantworten wahrscheinlicher werden und bei zu niedrigen Le-

vels eine große Zustimmung begünstigt wird, die eine Über- bzw. Unterschätzung der 

Zahlungsbereitschaft zur Folge haben kann (vgl. Bateman et al., 2002, S. 261). Durch 

Pretests können insbesondere die Levels des Preisattributs adäquat definiert werden. In 

der Regel erfolgt die konkrete Definition von Levels durch das Umrahmen eines beste-

henden Wertes wie z. B. des Status quo. Minima und Maxima können sich auch dadurch 

definieren, dass eine Über- bzw. Unterschreitung nicht möglich oder nicht sinnvoll ist. 

Levels können weiterhin auf Basis institutioneller Vorgaben oder Literaturanalysen defi-

niert werden (vgl. Lancsar und Louviere, 2008, S. 667; vgl. Pfarr, 2013, S. 148).  

Im folgenden Kapitel wird die Umsetzung der beschriebenen methodischen Grundlagen 

und Anforderungen im Rahmen dieser Arbeit erläutert. 

6 Umsetzung im Kontext der sozialen Pflegeversicherung 

6.1 Aufbau der Befragung 

Zur Untersuchung der in Kapitel 4.2 dargestellten Forschungsfragen wurde eine Online-

Befragung durchgeführt. Die Befragung bestand aus einem Einführungsvideo, dem DCE 

sowie Fragen zur Erfahrung mit Pflege und dessen Absicherung sowie Einstellungsabfra-

gen zur Finanzierung der SPV. Abschließend wurden soziodemografische Daten erhoben 

sowie Evaluationsfragen zur Befragung gestellt. Der Aufbau der Befragung ist in folgen-

der Grafik nochmals erkennbar. 
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Abb. 8 Aufbau Befragung 

Quelle: Eigene Darstellung 

Im Rahmen der Einführung lag ein besonderer Fokus auf der Erläuterung der aktuellen 

Situation in der sozialen Pflegeversicherung sowie der Definition der Attribute und ihrer 

Ausprägungen. Dies ist besonders wichtig, damit alle Befragten die Alternativen auf Ba-

sis der gleichen Wissensgrundlage bewerten können. So sollen Informationsasymmetrien 

vermieden werden, die eine verzerrte Schätzung der marginalen Zahlungsbereitschaft und 

infolgedessen einen Anstieg der stochastischen Komponente der indirekten Nutzenfunk-

tion zur Folge haben könnten (vgl. Steiner und Meißner, 2018, S. 14). Bei der Erstellung 

des Einführungsvideos wurden verschiedene Kriterien berücksichtigt. Zunächst müssen 

der Untersuchungsgegenstand – hier die Finanzierung der sozialen Pflegeversicherung – 

sowie die zu untersuchende Reformoption – hier die Option eines Sockel-Spitze-Tauschs 

– klar und eindeutig beschrieben werden. In diesem Zusammenhang werden insbesondere 

die Intention der Reformoption, ihre möglichen Konsequenzen in Form der Attribute und 

ihrer Levels sowie das Preisattribut beschrieben. Der Zurverfügungstellung der oben ge-

nannten Informationen liegt die Annahme zugrunde, dass Menschen in der Realität eben-

falls informierte Entscheidungen treffen, insbesondere wenn es um politische Reformen 

geht. Es ist zu beachten, dass die Ausgestaltung der sozialen Pflegeversicherung und ihrer 

Finanzierung nicht als bekannt vorausgesetzt werden kann und die Komplexität des Un-

tersuchungsgegenstandes daher umfassende Definitionen nötig macht. Sollten nicht aus-

reichend Informationen vorliegen, besteht die Gefahr, dass die Teilnehmer ihre 

Entscheidungen unter verschiedenen Annahmen treffen und schlussendlich unterschied-

liche Produkte bewerten (vgl. Mariel et al., 2021, S. 11). Die Angemessenheit in Ver-

ständlichkeit und Umfang der Informationen wurde im Rahmen der Pretests überprüft. 

Dabei lag ein besonderer Fokus auf der Abwägung zwischen der Bereitstellung von aus-

reichend Informationen und einer objektiven und ausgewogenen Beschreibung der ein-

zelnen Themen, um einzelne Aspekte nicht überzubetonen.  

Weiterhin sollte Anreizkompatibilität gewährleistet werden, was bedeutet, dass Teilneh-

mer einen Anreiz haben, ehrlich zu antworten. Dies soll dadurch sichergestellt werden, 

dass Teilnehmer den Untersuchungsgegenstand für relevant erachten, das Preisattribut für 
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jeden Befragten relevant ist sowie explizit darauf hingewiesen wird, dass jede Entschei-

dungssituation unabhängig von den jeweils anderen bewertet werden soll (ebd., S. 16–

17). Als Folgerichtigkeit wird bezeichnet, dass die Teilnehmer annehmen, dass ihre Ant-

worten auf die hypothetischen Entscheidungssituationen einen Einfluss auf die Ausge-

staltung des Untersuchungsgegenstandes und der Reform in der Realität besitzen können, 

und dass sie erwarten, dass sie die Kosten der gewählten Option zu tragen haben (ebd., 

S. 18–19). Mit Bezug auf den Einfluss der Antworten auf eine tatsächliche Umsetzung 

der Reform in der Realität wird im Video kommuniziert, dass die Ergebnisse der Arbeit 

an Politik und Verbände weitergeleitet werden. Auch strategisches Verhalten mit dem 

Ziel, durch eine hohe Zahlungsbereitschaft lediglich eine hohe Wertschätzung gegenüber 

dem betrachteten Produkt ungeachtet anderer Attributsausprägungen auszudrücken, kann 

durch die Berücksichtigung von Anreizkompatibilität und Folgerichtigkeit minimiert 

werden (ebd., S. 27). Um weitere Unsicherheiten zu minimieren, wird im Video bespiel-

haft ein Choice-Set gezeigt, damit sich die Teilnehmer an den Aufbau der Entscheidungs-

situationen gewöhnen können (ebd., S. 23–24).  

Um sicherzustellen, dass die Antworten auf die neun Entscheidungsaufgaben möglichst 

unabhängig vom Kontext anderer Fragen beantwortet werden, wurde das Entscheidungs-

experiment an den Anfang des Fragebogens direkt hinter das Einführungsvideo gestellt. 

Dies ist relevant, da insbesondere Einstellungsfragen vor dem Entscheidungsexperiment 

einen Interpretationsrahmen geben, der einen verzerrenden Einfluss auf die Bewertung 

der Entscheidungssituationen haben kann (vgl. Tourangeau und Rasinski, 1988, S. 306).  

Im zweiten Teil des Fragebogens geht es um die Erfahrungen der Probanden mit dem 

Thema Pflege und dessen Absicherung. Insbesondere werden hier die bisherige Beschäf-

tigung mit dem Thema Pflegeversicherung, Erfahrungen mit Pflegefällen im Umfeld des 

Probanden sowie Einstellungen und Erwartungen zu einer möglichen eigenen Pflegebe-

dürftigkeit abgefragt. Weiterhin geht es um Einstellungen zu möglichen finanziellen Eng-

pässen, die durch Pflegebedürftigkeit ausgelöst werden können. 

Im dritten Teil des Fragebogens werden allgemeine Einstellungen zur Finanzierung der 

sozialen Pflegeversicherung abgefragt. Im Mittelpunkt stehen hier die Finanzierung der 

Eigenanteile sowie die in Kapitel 3.3 genannten Optionen zum Einbezug weiterer Perso-

nengruppen wie Beamter und Selbstständiger und die Erweiterung zugrundeliegender 

Einkunftsarten um Kapitaleinkünfte für die Beitragsbemessung. Zur Erstellung dieses 
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Teils des komplementären Fragebogens wurden insbesondere bereits existierende Stu-

dien zu Einstellungen zur Pflegeversicherung herangezogen.37 

Soziodemografische Fragen enthalten häufig sensible Informationen beispielsweise zum 

Einkommen, daher werden diese an das Ende des Fragebogens gestellt (vgl. Mariel et al., 

2021, S. 9). Anschließend folgt die Abfrage von u. a. Geschlecht, Alter und Familien-

stand. Weiterhin finden sich in diesem Teil Fragen zur Studienrichtung sowie dem ange-

strebten Studienabschluss. Außerdem wird die aktuelle sowie vergangene Erwerbstätig-

keitssituation der Befragten erhoben. Darauffolgend werden Angaben zum aktuellen und 

erwarteten Einkommen und Vermögen sowie zu ggf. erwarteten Erbschaften gemacht. 

Abschließend sind im Fragebogen Evaluationsfragen enthalten, die die Verständlichkeit 

der Entscheidungssituationen und eine mögliche Gleichwertigkeit der Alternativen abfra-

gen. Der komplementäre Teil der Befragung, der über das DCE hinausgeht, soll zum ei-

nen eine detaillierte deskriptive Analyse der Stichprobe ermöglichen sowie darüber 

hinaus Grundlage für die Beantwortung der in Kapitel 4.2 beschriebenen Forschungsfra-

gen sein. Der gesamte Fragebogen ist im Anhang A verfügbar. Das Einführungsvideo 

kann auf Anfrage bei der Autorin der Studie eingesehen werden. Der Fokus dieser Arbeit 

liegt auf der Durchführung des DCE. Die Erstellung des Experiments wird daher im Fol-

genden detailliert beschrieben. 

6.2 Attribute und ihre Ausprägungen im Kontext der Pflegeversicherung 

Auf Basis der im vorherigen Kapitel beschriebenen Anforderungen werden im Folgenden 

die Attribute und ihre Ausprägungen für das DCE zur sozialen Pflegeversicherung unter 

besonderer Berücksichtigung der Reformoption des Sockel-Spitze-Tauschs definiert.  

Die soziale Pflegeversicherung ist eine Pflichtversicherung im Rahmen des sozialen Si-

cherungssystems in Deutschland. Da der Fokus dieser Arbeit auf dem Untersuchungsge-

genstand Finanzierung der SPV und nicht auf der SPV als Gesamtes liegen soll, werden 

ausschließlich Attribute einbezogen, welche die Finanzierung der SPV beeinflussen. Die 

Wahl der Attribute erfolgt dabei, wie von Bateman et al. (vgl. Bateman et al., 2002, 

S. 258) vorgeschlagen, strategisch mit Blick auf konkrete Aktionsparameter für staatli-

ches Handeln, die aus der Literatur abgeleitet werden können. Im Mittelpunkt dieser 

 
37 Als Grundlage dienten beispielsweise Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 2016; 

YouGov Deutschland GmbH, 2011; PKV, 2019a. Weitere Details zu den Studien finden sich in Kapitel 

4.1. 
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Arbeit steht dabei die Reformoption des Sockel-Spitze-Tauschs und die verschiedenen 

Parameter einer möglichen Neugestaltung der SPV-Finanzierung (vgl. Kapitel 3). Para-

meter wie Qualität und Art der Versorgung sollen aufgrund des Fokus auf die Finanzie-

rungsseite nicht berücksichtigt werden. Weiterhin liegen zu diesem Themenschwerpunkt 

bereits umfrage- als auch DCE-basierte Studien vor (vgl. Kapitel 4). 

Auf Basis eingehender Literaturrecherchen des Reformvorschlags von Rothgang et al. 

(vgl. Kapitel 3) sollen folgende Attribute den Untersuchungsgegenstand Finanzierung 

der SPV definieren: Beitragssatz, Höhe des monatlichen Eigenanteils, Zeitraum der Ei-

genanteilszahlungen. Das RS 3 aus dem Reformvorschlag der Initiative Pro Pflegere-

form, das eine Aufhebung der sektoralen Fragmentierung bei individuell 

bedarfsgerechten Versicherungsleistungen und einen begrenzten Eigenanteilssockel vor-

sieht, eignet sich zur Berücksichtigung im DCE dabei am besten, weil die Befragten nicht 

zwischen verschiedenen Pflegesettings unterscheiden müssen und das RS 3 den aktuellen 

Herausforderungen in der SPV am umfangreichsten begegnet. 

Die Anforderungen, die in Kapitel 5.5 beschrieben wurden, sind sowohl bei der Auswahl 

der Attribute als auch bei der Definition ihrer Levels berücksichtigt worden. Im Folgen-

den werden die einzelnen Attribute näher spezifiziert sowie ihre Ausprägungen festge-

legt. Die Auswahl und Definition der Levels orientiert sich im Wesentlichen an den 

Gutachten von Rothgang et al. (vgl. Kapitel 3) (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017b; vgl. 

Rothgang et al., 2019). Konzeptionell wurde vor einer expliziten Definition der Levels 

festgelegt, dass der Status quo in den Ausprägungen aller Attribute mit einbezogen wer-

den soll. Dies soll den Probanden die Möglichkeit geben, ihre Präferenzen für die aktuell 

gültige Ausgestaltung einer Eigenschaft auszudrücken. Auch minimiert der Einbezug des 

Status quo das Risiko von Antwortverweigerungen derjenigen, die ein Gleichbleiben der 

Attributsausprägungen präferieren. 

Als Preisattribut kommt dem Beitragssatz zur SPV die wohl größte Bedeutung zu, da 

dieser notwendig ist, um die marginale Zahlungsbereitschaft zu schätzen. Weiterhin wer-

den unter Einbezug des Preisattributs die Befragten dazu gebracht, ihre Entscheidungen 

in Abhängigkeit von möglichen Kosten zu treffen. Dies überwindet Einschränkungen bis-

heriger Studien, die rein deskriptive Analysen durchgeführt haben (vgl. Kapitel 4.1). Das 

Preisattribut muss vor diesem Hintergrund insbesondere als realistisch und relevant im 

Kontext der Bewertung wahrgenommen werden (vgl. Mariel et al., 2021, S. 28). Der Bei-

tragssatz zur SPV liegt im Jahr 2021 bei 3,05 % vom beitragspflichtigen Einkommen, 
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paritätisch finanziert durch jeweils 1,525 % Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil (vgl. 

Kapitel 2) (§ 55 Abs. 1 SGB XI). Etwaige Abweichungen von diesem Beitrag beispiels-

weise durch Sonderregelungen für Randgruppen werden zugunsten der Einheitlichkeit im 

DCE nicht berücksichtigt. Da lediglich der Arbeitnehmeranteil einen Einfluss auf das 

Budget des Individuums hat, wird angenommen, dass auch nur dieser für die Entschei-

dung der Befragten relevant ist. Zum Zeitpunkt der Konzeption des DCE war noch kein 

regelmäßiger Steuerzuschuss für die soziale Pflegeversicherung beschlossen worden, da-

her wird im Preisattribut des DCE ausschließlich der Beitragssatz berücksichtigt. Dieser 

ist definiert als prozentualer Anteil vom monatlichen Bruttoeinkommen, welcher der Fi-

nanzierung der sozialen Pflegeversicherung dient. 

Bei der Definition der Ausprägungen des Preisattributs ist zu entscheiden, ob dieses in 

absoluten oder relativen Zahlen angegeben werden soll. Der wesentliche Nachteil von 

relativen Angaben ist die erhöhte Anforderung an die Befragten, die über konkrete Vor-

stellungen von der relativen Höhe der Ausprägungen verfügen müssen. Um diese Prob-

lematik zu umgehen, wird häufig auf einen fiktiven Basisbetrag von 100 € oder 1000 € 

abgestellt (vgl. Pfarr, 2013, S. 148–149). Dieser Betrag ist im Zusammenhang mit dem 

durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinkommen eines Hochschulabsolventen jedoch 

eine starke Abweichung von der Realität und kann daher nicht als Referenzwert genutzt 

werden. Die reine Abbildung des Preisattributs über die Höhe der SPV-Abgaben von den 

Einkünften in Prozent ist jedoch ebenfalls problematisch, da es sich um sehr kleine Pro-

zentanteile (< 10 %) handelt, die für die Befragten voraussichtlich schwer einzuordnen 

sind. Es könnte aufgrund von Unterschätzungen der absoluten Höhe des Beitrags zu Ver-

zerrungen im DCE kommen. Daher wird für die Darstellung des Preisattributs eine rela-

tive Darstellung gewählt, die unterhalb einer jeden Entscheidungssituation im DCE 

mithilfe absoluter Beträge erläutert wird, um die Dimensionen der relativen Angaben zu 

verdeutlichen. Als Referenzwerte zur Bewertung der relativen Beitragssätze werden ab-

solute Beitragshöhen auf Basis des durchschnittlichen Bruttoeinstiegsgehaltes eines deut-

schen Hochschulabsolventen in Höhe von 3800 € (vgl. Absolventa, 2020) sowie der 

durchschnittlichen Einnahmen eines Studierenden in Höhe von 920 € (vgl. Middendorff 

et al., 2017, S. 13) gezeigt. Weiterhin werden individuelle absolute Beträge auf Basis des 

vorab zu diesem Zweck angegebenen aktuellen Einkommens eines jeweiligen Befragten 

berechnet. Als Vergleichswerte werden darüber hinaus absolute Beträge für die anderen 

Säulen der Sozialversicherung (Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung) auf 

Basis der oben genannten Referenzkategorien dargestellt. 
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Während Personen mit Kindern im Jahr 2021 einen Beitragssatz-Arbeitnehmeranteil von 

1,525 % zahlen, ergibt sich für Kinderlose ein Beitragssatz von 1,775 % (§ 55 Abs. 1 

SGB XI). Für das DCE wird auf der Basis ein allgemeiner Beitragssatz von 1,6 % ange-

setzt. Laut der Berechnung von Rothgang et al. auf Basis des RS 3 geht eine Begrenzung 

der Eigenanteile auf 471 € monatlich für einen Zeitraum von 48 Monaten mit einem Bei-

tragssatzanstieg von 0,6 Prozentpunkten – also 0,3 Prozentpunkten für den Arbeitnehmer 

– einher. Für das Jahr 2045 zeigt die Projektion für das Reformszenario einen Anstieg im 

Gegensatz zum Referenzszenario von 1,1 Prozentpunkten – also 0,55 Prozentpunkten für 

den Arbeitnehmer (vgl. Rothgang et al., 2019, S. 21–24). Durch die Levels des Preisattri-

butes sollen sowohl geringere als auch höhere Beitragssatzanstiege abgedeckt werden. 

Um mögliche nicht lineare Zusammenhänge zu schätzen, müssen mindestens drei Levels 

gewählt werden, die im gleichen Abstand voneinander liegen sollten. Ergänzend zum 

Status quo 1,6 % werden daher folgende Beitragssätze als weitere Levels festgelegt: 

1,8 %, 3,3 %, 4,8 %.  

Eine Verringerung des Beitragssatzes ist weder realistisch noch vorgesehen und wird da-

her auch im DCE nicht berücksichtigt. Auch wenn ein Gesamtbeitrag zur SPV von 9,6 % 

(davon 4,8 % für den Arbeitnehmer) zum aktuellen Zeitpunkt hoch erscheint, ist es vor 

dem Hintergrund zahlreicher Einflussfaktoren auf die Einnahmensituation wie auch stetig 

steigender Ausgaben (vgl. Kapitel 2.2) der SPV sinnvoll, einen hohen Maximalbetrag zu 

berücksichtigen, der eine möglichst große Bandbreite abdeckt, ohne unrealistisch zu sein. 

Weiterhin sollte die obere Grenze des Preisattributes von Befragten nur selten ausgewählt 

werden, um die marginale Zahlungsbereitschaft möglichst exakt zu berechnen (vgl. Ma-

riel et al., 2021, S. 28). Dies hat sich für das Level 4,8 % im Pretest bestätigt. Um eine 

eindeutige Unterscheidung der Levels zu gewährleisten, wurden deren Abstände auf 1,5 

Prozentpunkte festgelegt. 

Neben dem Preisattribut spielt die konkrete Ausgestaltung der Eigenanteilszahlungen 

eine wichtige Rolle im Rahmen des Reformvorschlags. Im DCE wird analog zu RS 3 

„eine Version des Sockel‐Spitze‐Tauschs weiterverfolgt, die mit einer sektorenfreien 

Versorgungslandschaft kompatibel ist und einen einheitlichen Sockel für alle Pflegebe-

dürftigen – unabhängig von der Wohnform und unabhängig vom Ausmaß der Einbezie-

hung formeller Pflegeangebote“, (Rothgang et al., 2019, S. 36) berücksichtigt.  

Das zweite Attribut bezieht sich daher auf die Begrenzung der Höhe des monatlichen 

Eigenanteils. Im Status quo sind die Eigenanteile ungedeckelt, das heißt, Versicherte 
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zahlen über die Pauschalen der SPV hinausgehende Kosten selbst (vgl. Kapitel 2.1). In 

der Reformoption des Sockel-Spitze-Tauschs ist eine Deckelung der Eigenanteile vorge-

sehen (vgl. Kapitel 3). Die Höhe des Sockels kann sich laut Reformvorschlag grundsätz-

lich ab einem Sockelbetrag von null, was einer Vollversicherung entsprechen würde, nach 

oben bewegen. Rothgang et al. folgend ist jedoch nicht davon auszugehen, dass sich das 

erreichte Niveau der Eigenanteile auf null zurückschrauben lässt (ebd.), daher wird die 

Option der Vollversicherung nicht im DCE berücksichtigt. Im RS 3 des Gutachtens wird 

ein einheitlicher Sockelbetrag von 471 € bei einer Karenzzeit von 48 Monaten errechnet. 

Weiterhin wird ein einheitlicher Sockelbetrag von 272 € ohne Karenzzeit kalkuliert. Mit 

Blick auf die Höhe der einrichtungseinheitlichen Eigenanteile für stationäre Versorgung 

zeigt sich, dass diese im Bundesdurchschnitt im Jahr 2019 bei 702 € und im Jahr 2021 

bereits bei 904 € pro Monat lagen, die durchschnittlichen Eigenanteile für ambulante Ver-

sorgung im Jahr 2017 bei ca. 200 € monatlich (vgl. Kapitel 2). Eine Bundesratsinitiative 

sowie einzelne Minister wie auch der ehemalige Gesundheitsminister Jens Spahn spre-

chen sich bezüglich der konkreten Höhe der Eigenanteile für eine Begrenzung auf rund 

700 € pro Monat aus (vgl. FAZ, 2020). Auch die u. a. von der Krankenkasse DAK gefor-

derte Senkung der Eigenanteile auf max. 450 € soll in den Levels des zweiten Attributs 

Berücksichtigung finden (vgl. DAK Gesundheit, 2019, S. 1–2). Obwohl eine Erhöhung 

der fixen Eigenanteile über den aktuellen Durchschnitt als politisch schwer durchsetzbar 

gilt, findet auch ein erhöhter Betrag der fixen Eigenanteile als obere Levelgrenze des 

zweiten Attributs im DCE Betrachtung (vgl. Rothgang et al., 2019, S. 36). Für eine höhere 

Anzahl an Levels werden größere Konfidenzintervalle erwartet, da weniger Beobachtun-

gen pro Level gemacht werden können (vgl. Johnson et al., 2013, S. 8). Daher sollen 

neben dem Status quo drei weitere Levels über den Umfang der oben genannten Refe-

renzwerte definiert werden. Das Attribut Höhe des monatlichen Eigenanteils definiert 

sich damit über folgende Ausprägungen: gedeckelt auf 900 €; gedeckelt auf 600 €; gede-

ckelt auf 300 €; ungedeckelt (Status quo). 

Neben der Höhe der Eigenanteile spielt auch die zeitliche Begrenzung der Zahlung von 

Eigenanteilen, die sogenannte Karenzzeit, eine zentrale Rolle, um die Belastungen für 

Pflegebedürftige und ihre Angehörigen zu begrenzen (vgl. Kapitel 3). Aktuell werden 

Eigenanteile über die gesamte Zeit der Pflegebedürftigkeit gezahlt. Es gibt somit bisher 

keine zeitliche Begrenzung der Zahlung von Eigenanteilen. Im Reformvorschlag lautet 
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der zentrale Vorschlag für eine Begrenzung der Zahlung von Eigenanteilen 48 Monate.38 

Diese zentrale Option wird durch entsprechende Levels des dritten Attributs bis zu einer 

Höhe von 72 Monaten umrahmt. Dies entspricht in etwa der durchschnittlichen Verweil-

dauer in Pflege für die Eintrittskohorte 2019. Betrachtet man nur Pflegebedürftige ab ei-

nem Eintrittsalter von 60 Jahren – dem Alter, ab dem die Wahrscheinlichkeit für 

Pflegebedürftigkeit kontinuierlich ansteigt –, liegt die durchschnittliche Verweildauer 

noch bei 4,3 Jahren bzw. 3,6 Jahren für Männer und 4,9 Jahren für Frauen (vgl. Rothgang 

und Müller, 2021, S. 95–96). Die Levels für das Attribut Zeitraum der Eigenanteilszah-

lungen definieren sich wie folgt: gedeckelt auf 12 Monate; gedeckelt auf 42 Monate; ge-

deckelt auf 72 Monate, ungedeckelt (Status quo). Auf den Einbezug einer Karenzzeit von 

null Monaten wird verzichtet, da wie oben bereits erwähnt die Option einer Vollversiche-

rung im DCE keine Berücksichtigung finden soll. Die folgende Tabelle zeigt nochmal 

eine Übersicht aller Attribute und ihrer Levels. 

Tab. 8 Attribute und Levels 

Attribut Levels 

Beitragssatz 1,6 % | 1,8 % | 3,3 % | 4,8 % 

Höhe des monatlichen Eigenanteils ungedeckelt | gedeckelt auf 300 € | gedeckelt auf 600 € | 

gedeckelt auf 900 € 

Zeitraum der  

Eigenanteilszahlungen 

ungedeckelt | gedeckelt auf 12 Monate | 

gedeckelt auf 42 Monate | gedeckelt auf 72 Monate 

Quelle: Eigene Darstellung 

Die Relevanz der oben genannten Attribute zeigt sich auch im Rahmen zahlreicher Stu-

dien zu Einstellungen zur SPV. Befragte fühlen sich durch die SPV nicht ausreichend 

abgesichert (vgl. Zok, 2011), wünschen sich eine möglichst umfassende Deckung der 

Leistungen sowie Deckelung des Risikos von Eigenanteilen (vgl. Presse- und 

Informationsamt der Bundesregierung, 2016; vgl. Haumann, 2018). In der Literatur zur 

Präferenzmessung finden sich im Rahmen von DCE für die SPV negative Einflüsse von 

Eigenanteilen auf den Nutzen (vgl. Lehnert et al., 2018). Die Relevanz der Erweiterung 

der Risikoabdeckung bezüglich der Eigenanteile in Höhe und Zeitraum zeigt sich auch 

für Italien und die USA (vgl. Brau und Lippi Bruni, 2008; vgl. Brown et al., 2016).39 

Zur Herstellung einer „ausgewogenen Lastenverteilung“ (Rothgang et al., 2019, S. 85) in 

der sozialen Pflegeversicherung wird im Reformvorschlag weiterhin der Einbezug zu-

sätzlicher Personengruppen wie Beamter und Selbstständiger in die Finanzierung der 

 
38 Weitere Details zur Berechnung entsprechender Sockelbeträge je Karenzzeit finden sich bei Rothgang 

et al., 2019, S. 37–40. 
39 Weitere Details zu den Inhalten der Studien, welche die Auswahl der Attribute begünstigen, finden sich 

in Kapitel 4.1. 
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SPV vorgeschlagen (vgl. Kapitel 3.3). Dies entspricht der Idee einer Bürgerversicherung 

(vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017b; vgl. Rothgang et al., 2019; vgl. Rothgang und 

Domhoff, 2019). Ergänzend zum Einbezug weiterer Personengruppen in die Finanzie-

rung der SPV wird die Erweiterung zugrundeliegender Einkunftsarten um insbesondere 

Kapitaleinkünfte für die Beitragsbemessung genannt, um die horizontale Gerechtigkeit 

zu stärken und insbesondere jüngere Generationen nicht zu benachteiligen, die in der Re-

gel eher über Erwerbseinkommen statt Kapitaleinkommen verfügen und damit proporti-

onal mehr zur Finanzierung der SPV beitragen als Personen mit (zusätzlichen) Kapital-

einkünften (vgl. Kapitel 3.3). Weiterhin wird die Erhöhung der Beitragsbemessungs-

grenze auf die Bemessungsgrenze der Rentenversicherung vorgeschlagen, um die verti-

kale Gerechtigkeit zu stärken. Die aufgeführten ergänzenden Reformbereiche stellen 

zwar ebenfalls Handlungsoptionen in Bezug auf die Finanzierung der SPV dar, ein direk-

ter Trade-off im Hinblick auf die Zahlungsbereitschaft für einzelne Ausprägungen dieser 

Reformbereiche ließe sich jedoch nicht unmittelbar ableiten. Da das DCE inhaltlich be-

reits als anspruchsvoll zu bewerten ist und die marginalen Zahlungsbereitschaften für die 

Begrenzungen der Höhe und des Zeitraums der Eigenanteilszahlungen im Mittelpunkt 

dieser Arbeit stehen, werden die drei genannten ergänzenden Reformbereiche nicht im 

DCE berücksichtigt, sondern im komplementären Fragebogen adressiert.  

6.3 Experimentelles Design 

Nachdem der Forschungsgegenstand sowie die Attribute und ihre jeweiligen Levels fest-

gelegt wurden, muss definiert werden, welche Kombinationen von Attributsausprägun-

gen als Alternativen im Experiment verwendet werden sollen – das sogenannte 

experimentelle Design wird erstellt. Folgende Grafik zeigt, wie sich die Erstellung des 

experimentellen Designs in die wesentlichen Schritte der Erarbeitung eines DCE einfügt. 
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Abb. 9 Einbindung experimentelles Design 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Johnson et al., 2013, S. 4 

Louviere beschreibt vier wesentliche Ziele beim Design von DCE: erstens die Identifika-

tion, die sicherstellt, dass die gewünschte Form der Nutzenfunktion mithilfe des Experi-

ments geschätzt werden kann; zweitens die Präzision, welche die statistische Effizienz 

des Experiments dergestalt sicherstellt, dass die Parameter präzise geschätzt werden kön-

nen; drittens die kognitive Komplexität, wonach die kognitiven Belastungen für die Pro-

banden angemessen sind, und viertens den Marktrealismus, der darauf abzielt, dass die 

Alternativen im Experiment den realen Entscheidungsprozess möglichst exakt widerspie-

geln und die einzelnen Choice Tasks realistisch sind (vgl. Louviere et al., 2000). 

Im Rahmen der Modellidentifikation wird zunächst ein Entscheidungsmodell mit seinen 

jeweiligen Parametern und den entsprechenden Codierungen festgelegt sowie die funkti-

onale Form der Attribute definiert. Zusammen mit der Anzahl an Attributen definiert dies 

die Anzahl und Art der im Modell zu schätzenden Parameter. Wenn die funktionale Form 

der Attribute vor der Befragung unklar ist, ermöglicht die Nutzung von kategorialen Va-

riablen im Nachgang das Testen verschiedener Spezifikationen (vgl. Johnson et al., 2013, 

S. 5–6). Details zur Modellspezifikation finden sich in den Kapiteln 7.2 und 7.3. 

Mit Bezug auf die statistische Effizienz sollen die Konfidenzintervalle der zu schätzenden 

Parameter minimiert werden. Vollkommen effiziente Designs sind balanciert, das bedeu-

tet, jedes Level wird innerhalb eines Attributes gleich oft gezeigt, sowie orthogonal, das 

heißt, jede Levelkombination wird gleich oft über alle Attributkombinationen hinweg ge-

zeigt (ebd.). Balance ist dabei eine notwendige Voraussetzung für strikte Orthogonalität 

(ebd., S. 8).  
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Außer von der statistischen Effizienz hängt die Genauigkeit der Parameterschätzungen 

auch von der Antwort-Effizienz ab. Antwort-Effizienz bezieht sich auf Messfehler, die 

sich insbesondere auf Verständnisprobleme, kognitive Überforderung oder Unaufmerk-

samkeit der Befragten zurückführen lassen, und steht im Zusammenhang mit der oben 

genannten von Louviere et al. beschriebenen kognitiven Komplexität. Diese Risiken las-

sen sich durch eine klare Definition der Attribute und ihrer Levels, eine angemessene 

Länge des Fragebogens und die Verdeutlichung der Realitätsnähe der hypothetischen Si-

tuationen – was auf Louvieres Kriterium des Marktrealismus einwirkt – zwar nicht sicher 

ausschließen, jedoch kontrollieren und systematisch minimieren. Im Rahmen dieser Ar-

beit wurden die genannten Risiken durch ein ausführliches Einführungsvideo minimiert.40 

Während die statistische Effizienz erhöht werden kann, indem eine größere Zahl schwie-

rig zu beantwortender Entscheidungssituationen gezeigt wird, kann die Antwort-Effizi-

enz eher gesteigert werden, indem weniger und einfachere Entscheidungssets präsentiert 

werden. Um die Präzision der Parameterschätzungen gesamthaft im Modell zu optimie-

ren, müssen beide Effizienzen und die entsprechenden Maßnahmen individuell gegenei-

nander abgewogen werden (ebd., S. 5–6).41 Insbesondere die Überprüfung der 

Befragungslänge im Rahmen des Pretests und die anschließende Anpassung der Anzahl 

an Choice Tasks für die Hauptbefragung hat dieser Abwägung Rechnung getragen. 

Konfidenzintervalle verkleinern sich als eine Funktion der Inverse der Quadratwurzel der 

Stichprobengröße. Dies macht deutlich, dass auch die Stichprobengröße mit der statisti-

schen Effizienz zusammenhängt. Während bei Stichprobengrößen zwischen 1000 und 

2000 Teilnehmern auch bei einem nicht optimierten Design kleine Konfidenzintervalle 

zu erwarten sind, ist bei kleineren Stichprobengrößen die Effizienz des Designs von be-

sonderer Bedeutung, um Parameter möglichst präzise schätzen zu können (ebd., S. 6–7). 

Um die gewünschten Parameter vor dem Hintergrund der statistischen Effizienz mög-

lichst präzise bestimmen zu können, muss der Informationsgehalt des Designs aus einer 

statistischen Perspektive maximiert werden. Die Befragten müssen also mit denjenigen 

Trade-offs konfrontiert werden, die den größten Informationsgehalt bezüglich der im Mo-

dell zu schätzenden Parameter bieten (vgl. Mariel et al., 2021, S. 40–41). Da mit der An-

zahl an Attributen und Levels auch die Anzahl an möglichen Alternativen steigt, muss 

aus den theoretisch möglichen Alternativen (vollständiges Design) weiterhin eine 

 
40 Weitere Details zu den Maßnahmen zur Eindämmung des Messfehlers und der Steigerung der Antwort-

Effizienz finden sich in Kapitel 6.1 und 6.4. 
41 Weitere Informationen zur Abwägung von statistischer Effizienz und Antwort-Effizienz finden sich bei 

Philipps et al., 2002. 
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sinnvolle Teilmenge ausgewählt werden, die das reduzierte Design darstellt. Jede Redu-

zierung des Designs bringt den Verlust von statistischer Information mit sich, sodass die 

Auswahl des Design essenziell ist, um auch mit einem reduzierten Design die Effekte im 

Modell möglichst genau schätzen zu können (vgl. Telser, 2002, S. 40–41). Die Reduzie-

rung des Designs erfolgt im Rahmen der Designoptimierung in NGENE, die am Ende 

dieses Kapitels detailliert beschrieben wird. 

Lange Zeit wurden orthogonale Designs, in denen die Attributlevels unabhängig vonei-

nander sind, für die Erstellung von DCE verwendet. Orthogonalität eliminiert die Korre-

lation zwischen Attributen. Diese orthogonalen Designs sind daher für lineare 

Regressionsmodelle auch aus statistischer Perspektive als optimal zu betrachten, für die 

Klasse der Discrete-Choice-Modelle jedoch ungeeignet, da diese zwar in ihren Parame-

tern linear sein können, die Modelle selbst jedoch nicht linear sind. Orthogonale Designs 

sind aufgrund der strikten Herstellung von Orthogonalität und Balance kaum in der Lage, 

realistische Entscheidungssituationen unter Berücksichtigung von dominanten oder un-

plausiblen Alternativen zu erstellen (vgl. Mariel et al., 2021, S. 40–41).42 Aus diesem 

Grund haben sich effiziente Designs entwickelt, die das DCE in Bezug auf konkrete Mo-

dellspezifikationen optimieren und für die Parameter eines spezifischen Modells mög-

lichst viele Informationen generieren. Es sollen dabei Informationsgehalt maximiert und 

Unsicherheit minimiert werden (ebd., S. 41–42). 

Die D-Effizienz ist der am häufigsten genutzte Indikator zur Bewertung eines experimen-

tellen Designs (vgl. ChoiceMetrics, 2018, S. 85). Mithilfe der Effizienz, die sich über die 

Varianz und Kovarianz der geschätzten Parameter definiert, wird der Informationsgehalt 

eines Designs bewertet. Je geringer die Varianz, desto präziser kann ein Parameter ge-

schätzt werden und umso höher ist die Effizienz. Ein optimales Design soll somit die 

Varianz minimieren. Balance und Orthogonalität sind dabei keine primären Ziele mehr, 

stehen aber in einem Verhältnis zur Effizienz. Eine sinkende Effizienz eines Designs 

bringt beispielsweise eine Verletzung der Orthogonalität, also eine steigende Korrelation 

der Attribute, mit sich. Es gibt keinen absoluten Wert, ab dem ein Design nicht mehr als 

effizient betrachtet werden kann. In der Regel werden verschiedene Optimierungsverfah-

ren miteinander verglichen sowie die Parameter aus Pretests verwendet, um das für den 

jeweiligen Untersuchungsgegenstand optimale Design zu finden (vgl. Kuhfeld et al., 

 
42 Weitere Informationen zu orthogonalen Designs finden sich bei Louviere et al., 2000. 
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1994). Im Rahmen dieser Arbeit wurde die D-Effizienz als wesentlicher Indikator für die 

Optimierung des Designs genutzt. 

Die S-Effizienz ist ein weiteres Maß, das in dieser Arbeit Anwendung findet. Es basiert 

auf dem t-Wert der Parameter und gibt Auskunft über die minimale Anzahl an Wieder-

holungen des Designs, die nötig sind um einen signifikanten Parameter hervorzubringen. 

Dieser Wert kann dabei als Untergrenze gesehen werden, da die Kalkulation auf den Pa-

rameterwerten aus dem Pretest beruht (vgl. Mariel et al., 2021, S. 42). 

Auf weitere Effizienzmaße wie die A-Effizienz, die insbesondere auf die Varianzen nicht 

aber die Kovarianzen der Parameterschätzer fokussiert, sowie die C-Effizienz, die auf die 

Minimierung der Varianzen in den Verhältnissen der Parameter zueinander abzielt, um 

Zahlungsbereitschaften möglichst präzise messen zu können, wird im Rahmen dieser Ar-

beit nicht weiter eingegangen.43 

Bei der Erstellung eines Designs müssen weiterhin die folgenden Punkte beachtet werden. 

Bei Orthogonalität werden alle Attribute unabhängig voneinander im Design variiert. Da-

bei entstehen einzelne Levelkombinationen, die unplausibel oder unlogisch oder domi-

nant gegenüber den anderen Alternativen sind. Dominante Alternativen entstehen 

insbesondere, wenn Attributlevels eine natürliche Präferenzordnung haben – z. B. gerin-

gerer Preis ist besser als höherer Preis. Dominante Alternativen sollten insbesondere ver-

mieden werden, weil diese die Befragten nicht zu einem Trade-off bringen und damit 

keinen Informationsgehalt für die Schätzung der Parameter beinhalten. Derartige Level-

kombinationen sollten ausgeschlossen werden, um den hypothetischen Bias möglichst 

gering zu halten und die Choice-Sets so realitätsnah wie möglich zu gestalten. Der Ein-

bezug von (zu vielen) Restriktionen in das experimentelle Design kann auf Grund der 

Einführung von Korrelationen in das Design jedoch zu unpräzisen Schätzparametern füh-

ren. Weiterhin ist es zwischen Attributen für die Restriktionen vorliegen nicht mehr ohne 

weiteres möglich entsprechende Interaktionsterme zu schätzen. Die genannten Vor- und 

Nachteile sind entsprechend gegeneinander abzuwägen. Die Abweichung von einer strik-

ten Orthogonalität sowie einer Balance des Designs durch die Berücksichtigung von Rest-

riktionen im Design wird zu Gunsten einer erhöhten Antwort-Effizienz in Kauf 

genommen.  

 
43 Weitere Informationen zu den hier nicht näher erläuterten Effizienzmaßen sowie zu Details der theore-

tischen Fundierung effizienter Designs finden sich bei ChoiceMetrics, 2018. 
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Weiterhin muss entschieden werden, ob die Entscheidungsalternativen gelabelt werden 

sollen. Also ob eine Bezeichnung für jede Alternative als alternativenspezifische Kon-

stante in das Design mit aufgenommen werden soll. Auch wird in diesem Zusammenhang 

darüber entschieden, ob ein fixer Status quo mit aufgenommen werden soll. Sollte das 

Design zu viele Entscheidungssituationen enthalten, um sie jeweils alle den Befragten 

vorzulegen, können Blöcke gebildet werden, die jeweils nur einzelne Entscheidungssets 

enthalten, sodass die kognitive Beanspruchung für die Teilnehmer reduziert wird (vgl. 

Johnson et al., 2013, S. 7–8). Wenn durch Pretests oder Studien anderer Wissenschaftler 

bereits Annahmen über die Ausprägungen der Parameter vorliegen, können diese zur Ge-

nerierung und Optimierung des Designs genutzt werden (ebd., S. 9). Im Rahmen dieser 

Arbeit wurden die Ergebnisse des Pretests zur Optimierung des finalen Designs genutzt. 

Mit Blick auf die Anzahl an Konzepten pro Choice-Set und Entscheidungssituationen pro 

Befragten müssen zunächst zwei Faktoren gegeneinander abgewogen werden. Statisti-

sche Effizienz erhöht sich mit steigender Anzahl an Entscheidungssituationen, während 

Antwort-Effizienz durch eine kleinere Anzahl an Entscheidungssituationen positiv beein-

flusst werden kann. Antwort-Effizienz basiert auf der Annahme, dass beispielsweise 

durch Heuristiken, Ermüdung oder Unaufmerksamkeit bei den Befragten Messfehler auf-

treten. Um die maximale Präzision der Parameterschätzung zu gewährleisten, müssen sta-

tistische Effizienz und Antwort-Effizienz wie bereits beschrieben miteinander in 

Einklang gebracht werden (vgl. Maddala et al., 2003). Statistische Effizienz und die Mög-

lichkeit viele Entscheidungssituationen beantworten zu lassen, hängen wie bereits be-

schrieben maßgeblich von der Stichprobengröße ab. Bei kleineren Stichprobengrößen, 

wie es in dieser Untersuchung der Fall ist, ist das experimentelle Design umso wichtiger 

für eine möglichst präzise Schätzung der Parameter (vgl. Johnson et al., 2013, S. 6). Wenn 

eine Entscheidungssituation zu kompliziert ist – beispielsweise weil zu viele Attribute 

gezeigt werden oder zu viele Alternativen im Choice-Set enthalten sind – führt dies zu 

Ermüdung bei den Probanden und in der Folge zu variableren Ergebnissen im Laufe des 

Experiments (vgl. Street und Burgess, 2007, S. 11). Je weniger Attribute es gibt, desto 

mehr Choice-Sets können gezeigt werden (vgl. Bateman et al., 2002, S. 265). Um die 

Probanden kognitiv nicht zu überfordern und die Komplexität des Untersuchungsgegen-

standes zu berücksichtigen werden zwei Reformoptionen plus fixer Status-quo-Option 

pro Choice-Set gezeigt. Jedem Befragten werden neun Entscheidungssituationen vorge-

legt. Im Pretest hat sich gezeigt, dass elf Entscheidungssituationen die Probanden mög-

licherweise kognitiv überfordern können. Diese werden in ihrer Reihenfolge randomisiert 
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dargestellt, um Ankereffekte zu vermeiden (vgl. Jacobsen und Thorsen, 2010). Die dar-

gestellten Optionen im Choice-Set werden nicht gelabelt, sondern erhalten lediglich die 

Benennungen Status quo, Reform A und Reform B. Diese Überschriften enthalten keine 

alternativenspezifischen Informationen, sodass sie nicht als Parameter in das Modell ein-

bezogen werden. Sie dienen lediglich der Orientierung der Teilnehmer, die Optionen 

selbst charakterisieren sich jedoch ausschließlich über ihre Attributlevels. Im Folgenden 

werden weitere Details der Designerstellung auf Basis der oben genannten Anforderun-

gen beschrieben.  

Für das in dieser Arbeit erstellte DCE wurde ein D-effizientes Design mithilfe des Modi-

fizierten Federov-Algorithmus44 in der Software NGENE (Version 1.3.0) von Choice-

Metrics erstellt (vgl. ChoiceMetrics, 2012). NGENE berücksichtigt die neuesten 

Designkonstruktionsmethoden und wird stetig weiterentwickelt. NGENE eignet sich be-

sonders gut für die Erstellung dieses experimentellen Designs, da die Software die Um-

setzung komplexer Restriktionsanforderungen erlaubt, alternative Coding-Ansätze wie 

Dummy Coding unterstützt sowie die S-Effizienz zur Berechnung der minimalen Stich-

probengröße kalkuliert (vgl. ChoiceMetrics, 2018). Für eine Optimierung des Designs 

wurden die Koeffizienten aus dem Pretest (N = 42) genutzt. Das Design wurde für die 

entsprechenden Parameter im Rahmen eines MNL-Modells mit Haupteffekten optimiert. 

Interaktionseffekte zwischen Attributen werden nicht berücksichtigt, da diese durch die 

Berücksichtigung von diversen Restriktionen im Design verzerrt würden und die Schät-

zung von Interaktionseffekten eine deutlich größere Stichprobengröße notwendig macht 

als die Schätzung von Haupteffekten (vgl. Mariel et al., 2021, S. 44).45 Es wurde ebenfalls 

gezeigt, dass für MNL-Modelle optimierte Designs sehr gute Ergebnisse hervorbringen 

und für komplexere Modelle gleichermaßen gut geeignet sind wie konkret für diese opti-

mierte Designs (vgl. Bliemer und Rose, 2010). Weiterhin wurde das Design nicht in Be-

zug auf konkrete Kovariaten optimiert, da vorab zur Hauptbefragung keine Erkenntnisse 

darüber vorlagen, auf Grundlage welcher Kovariaten es Unterschiede in den Präferenzen 

gibt. Darüber hinaus wurde ausgeschlossen, dass im Rahmen der Alternativen die Höhe 

der Eigenanteile sowie der Eigenanteilszeitraum gleichzeitig das Level ungedeckelt zei-

gen, da dies dem Status quo gleichkommen würde. Auch wurde festgelegt, dass der Sta-

tus-quo-Beitragssatz von 1,6 % nicht in den Alternativszenarien, sondern nur im Status 

quo gezeigt wird. Die Status-quo-Option wurde für jedes Choice-Set auf den Beitragssatz 

 
44 Details zum Modifizierten Federov-Algorithmus finden sich bei Cook und Nachtsheim, 1980. 
45 Weitere Details zur Abgrenzung von Haupt- und Interaktionseffekten in Bezug auf die Modellspezifi-

kation im Rahmen dieser Arbeit finden sich in Kapitel 7.3. 
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1,6 %, die Höhe der Eigenanteile ungedeckelt sowie den Eigenanteilszeitraum ungede-

ckelt festgelegt. Auch wird in der Designoptimierung vermieden, dass dominante Alter-

nativen gezeigt werden. Durch die natürliche Präferenzordnung, die für alle drei Attribute 

gilt – weniger Beitrag, Eigenanteilshöhe und Eigenanteilszeitraum ist besser als höherer 

Beitrag, Eigenanteilshöhe und Eigenanteilszeitraum – ergibt sich das Risiko dominanter 

Alternativen. Daher wird im Design ausgeschlossen, dass eine Alternative einer anderen 

in allen drei Attributlevels überlegen ist.  

Der iterative Design-Optimierungsprozess, der sich an dem D-Error sowie dem S-Schät-

zer orientiert hat, erfolgte entlang der folgenden Schritte: Für das theoretische Minimum 

an Zeilen im Design ergibt sich 8/2 = 4 (Anzahl Parameter / (Anzahl der Alternativen – 

1)). Um mehr Variation im Design zu erlauben, was insbesondere für die Schätzung von 

ML-Modellen notwendig ist, sollte dieses theoretische Minimum jedoch nur die minimale 

Untergrenze bilden. Größere Designs mit mehr Zeilen sind grundsätzlich besser geeignet, 

um möglichst genaue Parameterschätzungen durchzuführen. Ab zehn Blöcken ergeben 

sich keine signifikanten Designverbesserungen mehr (vgl. Orme und Chrzan, 2017, 

S. 37–38). Es wurden Designs für sieben Choice Tasks mit einer unterschiedlichen An-

zahl an Blöcken erstellt. Unter Betrachtung der D-Errors und S-Schätzers wurde ein De-

sign mit sieben Choice-Sets und sechs Blöcken für die Hauptbefragung ausgewählt (D-

Error = 0.208765, S-Schätzer = 18.45416).46 

Um ein D-optimales Design zu finden, wurde eine Teilmenge eines vollständigen Designs 

berechnet, da eine gesamthafte Präsentation aller Choice-Sets aufgrund der zahlreichen 

Kombinationsmöglichkeiten von Attributen und ihren Levels nicht möglich war. Die Be-

zeichnung „optimal“ im Zusammenhang mit experimentellen Designs ist dabei nicht im 

wörtlichen Sinne zu verstehen. Die Komplexität eines jeden Designerstellungsprozesses 

erfordert Kompromisse und vereinfachende Annahmen, um ein Design zu finden, das die 

Schätzung des intendierten Modells möglich macht. Zusammenfassend kann die Erstel-

lung eines Designs als die Maximierung der statistischen Effizienz für ein spezifisches 

Modell unter Berücksichtigung verschiedener Annahmen und Restriktionen betrachtet 

werden (vgl. Johnson et al., 2013, S. 9). 

Auch die Stichprobengröße wurde auf Basis des generierten Designs kalkuliert. Der 

S-Schätzer gibt wie bereits beschrieben die minimale Stichprobengröße je Block an, mit 

der die Modellparameter auf einem Signifikanzniveau von 5 % geschätzt werden können. 

 
46 Das experimentelle Design findet sich in Anhang B. 
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Für das vorliegende DCE ergibt sich somit eine minimale Stichprobengröße von 

18*6 = 108. Da in der Analyse der Daten auch verschiedene Kovariaten und latente Klas-

sen berücksichtigt werden sollen, wird diese Stichprobengröße verdreifacht, um mindes-

tens zwei und falls notwendig auch drei Kategorien von Kovariaten wie z. B. Einkommen 

schätzen zu können. Damit ergibt sich eine minimale Stichprobengröße von 324 Teilneh-

mern. Für das Design wurden die Attribute Höhe des monatlichen Eigenanteils und Zeit-

raum der Eigenanteilszahlungen als dummycodiert angenommen. In den wesentlichen 

ökonometrischen Analysen werden diese jedoch auch metrisch codiert, sodass die avi-

sierte Stichprobengröße für diese Modelle die Untergrenze deutlich übersteigt, da dum-

mycodierte Variablen in der Regel höhere Stichprobengrößen benötigen. Rechnet man 

noch eine Datenbereinigungsrate von 10 % sowie einen möglichen Ausschluss von in-

konsistenten Teilnehmern von bis zu 30 % hinzu (vgl. Philipps et al., 2002, S. 1693), 

ergibt sich eine angestrebte Stichprobengröße von 454 Teilnehmern; diese wird auf 500 

Teilnehmer aufgerundet. Die Stichprobengröße spielt eine umso kleinere Rolle, je effizi-

enter das Design des DCE ist (vgl. Mariel et al., 2021, S. 53). 

Um das Vollständigkeitsaxiom zu überprüfen (vgl. Kapitel 5.4.1), werden über die rand-

omisierten Choice-Sets hinaus zwei identische Choice Tasks integriert. Diese fixen 

Choice Tasks sind für jeden Befragten gleich und werden bei der Analyse des Modells 

nicht berücksichtigt, sondern separat analysiert (vgl. Orme und Chrzan, 2017, S. 71–72). 

Die Stellung dieser Choice Tasks wird im Fragebogen randomisiert, damit möglichst 

keine Lern- oder Ordereffekte deren Beantwortung beeinflussen. 

Abschließend muss entschieden werden, wie die Entscheidungssets den Befragten prä-

sentiert werden sollen. Die Darstellung erfolgt in Tabellenform, damit die Alternativen 

möglichst einfach und direkt miteinander vergleichbar sind. Die Beschreibung der Attri-

bute ist ganz links in Textform dargestellt. Weiterhin findet sich eine kurze Erklärung der 

Attribute in einem Mouse-over-Informationsfeld pro Attribut. Die Levels sind ausschließ-

lich in kurzer Textform dargestellt, da eine klare Wortwahl zur Verständlichkeit und Ein-

deutigkeit der Levels beiträgt. Wie in Kapitel 6.2 bereits ausführlich dargestellt, werden 

als Referenzwerte zur Bewertung der relativen Beitragssätze unterhalb eines jeden 

Choice-Sets absolute Beitragshöhen auf Basis des durchschnittlichen Bruttoeinstiegsgeh-

altes eines deutschen Hochschulabsolventen sowie der durchschnittlichen Einnahmen ei-

nes Studierenden berechnet. Weiterhin werden individuelle absolute Beträge auf Basis 

des vorab zu diesem Zweck angegebenen aktuellen Einkommens eines jeweiligen Be-

fragten berechnet. Als Vergleichswerte werden darüber hinaus absolute Beträge für die 
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anderen Säulen der Sozialversicherung auf Basis der oben genannten Referenzkategorien 

dargestellt. Eine Entscheidungssituation ist in Abbildung 10 beispielhaft dargestellt. 

Abb. 10 Beispiel Entscheidungssituation 

Quelle: Eigene Darstellung 

6.4 Datenerhebung 

6.4.1 Rekrutierung der Stichprobe 

In Vorbereitung einer Datenerhebung sind die Grundgesamtheit, die Methode der Stich-

probenziehung sowie das Vorgehen zur Rekrutierung der Stichprobe zu bestimmen (vgl. 

Amaya-Amaya et al., 2008, S. 22). 

Die Zielsetzung der vorliegenden Arbeit liegt wie bereits in Kapitel 4.2 erläutert darin, 

die Präferenzen von Studierenden für die Finanzierung der sozialen Pflegeversicherung 
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und ihrer Leistungen zu erheben. Studierende deutscher Universitäten, Hochschulen und 

Fachhochschulen bilden daher die Grundgesamtheit. 

Auf Basis der Grundgesamtheit muss die Methode der Stichprobenziehung definiert wer-

den. Grundsätzlich wird zwischen einer einfachen Zufallsstichprobe und einer stratifizier-

ten Quotenstichprobe unterschieden. Eine einfache Zufallsstichprobe ist dadurch 

gekennzeichnet, dass jedes Individuum die gleiche Wahrscheinlichkeit hat, aus der 

Grundgesamtheit gezogen zu werden. Soll die Grundgesamtheit möglichst repräsentativ 

wiedergegeben werden, ist die stratifizierte Quotenstichprobe zu wählen. Diese teilt die 

Grundgesamtheit z. B. anhand soziodemografischer Merkmale in verschiedene Schichten 

ein. Innerhalb jeder Schicht wird dann eine einfache Zufallsstichprobe gezogen (vgl. Ben-

Akiva und Lermann, 1985, S. 222).  

Die Stichprobe der vorliegenden Untersuchung erhebt aus den in Kapitel 4.2 genannten 

Gründen nicht den Anspruch, die Grundgesamtheit der Studierenden an deutschen Uni-

versitäten, Hochschulen und Fachhochschulen repräsentativ abzubilden. Die Rekrutie-

rung der Teilnehmer erfolgt daher über ein Online-Access-Panel. In einem solchen Panel 

werden potenzielle Teilnehmer an Online-Befragungen in einem Adresspool zentral re-

gistriert und mithilfe von Incentives für ihre Teilnahme an Befragungen entlohnt. Durch 

die Abfrage von soziodemografischen Charakteristika der Panel-Teilnehmer ist es mög-

lich, neben der Grundgesamtheit aller Panel-Teilnehmer auch Zufallsstichproben aus ein-

zelnen Teilgruppen zu rekrutieren. Die soziodemografischen Daten können ebenfalls zur 

Quotierung bzw. Gewichtung der Stichprobe genutzt werden. Wie bei jeder Befragungs-

methodik nehmen auch bei einer Online-Panel-Befragung die Teilnehmer freiwillig an 

einer Befragung teil (vgl. Marktforschung.de, 2023). Die Problematik einer Selbstselek-

tion besteht somit auch im Online-Panel, wird jedoch durch die aktive Rekrutierung von 

Teilnehmern durch den jeweiligen Panel-Betreiber minimiert, da die Befragten die Um-

fragethemen nicht frei entsprechend ihren persönlichen Präferenzen wählen können (vgl. 

respondi, 2023a). 

Für die vorliegende Arbeit wurde das Online-Panel von respondi ausgewählt. Respondi 

legt im Rahmen eines zertifizierten Qualitätsmanagementsystems insbesondere Wert auf 

die regelmäßige Qualitätskontrolle der Stammdaten ihrer Panel-Teilnehmer und arbeitet 

seit Jahren erfolgreich mit anderen wissenschaftlichen Institutionen wie beispielsweise 

dem Leibniz Institut für Sozialwissenschaften oder der Universität Mannheim zusammen 

(vgl. respondi, 2023b, S. 3–5). Im Rahmen von laufenden Befragungen wird darüber 
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hinaus sichergestellt, dass Teilnehmer nur einmal an jeder Befragung partizipieren und 

die gegebenen Antworten im Einklang mit den hinterlegten Stammdaten stehen (ebd., 

S. 11). Das Panel besteht für Deutschland aus N = 100.000 Panelisten (vgl. respondi, 

2023c, S. 8) und die durchschnittliche Zugehörigkeit zum Panel beträgt 12 Monate (vgl. 

respondi, 2023b, S. 8). Für diese Befragung ist es insbesondere relevant, ausschließlich 

Studierende für eine Teilnahme zu kontaktieren. Über respondi war diese Vorselektion 

aufgrund vorhandener Stammdaten problemlos möglich, während bei anderen Panels der 

Status Studierender nicht erfasst wird, was eine zielgerichtete Ansprache der Zielgruppe 

erschwert hätte. Aus der Grundgesamtheit der Studierenden im Online-Panel von res-

pondi wurden die entsprechenden Teilnehmer für diese Untersuchung rekrutiert. Über 

eine Quotierung wird die Stichprobe hälftig auf weiblich und männlich definiert. Alle 

weiteren soziodemografischen Merkmale werden nicht in der Quotierung berücksichtigt.  

6.4.2 Erhebungsmethodik und Pretests 

DCE sind sowohl durch sogenannte Paper-and-Pencil Fragebögen, die schriftlich auf Pa-

pier ausgefüllt werden, als auch computerunterstützte Telefoninterviews sowie compu-

terunterstützte persönliche Interviews oder reine Online-Befragungen durchführbar. Da 

der Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit sehr komplex ist, ist eine visuelle Unterstüt-

zung der Erklärungen zum Experimentablauf sowie zu den einzelnen Entscheidungssets 

notwendig. Persönliche Interviews sind für die Größe der Stichprobe ohne Unterstützung 

eines Marktforschungsinstituts nicht umsetzbar, weswegen eine Online-Befragung ge-

wählt wurde. Auch vor dem Hintergrund, dass bereits die Rekrutierung der Teilnehmer 

online erfolgt ist, bietet sich die Online-Befragung als Erhebungsmethodik an. Weiterhin 

hat die Online-Befragung den Vorteil, dass eine Randomisierung der Entscheidungssitu-

ationen technisch sehr einfach abgebildet werden kann, erläuternde Elemente wie Videos 

eingebaut werden können sowie Interviewer-Effekte auf die Entscheidungen der Befrag-

ten verhindert werden. Außerdem werden Metadaten zur Befragung wie Befragungsdauer 

oder Verweildauer bei einzelnen Fragen technisch automatisiert erhoben (vgl. Mariel et 

al., 2021, S. 54–58). Der Fragebogen dieser Arbeit wurde mit Lighthouse Studio (Version 

9.12.2) von Sawtooth Software erstellt (vgl. Sawtooth Software, 2022) sowie während 

des Befragungszeitraums auf Servern von Sawtooth Software gehostet. 

Die Durchführung von Pretests ist ein wichtiger Bestandteil der Erstellung eines Frage-

bogens und insbesondere eines Discrete-Choice-Experiments. Mit dem Testen des Fra-

gebogens vor der Hauptbefragung soll sichergestellt werden, dass den Befragten 



 

107 

ausreichende und verständliche Informationen zur Beantwortung des Fragebogens zur 

Verfügung stehen. Dadurch können Pretests einen positiven Einfluss auf die Inhaltsvali-

dität haben. Neben qualitativen Pretests sollten auch quantitative Pretests zur Überprü-

fung der ökonometrischen Methoden sowie der Definition von Priors – also ersten 

geschätzten Parametern aus dem Pretest – zur Erstellung eines effizienten experimentel-

len Designs (vgl. Kapitel 6.3) durchgeführt werden. In der Regel werden bis zu zehn Ein-

zelinterviews sowie ein bis zwei quantitative Pretests empfohlen (vgl. Mariel et al., 2021, 

S. 14–15). 

Die erste Version des Fragebogens wurde im November 2021 durch acht Studierende 

deutscher Hochschulen getestet. Hierfür wurde der Online-Fragebogen von den Teilneh-

mern im Rahmen eines Live-Online-Meetings beantwortet, sodass Anmerkungen und 

Fragen direkt an die Erstellerin des Fragebogens adressiert werden konnten. Aus diesem 

ersten Test ergaben sich insbesondere inhaltliche Ergänzungen im Einführungsvideo so-

wie sprachliche Anpassungen einzelner Formulierungen im Fragebogen. Im Dezember 

2021 und Januar 2022 wurde mit 42 Studierenden der Universität Bayreuth der quantita-

tive Pretest durchgeführt. Ziel des Pretests war es, die Befragungsmethode, das DCE so-

wie den komplementären Fragebogen unter kontrollierten Bedingungen analog zur 

Befragungsmethodik der Hauptbefragung zu testen. Sowohl die Videoeinführung in das 

Experiment als auch das Entscheidungsexperiment und der komplementäre Fragebogen 

waren für die Teilnehmer verständlich. Der Aufbau der Befragung verursachte keine we-

sentlichen Schwierigkeiten bei der Beantwortung. Es wurden lediglich Änderungen ein-

zelner Formulierungen insbesondere im Rahmen der Einführung zum Experiment 

vorgenommen sowie die Möglichkeit zur Eingabe des individuellen Einkommens für die 

Berechnung von absoluten Beiträgen ergänzt. Außerdem wurden für das erwartete Ein-

kommen sowie das erwartete Vermögen die Antwortkategorien angepasst, sodass eine 

gleichmäßigere Verteilung der Teilnehmer auf die Kategorien ermöglicht wird. Dies ist 

relevant, da die Kategorien als Basis für die Berücksichtigung von Kovariaten im Modell 

möglichst nicht zu klein sein sollten. 

Die durchschnittliche Befragungsdauer lag bei 16 Minuten. Aufgrund der Rückmeldun-

gen, dass elf Entscheidungssituationen zu einem komplexen Untersuchungsgegenstand 

wie der Finanzierung der SPV die Teilnehmer teilweise überforderten, wurden für die 

Hauptbefragung nur noch neun Entscheidungssituationen berücksichtigt (vgl. Kapitel 

6.3). 
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Im Hinblick auf das Antwortverhalten zeigt sich im Pretest keine Neigung zum Status 

quo – das heißt, kein Teilnehmer wählte ausschließlich den Status quo und nie eine Al-

ternative. Es zeigt sich im Gegenteil eine Präferenz für die Alternativen und damit eine 

Änderung der aktuellen finanzierungsseitigen Ausgestaltung der SPV. Das Abweichen 

vom fixen Status quo macht eine Auswertung der Präferenzen der Teilnehmer möglich.  

Neben einer deskriptiven Auswertung des Pretests wurden auch wesentliche ökonomet-

rische Analysen durchgeführt. Alle Attribute und ihre Levels sind hierbei signifikant. Le-

diglich das Level gedeckelt auf 72 Monate erweist sich als nicht signifikant. Da es 

inhärenter Teil des Reformvorschlags von Rothgang et al. ist und die Attribute sowie ihre 

Levels strategisch auf Basis des Reformvorschlags gewählt wurden, verbleibt es dennoch 

als Level im Experiment. Sollte es sich trotz einer größeren Stichprobe weiterhin als nicht 

signifikant herausstellen, kann auch diese mangelnde Signifikanz des Levels als Ergebnis 

inhaltlich interpretiert werden. Insbesondere zeigt sich für das Preisattribut in Form eines 

sinkenden Nutzens bei steigendem Beitragssatz eine Bestätigung der mikroökonomi-

schen Theorie. Auch für die Levels der Attribute Höhe des monatlichen Eigenanteils und 

Zeitraum der Eigenanteilszahlungen entsprechen die positiven Vorzeichen im Vergleich 

zum jeweiligen Referenzlevel ungedeckelt den Erwartungen. Weiterhin wurden die fixen 

Choice Tasks zur Überprüfung des Vollständigkeitsaxioms auf Basis der Pretest-Ergeb-

nisse angepasst, um eine möglichst optimale Identifizierung von inkonsistenten Antwor-

ten zu ermöglichen.  

Zusammenfassend haben die Ergebnisse des Pretests gezeigt, dass die Studierenden in 

der Lage sind, die Befragung zu einem komplexen Themengebiet wie der Finanzierung 

der SPV zu bewältigen, und dass die gewählten Attribute und Levels für die Befragten 

relevant sind. 

6.4.3 Hauptbefragung 

Die Hauptbefragung wurde über das Online-Panel von respondi im Zeitraum vom 29. 

August bis 8. September 2022 durchgeführt. Insgesamt hat eine Gesamtanzahl (N) von 

763 Teilnehmern an der Befragung teilgenommen, von denen eine Teilmenge von 500 

(n) (66 %) die Befragung beendet haben. 20 % (n = 154) wurden bereits durch eine Scree-

ning- bzw. Quotierungsfrage zu ihrem Studierendenstatus und dem Geschlecht herausge-

filtert. 13 % (n = 102) haben noch vor dem Entscheidungsexperiment die Befragung 

abgebrochen, 0,7 % (n = 5) innerhalb des Entscheidungsexperiments und 0,3 % (n = 2) 

nach dem Entscheidungsexperiment. Dass ein Teil der Befragten den Fragebogen noch 
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vor dem Entscheidungsexperiment abgebrochen hat, könnte dadurch erklärt werden, dass 

diese Teilnehmer zwar neugierig auf den Untersuchungsgegenstand waren, die Befragung 

jedoch von vornherein nicht weiter fortführen wollten. Auch ein themenbasierter Selek-

tionsfehler kann aufgrund der Freiwilligkeit der Befragung nicht ausgeschlossen werden. 

Die Komplexität der Entscheidungssituationen hat sich hingegen nicht negativ ausge-

wirkt, da innerhalb der Entscheidungssituationen nur ein sehr geringer Teil der Abbrüche 

zu verzeichnen ist. Weiterhin wurden keine Seiten des Fragebogens identifiziert, die be-

sonders viele Abbrüche hervorgerufen haben. Dies unterstreicht, dass der Fragebogen 

insgesamt sehr gut an die kognitiven Fähigkeiten und Anforderungen der Teilnehmer an-

gepasst war. Die durchschnittliche Befragungsdauer nach einer ausschließlich qualitati-

ven Bereinigung (vgl. Kapitel 7.1.1) auf 463 Teilnehmer betrug 20 Minuten. Dies 

entspricht auch der in der Literatur empfohlenen Länge für Online-Befragungen mit 

Discrete-Choice-Experimenten (ebd., S. 11).  

Die Panelisten wurden durch E-Mails von respondi zu der Befragung eingeladen. Im Rah-

men der Einladung erhielten sie bereits erste Informationen zum Thema der Befragung, 

dem Auftraggeber sowie der Incentivierung. Nachdem die Teilnehmer zu Screening- 

bzw. Quotierungszwecken Angaben zu ihrer Studiensituation sowie ihrem Geschlecht 

gemacht haben, wurde ihnen ein kurzes Video zu den Hintergründen der Befragung sowie 

eine Anleitung für das Entscheidungsexperiment gezeigt. Im Anschluss wurden ihnen 

neun Entscheidungssituationen vorgelegt, bei der sie jeweils zwischen dem Status quo 

und zwei Alternativen wählen mussten. Im Anschluss daran wurden Erfahrungen der Pro-

banden mit dem Thema Pflege und dessen Absicherung, Einstellungen zur Finanzierung 

der SPV sowie soziodemografische Merkmale abgefragt. Fragen zur Einkommens- und 

Vermögenssituation sowie Evaluationsfragen schließen den Fragebogen ab. 

Lediglich 8 % der Befragten (n = 36) gaben an, dass es für sie schwierig war, das Ent-

scheidungsexperiment durchzuführen. Da im Pretest ebenfalls eine sehr gute Verständ-

lichkeit der Entscheidungssituationen bestätigt wurde, kann daraus geschlossen werden, 

dass die Befragten den Aufbau des Experiments nachvollziehen konnten und dieses ent-

sprechend der Anleitung durchgeführt haben. 

Auf Basis der erhobenen Daten werden im folgenden Kapitel statistische und ökonomet-

rische Analysen durchgeführt. Dafür werden die vorliegenden Daten aufbereitet, berei-

nigt und mithilfe von Discrete-Choice-Modellen analysiert. Die Analysen folgen dabei 

einem iterativen Prozess zur Findung des finalen Modells und seiner Parameter. Es 
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werden multinomiale Modelle, Mixed-Logit-Modelle mit und ohne Kovariaten sowie ein 

Latent-Class-Modell geschätzt.  

7 Modellspezifikationen und Ergebnisse 

7.1 Deskriptive Analysen 

7.1.1 Datenqualität und Entscheidungsverhalten 

Der Fokus dieser Arbeit liegt auf der Umsetzung und Analyse des DCE. Um in den Ka-

piteln 7.2 und 7.3 ökonometrische Modelle zu schätzen, muss zunächst eine adäquate 

Datenqualität sichergestellt sein. Im Folgenden wird daher das Entscheidungsverhalten 

der Teilnehmer ausgewertet und auf der Basis Datenbereinigungen vorgenommen. 

Zunächst wurden die Datensätze derjenigen, die die Befragung beendet haben (n = 500), 

mithilfe qualitativer und quantitativer Bewertungskriterien analysiert. Ein Ausschluss 

von Teilnehmern erfolgte dabei nach konservativen Kriterien. Als erstes Kriterium dient 

die Antwortzeit (vgl. Burkart, 2019). Das Entfernen von sogenannten Speedern, also Teil-

nehmern, die in auffallend kurzer Zeit durch den Fragebogen gehen, ist insbesondere bei 

Panelbefragungen relevant, da der Antwortprozess vom Interviewer nicht begleitet wird 

sowie attraktive Incentives den Fokus der Befragten von der gewissenhaften Beantwor-

tung des Fragebogens auf ein schnelles Durchlaufen verschieben können (vgl. Gwerder, 

2020). Auf Basis der Antwortzeiten für das DCE wurden die schnellsten 5 % herausge-

filtert, da für diese nicht davon ausgegangen werden kann, dass die Entscheidungssitua-

tionen ausreichend genau wahrgenommen und echte Trade-offs gemacht wurden. Diese 

Fälle weisen eine Antwortzeit von weniger als einem Drittel der Median-Antwortzeit auf 

und erscheinen damit für die Auswertung nicht valide. In der Literatur wird die Bereini-

gung um Teilnehmer empfohlen, die mit ihrer Antwortzeit unterhalb der Hälfte der 

Medianantwortzeit aller Befragten liegen (ebd.). Da in dieser Arbeit vermieden werden 

soll, dass Teilnehmer, denen das Experiment leichtfiel und die deshalb kurze Antwortzei-

ten besitzen, aber dennoch sinnvolle Antworten geben, fälschlicherweise ausgeschlossen 

werden, wurden ausschließlich die schnellsten 5 % entfernt. Die Befragungsdauer des 

gesamten Fragebogens wurde für die Datenbereinigung nicht berücksichtigt, da es keine 

signifikanten Ausreißer nach unten gibt und Ausreißer nach oben pauschal zunächst keine 

Hinweise auf eine unsachgemäße Beantwortung des Fragebogens geben. In einem ergän-

zenden Schritt wurden Teilnehmer exkludiert, die im DCE mehrfach Antwortzeiten pro 

Entscheidungssituation von unter zwei Sekunden zeigten. Teilnehmer, die nur für eine 
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einzelne Entscheidungssituation eine derart kurze Antwortzeit im DCE aufwiesen, wur-

den nicht ausgeschlossen, da im Einzelfall eine starke Präferenz Begründung für die 

schnelle Auswahl einer Wahlalternative sein kann. 

Als zweites Kriterium diente das qualitative Antwortverhalten (vgl. Burkart, 2019). In 

diesem Zusammenhang wurden Teilnehmer herausgefiltert, die in mehreren Abschnitten 

des komplementären Fragebogens ausschließlich die gleiche Antwort (z. B. immer die 

letzte Auswahloption) gewählt haben (sogenannte Straightliner). Auch Teilnehmer, die 

eine Kombination aus Straightlining und Speeding aufwiesen, wurden exkludiert. Wei-

terhin wurden auf Basis qualitativer Analysen diejenigen herausgenommen, die klare Pro-

testantworten in Form von unsinnigen Antworten in Freitextantworten gegeben haben 

oder aus deren Antworten ableitbar war, dass sie das Konzept der Begrenzung der Eigen-

anteile inhaltlich nicht verstanden haben. Durch die genannten Bereinigungen wurde die 

Stichprobengröße von n = 500 auf n = 463 reduziert. 

Weiterhin wurde die interne Konsistenz auf Basis des Präferenzaxioms der Vollständig-

keit mithilfe der zwei im DCE etablierten identischen Entscheidungssituationen evaluiert. 

Dabei steht die Annahme rationaler Personen im Fokus, wonach immer diejenige Alter-

native einer Entscheidungssituation gewählt wird, die den höchsten Nutzen stiftet.47 Wie 

in Kapitel 6.3 beschrieben wurden dafür zwei identische Entscheidungssituationen in das 

DCE integriert. Die beiden Entscheidungssituationen wurden auf Basis der gemessenen 

Präferenzen im Pretest erstellt, um eine möglichst eindeutige Diskriminierung zwischen 

den Wahlalternativen herzustellen und eine inkonsistente Beantwortung aufgrund von 

Wahlalternativen mit sehr ähnlichem Nutzen zu vermeiden. Weiterhin variierte die Posi-

tion der identischen Alternativen je Teilnehmer. Wählten Teilnehmer nicht die gleichen 

Alternativen bei beiden Entscheidungssituationen aus, wurden diese als inkonsistente 

Teilnehmer deklariert. Im Rahmen des vorliegenden DCE trifft dies auf 30 % der Befrag-

ten zu. Dies liegt im Rahmen zwischen 9 % bis 39 % inkonsistenter Antworten, die sich 

auch in anderen Studien gezeigt haben (vgl. Philipps et al., 2002, S. 1693). Insbesondere 

in komplexen Experimenten wie dem vorliegenden findet sich häufig ein höherer Anteil 

inkonsistenter Antworten (vgl. Rezaei und Patterson, 2015). 

In der Literatur ist nicht eindeutig geklärt, wie mit inkonsistenten Präferenzen umgegan-

gen werden soll. Laut Lancsar und Louviere (vgl. Lancsar und Louviere, 2006) kann ein 

Individuum, das irrationale Präferenzen aufweist, auch indifferent sein und deshalb 

 
47 Details zum Axiom der Vollständigkeit sowie weiteren Präferenzaxiomen finden sich in Kapitel 5.4.1. 
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unterschiedliche Entscheidungen zu ein und derselben Alternative treffen. Indifferenz 

wird im Konzept der DCE jedoch nicht adressiert. Irrationale Individuen sollten dennoch 

nicht pauschal aus der Analyse ausgeschlossen werden, da so die Anzahl an Beobachtun-

gen reduziert wird, möglicherweise gültige Antworten aus den Ergebnissen entfernt wer-

den und die statistische Effizienz beeinflusst wird (vgl. Johnson und Mathews, 2001). 

Andererseits kann Indifferenz auch als rationaler Beweggrund betrachtet werden, der als 

nicht beobachtbarer Faktor durch den Zufallsterm im Modell adäquat abgebildet werden 

kann (vgl. Lancsar und Louviere, 2006; vgl. Pfarr, 2013, S. 131).48 Im Rahmen dieser 

Arbeit wird daher mithilfe weiterer Analysen evaluiert, ob Befragte mit inkonsistentem 

Entscheidungsverhalten aus der Datenbasis ausgeschlossen werden müssen.  

Zunächst wurde analysiert, ob Personen, die den Test auf Vollständigkeit nicht bestanden 

haben, die Ergebnisse der ökonometrischen Analysen verzerren. Dafür wurde jeweils ein 

MNL-Modell mit und ohne Referenz Status quo sowie ein ML-Modell mit Referenz Sta-

tus quo geschätzt. Bei der Schätzung unter Verwendung ausschließlich der Personen, die 

den Test auf Vollständigkeit nicht bestanden haben, wird deutlich, dass einzelne Parame-

ter nicht signifikant sind und die Vorzeichen und Größe der Parameter nicht den Annah-

men zur Präferenzordnung entsprechen. Eine MNL-Schätzung auf Basis eines Daten-

satzes, der inkonsistente und konsistente Teilnehmer enthält, zeigt ebenfalls im Vergleich 

zur Schätzung mit ausschließlich konsistenten Datensätzen starke Abweichungen in den 

Koeffizienten, den Berechnungen der marginalen Zahlungsbereitschaft sowie weiteren 

Post-Analysen. Die Modellergebnisse werden damit signifikant von den Ergebnissen der 

inkonsistenten Datensätze beeinflusst. 

Im nächsten Schritt wurde überprüft, ob das inkonsistente Verhalten von anderen Vari-

ablen beeinflusst wird. Hierzu wird mithilfe des Fisher-Yates-Tests die Unabhängigkeit 

der Variable für inkonsistentes Verhalten und soziodemografischer sowie weiterer Vari-

ablen getestet. Die abhängige Variable ist gleich eins, wenn der Befragte den Test auf 

Vollständigkeit nicht bestanden hat. Die unabhängigen Variablen beinhalten sowohl so-

ziodemografische Merkmale als auch Proxys für die Komplexität des DCE und die Indif-

ferenz der Befragten gegenüber den gezeigten Wahlalternativen. Diese sind gleich eins, 

wenn die Befragten angaben, dass die Befragung für sie schwierig war bzw. sie die ge-

zeigten Alternativen als gleichwertig empfanden. Es zeigt sich zunächst, dass es keinen 

signifikanten Zusammenhang von inkonsistentem Verhalten und der Einschätzung der 

 
48 Weitere Details zu den Gründen für irrationale Präferenzen finden sich bei San Miguel et al., 2005. 
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Verständlichkeit des Fragebogens gibt, was deutlich macht, dass die inkonsistenten Ant-

worten nicht aufgrund von Verständnisproblemen zustande gekommen sind. Weiterhin 

zeigt sich kein Zusammenhang mit der Frage nach der Gleichwertigkeit der gezeigten 

Alternativen im Entscheidungsexperiment. Das inkonsistente Verhalten weist damit kei-

nen Zusammenhang mit Indifferenz auf und lässt sich demnach nicht durch den als rati-

onal zu bewertenden Faktor Indifferenz erklären. Das inkonsistente Verhalten bleibt 

damit als irrational zu bewerten (vgl. San Miguel et al., 2005). Für die unabhängigen 

Variablen Geschlecht, Familienstand und Hochschulsemester zeigen sich signifikante 

Zusammenhänge. Betrachtet man ergänzend Cramers V bzw. die Pearson-Produkt-Mo-

ment-Korrelation als Maße für die Größe des Zusammenhangs, zeigen sich schwache Zu-

sammenhänge. In der folgenden Tabelle sind die signifikanten Zusammenhangsmaße 

nochmals dargestellt. 

Tab. 9 Zusammenhangsmaße inkonsistentes Verhalten 

Variable p-Wert Cramers V 
Pearson-Produkt-Moment- 

Korrelation 

Geschlecht 0.001 0.173 - 

Familienstand 0.023 0.122 - 

Hochschulsemester 0.017 - -0.111 

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung 

Ergänzt man die vorangegangenen Analysen um die Schätzung eines generalisierten li-

nearen Modells, zeigt sich, dass auch hier die Variablen Geschlecht und Familienstand 

einen signifikanten Einfluss auf das inkonsistente Verhalten aufweisen. Männlichen Ge-

schlechts zu sein erhöht die Wahrscheinlichkeit, inkonsistentes Verhalten zu zeigen, wäh-

rend ein lediger Familienstand die Wahrscheinlichkeit für inkonsistentes Verhalten 

verringert. Die unabhängige Variable Hochschulsemester ist hier nicht mehr signifikant. 

Inkonsistenz wird damit nur in sehr geringem Ausmaß durch soziodemografische Fakto-

ren beeinflusst.  

Auf Basis der durchgeführten Analysen kann folgende Abwägung getroffen werden. Um 

das Risiko zu verringern, dass Daten in die Analysen aufgenommen werden, die auf 

Grundlage von Entscheidungsverhalten entstanden sind, das sich deutlich von dem in den 

Modellen zugrunde gelegten nutzenmaximierenden Verhalten unterscheidet, werden die 

inkonsistenten Befragten aus dem finalen Datensatz entfernt. Dies reduziert auch das Ri-

siko für Miss-Spezifikationen, welches ein Beibehalten der inkonsistenten Datensätze 

birgt (vgl. Hess et al., 2010, S. 412–413). Trotz der Datenbereinigung bleiben 326 Da-

tensätze erhalten, die aufgrund des optimierten experimentellen Designs noch immer eine 
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ausreichend große Stichprobe darstellen. Weiterhin erhebt die Befragung keinen An-

spruch auf Repräsentativität, sodass sich eine Bereinigung nicht negativ auf zu erfüllende 

Quoten im Rahmen der Stichprobe auswirkt. Die Entfernung irrationaler Präferenzen ver-

bessert insbesondere in komplexen Experimenten den Modellfit und kann signifikant bes-

sere Modellergebnisse liefern.49 Auch in der vorliegenden Arbeit erhöht sich die 

Modellgüte, ohne dass sich eine Überanpassung der Modelle an die Daten gezeigt hat. 

Jedem Befragten wurden neun Entscheidungssituationen vorgelegt, sodass sich eine Ge-

samtanzahl von 2934 betrachteten Entscheidungen ergibt. Als Basis dient ab hier der fi-

nale Datensatz N = 326. Insgesamt entfielen 21 % der Entscheidungen auf den immer 

gleichbleibenden Status quo, 37 % auf Reformoption A und 42 % auf Reformoption B. 

Mit Blick auf das Entscheidungsverhalten zeigt sich, dass 20 Teilnehmer ausschließlich 

den Status quo gewählt haben. Diese Teilnehmer zeigen damit eine deutliche Präferenz 

für den Status quo und/oder eine strikte Abneigung gegen eines oder mehrere Elemente 

der Reformoptionen. Dafür sind verschiedene Gründe denkbar. In der Literatur weisen 

Salkeld et al. darauf hin, dass manche Menschen grundsätzlich eher das präferieren, was 

ihnen bereits bekannt ist, oder sie eine hohe Risikoaversion besitzen. Die hohe Skepsis 

gegenüber etwas Neuem bewegt sie dann dazu, in keiner Entscheidungssituation vom 

Status quo abzuweichen (vgl. Salkeld et al., 2000, S. 267). Ob es sich dabei um eine Ver-

zerrung handelt, die auf systematischen Einflüssen von soziodemografischen Merkmalen 

auf das Entscheidungsverhalten beruht, wird im Folgenden betrachtet.  

Analog zu den Zusammenhängen der internen Konsistenz mit verschiedenen soziodemo-

grafischen Faktoren wurden auch hier mithilfe des Fisher-Yates-Tests, Cramers V, der 

Pearson-Produkt-Moment-Korrelation sowie generalisierter linearer Modelle mögliche 

Zusammenhänge untersucht. Die abhängige Variable ist gleich eins, wenn der Befragte 

ausschließlich den Status quo gewählt hat. Die unabhängigen Variablen beinhalten so-

wohl soziodemografische Merkmale als auch Proxys für die Komplexität des DCE und 

die Indifferenz der Befragten gegenüber den gezeigten Wahlalternativen. Es wurden 

keine signifikanten Zusammenhänge gefunden, sodass die ausschließliche Entscheidung 

für den Status quo als Effekt betrachtet werden kann. Der positive Nutzen des Status quo 

ist damit für die betrachteten Befragten in allen gezeigten Entscheidungssituationen grö-

ßer als der Nutzen der gezeigten Alternativen (vgl. Bonnichsen und Ladenburg, 2010). 

Der Anteil derjenigen, die ausschließlich den Status quo gewählt haben, ist im 

 
49 Weitere Details zum Umgang mit irrationalen Präferenzen finden sich bei Rezaei und Patterson, 2015; 

Hess et al., 2010. 
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vorliegenden DCE mit 6 % als sehr gering einzuschätzen. Andere vergleichbare Experi-

mente zeigen Status-quo-Neigungen bis zu 39 % (vgl. Pfarr, 2013; vgl. Becker, 2006). 

154 Teilnehmer haben ausschließlich eine der beiden Reformoptionen gewählt und damit 

ihre klare Präferenz für die Reformoption und/oder eine Abneigung gegen den Status quo 

zum Ausdruck gebracht. Ob es sich dabei um eine Verzerrung handelt, die durch syste-

matische Einflüsse von soziodemografischen Merkmalen auf das Entscheidungsverhalten 

getrieben ist, wird auch hier mithilfe der oben beschriebenen Methoden untersucht. Die 

abhängige Variable ist gleich eins, wenn der Befragte ausschließlich die Alternativen ge-

wählt hat. Nur für den Familienstand zeigt sich ein schwacher signifikanter Zusammen-

hang (p = 0.016; Cramers V = 0.154), der im linearen Modell jedoch nicht mehr 

nachgewiesen werden kann. Auch hier ist daher nicht von einer systematischen Verzer-

rung auszugehen. Sowohl die Neigung zum Status quo als auch die Neigung, ausschließ-

lich Alternativen zu wählen, ist damit unabhängig von soziodemografischen Faktoren. 

Die Neigungen können somit als Effekt und nicht als Verzerrung betrachtet werden. 

Achtmal eine Alternative wählten 44 Teilnehmer, siebenmal eine Alternative noch 35 

Personen und sechsmal noch 23 Personen. Lediglich einmal eine Alternative wählten 

sechs Personen, zweimal vier Personen und dreimal fünf Personen. Aus untenstehender 

Tabelle geht nochmals die Verteilung des Entscheidungsverhaltens hervor. 

Tab. 10 Entscheidungsverhalten 

Anzahl der gewählten Alternativen Anteil der Befragten 

0 6 % 

1 2 % 

2 1 % 

3 2 % 

4 4 % 

5 7 % 

6 7 % 

7 11 % 

8 13 % 

9 47 % 

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung 

Es wird deutlich, dass der Anteil der Entscheidungen für eine Alternative relativ hoch ist 

und bei der Mehrheit der Befragten eine deutliche Präferenz für eine der Alternativen 

besteht. Offenbar bewegten die durch das optimierte Design generierten Alternativen die 

Teilnehmer dazu, vom Status quo abzuweichen. Es lässt sich eine grundsätzliche Verän-

derungsbereitschaft der Teilnehmer erkennen.  
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Ein weiterer Einflussfaktor auf die Qualität des Antwortverhaltens können lexikografi-

sche Präferenzen sein. In diesem Fall bewertet der Befragte die gezeigten Alternativen 

ausschließlich auf Basis eines Subsets von Attributen. Auch wenn lexikografische Präfe-

renzen nicht irrational sein müssen und häufig nicht die Axiome der Vollständigkeit und 

Transitivität verletzen, beruhen sie auf nicht-kompensatorischem Verhalten. Dies er-

schwert die Berechnung von Grenzraten der Substitution (vgl. Lancsar und Louviere, 

2006, S. 801). Lexikografische Präferenzen lassen sich nur in sehr einfachen Experimen-

ten mit zwei Attributen klar identifizieren, da hierbei eine Auswahl des beispielsweise 

immer günstigsten Produkts klar analysiert werden kann. Jedoch können auch bei derartig 

einfachen Entscheidungssituationen die Ausprägungen des anderen Attributs die Ent-

scheidung beeinflussen und nicht lexikografisches Verhalten der Grund für das Entschei-

dungsverhalten sein. Auch individuenspezifische Schwellen für Attributlevels, die 

zunächst über- bzw. unterschritten werden müssen, bevor ein Teilnehmer von der kosten-

günstigsten Option abweicht, können eine relevante Rolle spielen und zunächst wie lexi-

kografische Präferenzen anmuten. In komplexen Designs wie dem vorliegenden ist es 

daher nicht möglich, eindeutig zwischen echtem lexikografischem Verhalten und lexiko-

grafisch erscheinendem Verhalten zu unterscheiden. Daher wird darauf verwiesen, dass 

das Design, wie in der Literatur empfohlen, die Teilnehmer explizit dazu animiert, zwi-

schen den drei Attributen abzuwägen und Trade-offs zu bilden (vgl. Hess et al., 2010, 

S. 409–411). 

Abschließend ist festzuhalten, dass die Mehrheit der Befragten das Experiment als ein-

fach oder eher einfach eingeschätzt hat, nur 8 % bewerteten die Durchführung als schwie-

rig. Dies ist in Anbetracht der Komplexität und Unbekanntheit des Themas bei den 

Befragten als äußerst positiv zu bewerten. Eine Verzerrung oder Begünstigung von irra-

tionalem Verhalten oder lexikografischen Präferenzen aufgrund von mangelndem Ver-

ständnis der Thematik oder der Methodik ist daher nicht zu erwarten. 

7.1.2 Beschreibung der Stichprobe 

Die finale Stichprobe beinhaltet die Datensätze von 326 Befragten, die im Zeitraum vom 

29. August bis 8. September 2022 an der Online-Panelbefragung teilgenommen haben. 

Wie bereits erläutert, erhebt die vorliegende Stichprobe keinen Anspruch auf Repräsen-

tativität. Daher werden im Folgenden die soziodemografischen Merkmale der Stichprobe 

ausschließlich beschrieben, jedoch nur punktuell zur Einordnung mit amtlichen Statisti-

ken verglichen. Die durchschnittliche Befragungsdauer der finalen Stichprobe betrug 17 
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Minuten und liegt damit 3 Minuten unter der Befragungsdauer des rein qualitativ berei-

nigten Datensamples und eine Minute über der durchschnittlichen Befragungsdauer des 

Pretests. Die durchschnittliche Dauer für die Beantwortung der Entscheidungssituationen 

lag bei 3 Minuten, also durchschnittlich 19 Sekunden pro Entscheidungssituation. 

Das Durchschnittsalter der Befragten liegt bei 26 Jahren (SD  = 5,54) und damit zweiein-

halb Jahre über dem Durchschnittsalter aller Studierenden an deutschen Hochschulen im 

Wintersemester 2021/2022 (vgl. Destatis, 2023e). Mit 55 % ist die knappe Mehrheit der 

Befragten weiblich (n = 179). In der Grundgesamtheit der Studierenden liegt der Anteil 

der Frauen im Jahr 2021 bei 50 % (vgl. Destatis, 2023a). 90 % (n = 292) sind ledig und 

92 % (n = 301) haben die deutsche Staatsbürgerschaft. 

Mit Blick auf die aktuelle Studiensituation der Befragten zeigt sich, dass 38 % (n = 124) 

ein Studium mit wesentlichen wirtschaftswissenschaftlichen Elementen absolvieren, 

62 % (n = 202) studieren ohne wirtschaftswissenschaftlichen Bezug. 58 % (n = 189) be-

finden sich im Bachelorstudium, 30 % (n = 97) im Masterstudium und 12 % (n = 40) in 

einem anderen Studienmodell. Im Durchschnitt befinden sich die Befragten im sechsten 

Semester (SD = 4,12) und damit im Falle eines Bachelorstudiums relativ am Ende ihres 

Grundstudiums. Diese Nähe zu einem möglichen Berufseinstieg macht die Beschäftigung 

mit der Absicherung von Pflegerisiken zu einem in naher Zukunft möglicherweise rele-

vanten Thema für einen wesentlichen Teil der Befragten. Dies ist als äußerst positiv zu 

bewerten. Mit Blick auf die Parteipräferenzen wird deutlich, dass 53 % (n = 174) eher 

dem linken Spektrum der deutschen Parteienlandschaft zuzuordnen sind (Die Linke, SPD, 

Bündnis 90/Die Grünen), während sich 21 % (n = 67) eher dem rechten Spektrum zuge-

hörig fühlen (CDU/CSU, FDP, AfD). 3 % (n = 11) haben andere Parteipräferenzen, 23 % 

(n = 74) geben an, keine Parteipräferenz zu haben. 

Im Folgenden soll die Erwerbsbiografie der Befragten beschrieben werden. 69 % 

(n = 224) gehen zum Zeitpunkt der Befragung einer Erwerbstätigkeit nach, 76 % (n = 171) 

davon im Rahmen eines Angestelltenverhältnisses. 63 % (n = 206) sind in der Vergan-

genheit einer Erwerbstätigkeit nachgegangen, davon 83 % (n = 172) in einem Angestell-

tenverhältnis. Auch hier ist positiv hervorzuheben, dass der Großteil der Befragten bereits 

in einem Angestelltenverhältnis tätig war bzw. ist und angenommen werden kann, dass 

es bereits Berührungspunkte zur Finanzierung der sozialen Sicherung im Rahmen eines 

Beschäftigungsverhältnisses gegeben hat bzw. gibt. Nur wenn die Beschäftigungsverhält-

nisse nicht sozialversicherungspflichtig waren bzw. sind, sind die genannten 
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Berührungspunkte nicht vorauszusetzen. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über 

die deskriptive Statistik der soziodemografischen Daten. 

Tab. 11 Deskriptive Statistik soziodemografische Daten 

Variable  Mittelwert / Anteil in Stichprobe Standardabwei-

chung 

Alter 25,86 5,54 

Weiblich* 55,00 %   

Ledig* 89,57 %   

Deutsche Staatsangehörigkeit* 92,33 %   

Studienrichtung Wirtschaftswissenschaften* 38,04 %   

Bachelorstudierende* 57,98 %   

Aktuelles Hochschulsemester 5,91 4,13 

Aktuelle Erwerbstätigkeit* 68,71 %   

Vergangene Erwerbstätigkeit* 63,19 %   

Aktuelles monatliches Nettoeinkommen bis 750 €* 46,93 %   

Erwartetes jährliches Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit im 

Alter von 60 Jahren bis max. 100.000 €* 

83,43 %   

Erwartetes Nettovermögen im Alter von 60 Jahren bis max. 

240.000 €* 

72,70 %   

Erwartete Erbschaften* 19,02 %   

* Dummy-Variablen 
    

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung 

Abschließend wird die Einkommens- und Vermögenssituation der Stichprobe beleuchtet. 

Das monatliche Gesamt-Nettoeinkommen (unter Einbezug aller summierten Einkom-

mensquellen wie z. B. BAföG, Erwerbseinkommen (nach Abzug von Steuern, Sozialver-

sicherungsbeiträgen und sonstigen Abgaben), Unterhaltsleistungen der Eltern etc.) der 

Befragten verteilt sich relativ gleichmäßig auf die vier abgefragten Einkommensklassen. 

26 % (n = 85) haben ein monatliches Gesamt-Nettoeinkommen bis 500 €, 21 % (n = 68) 

bis 750 €, 24 % (n = 79) bis 1000 € und 29 % (n = 94) über 1000 €. Für das jährliche Brut-

toeinkommen (Einkommen vor Abzug der Steuern, Sozialversicherungsbeiträge und 

sonstigen Abgaben) aus Erwerbstätigkeit im Alter von 60 Jahren erwartet der größte Teil 

der Befragten (44 %; n = 144) eine Summe zwischen 60.000 und 100.000 €. Die zweit-

größte Gruppe (39 %; n = 128) erwartet ein Einkommen von bis zu 60.000 €. 13 % 

(n = 43) erwarten ein jährliches Einkommen zwischen 100.000 € und 140.000 €. Ledig-

lich 3 % (n = 11) erwarten ein Einkommen über 140.000 € pro Jahr. Mit Blick auf das 

erwartete Netto-Vermögen, das sich aus Sachvermögen (z. B. Immobilien, Grundstücke, 

Fahrzeuge, Schmuck) und Finanzvermögen (z. B. Sparguthaben, Fondsanteile, Aktien, 

private Renten- oder Lebensversicherungen, Beteiligungen) unter Abzug etwaiger Ver-

bindlichkeiten (z. B. Hypotheken, Kredite, andere Schulden) zusammensetzt, im Alter 

von 60 Jahren unter Einbezug zu erwartender Erbschaften wird deutlich, dass 44 % 
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(n = 145) ein Vermögen bis 120.000 € erwarten. 28 % (n = 92) erwarten ein Vermögen 

zwischen 120.000 € und 240.000 €, 15 % (n = 48) eines zwischen 240.000 € und 

360.000 € und lediglich 13 % (n = 41) ein Vermögen über 360.000 €. Abschließend er-

warten lediglich 19 % (n = 62) der Befragten ein Erbe, das sich positiv auf das geschätzte 

Netto-Vermögen im Alter von 60 Jahren ausgewirkt hat. 

7.1.3 Einstellungen zur SPV 

Neben soziodemografischen Merkmalen wurden ergänzend zum DCE auch Einstellun-

gen zur SPV abgefragt. Diese werden im Folgenden als Basis für die ökonometrischen 

Analysen beschrieben. 

Im ersten Teil des komplementären Fragebogens lag der Fokus auf den Erfahrungen mit 

und Einschätzungen der Teilnehmer von Pflegebedürftigkeit und Pflegeabsicherung. Le-

diglich 14 % (n = 44) haben sich bereits umfassend mit der Frage „Wie sichere ich mich 

im Falle einer Pflegebedürftigkeit ab?“ beschäftigt. 38 % (n = 123) haben sich oberfläch-

lich damit auseinandergesetzt und 48 % (n = 159) noch gar nicht. Dies unterstreicht auch 

die Ergebnisse der Pronova-BKK-Umfrage (vgl. Kapitel 4.1), in der sich 55 % noch gar 

nicht mit der eigenen Pflegezukunft beschäftigt haben (vgl. Pronova BKK, 2018). 55 % 

(n = 180) haben bereits Erfahrungen mit einem Pflegefall in ihrem Umfeld gemacht. Die 

Wahrscheinlichkeit, selbst im Verlauf des Lebens pflegebedürftig zu werden, schätzen 

14 % (n = 45) als wahrscheinlich und 42 % (n = 138) als eher wahrscheinlich ein. 8 % 

(n = 27) halten die eigene Pflegebedürftigkeit für unwahrscheinlich und 36 % (n = 116) 

für eher unwahrscheinlich. Damit unterschätzen die Befragten die Wahrscheinlichkeit der 

eigenen Pflegebedürftigkeit im Lebensverlauf deutlich. Im Jahr 2019 waren 73 % der 

Männer und 80 % der Frauen, die im Alter zwischen 80 bis 84 Jahren verstorben sind, in 

ihrem Leben pflegebedürftig, bei denjenigen, die im Alter von 90 Jahren und mehr ver-

storben sind, waren es 94 % der Frauen und 89 % der Männer (vgl. Rothgang und Müller, 

2021, S. 66). Angst vor finanziellen Engpässen im Falle einer Pflegebedürftigkeit haben 

knapp zwei Drittel (67 %; n = 217), während 33 % (n = 109) keine oder nur eine geringe 

Angst haben. Dies deckt sich mit der ermittelten Angst vor finanziellen Engpässen im 

Rahmen der Zurich-Studie (vgl. Zurich, 2016), die in Kapitel 4.1 beschrieben wurde. 

Ähnliche Ergebnisse zeigen sich auch in den bereits zitierten Studien von PwC und der 

Bundesregierung (vgl. PwC, 2017; vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregie-

rung, 2016). Ein ebenfalls großer Anteil der Befragten (72 %; n = 234) hält es für wahr-

scheinlich oder eher wahrscheinlich, im Falle einer Pflegebedürftigkeit unter Annahme 
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der aktuellen Ausgestaltung der SPV den Lebensstandard von vor der Pflegebedürftigkeit 

nicht mehr halten zu können. Nur 6 % (n = 18) halten es für unwahrscheinlich, dass sich 

der Lebensstandard nicht halten lässt. Tabelle 12 zeigt eine Zusammenfassung der Erfah-

rungen mit Pflegeabsicherung. 

Tab. 12 Deskriptive Statistik Erfahrungen mit Pflegeabsicherung 

Variable  Mittelwert / 

Anteil in 

Stichprobe 

Standard-

abweichung 

Skalen 

Umfangreiche Beschäftigung mit Pflegeabsicherung* 13,50 %     

Erfahrung mit Pflegefall im eigenen Umfeld* 55,21 %     

Wahrscheinlichkeit Pflegebedürftigkeit 2,38 0,82 1 wahrscheinlich, 4 unwahrscheinlich 

Angst vor finanziellen Engpässen im Pflegefall 2,85 0,94 1 keine Angst, 4 starke Angst 

Wahrscheinlichkeit Verlust Lebensstandard im Pflegefall 2,03 0,87 1 wahrscheinlich, 4 unwahrscheinlich 

* Dummy-Variablen 
      

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung 

Im zweiten Teil des komplementären Fragebogens wurden Einstellungen zur Finanzie-

rung der Pflegeversicherung abgefragt. Die Abfrage erfolgte jeweils anhand einer Skala 

von 1 („Stimme überhaupt nicht zu“) bis 5 („Stimme voll und ganz zu“). Mehr als zwei 

Drittel der Befragten (71 %; n = 231) stimmen der Aussage, dass die pflegerische Versor-

gung der Bevölkerung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe darstellt, voll und ganz oder 

eher zu. Nur 5 % (n = 17) stimmen dieser Aussage überhaupt nicht zu. Einer Begrenzung 

der monatlichen Eigenanteile in ihrer absoluten Höhe stimmen 66 % (n = 205) voll und 

ganz oder eher zu. Für die Begrenzung der Eigenanteilszahlungen auf einen definierten 

Zeitraum zeigt sich ein ähnliches Bild. 5 % (n = 16) sprechen sich gegen eine derartige 

Begrenzung aus, 58 % (n = 189) stimmen einer Begrenzung voll und ganz oder eher zu. 

Diese Ergebnisse zur Begrenzung der Eigenanteile decken sich auch mit dem im DCE 

gezeigten Entscheidungsverhalten derjenigen, die ausschließlich oder fast ausschließlich 

den Status quo gewählt und sich damit gegen eine Begrenzung der Eigenanteile ausge-

sprochen haben. Auch in der in Kapitel 4.1 zitierten Studie von Haumann wünschen sich 

68 % eine Deckelung der Eigenanteilskosten (vgl. Haumann, 2018). Zu beachten ist in 

diesem Zusammenhang, dass die Einstellungsabfrage ohne Budgetrestriktionen erfolgt ist 

und keine expliziten Trade-offs wie im DCE gemacht werden mussten. Die Einstellungs-

abfragen können daher nur eine erste Indikation für die Präferenzen geben, die im Rah-

men des DCE detaillierter erhoben und in Kapitel 7.2 und 7.3 genauer analysiert werden. 

Den verpflichtenden Einbezug von Beamten und Selbstständigen in die Finanzierung der 

SPV befürworten 63 % (n = 205), 15 % (n = 48) sprechen sich dagegen aus. Auch hier 

bestätigen sich die Ergebnisse einer anderen bereits zitierten Studie (vgl. Zok, 2011). Die 
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Zustimmung für den Einbezug von Kapitaleinkünften in die Beitragsbemessung fällt 

deutlich geringer aus, lediglich 19 % (n = 63) stimmen diesem Vorschlag voll und ganz 

und 26 % (n = 86) eher zu, 8 % (n = 27) lehnen einen Einbezug klar ab. Eine klare Zu-

stimmung ergibt sich auch für den proportional stärkeren Einbezug von Vermögenden 

und Vielverdienern in die Finanzierung der SPV – 63 % (n = 204) stimmen voll und ganz 

oder eher zu – sowie die Unterstützung durch Hilfe zur Pflege für Personen, die die Ei-

genanteile nicht selbst aufbringen können – 76 % (n = 247) stimmen voll und ganz oder 

eher zu. Eine Abneigung zeigt sich gegen den Ersatz der SPV durch ausschließlich private 

Vorsorge. Dies lehnen 56 % (n = 184) ab, während lediglich 7 % (n = 24) dies voll und 

ganz befürworten. Für die Absicherung der Menschen im Pflegefall sowie den Erhalt des 

Lebensstandards sieht der Großteil der Befragten den Staat in der Verantwortung (70 %; 

n = 228), lediglich 2 % (n = 8) sehen ausschließlich den Bürger selbst dafür in der Pflicht. 

Einer verpflichtenden privaten Pflegezusatzversicherung als Ergänzung der SPV und zur 

Absicherung finanzieller Lücken stimmen 25 % (n = 81) zu, 37 % (n = 122) stimmen nicht 

zu und ein relativ großer Anteil von 38 % (n = 123) bleibt unentschlossen. Ähnliche Er-

gebnisse zeigen sich auch in einer Befragung von Zok (ebd.). Folgende Tabelle zeigt die 

Einstellungen zur Finanzierung in der Übersicht. 

Tab. 13 Deskriptive Statistik Einstellungen zur Finanzierung 

Variable  Mittelwert / 

Anteil in 

Stichprobe 

Standard-

abweichung 

Skalen 

Pflegerische Versorgung als gesamtgesellschaftliche Aufgabe 3,84 1,11 1 stimme überhaupt nicht zu,  

5 stimme voll und ganz zu 

Begrenzung der Eigenanteile in ihrer Höhe 3,82 1,11 1 stimme überhaupt nicht zu,  
5 stimme voll und ganz zu 

Begrenzung der Eigenanteile auf Zahlungszeitraum 3,66 1,14 1 stimme überhaupt nicht zu,  

5 stimme voll und ganz zu 

Einbezug weiterer Personengruppen in die SPV-Finanzierung 3,77 1,21 1 stimme überhaupt nicht zu,  
5 stimme voll und ganz zu 

Einbezug Kapitaleinkünfte in die Beitragsbemessung 3,36 1,17 1 stimme überhaupt nicht zu,  

5 stimme voll und ganz zu 

Stärkerer Einbezug Vermögender und Vielverdiener in die 

SPV-Finanzierung 

3,68 1,28 1 stimme überhaupt nicht zu,  

5 stimme voll und ganz zu 

Aufkommen der Hilfe zur Pflege bei finanziellen Engpässen 4,02 1,13 1 stimme überhaupt nicht zu,  

5 stimme voll und ganz zu 

Private Vorsorge als Ersatz für die SPV 2,42 1,25 1 stimme überhaupt nicht zu,  

5 stimme voll und ganz zu 

Finanzierung der Eigenanteile durch private Versicherungen 

jeglicher Art* 

61,97 %     

Finanzierung der Eigenanteile durch Hilfe zur Pflege, wenn 

diese nicht selbst aufgebracht werden können* 

79,45 %     

Verpflichtende private Pflegezusatzversicherung 2,76 1,13 1 stimme überhaupt nicht zu,  

5 stimme voll und ganz zu 

* Dummy-Variablen 
      

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung 

Mit Bezug auf die Finanzierung möglicher Eigenanteile würden die Befragten diese 

hauptsächlich durch eine private Pflege-Zusatzversicherung (39 %; n = 127) sowie Eigen-

kapital (37 %; n = 121) finanzieren. Im Rahmen der Zurich-Studie halten es mit 78 % 
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deutlich mehr Personen für sinnvoll, mit einer privaten Pflegezusatzversicherung vorzu-

sorgen (vgl. Zurich, 2016), bei den unter 30-Jährigen finden es 62 % wichtig bis sehr 

wichtig, Pflegevorsorge zu treffen (vgl. Zok, 2011). Im Falle finanzieller Lücken in der 

eigenen Pflegeversorgung im Pflegefall würde sich mit 79 % (n = 259) der Großteil der 

Befragten auf die Hilfe zur Pflege verlassen. 19 % (n = 62) würden Angehörige um finan-

zielle Unterstützung bitten und 2 % (n = 5) andere Finanzierungsquellen in Anspruch neh-

men. 

Mit der deskriptiven Analyse der Einstellungen konnten erste Indikationen für die Präfe-

renzen der Befragten abgeleitet werden. Dass die Ergebnisse im Wesentlichen denen der 

zitierten Studien aus Kapitel 4.1 entsprechen, ist dabei als besonders positiv zu bewerten. 

Im Folgenden werden weitergehende ökonometrische Analysen auf Basis des DCE mit-

hilfe verschiedener Modelle durchgeführt. 

7.2 Ökonometrische Analysen mit Referenz Status quo 

In einem ersten Schritt wurden die beschriebenen Daten mit einem konkreten Bezug auf 

den Status quo der Attribute Höhe der Eigenanteile und Zeitraum der Eigenanteilszah-

lungen analysiert. Das Vorgehen folgte einem iterativen Prozess, der im Folgenden dar-

gestellt wird und an dessen Ende ein Mixed-Logit-Modell mit Error-Komponente als 

finales Modell mit Status-quo-Bezug steht. Die Schätzung aller Modelle erfolgte mithilfe 

des Pakets Apollo (Version 0.2.8) (vgl. Hess und Palma, 2021) in der Statistiksoftware R 

(Version 4.1.2). Die Schätzungen wurden mithilfe der Maximum-Likelihood-Methode 

durchgeführt (vgl. Kapitel 5.3.2 und 5.3.3). Auf die hierarchisch-bayesianische Schät-

zungsmethodik wurde verzichtet, da diese Methodik Parameter in einem a priori vorge-

gebenen Rahmen berücksichtigt. Da aufgrund fehlender ökonometrischer Analysen zum 

vorliegenden Forschungsgegenstand keine belastbaren A-priori-Annahmen gemacht wer-

den können, könnte eine hierarchisch-bayesianische Schätzung die Parameterschätzun-

gen verfälschen. 

Von der Spezifikation der Nutzenfunktion ist abhängig, wie gut ein Modell die Realität 

abbilden kann. Als Basismodell wurde zunächst ein MNL-Modell mit fixen Parametern 

für alle drei Attribute geschätzt. Im Anschluss wurde das Basismodell um die Error-Kom-

ponente 𝑒𝑐𝑖 ergänzt und damit zu einem Mixed-Logit-Modell erweitert.50 Die Error-

Komponente stellt einen randomisierten Parameter dar, der kein Attribut multipliziert. 

 
50 Details zum Aufbau der Modelle finden sich in Kapitel 5.3. 
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Sie ermöglicht es, Korrelationen über Entscheidungen eines Individuums explizit zu be-

rücksichtigen, den sogenannten Pseudo-Panel-Effekt (vgl. Hess et al., 2008).51 Der rand-

omisierte Parameter wurde mithilfe des Halton-Algorithmus geschätzt. Dieser ist 

insbesondere für Modelle mit weniger als sechs randomisierten Parametern geeignet. Bei 

einer größeren Anzahl an randomisierten Parametern ergeben sich Kollinearitätsproble-

matiken (vgl. Bhat, 2003).52 In einem iterativen Verfahren wurde entschieden, 2000 Zie-

hungen für die Verteilungssimulation zu nutzen, da sich der Modellfit ab dieser Anzahl 

an Ziehungen stabil für weitere Erhöhungen der Anzahl an Ziehungen zeigte (vgl. Hens-

her und Greene, 2003, S. 154–155). 

Das Preisattribut weist häufig Heterogenität auf, die sich durch das aktuelle Einkommen 

erklären lässt. Im Rahmen der vorliegenden Studie ist das Preisattribut jedoch bereits als 

Prozentsatz von einem Einkommen definiert. Daher kann nicht davon ausgegangen wer-

den, dass der Beitragssatz in unterschiedlichen Einkommensklassen heterogen wahrge-

nommen wird. Um diese Annahme zu überprüfen, wurde für das Preisattribut Beitrags-

satz dennoch getestet, ob dieses in Abhängigkeit vom Einkommen Heterogenität auf-

weist. Es zeigt sich für den Beitragssatz weder in einem MNL-Modell noch in einem ML-

Modell eine signifikante Heterogenität, die sich durch das Einkommen erklären lässt. Der 

Beitragssatz wird demnach unabhängig von Einkommensklassen gleich wahrgenommen. 

Der Parameter für den Beitragssatz wird daher als fixer, linearer Parameter in das Modell 

aufgenommen. Eine quadratische Spezifikation wurde zwar geprüft, erwies sich jedoch 

nicht als statistisch signifikant. Die Attribute Höhe der Eigenanteile und Zeitraum der 

Eigenanteilszahlungen gehen als dummycodierte Variablen mit Referenzlevel ungede-

ckelt in das Modell ein. Dieses Referenzlevel entspricht dem Status quo der SPV und ist 

daher inhaltlich besonders gut als Vergleichslevel geeignet (vgl. Daly et al., 2016). Wei-

terhin wurde in die Nutzenfunktion des Status quo eine alternativenspezifische Konstante 

𝛽0 aufgenommen.53 Dem zu schätzenden Modell mit Error-Komponente liegt folgende 

Nutzenfunktion der Alternativen 𝑖 und Befragten 𝑛 zugrunde: 

 
51 Weitere Details zur Nutzung von Error-Komponenten in Discrete-Choice-Modellen finden sich bei 

Train, 2009. 
52 Details zu dem alternativen Algorithmus des Modified-Latin-Hypercube-Sampling finden sich bei Hess 

et al., 2006. 
53 Auf die Aufnahme von stochastischen Variablen in die Nutzenfunktion wurde verzichtet, da dies nur 

bei Unsicherheit in Bezug auf die Attribute notwendig ist. Dies kann insbesondere für RevP-Daten der 

Fall sein, ist bei den StaP-Daten der vorliegenden Arbeit jedoch nicht anzunehmen. Details zur Nutzung 

von stochastischen Variablen in DCE finden sich bei Díaz et al., 2015. 
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𝑈𝑖𝑛 =  𝛽0  +  𝛽𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟 ∗ 𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟𝑖𝑛 + 𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸300 ∗ 𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸𝑖𝑛  +  𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸600 ∗

𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸𝑖𝑛  +  𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸900 ∗ 𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸𝑖𝑛 +  𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸𝑢𝑛𝑏 ∗ 𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸𝑖𝑛  +

𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸12 ∗ 𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸 𝑖𝑛 +   𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸42 ∗ 𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝑖𝑛  +  𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸72 ∗ 𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝑖𝑛  +

𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝑢𝑛𝑏 ∗ 𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝑖𝑛 +  𝑒𝑖𝑛 +  𝑒𝑐𝑖𝑛   

 (7.1) 

In der folgenden Tabelle sind die Ergebnisse des Basis-MNL-Modells sowie des ML-

Modells mit Error-Komponente gegenübergestellt.  

Tab. 14 Modellvergleich MNL und ML mit Error Komponente 

  MNL ML mit Error-Komponente 

  Koeffizient  t-Statistik Koeffizient  t-Statistik 

Error-Komponente ec - - -1.006 -16.710  

β0 Konstante  -0.146 -1.474 -0.382 -2.717 

β Beitrag -0.341 -12.624 -0.430 -13.162  

β Höhe Eigenanteile 300 1.218 11.499 1.493 11.604 

β Höhe Eigenanteile 600 0.846 8.768 1.038 8.737 

β Höhe Eigenanteile 900 0.416 4.632 0.461  4.204 

β Höhe Eigenanteile  

unbegrenzt 0.000 NA  0.000 NA  

β Zeit Eigenanteile 12 0.621  6.660 0.808 7.463 

β Zeit Eigenanteile 42 0.307 3.578 0.403 3.857 

β Zeit Eigenanteile 72 0.161 1.938 0.216 2.284 

β Zeit Eigenanteile  
unbegrenzt 0.000 NA  0.000 NA  

  Modellfit 

Log-likelihood (0) -2507.03 -2507.03 

Log-likelihood (final) -2355.92 -2195.20 

AIC 4727.84 4408.40 

BIC 4773.70 4459.99 

Geschätzte Parameter 8 9 

Beobachtungen 2282 2282 

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung 

Die Ergebnisse des ML-Modells mit Error-Komponente zeigen, dass dieses Modell dem 

MNL-Modell in den Gütekriterien überlegen ist. Das Modell mit Error-Komponente 

weist ein deutlich niedrigeres Akaikes Informationskriterium (AIC) auf. Modelle mit ei-

nem niedrigeren AIC sind zu favorisieren. Es lässt sich auch schreiben als: 

𝐴𝐼𝐶 = −2𝐿𝐿 + 2 ∗ 𝑘 

 (7.2) 
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wobei LL die Likelihood des Gesamtmodells und 𝑘 die Anzahl der geschätzten Parameter 

ist. Der Fokus dieses Gütekriteriums liegt auf der Schätzung der Menge an verlorenge-

gangener Information des Modells (vgl. Hauber et al., 2016, S. 307).  

Insgesamt entfielen von den 2282 im Modell berücksichtigten Entscheidungen 23 % auf 

den gleichbleibenden Status quo, 41 % auf Reformoption A und 36 % auf Reformoption 

B. Die Ergebnisse zeigen zunächst, dass alle geschätzten Parameter signifikant sind. Die 

alternativenspezifische Konstante 𝛽0 ist ebenfalls signifikant und besitzt ein negatives 

Vorzeichen. Dies gibt einen Hinweis darauf, dass die Befragten willig sind, vom Status 

quo abzuweichen, und etwas Neuem – in diesem Fall den Reformalternativen – grund-

sätzlich positiv gegenüberstehen. Alle Attribute haben einen signifikanten Einfluss auf 

den Nutzen. Auch die Vorzeichen entsprechen den theoretischen Vorüberlegungen. Der 

Preisparameter hat ein negatives Vorzeichen, die Parameter der Attribute Höhe der Ei-

genanteile und Zeitraum der Eigenanteilszahlungen besitzen positive Vorzeichen, da ihre 

Levels im Vergleich zur jeweiligen Referenz ungedeckelt geschätzt werden. Auch die 

Größenverhältnisse der Parameter entsprechen den theoretischen Vorüberlegungen – die 

theoretische Validität ist damit bestätigt. 

Mithilfe eines T-Tests für generische Parameter wurde weiterhin geprüft, ob die Parame-

ter der dummycodierten Attributlevels signifikant voneinander verschieden sind. Hierfür 

wurde folgende Formel angewendet:  

𝑡_𝑡𝑒𝑠𝑡 =  
(𝛽̂𝑚− 𝛽̂𝑛) 

√𝜎̂𝑚
2 + 𝜎̂𝑛

2 − 2𝑐𝑜𝑣(𝛽̂𝑚,𝛽̂𝑛 )
 

 (7.3) 

in der 𝛽̂𝑚  und 𝛽̂𝑛 die beiden zu vergleichenden Parameter sind und 𝜎̂𝑚
2  und 𝜎̂𝑛

2 ihre jewei-

lige Varianz (vgl. Cherchi und Cirillo, 2008). Alle Levels innerhalb der Attribute sind 

signifikant voneinander verschieden und wirken sich damit unterschiedlich auf den Nut-

zen aus. 

Grundsätzlich zeigt sich eine positive, signifikante marginale Zahlungsbereitschaft für 

eine Begrenzung der Eigenanteile in Höhe und Zeitraum. Die Zahlungsbereitschaft lässt 

sich bei fixen Parametern wie im vorliegenden Modell als das Verhältnis des zu betrach-

tenden Parameters 𝛽𝑚 zum negativen Preisparameter 𝛽𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟 schreiben als: 
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𝑊𝑇𝑃 = − 
𝛽𝑚

𝛽𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟
 

 (7.4) 

Mithilfe der Delta-Methode können Standardfehler für die abgeleitete Zahlungsbereit-

schaft berechnet werden.54 Diese sind insbesondere relevant, um die Genauigkeit der 

Schätzungen zu bewerten. Für eine Begrenzung der Eigenanteile von unbegrenzt auf 

300 € monatlich sind die Befragten bereit, 3,47 Prozentpunkte Beitragssatz mehr zu be-

zahlen, für eine Begrenzung auf 600 € monatlich noch 2,42 Prozentpunkte mehr und auf 

900 € monatlich noch 1,07 Prozentpunkte mehr. Die marginale Zahlungsbereitschaft für 

eine zeitliche Begrenzung der Eigenanteile liegt für eine Begrenzung auf 12 Monate im 

Gegensatz zu einem unbegrenzten Zeitraum bei 1,88 Prozentpunkten, für eine Begren-

zung auf 42 Monate noch bei 0,94 und für 72 Monate noch bei 0,50 Prozentpunkten im 

Vergleich zum unbegrenzten Status quo. 

Der Zusammenhang zwischen der abhängigen und einer unabhängigen Variable kann 

weiterhin mithilfe von Odds interpretiert werden. In diesem Zusammenhang wird die 

Wahrscheinlichkeit, dass ein Ereignis eintritt, in das Verhältnis zum Nichteintreffen des 

Ereignisses gestellt, wie folgende Formel zeigt:  

𝑂𝑑𝑑𝑠 =  
𝑃(𝑦 𝑡𝑟𝑖𝑓𝑓𝑡 𝑒𝑖𝑛)

𝑃(𝑦 𝑡𝑟𝑖𝑓𝑓𝑡 𝑛𝑖𝑐ℎ𝑡 𝑒𝑖𝑛)
=  

𝑃(𝑦 𝑡𝑟𝑖𝑓𝑓𝑡 𝑒𝑖𝑛)

1 − 𝑃(𝑦 𝑡𝑟𝑖𝑓𝑓𝑡 𝑒𝑖𝑛)
 

 (7.5) 

Für eine konkrete Interpretation der Koeffizienten wird auf dieser Basis das Verhältnis 

zweier Odds genutzt. Das Odds Ratio lässt sich dabei schreiben als: 

𝑂𝑑𝑑𝑠 𝑅𝑎𝑡𝑖𝑜 =
𝑂𝑑𝑑𝑠 𝑛𝑎𝑐ℎ 𝑑𝑒𝑚 𝐴𝑛𝑠𝑡𝑖𝑒𝑔 𝑣𝑜𝑛 𝑥 𝑢𝑚 𝑒𝑖𝑛𝑒 𝐸𝑖𝑛ℎ𝑒𝑖𝑡

𝑂𝑑𝑑𝑠 𝑣𝑜𝑟 𝑑𝑒𝑚 𝐴𝑛𝑠𝑡𝑖𝑒𝑔 𝑣𝑜𝑛 𝑥 𝑢𝑚 𝑒𝑖𝑛𝑒 𝐸𝑖𝑛ℎ𝑒𝑖𝑡
=

𝑂𝑑𝑑𝑠𝑛𝑎𝑐ℎ

𝑂𝑑𝑑𝑠𝑣𝑜𝑟

= 𝑒 𝛽 

      (7.6) 

Die Odds Ratios einer unabhängigen Variable zeigen die Veränderung der relativen 

Wahrscheinlichkeit von 𝑦 = 1, wenn diese um eine Einheit steigt und alle anderen 

 
54 Weitere Details zur Nutzung der Delta-Methode im Rahmen von Entscheidungsmodellen finden sich 

bei Daly et al., 2023. 
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Elemente im Modell konstant gehalten werden. Ist das Odds Ratio = 1, so ergibt sich 

keine Veränderung. Ist das Odds Ratio < 1, zeigt dies eine Abnahme der Odds an, wäh-

rend ein Odds Ratio > 1 eine Zunahme der Odds bedeutet (vgl. Universität Zürich, 2023). 

Wird der Beitragssatz um einen Prozentpunkt erhöht, verringert sich die Wahlwahr-

scheinlichkeit für eine jeweilige Alternative – ceteris paribus – um den Faktor 0,65. Bei 

einer Begrenzung der Eigenanteile von unbegrenzt auf 300 € monatlich erhöht sich die 

Wahlwahrscheinlichkeit auf mehr als das Vierfache (Faktor 4,5), bei einer Begrenzung 

auf 600 € noch um den Faktor 2,8 und bei einer Begrenzung auf 900 € um den Faktor 1,6. 

Bei einer Veränderung der zeitlichen Begrenzung von unbegrenzt auf 12 Monate erhöht 

sich die Wahlwahrscheinlichkeit um den Faktor 2,2, bei einer Begrenzung auf 42 Monate 

um den Faktor 1,5 und bei 72 Monaten noch um den Faktor 1,2. Die Ergebnisse der bis-

herigen Analysen geben einen ersten Einblick in die Präferenzen der Befragten im Ver-

gleich zum Status quo. Um weitergehende Einblicke in die Präferenzstrukturen zu 

erhalten, werden in den folgenden Auswertungen die Attribute Höhe der Eigenanteile 

und Zeitraum der Eigenanteilszahlungen als metrische Variablen in das Modell aufge-

nommen. 

7.3 Ökonometrische Analysen ohne Referenz Status quo 

7.3.1 Das Mixed-Logit-Modell – Basismodell 

Die Berücksichtigung von Heterogenität in der Befragtengruppe bietet die Möglichkeit, 

Präferenzen noch genauer zu analysieren und zusätzliche Post-Analysen durchzuführen 

(vgl. Morey und Rossmann, 2003; vgl. Dias und Belcher, 2015). Auch ein Interpolieren 

zwischen einzelnen Schätzwerten wird durch eine metrische Codierung der Attribute 

möglich. Der Fokus der Analysen verschiebt sich dabei von einem konkreten Vergleich 

mit dem Status quo hin zu einer Analyse der Begrenzungshöhen, wie sie auch in der Re-

formoption des Sockel-Spitze-Tauschs im Fokus stehen. 

Das in Kapitel 7.2 dargestellte Modell verändert sich durch die metrische Codierung der 

Attribute zwei und drei zur folgenden Nutzenfunktion der Alternativen 𝑖 und Befragten 𝑛: 

𝑈𝑖𝑛 = 𝛽0 + 𝛽𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟 ∗ 𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟𝑖𝑛 + 𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸 ∗ 𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸𝑖𝑛 + 𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸unb ∗

𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸𝑖𝑛 + 𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸 ∗ 𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸 𝑖𝑛 + 𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝑢𝑛𝑏 ∗ 𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝑖𝑛 + 𝑒𝑖𝑛 + 𝑒𝑐𝑖𝑛   

 (7.7) 
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Die Koeffizienten der metrisch skalierten Faktoren Höhe der Eigenanteile  𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸 und 

Zeitraum der Eigenanteilszahlungen  𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸 werden dabei nur geschätzt, wenn ein an-

deres Level als ungedeckelt ausgewählt wurde. Die Koeffizienten  𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸unb und 

 𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝑢𝑛𝑏 gehen als dummycodiert in das Modell ein und unterscheiden, ob jeweils das 

Level ungedeckelt gewählt wurde oder nicht. Für weitergehende Analysen werden aus-

schließlich die metrischen Koeffizienten der Attribute verwendet, da die Präferenzen für 

die Begrenzungen der Eigenanteile im Fokus dieser Arbeit stehen.  

Aufgrund der Tatsache, dass der Faktor Zeitraum der Eigenanteilszahlungen als metrisch 

skalierte Variable in das Modell einbezogen wurde, ist nun zu prüfen, ob diese mögli-

cherweise einen abnehmenden Grenznutzen aufweist bzw. inwieweit die Variable trans-

formiert werden muss. Ein abnehmender Nutzen würde dann die Realität besser 

nachbilden, falls Einsparungen in den höheren Wertebereichen einen geringeren Wert für 

die Konsumenten haben als die gleichen Einsparungen in niedrigeren Wertebereichen. 

Um dies zu überprüfen, wird eine Box-Cox-Transformation durchgeführt (vgl. Box und 

Cox, 1964). Sollte sich ein abnehmender Grenznutzen bestätigen, kann dies wichtige Hin-

weise auf die Wahrnehmung von Zeit geben. Die Box-Cox-Transformation wurde mit-

hilfe folgender Umwandlung durchgeführt: 

𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸 ∗   
(𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝜆𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸) − 1

𝜆𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸
 

 (7.8) 

In den Ergebnissen zeigt sich, dass 𝜆 nicht signifikant ist. Daher wird der Parameter ohne 

Box-Cox-Transformation in das Modell aufgenommen.  

Weiterhin ist zu definieren, welche Attribute als randomisierte Parameter (RP) in die Nut-

zenfunktion aufgenommen werden sollen. Das Preisattribut wird im Rahmen der vorlie-

genden Studie bereits als Prozentsatz von einem Einkommen definiert und weist keine 

Heterogenität in Bezug auf Einkommensklassen auf. Der Parameter für den Beitragssatz 

wird daher als fixer Parameter in das Modell aufgenommen.55 

Die beiden Attribute Höhe des monatlichen Eigenanteils und Zeitraum der Eigenanteils-

zahlungen finden als randomisierte Parameter Eingang in das Modell, da hier Heteroge-

nität zu erwarten war, die sich auch in Spezifikationstests bestätigt hat. Für randomisierte 

 
55 Weitere Ausführungen zur Spezifikation der Parameter finden sich in Kapitel 7.2. 
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Parameter ist zu definieren, welche Verteilung für diese angenommen werden soll. Um 

diese für das finale Modell festzulegen, wurde zunächst eine Normalverteilung angenom-

men, wie in zahlreichen Studien empfohlen wird (vgl. Morey und Rossmann, 2003; vgl. 

Train, 2009). Weitere Verteilungen sollten insbesondere geprüft werden, wenn die Mo-

dellergebnisse auf Basis einer Normalverteilung kontraintuitive Ergebnisse für Koeffi-

zienten mit klaren Vorzeichenerwartungen zeigen (vgl. Hess et al., 2005, S. 7). Im 

Rahmen dieser Untersuchung ist das nicht der Fall. Dennoch wird geprüft, ob eine log-

normale Verteilung einen besseren Modellfit erzeugt. Die lognormale Verteilung ist die 

am häufigsten genutzte Verteilung, wenn eine klare Annahme bezüglich des Vorzeichens 

eines Parameters existiert. Eine Variable folgt einer lognormalen Verteilung, wenn ihr 

Logarithmus normalverteilt ist. Diese Verteilung hat bereits in anderen Studien stabile 

Analyseergebnisse geliefert (ebd; vgl. Train und Sonnier, 2003; vgl. Hensher und Greene, 

2003), weist jedoch zwei wesentliche Nachteile auf: Die Verteilung zeichnet sich durch 

einen langen Schweif aus, der zu Problemen mit der Überschätzung von Standardabwei-

chungen führen kann (vgl. Hess und Polak, 2009). Weiterhin konvergieren Modelle auf-

grund der lognormalen Verteilung der Parameter deutlich langsamer, was die 

Berechnungszeiten teilweise enorm verlängert (vgl. Hess et al., 2005, S. 9–10). Die log-

normale Verteilung wurde für beide randomisierten Parameter getestet. Für beide Para-

meter zeigte sich kein signifikant verbesserter Modellfit im Gegensatz zu 

normalverteilten Parametern. Dies wurde auch durch einen Vergleich der getesteten Mo-

delle auf Basis des AIC bestätigt. Weitere Verteilungen wurden im Rahmen dieser Arbeit 

nicht betrachtet, da sie aufgrund der theoretischen Vorüberlegungen zum Entscheidungs-

verhalten für die randomisierten Parameter nicht sinnvoll erscheinen.56 

Interaktionseffekte zwischen Attributen werden nicht berücksichtigt, da diese durch die 

Berücksichtigung von diversen Restriktionen im Design verzerrt würden und die Schät-

zung von Interaktionseffekten eine größere Stichprobengröße notwendig machen würde 

als die Schätzung von Haupteffekten, weil mit derselben Menge an Information aus den 

Entscheidungssets mehr Parameter geschätzt werden müssen. Die Menge an Information 

pro Parameter sinkt damit und die Anforderungen an die Stichprobengröße steigen (vgl. 

Mariel et al., 2021, S. 44). Weiterhin ist die vorliegende Arbeit die erste Untersuchung 

der Präferenzen für eine Finanzierungsreform im Sinne des SST und es liegen bisher 

keine empirischen Hinweise darauf vor, dass es Interaktionen zwischen den Attributen 

 
56 Details zu anderen Verteilungen im Rahmen von Discrete-Choice-Modellen finden sich bei Hess et al., 

2005; Train und Sonnier, 2003. 
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gibt. Im Reformvorschlag ist die Begrenzung der Höhe der Eigenanteile grundsätzlich 

unabhängig von einer Begrenzung des Zeitraums der Eigenanteilszahlungen. Im Rahmen 

dieser Arbeit sollen daher zunächst die Präferenzen für die einzelnen Reformelemente 

analysiert werden. Betrachtet man das Entscheidungsverhalten in Bezug auf die Gesamt-

summe der jeweils gezeigten Eigenanteilszahlungen, indem man Höhe und Zeitraum der 

Eigenanteilszahlungen je Alternative multipliziert, zeigt sich darüber hinaus, dass in 

52,2 % der Fälle die Option mit dem höheren Gesamtprodukt gewählt wurde, während 

47,8 % der Entscheidungen auf die Option mit der jeweils niedrigeren Gesamtsumme an 

Eigenanteilszahlungen gefallen sind. Die Gesamtsumme der Eigenanteilszahlungen – 

also die Multiplikation der Höhe der Eigenanteile mit dem Zeitraum der Begrenzungen – 

scheint nicht der entscheidende Faktor zu sein. Dies unterstreicht die Angemessenheit der 

Berücksichtigung von Haupteffekten im Modell. 

In einem iterativen Prozess wurde auch hier zunächst ein MNL-Modell geschätzt. Um 

Heterogenität zu berücksichtigen, wurde im Anschluss ein ML-Modell mit 2000 Halton-

Ziehungen für die randomisierten Parameter geschätzt. Das ML-Modell mit randomisier-

ten Parametern ist dem MNL-Modell auf Basis der Betrachtung des AIC-Wertes in Bezug 

auf die Modellgüte überlegen. Im finalen Modell wurde, analog zum Modell aus Kapitel 

7.2, zusätzlich noch die Error-Komponente mit aufgenommen, um den Pseudo-Panel-Ef-

fekt auch hier zu berücksichtigen. Im finalen Modell wurden ausschließlich interindivi-

duelle Ziehungen für die randomisierten Parameter berücksichtigt. Intraindividuelle 

Heterogenität wird durch die Error-Komponente aufgefangen. Folgende Tabelle stellt die 

geschätzten Koeffizienten der drei Modelle gegenüber. Das Modell mit Error-Kompo-

nente und randomisierten Parametern weist auf Basis des Likelihood-Ratio-Tests eine 

signifikant höhere Modellgüte auf als das ML-Modell ohne Error-Komponente. Der Li-

kelihood-Ratio-Test vergleicht zwei Modelle unterschiedlicher Komplexität (vgl. Train, 

2009, S. 70–71). 
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Tab. 15 Modellvergleich MNL, ML mit RP und ML mit RP und Error-Komponente 
 

MNL ML mit RP ML mit RP und  

Error-Komponente 

  
Koeffizient t-Statistik Koeffizient t-Statistik Koeffizient t-Statistik 

Error-Komponente ec - - - - 0.822 11.247 

𝛽0 Konstante -0.151 -1.529 -0.413 -3.581 -0.466 -3.295 

β Beitrag -0.339 -12.556 -0.419 -12.838 -0.473 -13.060 

µ Höhe Eigenanteile - - -0.200 -9.099 -0.208 -9.265 

σ Höhe Eigenanteile - - 0.214 12.666 0.185 9.885 

β Höhe Eigenanteile -0.132 -9.010 - - - - 

β Höhe Eigenanteile 

unbegrenzt 

-1.611 -11.859 -2.058 -12.611 -2.254 -12.539 

µ Zeit Eigenanteile - - -0.128 -6.044 -0.133 -6.162 

σ Zeit Eigenanteile - - 0.216 10.963 0.194 9.079 

β Zeit Eigenanteile -0.077 -5.416 - - - - 

β Zeit Eigenanteile  

unbegrenzt 

-0.681 -6.738 -0.851 -7.354 -0.998 -7.813 

  Modellfit 

Log-likelihood (0) -2507.03 -2507.03 -2507.03 

Log-likelihood (final) -2356.81 -2179.22 -2139.09 

AIC 4725.61 4374.44 4296.18 

BIC 4760.01 4420.3 4347.78 

Geschätzte Parameter 6 8 9 

Beobachtungen 2282 2282 2282 

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung 

Alle Parameter des finalen Modells sind statistisch signifikant. Die Signifikanz der Streu-

ungsparameter σ und der Mittelwerte µ weist darauf hin, dass es signifikante Heterogeni-

tät in den Präferenzen der Begrenzungen der Höhe und des Zeitraums der Eigenanteils-

zahlungen gibt. Die alternativenspezifische Konstante 𝛽0 ist ebenfalls signifikant negativ, 

was die Abneigung gegen den Status quo wie bereits in Kapitel 7.2 beschrieben deutlich 

macht. Auch der Parameter für den Pseudo-Panel-Effekt bleibt wie in Kapitel 7.2 erläutert 

signifikant. 

7.3.2 Das Mixed-Logit-Modell – erweitertes Modell mit Kovariaten 

In den vorangegangenen Kapiteln wurden allgemeine Präferenzen für eine Reform der 

Finanzierung der SPV analysiert. Im Folgenden wird das ML-Modell um erklärende Va-

riablen ergänzt, um Heterogenität in den vorliegenden Daten aufzuklären. Aus bisherigen 

fragebogenbasierten Studien lassen sich verschiedene Teilfragestellungen ableiten, die in 

Kapitel 4.2 hergeleitet wurden. Die zitierten Studien in Kapitel 4.1 beschränken sich da-

bei auf die deskriptive Analyse von Einstellungen, ohne Trade-offs zu berücksichtigen. 

Die Ergebnisse des vorliegenden DCE sollen daher dazu dienen, die Ergebnisse der fra-

gebogenbasierten Studien zu überprüfen sowie weitere erklärende Faktoren zu 
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berücksichtigen. Der komplementäre Fragebogen zum DCE erhebt alle relevanten Daten, 

die zur Analyse der Heterogenität genutzt werden sollen. 

Um den Einfluss erklärender Variablen auf die Präferenzen für die Finanzierung der SPV 

zu untersuchen, muss das in Kapitel 7.3.1 definierte Modell um Interaktionsterme ergänzt 

werden. In einem iterativen Prozess wird das Grundmodell um die folgenden Interakti-

onsterme zum finalen Modell erweitert: 

𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸_𝑎𝑙𝑙𝑒 + 𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸_𝐾𝑜𝑛𝑡𝑃𝑓𝑙_𝑗𝑎 ∗ 𝐾𝑜𝑛𝑡𝑃𝑓𝑙_𝑗𝑎 + 𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸_𝐸𝑖𝑛𝑠𝑡𝑍𝑉𝑆 ∗

𝐸𝑖𝑛𝑠𝑡𝑍𝑉𝑆 + 𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸_𝐸𝑖𝑛𝑠𝑡𝐹𝑖𝑛4 ∗ 𝐸𝑖𝑛𝑠𝑡𝐹𝑖𝑛4 + 𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸_𝐸𝑅𝑒𝑟𝑤_𝑗𝑎 ∗ 𝐸𝑅𝑒𝑟𝑤_𝑗𝑎 

𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸_𝑎𝑙𝑙𝑒 +  𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸_𝐸𝑅𝑒𝑟𝑤_𝑗𝑎 ∗ 𝐸𝑅𝑒𝑟𝑤_𝑗𝑎 

 (7.9) 

Soziodemografische Daten sowie Daten zu Einstellungen gegenüber der SPV werden als 

Kovariaten bzw. zusätzliche erklärende Variablen in das Modell aufgenommen und für 

diese jeweils ein Koeffizient geschätzt. Das Preisattribut ist durch die prozentuale Aus-

gestaltung bereits relativ zum Einkommen definiert. Wie bereits erläutert, weist das Preis-

attribut keine signifikante Heterogenität in Bezug auf Einkommensklassen auf und wird 

daher im Rahmen dieses Modells weiterhin als fixer Parameter berücksichtigt. Der Fokus 

der Aufklärung von Heterogenität liegt darauf, die Unterschiede in den Präferenzen für 

die Begrenzung der Eigenanteilshöhen und der Zahlungszeiträume zu untersuchen. Dar-

über hinaus wird jeweils ein randomisierter Parameter für Höhe und Zeitraum geschätzt, 

um die verbleibende allgemeine Heterogenität in der Stichprobe weiterhin zu berücksich-

tigen. Das Modell wird analog zum ML-Modell mit 2000 Halton-Ziehungen geschätzt. 
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Tab. 16 Mixed-Logit-Modell mit Kovariaten 

  ML mit Kovariaten 

  Koeffizient  t-Statistik 

Error-Komponente ec -0.799 -11.155 

β0 Konstante -0.464 -3.321 

β Beitrag -0.471 -13.076  

µ Höhe Eigenanteile -0.483 -7.953 

σ Höhe Eigenanteile 0.165 9.083 

β Höhe Eigenanteile unbegrenzt -2.236 -12.527 

µ Zeit Eigenanteile -0.151 -6.542 

σ Höhe Eigenanteile 0.190 8.967 

β Zeit Eigenanteile unbegrenzt -0.995 -7.834 

      

β Höhe*Kontakt Pflegeabsicherung (KontPfl_ja) 0.073 2.589 

β Höhe*Zusatzversicherung (EinstZVS) 0.034 2.661 

β Höhe*Personenkreis SPV (EinstFin4) 0.035 2.956 

β Höhe*erwartetes Erbe (ERerw_ja) 0.074 2.088 

β Zeit*erwartetes Erbe (ERerw_ja) 0.088 2.176 

  Modellfit 

Log-likelihood (0) -2507.03 

Log-likelihood (final) -2120.34 

AIC 4268.68 

BIC 4348.94 

Geschätzte Parameter 14 

Beobachtungen 2282 

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung 

Es wird in Tabelle 16 deutlich, dass sowohl der Mittelwert µ als auch die Streuung σ im 

vorliegenden Modell weiterhin signifikant sind. Die erklärenden Variablen verbessern 

das Modell im Gegensatz zum ML-Modell ohne Kovariaten, es bleibt jedoch Heteroge-

nität in der Wahrnehmung der Parameter bestehen. Jegliche Heterogenität wird dabei in 

den randomisierten Parametern für Höhe und Zeitraum der Begrenzungen der Eigenan-

teilszahlungen aufgefangen. 

Die Ergebnisse zeigen, dass Personen, die sich bereits mit der eigenen Absicherung im 

Pflegefall beschäftigt haben, eine geringere Präferenz für die Begrenzung der Höhe der 

monatlichen Eigenanteile besitzen als Personen, die sich noch nicht mit der eigenen Pfle-

geabsicherung beschäftigt haben. Je stärker Personen den Einbezug weiterer Gruppen in 

die Finanzierung der SPV befürworten und je stärker Personen einer verpflichtenden pri-

vaten Pflege-Zusatzversicherung zustimmen, desto geringer ist ihre Präferenz für eine 

Begrenzung der monatlichen Eigenanteile in ihrer Höhe. Die erklärende Variable, ob ein 

Erbe erwartet wird, besitzt einen signifikanten Einfluss auf die Wahrnehmung der Höhe 

und des Zeitraums der Eigenanteilszahlungen. Die Personen, die kein Erbe erwarten, 
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besitzen eine stärkere Präferenz für die Begrenzung der Eigenanteile in Höhe und Zeit-

raum. Ein zu erwartendes Erbe ist die einzige erklärende Variable, die einen Beitrag zur 

Aufklärung der Heterogenität im Parameter für den Zeitraum der Eigenanteilszahlungen 

leistet. Es zeigt sich keine signifikante Heterogenität, die sich durch soziodemografische 

Charakteristika der Teilnehmer erklären lässt. Auch die anderen Variablen, die im kom-

plementären Fragebogen erhoben wurden, leisten keinen signifikanten Beitrag zur Auf-

klärung der Heterogenität in der vorliegenden Stichprobe. 

Mit Blick auf die marginale Zahlungsbereitschaft zeigt sich, dass die Befragten im Durch-

schnitt für eine zusätzliche Begrenzung der Höhe der Eigenanteile um 100 € 1,02 Pro-

zentpunkte mehr zu zahlen bereit wären. Für eine Begrenzung des Zeitraums der 

Eigenanteilszahlungen um zusätzliche 10 Monate sind die Befragten bereit, 0,32 Prozent-

punkte mehr Beitrag zu zahlen. 

Betrachtet man die Odds Ratios, wird deutlich, dass bei einer Erhöhung des Beitragssat-

zes um einen Prozentpunkt die Wahlwahrscheinlichkeit einer Alternative um 38 % sinkt. 

Bei einer Erhöhung der monatlichen Begrenzung der Eigenanteilshöhe um 100 € sinkt 

die Wahlwahrscheinlichkeit ebenfalls um 38 %. Bei einer Erhöhung der zeitlichen Be-

grenzung um 10 Monate sinkt sie um 14 %.  

7.3.3 Das Latent-Class-Modell mit Kovariaten 

Ein anderer Weg zur Aufklärung von Heterogenität in den Präferenzen ist die Anwendung 

eines Latent-Class-Modells mit Kovariaten (vgl. Kapitel 5.3.4). Die erklärenden Variab-

len werden in diesem Zusammenhang dazu genutzt, die Klassenzugehörigkeit zu erklä-

ren. Das LC-Modell ist damit einem einfachen LC-Modell überlegen, da ohne erklärende 

Variablen die Gründe für eine Klassenzugehörigkeit nur vermutet werden können. Mit-

hilfe des vorliegenden LC-Modells mit Kovariaten werden verschiedene Determinanten 

für die Klassenzugehörigkeit geprüft. In Anbetracht der Stichprobengröße sowie auf Ba-

sis des Gütemaßes AIC wurde ein LC-Modell mit zwei latenten Klassen geschätzt. Die 

klassenspezifische Nutzenfunktion für jedes 𝑘 = 𝐴, 𝐵, … 𝑍 Segment der Alternativen 

𝑖 und Befragten 𝑛 lässt sich schreiben als: 

𝑈𝑖𝑘𝑛 = 𝛽0 + 𝛽𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟(𝑘) ∗ 𝐵𝑒𝑖𝑡𝑟𝑖𝑛 + 𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸(𝑘) ∗ 𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸𝑖𝑛 + 𝛽𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸unb(k) ∗

𝐻öℎ𝑒𝐸𝐸𝑖𝑛 + 𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸(𝑘) ∗ 𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸 𝑖𝑛 + 𝛽𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝑢𝑛𝑏(𝑘) ∗ 𝑍𝑒𝑖𝑡𝐸𝐸𝑖𝑛 + 𝑒𝑖𝑘𝑛   

(7.10) 
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Die Klassenallokation anhand der Kovariaten basiert auf dem folgenden Modell: 

δ𝑘 + γWktPflFa(k) ∗  WktPflFa + γFinEEEigenkapital(k) ∗ FinEEEigenkapital +

γEinstFin1(k) ∗ EinstFin1 + γEinstFin7(k) ∗ EinstFin7 + γFinEng(k) ∗ FinEng 

 (7.11) 

wobei δ𝑘 das Interzept des Segments darstellt und γ der klassenspezifische Koeffizient 

für die einzelne unabhängige Variable ist. 

Die Ergebnisse des Modells sind separat voneinander zu interpretieren. Interaktionen, 

welche die Klassenzugehörigkeit aufgrund mehrerer Merkmale gleichzeitig betrachten 

(z. B. weiblich und gleichzeitig in Erwartung eines Erbes), wurden nicht berücksichtigt. 

Es wurden zwei latente Klassen geschätzt, von denen die Zugehörigkeitswahrscheinlich-

keit zur Klasse A 58 % und die zur Klasse B 42 % beträgt. Die Unterschiede in der Klas-

senzugehörigkeit sind in ihrer Größe nicht gravierend, sodass für eine Ableitung von 

Handlungsempfehlungen beide latenten Klassen gleichermaßen berücksichtigt werden 

sollten. 

Mit Blick auf die marginale Zahlungsbereitschaft in Klasse A zeigt sich, dass die Befrag-

ten im Durchschnitt für eine zusätzliche Begrenzung der Höhe der Eigenanteile um 100 € 

0,75 Prozentpunkte mehr zu zahlen bereit wären. Für eine Begrenzung des Zeitraums der 

Eigenanteilszahlungen um 10 Monate sind die Befragten bereit, 0,44 Prozentpunkte mehr 

Beitrag zu zahlen. In Klasse B ist die marginale Zahlungsbereitschaft deutlich geringer. 

Für eine zusätzliche Begrenzung der Höhe der Eigenanteile um 100 € wären die Befrag-

ten nur noch 0,15 Prozentpunkte mehr zu zahlen bereit. Für eine Begrenzung des Zeit-

raums der Eigenanteilszahlungen um 10 Monate ergibt sich keine signifikante marginale 

Zahlungsbereitschaft mehr. 

Mit Blick auf die erklärenden Variablen zeigt sich: Je niedriger die Wahrscheinlichkeit 

wahrgenommen wird, selbst pflegebedürftig zu werden, desto geringer ist die Wahr-

scheinlichkeit, zur Klasse A zu gehören. Für jeden Punkt auf der Vierpunktskala sinkt die 

Wahrscheinlichkeit um den Faktor 0,65. Ebenfalls sinkt die Wahrscheinlichkeit, zur 

Klasse A zu gehören, wenn Personen angaben, die Eigenanteile durch Eigenkapital/Er-

spartes finanzieren zu wollen. Zu dieser Gruppe zu gehören senkt die Wahrscheinlichkeit, 

in Klasse A zu fallen, um den Faktor 0,49. Wer die Eigenanteile durch Versicherungen 

finanzieren möchte, hat eine erhöhte Wahrscheinlichkeit, zur Klasse A zu gehören. Die 

Wahrscheinlichkeit, zur Klasse A zu gehören, steigt, je höher die angegebene Angst vor 
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finanziellen Engpässen im Falle einer Pflegebedürftigkeit ist, und zwar für jeden Punkt 

auf der Vierpunktskala um den Faktor 1,31. Je höher die Zustimmung dafür ist, dass die 

pflegerische Versorgung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe darstellt, desto höher ist 

die Wahrscheinlichkeit, in Klasse A zu gehören, und zwar für jeden Punkt auf der Fünf-

punktskala um den Faktor 1,38. Ebenfalls erhöht sich die Zugehörigkeitswahrscheinlich-

keit zur Klasse A mit der Zustimmungsrate zur Inanspruchnahme von Hilfe zur Pflege, 

falls jemand die Eigenanteile selbst nicht mehr zahlen kann, mit jedem Punkt auf der 

Fünfpunktskala um den Faktor 1,35. Tabelle 17 zeigt die Modellergebnisse des LC-Mo-

dells mit Kovariaten. 

Tab. 17 Latent-Class-Modell mit Kovariaten 

  
LC mit Kovariaten 

  
Klasse A Klasse B 

  
Koeffizient  t-Statistik Koeffizient  t-Statistik 

𝛽0 Konstante -0.913 -7.392 -0.913 -7.392 

β Beitrag -0.243 -5.485 -0.952 -14.226 

β Höhe Eigenanteile -0.182 -8.220 -0.147 -4.505 

β Höhe Eigenanteile unbegrenzt -2.403 -11.059 -0.979 -3.748 

β Zeit Eigenanteile -0.108 -5.246 -0.056 -1.735 

β Zeit Eigenanteile unbegrenzt -1.384 -9.095 0.362 1.825 

  Kovariaten Klassenzugehörigkeit 

δ Klassen -1.587 -2.120 - - 

γ Wahrscheinlichkeit Pflegebedürftig-

keit (WktPflFa) 

 -0.433 -2.620 -  -  

γ Finanzierung Eigenanteile Eigen- 

kapital (FinEE_Eigenkapital) 

-0.710 -2.614 -  -  

γ Gesamtgesellschaftl. Verantwortung  
(EinstFin1) 

0.322  2.109 -  -  

γ Finanzielle Engpässe (FinEng) 0.272  1.886 -  -  

γ Hilfe zur Pflege (EinstFin7) 0.302 2.006 -  -  

  

Durchschnittliche 

Klassenzugehörigkeit 

0.576 0.425 

  Modellfit 

Log-likelihood (0) -2507.03 

Log-likelihood (final) -2019.52 

AIC 4073.03  

BIC 4170.49  

Geschätzte Parameter 17 

Beobachtungen 2282 

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung 

Betrachtet man die Odds Ratios, wird deutlich, dass in Klasse A bei einer Erhöhung des 

Beitragssatzes um einen Prozentpunkt die Wahlwahrscheinlichkeit einer Alternative um 

22 % sinkt; in Klasse B sinkt diese um 61 %. Bei einer Erhöhung der monatlichen Be-

grenzung der Eigenanteilshöhe um 100 € sinkt die Wahlwahrscheinlichkeit für die 
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jeweilige Alternative in Klasse A um 17 %; in Klasse B sinkt diese um 14 %. Bei einer 

Erhöhung der zeitlichen Begrenzung um 10 Monate sinkt die Wahlwahrscheinlichkeit in 

Klasse A um 10 % und in Klasse B um 5 %. 

7.4 Übersicht der wesentlichen Modell-Ergebnisse 

Im Folgenden werden die wesentlichen Ergebnisse der geschätzten Modelle zusammen-

gefasst. Zunächst wurde ein MNL-Modell mit Referenz zum Status quo geschätzt. Die 

Attribute Höhe der Eigenanteile und Zeitraum der Eigenanteilszahlungen sind dabei als 

dummycodierte Variablen in das Modell eingegangen. Die Referenzkategorie bildete je-

weils das Level ungedeckelt. Dabei zeigte sich, dass alle Attribute (Beitragssatz, Höhe 

der Eigenanteile und Zeitraum der Eigenanteilszahlungen) einen signifikanten Einfluss 

auf den Nutzen der betrachteten Reformoptionen haben. Das Attribut Beitragssatz besitzt 

einen negativen Effekt, während die Levels der Attribute Höhe der Eigenanteile und Zeit-

raum der Eigenanteilszahlungen im Vergleich zum Referenzlevel ungedeckelt einen po-

sitiven Nutzen aufweisen. Für eine Begrenzung der Eigenanteile von unbegrenzt auf 

300 € monatlich sind die Befragten bereit, 3,47 Prozentpunkte Beitragssatz mehr zu be-

zahlen, für eine Begrenzung auf 600 € monatlich noch 2,42 Prozentpunkte mehr und auf 

900 € monatlich noch 1,07 Prozentpunkte mehr. Die Zahlungsbereitschaft für eine zeitli-

che Begrenzung der Eigenanteile liegt für eine Begrenzung auf 12 Monate im Vergleich 

zu einem unbegrenzten Zeitraum bei 1,88 Prozentpunkten, für eine Begrenzung auf 42 

Monate noch bei 0,94, für 72 Monate noch bei 0,50 Prozentpunkten im Vergleich zum 

unbegrenzten Status quo. 

Die Ergebnisse des ML-Modells, bei dem die Variablen Höhe der Eigenanteile und Zeit-

raum der Eigenanteilszahlungen als metrische Variablen berücksichtigt wurden und als 

randomisierte Parameter geschätzt wurden, bestätigen den signifikanten negativen Ein-

fluss der Faktoren. Mit anderen Worten: Höhere Werte auf diesen Attributen verringern 

demnach die Wahrscheinlichkeit, dass sich Personen für diese Option entscheiden. Ein 

abnehmender Grenznutzen konnte nicht festgestellt werden. Auch die alternativenspezi-

fische Konstante ist signifikant mit negativem Vorzeichen, wodurch auf eine generelle 

Offenheit gegenüber den Reformoptionen geschlossen werden kann. Darüber hinaus 

zeigte sich, dass es signifikante Heterogenität in der Wahrnehmung der Attribute Höhe 

der Eigenanteile und Zeitraum der Eigenanteilszahlungen gibt.  

Die Ergebnisse des ML-Modells mit Kovariaten zeigen, dass Personen, die sich bereits 

mit der eigenen Absicherung im Pflegefall beschäftigt haben, eine geringere Präferenz 
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für die Begrenzung der Höhe der monatlichen Eigenanteile besitzen als Personen, die sich 

noch nicht mit der eigenen Pflegeabsicherung beschäftigt haben. Je stärker Personen den 

Einbezug weiterer Gruppen in die Finanzierung der SPV befürworten und je stärker Per-

sonen einer verpflichtenden privaten Pflege-Zusatzversicherung zustimmen, desto gerin-

ger ist ihre Präferenz für eine Begrenzung der monatlichen Eigenanteile in ihrer Höhe. 

Die erklärende Variable, ob ein Erbe erwartet wird, besitzt einen signifikanten Einfluss 

auf die Wahrnehmung der Höhe und des Zeitraums der Eigenanteilszahlungen. Die Per-

sonen, die kein Erbe erwarten, besitzen eine stärkere Präferenz für die Begrenzung der 

Eigenanteile in Höhe und Zeitraum. Soziodemografische Faktoren haben keinen signifi-

kanten Einfluss auf die Wahrnehmung der Attribute. Für eine zusätzliche Begrenzung der 

Höhe der Eigenanteile um 100 € sind die Befragten bereit, 1,02 Prozentpunkte mehr Bei-

tragssatz zu bezahlen. Für eine zusätzliche Begrenzung des Zeitraums der Eigenanteils-

zahlungen um 10 Monate liegt die Zahlungsbereitschaft bei 0,32 Prozentpunkten. 

Zuletzt wurde zur weiteren Aufklärung von Heterogenität ein Latent-Class-Modell mit 

Kovariaten mit zwei latenten Klassen geschätzt. In Klasse A liegt die Zahlungsbereit-

schaft für eine zusätzliche Begrenzung der Eigenanteile um 100 € bzw. 10 Monate bei 

0,75 bzw. 0,44 Prozentpunkten, in Klasse B beträgt diese nur 0,15 bzw. für eine Begren-

zung der Zahlungszeiträume in Klasse B besteht keine signifikante marginale Zahlungs-

bereitschaft. Die Klassenzugehörigkeit kann dabei durch folgende Kovariaten erklärt 

werden: Je niedriger die angenommene Wahrscheinlichkeit, selbst pflegebedürftig zu 

werden, desto niedriger ist die Wahrscheinlichkeit, zur Klasse A zu gehören. Die Angabe, 

Eigenanteile durch Eigenkapital/Erspartes finanzieren zu wollen, senkt ebenfalls die 

Wahrscheinlichkeit, zur Klasse A zu gehören. Eigenanteile durch Versicherungen finan-

zieren zu wollen erhöht hingegen die Wahrscheinlichkeit, zur Klasse A zu gehören. Eben-

falls erhöht wird die Wahrscheinlichkeit, zur Klasse A zu gehören, dadurch, je höher die 

eigene Angst vor finanziellen Engpässen im Falle einer Pflegebedürftigkeit angegeben 

wird, sowie durch die Zustimmungsrate zu den Aussagen, dass die pflegerische Versor-

gung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe darstellt und dass im Falle finanzieller Eng-

pässe die Hilfe zur Pflege als Sozialleistung in Anspruch genommen werden sollte. 

Nachdem die Datenqualität und das Entscheidungsverhalten sowie die deskriptive Statis-

tik zu soziodemografischen Charakteristika und Einstellungen zur SPV analysiert wurden 

und die Ergebnisse der geschätzten Modelle detailliert beschrieben und im vorliegenden 

Kapitel nochmals kurz zusammengefasst wurden, werden im Folgenden die Ergebnisse 

diskutiert sowie die Limitationen der Studie dargestellt. 
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8 Diskussion 

8.1 Ergebnisdiskussion 

Die vorliegende Arbeit untersucht die Präferenzen von Studierenden für die Ausgestal-

tung eines Sockel-Spitze-Tauschs zur Reformierung der sozialen Pflegeversicherung. Da-

für wurde ein Discrete-Choice-Experiment durchgeführt, das durch einen 

komplementären Fragebogen ergänzt wurde. Die erhobenen Daten wurden sowohl de-

skriptiv als auch mithilfe komplexer Choice-Modelle analysiert. 

Der Abgleich der im Rahmen dieser Arbeit erhobenen Einstellungen mit der bestehenden 

Literatur wurde bereits in Kapitel 7.1.3 vorgenommen. Ausführungen zur Bewertung der 

Datenqualität und des Antwortverhaltens finden sich in Kapitel 7.1.1. Das Abbruchver-

halten wurde in Kapitel 6.4.3 beschrieben und eingeordnet. Die wichtigsten Ergebnisse 

der deskriptiven Analysen werden im Rahmen dieses Kapitels nochmals aufgegriffen und 

insbesondere im Zusammenhang mit den Ergebnissen des DCE diskutiert. 

Dass sich lediglich 14 % der Befragten noch nicht mit der Absicherung im Pflegefall be-

schäftigt haben, obwohl bereits 55 % Erfahrungen mit einem Pflegefall in ihrem Umfeld 

gemacht haben, unterstreicht die Notwendigkeit, frühzeitig über die Beschaffenheit der 

SPV (und anderer sozialer Sicherungssysteme) zu informieren, damit möglichst rechtzei-

tig mit einer entsprechenden ergänzenden Vorsorge begonnen werden kann. Dies ver-

deutlichen auch die Ergebnisse einer Pronova-BKK-Umfrage, in der sich 55 % der 

Befragten noch gar nicht mit der eigenen Pflegezukunft beschäftigt haben (vgl. Pronova 

BKK, 2018). Auch andere Befragungen unterstreichen, dass insbesondere die 18- bis 29-

Jährigen über den Grundsatz der Teilkostenversicherung in der SPV nicht informiert sind 

(vgl. PwC, 2017). 

Weiterhin ist hervorzuheben, dass 44 % der Befragten die eigene Pflegebedürftigkeit für 

unwahrscheinlich oder eher unwahrscheinlich halten. Damit unterschätzen die Befragten 

die Wahrscheinlichkeit der eigenen Pflegebedürftigkeit im Lebensverlauf deutlich (vgl. 

Kapitel 7.1.3). Auch hier sollte Aufklärung darüber geleistet werden, wie hoch die Pfle-

gewahrscheinlichkeit im Lebensverlauf tatsächlich ist, um das Bewusstsein für die eigene 

Pflegewahrscheinlichkeit zu steigern. Möglicherweise wurden die Ergebnisse des DCE 

dadurch beeinflusst, dass ein Teil der Befragten angenommen hat, ohnehin nicht pflege-

bedürftig zu werden, und deswegen eine Begrenzung der Eigenanteile als weniger rele-

vant erachtet hat. 
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Im Folgenden werden die Ergebnisse auf Basis der in Kapitel 4.2 beschriebenen For-

schungsfragen diskutiert. 

Inwieweit wird die Reformoption des Sockel-Spitze-Tauschs der Ausgestaltung der 

SPV im Status quo vorgezogen? 

Betrachtet man zunächst die Frage zur allgemeinen Präferenz des SST gegenüber dem 

Status quo, decken sich die Ergebnisse dieser Arbeit grundsätzlich mit den Erkenntnissen 

aus bisher durchgeführten Studien mit rein deskriptiven Analysen zur Finanzierung der 

Pflegeversicherung (vgl. Zok, 2005; vgl. Zok, 2011; vgl. Haumann, 2018; vgl. Pronova 

BKK, 2018; vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, 2016). Es liegt eine 

grundsätzliche Bereitschaft für eine Erhöhung der Beitragssätze zugunsten einer Begren-

zung der monatlichen Eigenanteile vor. Die Option des Sockel-Spitze-Tauschs wird in 

dieser Arbeit in 79 % aller Fälle der Ausgestaltung der SPV im Status quo vorgezogen. 

Lediglich 20 Teilnehmer (6 %) haben sich im DCE in allen Entscheidungssituationen 

ausschließlich für den Status quo entschieden. Bei Haumann liegt die Zustimmungsrate 

für eine Ausweitung der Leistungshöhen zur Verringerung der Eigenanteile nur knapp 

darunter bei 68 % (vgl. Haumann, 2018). Eine frühere Studie zeigt geringere Zustim-

mungsraten von 39 % bzw. 49 % bei Personen mit hoher Bildung, die für Studierende 

ebenfalls angenommen werden kann (vgl. Zok, 2005). Möglicherweise ist hier aufgrund 

der steigenden Eigenanteile ein Trend zu einer stärker werdenden Präferenz für deren 

Begrenzung zu erkennen, der jedoch durch weitere Studien im Zeitverlauf bestätigt wer-

den muss. 

In diesem Zusammenhang zeigt sich auch eine deutliche Abneigung gegen den Ersatz der 

SPV durch ausschließlich private Vorsorge. Für die Absicherung der Menschen im Pfle-

gefall sowie den Erhalt des Lebensstandards sieht der Großteil der Befragten (70 %) den 

Staat in der Verantwortung. Dies unterstreicht eine grundsätzliche Befürwortung der SPV 

und macht deutlich, dass die Befragten diese – unter der wesentlichen Zustimmung zur 

Reformoption SST – erhalten möchten. Dies deckt sich auch mit den theoretischen Über-

legungen zur SPV. Eine obligatorische SPV macht insbesondere vor dem Hintergrund 

Sinn, dass ein Teil der Bürger bei einer freiwilligen Versicherung auf diese verzichten 

und sich im Falle einer Pflegebedürftigkeit auf eine steuerfinanzierte Mindestversorgung 

verlassen würden (vgl. Rothgang, 2009, S. 64). 
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Welchen Einfluss auf den Nutzen der Reformoptionen im Rahmen eines Sockel-

Spitze-Tauschs haben die Höhe der monatlichen Eigenanteile und der Zeitraum der 

Eigenanteilszahlungen? 

In bisherigen Studien wurde noch nicht untersucht, welche konkreten Ausgestaltungen 

der Eigenanteilshöhe bzw. des Zeitraums der Eigenanteilszahlungen im Rahmen einer 

Reform präferiert werden. Eine Einbindung in die bestehende Literatur kann daher für 

die Ergebnisse der vorliegenden Studie nicht vorgenommen werden. Das ML-Modell mit 

dummycodierten Variablen für die Höhe der Eigenanteile und den Zeitraum der Eigen-

anteilszahlungen gibt einen ersten Einblick in die Präferenzen der Befragten im direkten 

Vergleich zur aktuellen Ausgestaltung im Status quo. Es wird deutlich, dass sich alle Ko-

effizienten innerhalb eines Attributs signifikant voneinander unterscheiden. Dies legt 

nahe, dass auch hohe Eigenanteilshöhen sowie lange Zahlungszeiträume für die Befrag-

ten grundsätzlich noch als verschieden voneinander wahrgenommen werden und sich un-

terschiedlich auf den Nutzen auswirken. 

Statistische Auswertungen zur Verweildauer in der Pflege zeigen, dass diese durch-

schnittlich für die Eintrittskohorte 2019 bei 6,1 Jahren liegt. Betrachtet man nur Pflege-

bedürftige ab einem Eintrittsalter von 60 Jahren, ab dem die Wahrscheinlichkeit, pflege-

bedürftig zu werden, stetig steigt, liegt die durchschnittliche Verweildauer noch bei 4,3 

Jahren (vgl. Rothgang und Müller, 2021, S. 95–96). Eine Begrenzung der Zahlungszeit-

räume der Eigenanteile auf 42 Monate, also knapp 10 Monate unterhalb der durchschnitt-

lichen Verweildauer in Pflege bei einem Eintrittsalter von 60 Jahren, stiftet für die 

Befragten noch einen größeren Nutzen als eine Begrenzung auf 72 Monate. Somit kann 

nicht davon ausgegangen werden, dass eine Begrenzung der Eigenanteile über 42 Monate 

hinaus aus Sicht der Befragten nicht mehr als nützlich angesehen wird. Demgegenüber 

ist jedoch zu bedenken, dass eine über die durchschnittliche Verweildauer hinausgehende 

Begrenzung des Zahlungszeitraums eine kleinere Gruppe von Personen finanziell entlas-

ten würde, da nicht mehr so viele Pflegebedürftige über die durchschnittliche Verweil-

dauer hinaus in Pflege verbleiben und damit von den Entlastungen profitieren würden. 

Die Pflegekassen hingegen könnten mit Begrenzungen der Zahlungszeiträume über 42 

Monate hinaus unter Umständen finanzielle Mittel einsparen und gleichzeitig den Versi-

cherten trotzdem noch einen wahrgenommenen Mehrwert gegenüber dem Status quo bie-

ten.  
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Weiterhin zeigt sich, dass es keinen abnehmenden Grenznutzen bezüglich der Begren-

zung der Zahlungszeiträume gibt. Eine zusätzliche Einheit einer Begrenzung wirkt sich 

damit in hohen Wertebereichen genauso stark aus wie in niedrigeren Wertebereichen. 

Zusätzliche Begrenzungen, auch wenn sich der Zahlungszeitraum bereits auf einem ho-

hen Niveau befindet, stiften für die Befragten den gleichen Nutzen, ergo die gleiche wahr-

genommene Entlastungswirkung wie in niedrigeren Wertebereichen. 

Welche Zahlungsbereitschaft besteht für verschiedene Ausprägungen eines Sockel-

Spitze-Tauschs? 

Betrachtet man die Zahlungsbereitschaft für verschiedene Ausprägungen eines SST, wird 

klar, dass in der vorliegenden Befragung (ML-Modell mit Kovariaten) für eine Begren-

zung der Eigenanteilshöhe um zusätzliche 100 € durchschnittlich 1,02 Prozentpunkte des 

Beitragssatzes als Zahlungsbereitschaft berechnet werden können. Dies entspricht 

38,76 €/Monat auf Basis eines durchschnittlichen Einstiegsgehalts eines Hochschulabsol-

venten von 3800 €. Für eine Begrenzung des Zahlungszeitraums um weitere 10 Monate 

liegt die Zahlungsbereitschaft bei 0,32 Prozentpunkten. Dies entspricht 12,16 €/Monat. 

Laut einer Umfrage von PwC sind die Befragten durchschnittlich bereit, 33 €/Monat mehr 

für höhere Leistungssätze auszugeben (vgl. PwC, 2017). Eine Pronova-BKK-Befragung 

zeigt weitere Vergleichszahlen. 53 % würden bis zu 20 €/Monat mehr zahlen, 27 % bis 

zu 50 € mehr, 8 % noch bis zu 100 € mehr und niemand ist bereit, mehr als 200 € mehr 

zu zahlen (vgl. Pronova BKK, 2018). Wie hoch die Erhöhung der Leistungen in der PwC- 

und BKK-Pronova-Befragung als Gegenwert für die genannte Zahlungsbereitschaft ge-

nau ausfallen sollte, wurde nicht untersucht. Die vorliegende Befragung gibt hier einen 

detaillierteren Aufschluss über die erwarteten bzw. gewünschten Gegenleistungen für 

eine Beitragssatzerhöhung. Weiterhin lässt sich festhalten, dass die o. g. Zahlungsbereit-

schaft für zusätzliche Begrenzungen der Eigenanteile auch im Vergleich zu Ausgaben 

von bis zu 100 € monatlich für Musikdienste, Pay TV und Gaming (vgl. Swiss Life Select, 

2018) als relativ hoch eingestuft werden kann. Kurzfristiges Konsumverhalten konkur-

riert damit nicht so stark wie vermutet mit der Ausgabebereitschaft für die eigene Pflege-

absicherung. Ein weiterer Grund für die ausgeprägte Zahlungsbereitschaft für eine 

Begrenzung der Eigenanteile könnte der Wille sein, sich so gut abzusichern, dass eine 

zusätzliche Unterstützung durch die Familie oder den Staat nicht notwendig ist. Je kalku-

lierbarer die Eigenanteile, desto wahrscheinlicher wird dieses Vorhaben. Auch eine Um-

frage des PKV-Verbandes bestätigt, dass der o. g. Wunsch sich auf die 

Zahlungsbereitschaft für die eigene Vorsorge auswirken kann (vgl. PKV, 2019a). 
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Möglicherweise wurde die Zahlungsbereitschaft überschätzt, da die Befragten lediglich 

die Beitragssätze für die SPV vor Augen hatten und die dadurch ebenfalls steigende Ge-

samtabgabenlast nicht in ein Verhältnis setzen konnten. Die Darstellung der Beitragssätze 

für die anderen Zweige der Sozialversicherung unterhalb jeder Entscheidungssituation 

sollten jedoch dazu beitragen, dieses Risiko gering zu halten. Auch kann eine Überschät-

zung der Zahlungsbereitschaft darin begründet sein, dass die prozentualen Beitragssätze 

zwischen 1 und 5 % sehr klein erscheinen. Die gezeigten Referenzwerte zur Bewertung 

der relativen Beitragssätze auf Basis des durchschnittlichen Bruttoeinstiegsgehaltes eines 

Hochschulabsolventen, der durchschnittlichen Einnahmen eines Studierenden sowie der 

eigenen aktuellen Einnahmen sollten dem entgegenwirken. 

Vergleicht man die ermittelte Zahlungsbereitschaft mit den im Gutachten zum SST er-

mittelten notwendigen Beitragssatzanstiegen zur kostendeckenden Finanzierung eines 

SST mit Sockelbetrag 471 € pro Monat über einen Zeitraum von 48 Monaten von zusätz-

lichen 0,6 Prozentpunkten im Jahr 2020 bzw. bis zu 1,1 zusätzlichen Prozentpunkten im 

Jahr 2045, wird deutlich, dass auch hier die o. g. Zahlungsbereitschaft verhältnismäßig 

hoch ausfällt (vgl. Rothgang et al., 2019, S. 20–25). Trotz steigender Beiträge aufgrund 

insbesondere demografischer Entwicklungen auf bis zu 5,6 % im Jahr 2045 erscheint die 

errechnete Zahlungsbereitschaft ausreichend, um die Finanzierung der SPV kostende-

ckend aufzustellen. Die Wirtschaftlichkeit der Zahlungsbereitschaft im Vergleich zu den 

Ausgaben der SPV bleibt zu überprüfen (vgl. Kapitel 8.3). 

Betrachtet man noch einmal gesamthaft die Ergebnisse des LC-Modells mit Kovariaten, 

wird deutlich, dass sich zwei Segmente bilden lassen, bei denen die Zugehörigkeitswahr-

scheinlichkeit zu Segment A 58 % und zu Segment B 42 % beträgt. Aufgrund der relativ 

ähnlichen Zugehörigkeitswahrscheinlichkeit zu den Segmenten sollten in der Politik 

beide Segmente gleichermaßen Berücksichtigung finden. Herausfordernd könnten dabei 

insbesondere die unterschiedlichen Zahlungsbereitschaften sein, die sich mit 0,75 (latente 

Klasse A) und 0,15 Prozentpunkten (latente Klasse B) für eine zusätzliche Begrenzung 

der Höhe der Eigenanteile um 100 € bzw. 0,44 (latente Klasse A) und keiner Zahlungs-

bereitschaft (latente Klasse B) für eine zusätzliche Begrenzung des Zeitraums der Eigen-

anteilszahlungen um 10 Monate deutlich unterscheiden. Im Gegensatz zu privaten 

Versicherungen, die verschiedene Angebote für einzelne Segmente anbieten können, lässt 

sich dies bei einer einheitlichen, staatlichen Pflegeversicherung nicht ohne Weiteres um-

setzen. Verstärkte Aufklärung über die möglichen finanziellen Risiken aufgrund hoher 

Eigenanteile sowie über die Wahrscheinlichkeit, selbst pflegebedürftig zu werden, könnte 
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die Zahlungsbereitschaft der Personen in Segment B erhöhen. In weiteren Untersuchun-

gen gilt es diese Segmentaufteilung und ihre Determinanten der Zugehörigkeit näher zu 

untersuchen und zu bestätigen. Der Repräsentationsschluss von Stichprobenergebnissen 

auf Ergebnisse in der Grundgesamtheit ist im vorliegenden Fall nicht zulässig, weil die 

Stichprobe nicht repräsentativ für die Grundgesamtheit ist. Allerdings lassen sich daraus 

statistisch bedeutsame Tendenzen ableiten, die als solide Basis für weitere Untersuchun-

gen dienen können. 

Aufbauend auf den grundsätzlichen Erkenntnissen anhand der drei Forschungsfragen 

werden im Folgenden die Ergebnisse zu Zusammenhängen der Präferenzen und Zah-

lungsbereitschaft mit Erfahrungen, Einstellungen und soziodemografischen Charakteris-

tika diskutiert, wo bestehende Literatur vorhanden ist, in diese eingeordnet und auf Basis 

eigener Überlegungen, aktueller Entwicklungen sowie alternativer Reformoptionen dis-

kutiert. 

Welche Einflüsse auf Präferenzen und Zahlungsbereitschaft besitzen bisherige Er-

fahrungen mit Pflegebedürftigkeit und Pflegeabsicherung? 

Zunächst wurden Zusammenhänge mit bisherigen Erfahrungen mit Pflegebedürftigkeit 

und Pflegeabsicherung betrachtet. Es kann vermutet werden, dass bereits gemachte Er-

fahrungen mit Pflegebedürftigkeit und -absicherung sowie Annahmen über die Möglich-

keit der eigenen Pflegebedürftigkeit die Präferenzen für eine Begrenzung der Eigenanteile 

beeinflussen. 

Es zeigt sich im ML-Modell mit Kovariaten, dass Personen, die sich bereits mit der eige-

nen Absicherung im Pflegefall beschäftigt haben, eine niedrigere Präferenz für eine Be-

grenzung der Eigenanteile in ihrer Höhe besitzen als Personen, die sich noch nicht mit 

der Pflegeabsicherung befasst haben. Der dargestellte Zusammenhang lässt sich möglich-

erweise dadurch erklären, dass Personen, die sich bereits mit der eigenen Absicherung im 

Pflegefall beschäftigt haben, ergänzend privat vorsorgen oder dies planen zu tun, sich 

dadurch ausreichend abgesichert fühlen und sich nicht auf eine Begrenzung der Eigenan-

teile in ihrer Höhe angewiesen fühlen. Auch wäre es möglich, dass sich diese Personen 

nicht nur mit der Absicherung im Pflegefall, sondern bereits in anderen Zusammenhängen 

mit Vorsorge und Geldanlage beschäftigt haben und nicht auf Reformmaßnahmen zur 

Begrenzung der Eigenanteile angewiesen fühlen. 
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Es zeigt sich hingegen kein signifikanter Einfluss von bereits gemachten Erfahrungen mit 

einem Pflegefall im eigenen Umfeld auf die Präferenzen für eine Begrenzung der Eigen-

anteile. Die Vermutung, dass diese Personen bereits Erfahrungen damit gemacht haben, 

dass sehr hohe Kosten im Pflegefall vom Versicherten selbst getragen werden müssen 

und die Kosten die eigenen Mittel übersteigen können, hat somit keinen Einfluss auf die 

Präferenzen für eine Begrenzung der Eigenanteile. Ein DCE aus Italien hat lediglich einen 

Einfluss der bisherigen Erfahrungen mit Langzeitpflege auf das allgemeine Interesse an 

einer Pflegeversicherung gefunden, nicht jedoch auf die Ausgestaltungspräferenzen einer 

konkreten Versicherung (vgl. Brau und Lippi Bruni, 2008). 

Durch das LC-Modell mit Kovariaten kann Folgendes bestätigt werden: Je unwahrschein-

licher Personen die eigene Pflegebedürftigkeit einschätzen, desto höher ist ihre Wahr-

scheinlichkeit zu Segment B zu gehören, das eine deutlich niedrigere 

Zahlungsbereitschaft für die Begrenzung der Eigenanteile in ihrer Höhe und keine signi-

fikante Zahlungsbereitschaft mehr für eine Begrenzung der Zahlungszeiträume aufweist. 

Es ist anzunehmen, dass diese Personen weniger stark davon ausgehen, selbst von Pfle-

gebedürftigkeit und damit von hohen Eigenanteilen im Pflegefall betroffen zu sein. In 

diesem Zusammenhang ist anzumerken, dass die Wahrscheinlichkeit, im Lebensverlauf 

pflegebedürftig zu werden, von den Befragten unterschätzt wird. Eine Aufklärung über 

die reale Wahrscheinlichkeit, pflegebedürftig zu werden, könnte sich, wie bereits oben 

beschrieben, auf die Präferenzen und Zahlungsbereitschaft auswirken. 

Auch wird durch das LC-Modell mit Kovariaten Folgendes deutlich: Je stärker Personen 

Angst vor finanziellen Engpässen im Falle einer eigenen Pflegebedürftigkeit hätten, desto 

höher ist die Wahrscheinlichkeit zu Segment A zu gehören und damit eine höhere Zah-

lungsbereitschaft für eine Begrenzung der Eigenanteile zu besitzen. Wodurch das Gefühl 

der Angst explizit hervorgerufen wird, wurde im Rahmen dieser Arbeit nicht näher un-

tersucht.  

Welche Einflüsse auf Präferenzen und Zahlungsbereitschaft besitzen Einstellungen 

zur Finanzierung der gesetzlichen Pflegeversicherung? 

Weiterhin wurden Zusammenhänge mit Einstellungen zur Finanzierung der gesetzlichen 

Pflegeversicherung untersucht. 

Durch das LC-Modell mit Kovariaten zeigt sich: Je höher die Zustimmung von Personen 

ist, die pflegerische Versorgung der Bevölkerung als eine gesamtgesellschaftliche 
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Aufgabe zu betrachten, desto höher ist ihre Wahrscheinlichkeit, zu Segment A zu gehören 

und damit eine höhere Zahlungsbereitschaft für eine Begrenzung der Eigenanteile zu be-

sitzen. Die Personen sind offenbar bereit, als Teil der Gesamtgesellschaft mit ihren Bei-

trägen zu einer möglichst niedrigen Last an Eigenanteilen für alle beizutragen und das 

finanzielle Risiko vom einzelnen Pflegebedürftigen in die Gemeinschaft der Versicherten 

zu verschieben. Dies deckt sich auch mit § 8 SGB XI, der die pflegerische Versorgung 

als gesamtgesellschaftliche Aufgabe versteht.  

Der Einbezug weiterer Personengruppen, der Einbezug von Kapitaleinkünften und ein 

proportional stärkerer Einbezug von Vermögenden und Vielverdienern als ergänzende 

Reformbestandteile konnten wie in Kapitel 4.2 dargelegt in das DCE selbst nicht aufge-

nommen werden. Da es sich jedoch um potenzielle Maßnahmen zur Minderung eines 

Beitragssatzanstiegs im Rahmen des SST handelt, wurde mithilfe von Kovariaten über-

prüft, ob sich der Einsatz flankierender Maßnahmen auf die Präferenzen zur Begrenzung 

der Eigenanteile auswirkt. 

In Bezug auf die Zustimmung zum Einbezug weiterer Personengruppen in die Finanzie-

rung der SPV lässt sich auf Basis des ML-Modells mit Kovariaten Folgendes ableiten: Je 

stärker Personen den Einbezug weiterer Gruppen in die Finanzierung der SPV befürwor-

ten, desto geringer ist ihre Präferenz für eine Begrenzung der Höhe der Eigenanteile. 

Möglicherweise ist den Befragten der Zusammenhang nicht bewusst, dass ein Einbezug 

weiterer Personen in die Finanzierung der SPV eine stärkere Begrenzung der Eigenanteile 

ermöglichen bzw. den Beitragssatzanstieg in diesem Zusammenhang senken kann (vgl. 

Kapitel 3.3). Ein Blick auf die Einstellungen der Befragten zu den Maßnahmen, die den 

Beitragssatzanstieg durch eine Ausweitung der Eigenanteilsbegrenzungen mindern könn-

ten, zeigt die stärkste Zustimmung für den Einbezug von Beamten und Selbstständigen 

in die Finanzierung der SPV. Dies erscheint auch vor dem Hintergrund der Entwicklung 

der Finanzen der PPV im Gegensatz zu denen der SPV sinnvoll. Wie in Kapitel 2.2.3 

erläutert sind die finanziellen Belastungen der Versicherten in SPV und PPV ungleich 

verteilt und die Beitragseinnahmen in der PPV liegen deutlich über ihren Ausgaben für 

Versicherungsleistungen. Dieses Ungleichgewicht wird offenbar auch von den Befragten 

als reformbedürftig wahrgenommen. 

Die Zustimmung zum Einbezug von Kapitaleinkünften in die Beitragsbemessung fällt 

deutlich geringer aus. Eine klare Zustimmung ergibt sich wiederum für den proportional 

stärkeren Einbezug von Vermögenden und Vielverdienern in die Finanzierung der SPV. 
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In der Umsetzung ist eine solche Integration im Gegensatz zur GKV leichter umzusetzen, 

da sich Leistungsrecht, Pflegebedürftigkeitsbegriff und Vergütung in SPV und PPV nicht 

unterscheiden (vgl. Rothgang et al., 2019, S. 25–26). Laut Berechnungen (vgl. Rothgang 

und Kalwitzki, 2017b; vgl. Rothgang et al., 2019) haben die beiden genannten Maßnah-

men zwar einen Einfluss auf die Begrenzung der notwendigen Beitragssatzsteigerungen, 

wirken sich jedoch auf Basis der vorliegenden Modellergebnisse nicht auf die Präferen-

zen der Befragten für die Ausgestaltung des SST aus. Der Pflegevorsorgefonds kann er-

gänzend zusätzliche Beitragssatzsteigerungen ab 2035, wo mit einer großen Anzahl an 

Pflegebedürftigen zu rechnen ist (vgl. Kapitel 2.2.1), eindämmen. Neben Beitragssatzer-

höhungen können auch eine gute Beschäftigungsentwicklung und eine verbesserte Loh-

nentwicklung zu Einnahmesteigerungen beitragen (vgl. Bundesregierung, 2016, S. 131). 

Weitere Details zu den Vor- und Nachteilen der verschiedenen Maßnahmen zur Begren-

zung des Beitragssatzanstiegs finden sich in Kapitel 3.3. 

Ein großer Teil der Befragten stimmt der Aussage zu, dass die Hilfe zur Pflege als Sozi-

alleistung greifen soll, wenn die Eigenanteile nicht selbst aufgebracht werden können. 

Aufgrund der Tatsache, dass die Sozialleistung der Hilfe zur Pflege im Falle fehlender 

finanzieller Mittel im Pflegefall für die Finanzierung der Eigenanteile aufkommt, konnte 

vermutet werden, dass die Befragten davon ausgehen, dass im Falle eines finanziellen 

Engpasses ohnehin die Hilfe zur Pflege die Kosten übernimmt und die im DCE gezeigten 

Reformoptionen nicht als ernsthafte Optionen angesehen werden. Die Annahme, dass, je 

höher die Zustimmung von Personen zur Hilfe zur Pflege als Finanzierungsoption der 

Eigenanteile ist, desto geringer ihre Zahlungsbereitschaft für eine Begrenzung der Eigen-

anteile sei, bestätigt sich auf Basis des LC-Modells mit Kovariaten nicht. Es kann im 

Gegenteil angenommen werden, dass die Hilfe zur Pflege von den Befragten lediglich als 

letzte Option angesehen wird und sie sich für die eigene Absicherung nicht auf diese 

verlassen. Dementsprechend ist nicht davon auszugehen, dass die Befragten von vornhe-

rein damit kalkulieren, dass ohnehin die Hilfe zur Pflege ihre Eigenanteilskosten über-

nimmt.  

Die Befürwortung einer ausschließlich privaten Absicherung der finanziellen Risiken an-

statt einer Absicherung durch die SPV besitzt keinen Einfluss auf die Präferenzen für eine 

Begrenzung der Eigenanteile. Auch daraus kann geschlossen werden, dass die hypotheti-

schen Szenarien im DCE trotz der eigenen Präferenz für eine private Pflegeabsicherung 

ernst genommen wurden. Lediglich 7 % der Befragten befürworten einen Ersatz der SPV 

durch ausschließlich private Absicherung. Inhaltlich ist darüber hinaus zu bemerken, dass 
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private, kapitalgedeckte Versicherungssysteme ebenfalls den demografischen und politi-

schen Risiken ausgesetzt sind, und Umlagesystemen daher nicht per se vorzuziehen 

sind.57 

Mit Bezug auf die Finanzierung möglicher Eigenanteile würden die Befragten diese 

hauptsächlich durch eine private Pflege-Zusatzversicherung sowie Eigenkapital finanzie-

ren. Die Finanzierung über private Pflege-Zusatzversicherungen wird auch im Reform-

vorschlag als angemessene Maßnahme zur Finanzierung der Eigenanteile genannt. Im 

LC-Modell mit Kovariaten wird deutlich, dass Personen, die Eigenanteile eher über Ver-

sicherungen als über Eigenkapital/Erspartes finanzieren würden, eine höhere Wahr-

scheinlichkeit besitzen, im Segment A mit einer höheren Zahlungsbereitschaft für eine 

Begrenzung der Eigenanteile zu sein. Dahinter steckt die Frage, welche alternativen Quel-

len Personen zur Absicherung gegen Kosten im Pflegefall erwarten, die keine oder nur 

gering ausgeprägte Präferenzen für die soziale Pflegeversicherung haben. Es wird deut-

lich, dass Personen mit höherer Zahlungsbereitschaft für eine Begrenzung der Eigenan-

teile diese eher über Versicherungen finanzieren würden. Personen mit geringerer 

Zahlungsbereitschaft für die Begrenzung der Eigenanteile gehen eher davon aus, diese 

über Eigenkapital/Erspartes zu finanzieren. Es kann zur Erklärung herangezogen werden, 

dass sich Letztere grundsätzlich weniger auf institutionalisierte Maßnahmen wie die SPV 

oder private Versicherungen verlassen möchten, sondern eine flexiblere Vorsorge über 

Eigenkapital vorziehen.  

Einer verpflichtenden privaten Pflegezusatzversicherung als Ergänzung der SPV und zur 

Absicherung finanzieller Lücken stimmt rund ein Viertel der Befragten zu. Das ML-Mo-

dell mit Kovariaten zeigt: Je stärker Personen einer verpflichtenden privaten Pflege-Zu-

satzversicherung zustimmen, desto geringer sind ihre Präferenzen für die Begrenzung der 

Eigenanteile in ihrer Höhe. Es kann angenommen werden, dass sie die zu erwartenden 

Eigenanteile lieber durch verpflichtende private Absicherung als stärker begrenzte Eigen-

anteile abdecken möchten. Im Jahr 2021 besaßen nur 5,7 % der 73 Mio. Versicherten in 

der SPV eine private Pflege-Zusatzversicherung (vgl. PKV, 2023). Trotz begrenzter Ei-

genanteile im Rahmen eines SST bleibt die Notwendigkeit bestehen, ergänzende private 

Vorsorge zu fördern. Der größte Anteil der Befragten dieser Erhebung (39 %) würde Ei-

genanteile durch eine private Pflege-Zusatzversicherung finanzieren wollen. Diese sollte 

 
57 Details zum Vergleich von Umlageverfahren und kapitalgedeckten Versicherungssystemen und deren 

Anfälligkeit für externe Risiken finden sich bei Schmähl, 2009, S. 453–454. 
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allerdings nicht verpflichtend sein. Ähnliche Ergebnisse zeigen sich auch in der Befra-

gung von Zok (vgl. Zok, 2011). 

Welche Einflüsse auf Präferenzen und Zahlungsbereitschaft besitzen soziodemogra-

fische Charakteristika? 

Abschließend wurden Zusammenhänge der Präferenzen mit soziodemografischen Cha-

rakteristika betrachtet. Insbesondere der Einfluss von Einkommen, Vermögen und zu er-

wartenden Erbteilen vor dem Hintergrund einer Vermögensschutz- bzw. Erbenschutz-

versicherung wurde dabei analysiert. 

Die erhöhte Präferenz für Leistungsausweitungen – also im Rahmen dieser Arbeit eine 

stärkere Begrenzung der Eigenanteile – mit steigendem Einkommen, wie sie in anderen 

Studien gefunden wurde (vgl. Zok, 2005; vgl. Zok, 2011; vgl. Brown et al., 2016), konnte 

im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht bestätigt werden. Die Überlegungen, dass die 

erhöhten Beiträge zugunsten einer Begrenzung der Eigenanteile aus höherem Einkom-

men besser bezahlt werden können, bzw. die mögliche Gegenannahme, dass eine gerin-

gere Präferenz für die Begrenzung der Eigenanteile vorliegt, weil die Bezahlung der 

Eigenanteile aus eigenen Mitteln, die aufgrund eines höheren Einkommens im Laufe des 

Lebens beschafft werden konnten, erwartet wird, müssen damit vorerst verworfen wer-

den. 

Auch der Einfluss von höherem Vermögen auf eine stärkere Präferenz für eine Auswei-

tung der Versicherungsleistungen, wie sie für die USA bei Brown et al. nachgewiesen 

wurde, konnte nicht bestätigt werden (vgl. Brown et al., 2016). Es findet sich kein Ein-

fluss des erwarteten Einkommens bzw. Vermögens auf die Präferenzen für eine Begren-

zung der Eigenanteile. Die Überlegungen, dass eine Begrenzung der Eigenanteile zum 

Schutz des eigenen Vermögens genutzt werden soll, bzw. die Gegenannahme, dass eine 

Begrenzung der Eigenanteile weniger präferiert wird, weil erwartet wird, dass diese oh-

nehin aus dem eigenen Vermögen gezahlt werden können, müssen damit vorerst verwor-

fen werden. Dennoch ist zu bemerken, dass die Befragten aufgrund ihres jungen Alters 

möglicherweise noch keine ausreichende Vorstellung von ihrer zukünftigen Einkom-

mens- und Vermögenssituation haben und sich daher keine Unterschiede in den Präferen-

zen zeigen. Dies ist im Rahmen weiterer Studien mit heterogenen Gruppen von Befragten 

zu überprüfen. 
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Personen, die ein Erbe erwarten, besitzen eine geringere Präferenz für die Begrenzung 

der Eigenanteile in ihrer Höhe und im Eigenanteilszeitraum. Vor diesem Hintergrund ist 

anzunehmen, dass diese möglicherweise erwarten, die Eigenanteile mithilfe des erwarte-

ten Erbes bezahlen zu können. Die Überlegung, dass eine Begrenzung der Eigenanteile 

zum Schutz des eigenen Erbes genutzt werden soll, kann damit nicht bestätigt werden. 

Ein erwartetes Erbe ist damit die einzige Kovariate, die im ML-Modell mit Kovariaten 

einen erklärenden Einfluss auf beide Attribute – die Höhe der Eigenanteile und den Ei-

genanteilszeitraum – besitzt. Dennoch ist zur Einordnung anzumerken, dass ein SST ver-

erbbares bzw. geerbtes Vermögen je nach Ausgestaltung schonen kann und es Erben und 

Vermögenden ermöglicht, Haushaltsüberschüsse zu erwirtschaften und bestehendes Fi-

nanzvermögen zu verschonen, da die Begrenzung der Eigenanteile im SST für alle Ver-

sicherten gelten würde. Um mindestens teilweise auszugleichen, dass auch Personen von 

einer Begrenzung der Eigenanteile profitieren würden, die in der Lage wären diese in 

ihrer vollen Höhe zu bezahlen, könnten Vielverdiener und Vermögende proportional stär-

ker in die Finanzierung der SPV einbezogen werden. Die spätere Entlastung durch eine 

Begrenzung der Eigenanteile würden diese dann durch erhöhte Beitragszahlungen im 

Laufe der Einzahlperiode teilweise kompensieren. Der proportional stärkere Einbezug 

der o. g. Personengruppe wird auch von 63 % der Befragten befürwortet.  

Alle anderen soziodemografischen Variablen leisten keinen Beitrag zur Aufklärung der 

Heterogenität in der vorliegenden Stichprobe. Brau und Lippi Bruni finden hingegen sig-

nifikante Einflüsse von Geschlecht, Alter und Einkommen auf die Präferenzen für ver-

schiedene Ausprägungen des Versicherungsschutzes einer Pflegeversicherung (vgl. Brau 

und Lippi Bruni, 2008). Weiterhin wäre ein Einfluss des Geschlechts auf die Präferenzen 

naheliegend gewesen, da Frauen aufgrund einer höheren Lebenserwartung eine höhere 

Wahrscheinlichkeit besitzen, pflegebedürftig zu werden, sowie längere Verweildauern in 

der Pflege haben (vgl. Arentz, 2019, S. 8; vgl. Rothgang und Müller, 2021, S. 95–96). 

Frauen besitzen jedoch keine signifikant unterschiedlichen Präferenzen für die Begren-

zung der Eigenanteile. Möglicherweise ist jungen Frauen nicht bewusst, dass sie eine hö-

here Wahrscheinlichkeit haben, pflegebedürftig zu werden, einer längeren Verweildauer 

ausgesetzt sind und sie damit von hohen Eigenanteilen besonders betroffen sein könnten. 

Eine Aufklärung über diese Tatsachen könnte sich auf die Präferenzen für Eigenanteils-

begrenzungen auswirken. Alter besitzt in dieser Untersuchung ebenfalls keinen Einfluss 

auf die gemessenen Präferenzen. Dies könnte dadurch begründet sein, dass die vorlie-

gende Stichprobe eine relativ homogene Altersstruktur besitzt. In Stichproben unter 
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Einbezug verschiedener Altersklassen zeigt sich möglicherweise ein Einfluss des Alters. 

In einer Befragung von PwC wird deutlich, dass die 18- bis 29-Jährigen im Altersver-

gleich am meisten für verbesserten Versicherungsschutz und Versorgungsqualität ausge-

ben würden (vgl. PwC, 2017). Die vorliegende Stichprobe deckt insbesondere diese 

Altersgruppe ab, sodass die Zahlungsbereitschaften in einer repräsentativen Befragung 

aller Altersgruppen möglicherweise niedriger ausfallen. 

Im ML-Modell mit Kovariaten wird weiterhin deutlich, dass trotz o. g. Einflüsse einzel-

ner Kovariaten signifikante Heterogenität in der Wahrnehmung der Attribute für die Höhe 

der Eigenanteile und den Zeitraum der Eigenanteilszahlungen erhalten bleibt. Diese sollte 

im Rahmen von Folgeuntersuchungen weiter aufgedeckt und erklärt werden. 

Mit einem Blick auf alternative Finanzierungsmöglichkeiten der SST-Optionen wird in 

einer forsa-Befragung klar, dass sich wie in Kapitel 4.1 beschrieben 60 % der Befragten 

Steuerzuschüsse, 24 % einen Beitragssatzanstieg und 9 % private Vorsorge zur Finanzie-

rung der Mehrausgaben wünschen (vgl. forsa, 2018). Steuererhöhungen führen jedoch 

häufiger zu Abgabewiderständen, da ihnen im Gegensatz zu Beitragszahlungen in der 

Regel kein Anspruch auf äquivalente Gegenleistungen entgegensteht. Im Allgemeinen 

wird daher wie in Kapitel 2.2.1 erläutert gefolgert, dass die Bereitschaft zur Beitragszah-

lung höher ist als die zur Steuerzahlung (vgl. Rothgang, 2009, S. 61–62). Weiterhin wer-

den Umverteilungsvorgänge mit einer klaren Trennung der beiden Finanzierungsarten 

nachvollziehbarer und das Sicherheitsgefühl sowie das Vertrauen in das System steigt. 

Dies kann wiederum einen Einfluss auf die Abgabenbereitschaft der Bevölkerung und 

deren langfristige Unterstützung des Systems haben (vgl. Schmähl, 2009, S. 328). Im 

Rahmen dieses DCE konnte ebenfalls eine grundsätzliche Zustimmung zu Beitragssatzer-

höhungen gezeigt werden, die sich jedoch in unterschiedlichen Segmenten deutlich in der 

Höhe der Zahlungsbereitschaften unterschieden. Die grundsätzliche Zustimmung könnte 

darin begründet sein, dass äquivalente Gegenleistungen (Begrenzung der Eigenanteile) 

im DCE berücksichtigt wurden. Ob stattdessen dennoch eigentlich eine Finanzierung der 

Begrenzung der Eigenanteile durch Steuerzuschüsse präferiert wird, wurde in dieser Ar-

beit nicht abgefragt.  

Betrachtet man die Bevölkerungsvorausschätzung (mittlere Variante G2-L2-W2), wird 

klar, dass die Anzahl der Personen über 80 Jahren bis 2050 von 6,1 Mio. (7,2 % der Ge-

samtbevölkerung) auf 9,1 Mio. (10,8 % der Gesamtbevölkerung) steigen wird (vgl. 

Destatis, 2022a). 52,2 % der Leistungsbezieher der SPV sind 80 Jahre oder älter. Den 
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geringsten Anteil machen mit 0,9 % Leistungsempfänger zwischen 25 und 30 Jahren aus 

(vgl. BMG, 2022). Dennoch ist es relevant, die Präferenzen der jungen Generation in die 

Ausgestaltung der SPV mit einzubeziehen. Auch wenn die SPV im Umlageverfahren or-

ganisiert ist und die Leistungen der SPV in der Regel erst im späteren Verlauf des Lebens 

in Anspruch genommen werden, besteht, wie im vorangegangenen Absatz beschrieben, 

ein direkter Zusammenhang zwischen Beitragssatz und Gegenleistung. Dieser direkte Zu-

sammenhang wurde in der Befragung auch durch die Erläuterung und den Aufbau des 

DCE vermittelt.  

Kritisch betrachtet werden müssen die Ergebnisse des DCE vor dem Hintergrund der an-

zunehmenden demografischen Entwicklungen wie der des Altenquotienten und der Pro-

jektion der Bevölkerungspyramide. Da die Pflegeprävalenz mit dem Alter korreliert, ist 

zu erwarten, dass mehr Alte auch mehr Pflegebedürftige und weniger Beitragszahler be-

deuten werden. Ob die Präferenzen der Bevölkerung unter den Voraussetzungen eins zu 

eins umgesetzt werden können oder Modifikationen notwendig sein werden, um den 

Grundsatz der Beitragssatzstabilität (§ 70 SGB XI) einzuhalten bzw. die SPV wirtschaft-

lich zu gestalten, müssen Folgestudien unter Berücksichtigung der genannten Parameter 

untersuchen. Einen positiven Effekt auf die Zahl der Beitragszahler könnte ein Anstieg 

der Erwerbstätigenquote haben. Insbesondere die Arbeitszeit der Frauen bietet hier noch 

Raum für Stabilisierung. Eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen kann wie in Kapitel 

2.2.2 erläutert jedoch auch zu einer stärkeren Nutzung von kostenintensiveren professio-

nellen Pflegestrukturen durch den Wegfall des informellen Pflegepotenzials von Frauen 

führen. Auch eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit und ein späterer Eintritt in das 

Rentenalter könnten die Einnahmen der SPV stabilisieren (vgl. Kapitel 2.2.2). Zu beach-

ten ist bei den genannten Maßnahmen immer auch die Akzeptanz dieser in der Bevölke-

rung. 

Im Folgenden sollen die Ergebnisse vor dem Hintergrund der Generationengerechtigkeit 

und der finanziellen Nachhaltigkeit eingeordnet werden. Durch Beitragssatzanstiege, wie 

sie im Rahmen des SST notwendigerweise umgesetzt werden müssten und wie sie von 

den Befragten zur Begrenzung der Eigenanteile grundsätzlich akzeptiert werden, findet 

eine intergenerative Lastenverschiebung zu Ungunsten der jüngeren Generationen statt 

(vgl. Kapitel 2.2.6). Je jünger ein Jahrgang ist, desto größer ist wie erwähnt der Anteil 

seines Einkommens, den er an die SPV im Laufe seines Lebens abführen muss, und desto 

schlechter schneidet er im direkten Vergleich zu älteren Generationen ab. Durch den Pfle-

gevorsorgefonds ändert sich diese Lebenszeitbelastung für die einzelnen Jahrgänge nur 
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minimal (vgl. Wild, 2015, S. 61). Zur Begrenzung des Beitragssatzanstiegs sowie der da-

mit verbundenen erhöhten Belastung für jüngere Generationen könnten der Einbezug 

weiterer Personengruppen sowie die proportional höhere Belastung von Vermögenden 

und Vielverdienern herangezogen werden, die auch von den Befragten weitestgehend un-

terstützt werden. Weiterhin könnten auch Kapitaleinkommen bei der Berechnung der Bei-

träge berücksichtigt werden. Junge Generationen werden aktuell insbesondere mehr 

belastet, weil sie hauptsächlich über Erwerbseinkommen verfügen. Die Zustimmung für 

den Einbezug von Kapitaleinkünften in die Beitragsbemessung fällt in dieser Befragung 

jedoch relativ gering aus. Möglicherweise ist den Befragten nicht bewusst, dass ein Ein-

bezug von Kapitaleinkünften insbesondere die eigene Generation finanziell entlasten 

könnte.  

Zuletzt sollen die Ergebnisse vor dem Hintergrund alternativer Vorschläge zur Reform 

der SPV eingeordnet werden. Zunächst ist hier der Vorschlag Neuer Generationenvertrag 

vom Verband der PKV zu nennen. Dieser soll steigende Pflegekosten der Älteren abfe-

dern und die jüngeren Generationen bei der privaten Vorsorge unterstützen. Dafür sind 

regelmäßig dynamisierte Leistungen für die ältere Bevölkerung genauso vorgesehen wie 

die Stabilisierung des Beitragssatzes, der es jüngeren Generationen ermöglichen soll, er-

gänzend in private Vorsorge zu investieren. Dies soll eine Finanzierungsbasis bieten, die 

insbesondere den demografischen Herausforderungen gewachsen (vgl. PKV, 2022). Im 

Rahmen der vorliegenden Befragung wird jedoch deutlich, dass nur 39 % der Befragten 

private Zusatzversicherungen zur Finanzierung von finanziellen Lücken nutzen wollen 

und sich darüber hinaus nur eine Minderheit für eine verpflichtende private Versicherung 

ausspricht. Gleichzeitig gibt es eine grundsätzliche Zustimmung für die erhöhte Absiche-

rung des Pflegerisikos durch geringere Eigenanteile in der SPV. Ohne eine Begrenzung 

der Eigenanteile bzw. verpflichtende Zusatzversicherungen blieben auch im Rahmen des 

Vorschlags Neuer Generationenvertrag finanzielle Risiken unkalkulierbar.  

Der Experten-Rat Pflegefinanzen spricht sich für eine verpflichtende kapitalgedeckte Zu-

satzversicherung aus, die mit einem Aufnahmezwang für die Versicherungsunternehmen 

ohne Gesundheitsprüfung verbunden wird. Versichert werden sollen in diesem Zusam-

menhang die pflegebedingten Eigenanteile in stationärer Versorgung ohne einen Selbst-

behalt von 10 %. Der Beitrag soll paritätisch zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber 

aufgeteilt werden (vgl. Experten-Rat Pflegefinanzen, 2022). Die Verpflichtung zur vor-

geschlagenen Versicherung steht auch hier den Präferenzen der Befragten entgegen. Da 

eine freiwillige Zusatzversicherung des Risikos jedoch aufgrund der langen Zeiträume 
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bis zum Abruf der Leistungen insbesondere für jüngere Menschen zu einem Aufschub 

des Versicherungsabschlusses führen kann, entspricht eine direkte Implementierung der 

Begrenzung der Eigenanteile in die SPV sowohl den Präferenzen der Befragten als auch 

einer sichergestellten Absicherung von Pflegerisiken. Vorteilhaft wäre eine kapitalge-

deckte Zusatzabsicherung jedoch vor dem Hintergrund, dass die angesparten Rücklagen 

der Versicherten vor zweckfremdem Zugriff geschützt wären. Dies ist beispielsweise 

beim Pflegevorsorgefonds in der SPV nicht immer der Fall (vgl. PKV, 2022). Für die 

Umsetzung eines SST ist es in diesem Zusammenhang wichtig, dass klare Regelungen 

für die Anhebung der Beitragssätze und Eigenanteilsparameter eingehalten werden. Im 

SST ist daher eine Dynamisierung des Sockels ausschließlich mit dem Inflationsausgleich 

vorgesehen. Eine Dynamisierung mit der pflegespezifischen Teuerungsrate könnte die 

Entstehung einer Vollkosten-SPV verhindern (vgl. Kochskämper et al., 2019, S. 15).  

Die Einführung einer verpflichtenden Eigenanteilsversicherung ist ebenfalls als alterna-

tive bzw. ergänzende Reformoption zu nennen. Hier ist vorgesehen, die Kostenüber-

nahme zwischen der SPV und einem selbst zu finanzierenden Eigenanteil prozentual 

aufzuteilen. Dieser Anteil würde dann über eine kapitalgedeckte Eigenanteilsversiche-

rung abgesichert (ebd., S. 31). Die Eigenanteilsversicherung soll dabei ausschließlich auf 

Leistungen angewendet werden, die von professionellen Anbietern erbracht werden. Pfle-

gegeld würde nicht berücksichtigt werden. Auf der Grundlage würden 73 % der Kosten 

durch die SPV und 27 % durch die Eigenanteilsversicherung getragen werden (ebd., 

S. 19). Um Moral Hazard zu vermeiden, könnte ein Selbstbehalt in die Eigenanteilsver-

sicherung integriert werden (ebd., S. 20).58 Eine verpflichtende Versicherung steht auch 

hier den Präferenzen der Befragten entgegen. 

8.2 Zusammenfassung wesentlicher Implikationen 

Die Ergebnisse dieser Arbeit sind insbesondere für Akteure der Politik relevant, die sich 

mit Reformbedarfen und möglichen Reformoptionen der SPV beschäftigen. Auf Basis 

der erhobenen Erfahrungen und Einstellungen der Befragten lässt sich zunächst ableiten, 

dass insbesondere die jüngere Generation frühzeitig über die Beschaffenheit der SPV als 

Teilkostenversicherung informiert werden sollte, damit möglichst rechtzeitig mit einer 

entsprechenden ergänzenden Vorsorge zur Absicherung der Eigenanteile begonnen wer-

den kann. Das Wissen über das Teilkostenprinzip in der SPV kann weiterhin dazu führen, 

 
58 Weitere Details zur Prämiengestaltung sowie konkrete Rechenbeispiele für die Etablierung einer Eigen-

anteilsversicherung finden sich bei Kochskämper et al., 2019, S. 21–29. 
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dass sich jüngere Generationen mehr mit den Reformoptionen zur SPV beschäftigen und 

sich für die von ihnen präferierten Maßnahmen einsetzen. Weiterhin wird die Wahr-

scheinlichkeit, pflegebedürftig zu werden, unterschätzt. Auch hier sollte Aufklärung dar-

über geleistet werden, wie hoch die Pflegewahrscheinlichkeit im Lebensverlauf 

tatsächlich ist, um der Bevölkerung eine adäquate Einschätzung der finanziellen Risiken 

zu ermöglichen. Insbesondere Frauen sollten darüber informiert werden, dass sie eine 

höhere Wahrscheinlichkeit haben, pflegebedürftig zu werden, sowie längeren Verweil-

dauern in Pflege ausgesetzt sind und damit von hohen Eigenanteilen betroffen sein kön-

nen. 

Mit Blick auf flankierende Maßnahmen, die den Beitragssatzanstieg durch eine Auswei-

tung der Eigenanteilsbegrenzungen mindern könnten, zeigt sich, dass der Einbezug von 

Beamten und Selbstständigen in die Finanzierung der SPV sowie ein proportional stärke-

rer Einbezug von Vermögenden und Vielverdienern in die Finanzierung der SPV präfe-

rierte Optionen darstellen und von der Politik geprüft werden sollten. Der Einbezug von 

Kapitaleinkünften in die Beitragsbemessung stellt keine präferierte Maßnahme dar, kann 

aber vor dem Hintergrund der Generationengerechtigkeit sinnvoll sein. Die beiden letzt-

genannten Maßnahmen haben zwar rechnerisch einen Einfluss auf die Begrenzung der 

notwendigen Beitragssatzsteigerungen, besitzen jedoch keinen Einfluss auf die Präferen-

zen der Befragten. Sie können daher lediglich als Instrument dienen, um die Beitragssatz-

anstiege zu verringern, nicht aber als Argument, um die Akzeptanz für verschiedene 

Maßnahmen zur Begrenzung der Eigenanteile zu erhöhen. Weitere Details zu Vor- und 

Nachteilen der verschiedenen Maßnahmen zur Begrenzung des Beitragssatzanstiegs fin-

den sich in Kapitel 3.3. 

Die Angst der Befragten vor finanziellen Engpässen im Falle einer Pflegebedürftigkeit 

sowie die wesentliche Zustimmung zu der Aussage, dass die pflegerische Versorgung der 

Bevölkerung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe darstellt, machen deutlich, dass die 

SPV als Absicherung für den Pflegefall erhalten bleiben sollte. Dies verdeutlicht auch die 

Abneigung der Befragten gegen den Ersatz der SPV durch ausschließlich private Vor-

sorge. Trotz begrenzter Eigenanteile im Rahmen eines SST bleibt die Notwendigkeit be-

stehen, ergänzende private Vorsorge zu fördern. Ein großer Teil der Befragten würde 

Eigenanteile durch eine private Pflege-Zusatzversicherung finanzieren wollen. Diese 

sollte allerdings nicht verpflichtend sein. 
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Als Vorbedingung für die Struktur- und Finanzreform im Rahmen des SST ist eine Ver-

lagerung der Finanzierungskompetenz für die medizinische Behandlungspflege in die 

GKV notwendig, damit diese dort sachgerecht dem Cure-Bereich zugeordnet ist und 

Heimbewohner um bis zu 200 € monatlich entlastet werden könnten (vgl. Rothgang, 

2018a, S. 23). Weiterhin sollten, insbesondere um die Moral-Hazard-Problematik abzu-

mildern, die in Kapitel 3.1 genannten Maßnahmen befolgt werden. Zu empfehlen ist dabei 

vor allem der Einsatz von Managern, die sowohl das Ausmaß der Pflegebedürftigkeit 

feststellen als auch den notwendigen Leistungsumfang und einen adäquaten Preis bestim-

men. 

In Bezug auf die Ausgestaltung der SPV vor dem Hintergrund des SST wird in dieser 

Befragung deutlich, dass sich eine große Mehrheit für die Umsetzung eines SST – in 

verschiedenen Ausprägungen – ausspricht. Eine Abkehr von unbegrenzten Eigenanteilen 

im Status quo ist damit, wie bereits auf Basis der deskriptiven Ergebnisse abgeleitet, an-

gezeigt.  

Die Zahlungsbereitschaft für eine zusätzliche Begrenzung der Höhe der Eigenanteile um 

100 €/Monat erscheint mit 1,02 Prozentpunkten (38,76 €/Monat auf Basis eines durch-

schnittlichen Einstiegsgehalts eines Hochschulabsolventen von 3800 €) und 0,32 Pro-

zentpunkten (12,16 €/Monat) für eine Begrenzung des Zahlungszeitraums um weitere 10 

Monate relativ hoch. Dies ermöglicht es der Politik, Beitragssätze im entsprechenden 

Rahmen zu erhöhen. Die Befragten sind bereit, für die Begrenzung der Eigenanteile hö-

here Beiträge in Kauf zu nehmen. Grundsätzlich ist eine Beitragssatzfinanzierung für eine 

Begrenzung der Eigenanteile einer Steuerfinanzierung vorzuziehen, da diese Transparenz 

über die Gegenleistungen der Beiträge beinhaltet. Es ist jedoch zu beachten, dass durch 

eine Anhebung der Beitragssätze für die SPV auch die Sozialabgaben auf deutlich über 

40 % steigen würden, was aus wirtschaftspolitischer Sicht einen Nachteil für den Standort 

Deutschland bedeuten kann. 

Weiterhin kann angenommen werden, dass die Hilfe zur Pflege von den Befragten ledig-

lich als letzte Finanzierungsoption angesehen wird und sie sich für die eigene Absiche-

rung nicht auf diese verlassen. Ein Trittbrettfahrerverhalten kann damit nicht 

angenommen werden und sollte von der Politik nicht als Argument genutzt werden, eine 

Begrenzung der Eigenanteile aus diesem Grunde auszuschließen. Auch sollte es kein Ar-

gument sein, dass Vielverdiener und Vermögende ihre Einkommen und Vermögen schüt-

zen wollen, da es keinen Einfluss von erwartetem Einkommen und Vermögen auf die 
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Begrenzungspräferenzen gibt. Ein SST kann vererbbares bzw. geerbtes Vermögen scho-

nen. Die Überlegung, dass eine Begrenzung der Eigenanteile zum Schutz des eigenen 

Erbes von den Befragten beabsichtigt wird, kann aber auf Basis der Ergebnisse nicht be-

stätigt werden. Um den Schutz des Vermögens/des Erbes, der durch eine Begrenzung der 

Eigenanteile jedoch automatisch entsteht, einzugrenzen, könnten wie in Kapitel 8.1 be-

reits beschrieben Vielverdiener und Vermögende proportional stärker in die Finanzierung 

der SPV einbezogen werden. 

Im LC-Modell mit Kovariaten wird deutlich, dass zwei Segmente mit unterschiedlichen 

Präferenzen für eine Reform der SPV bestehen. Beachtet werden müssen dabei insbeson-

dere die unterschiedlichen Zahlungsbereitschaften in den Segmenten, die im Rahmen ei-

ner einheitlichen, staatlichen Pflegeversicherung im Gegensatz zu privaten 

Versicherungen, die unterschiedliche Produkte für verschiedene Kundensegmente anbie-

ten können, schwieriger zu berücksichtigen sein werden. Möglicherweise würde sich die 

Zahlungsbereitschaft der Befragten in Segment B durch eine detaillierte Aufklärung über 

das finanzielle Risiko durch steigende Eigenanteile noch erhöhen. 

Auch um mehr Generationengerechtigkeit zu erzielen, könnten Kapitaleinkommen bei 

der Berechnung der Beiträge zur SPV berücksichtigt werden. Die Zustimmung für den 

Einbezug von Kapitaleinkünften in die Beitragsbemessung fällt in dieser Befragung je-

doch relativ gering aus. Auch der in weiten Teilen befürwortete Einbezug von Vermö-

genden und Vielverdienern kann die Generationengerechtigkeit stärken. Aufgrund der 

Tatsache, dass in der SPV das Einkommen von Vielverdienern nur bis zu einer definierten 

Beitragsbemessungsgrenze verbeitragt wird, ergibt sich, dass in der SPV nur ein kleinerer 

Teil der hohen Einkommen für die Finanzierung von Hilfe zur Pflege genutzt wird als in 

der steuerfinanzierten Sozialhilfe. So würden Zusatzbelastungen für jüngere Generatio-

nen entstehen, die nicht vollständig durch niedrigere steuerfinanzierte Sozialhilfe ausge-

glichen werden können (vgl. Kochskämper et al., 2019, S. 18). Daher bietet es sich auch 

entsprechend den Präferenzen der Befragten an, Lohneinkommen von Vielverdienern 

proportional stärker zu belasten.  

Um eine Stabilität des Gesamtsystems und insbesondere eine Lebensstandardsicherung 

zu gewährleisten, müssten zur Risikoabsicherung sowohl die Sockelhöhe als auch die 

Laufzeit des Eigenanteilssockels über die Zeit stabil bleiben. Möglich und realistisch 

wäre jedoch eine ex ante definierte Anpassungsklausel, die inflationsbedingte Kaufkraft-

verluste systematisch vermeiden würde. Dies wird auch von Rothgang als notwendige 
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Komponente genannt (vgl. Rothgang und Kalwitzki, 2017b, S. 48–49). Um die Entwick-

lung der SPV in Richtung einer Vollkostenversicherung im Zeitverlauf zu vermeiden, 

könnte wie in Kapitel 8.1 bereits erwähnt ergänzend eine Dynamisierung des Sockels mit 

der pflegespezifischen Teuerungsrate vorgenommen werden (vgl. Kochskämper et al., 

2019, S. 15). 

Die Zuschüsse zu den Eigenanteilen, wie sie durch die Pflegereform 2021 eingeführt wur-

den, sind vor dem Hintergrund der in den Kapiteln 3.4 und 8.1 genannten Argumente 

nicht geeignet, diese nachhaltig zu begrenzen (vgl. Rothgang und Müller, 2021, S. 34–

42). Eine erneute Reform im Sinne des SST ist daher weiterhin angezeigt und entspricht 

in weiten Teilen den Präferenzen der Befragten. 

Neben der Relevanz der Ergebnisse für die Politik kann diese Arbeit aus methodischer 

Sicht die Basis für weitere Studien sein, die Reformoption des SST mithilfe von Choice-

Modellen näher zu untersuchen. Limitationen der vorliegenden Arbeit und der abgeleitete 

Forschungsbedarf werden im folgenden Kapitel beleuchtet. 

8.3 Limitationen und Forschungsbedarf 

Die Einstellungen der Bevölkerung zur Ausgestaltung der SPV wurden im Rahmen ver-

schiedener Studien bisher zwar quantitativ erhoben, aber ausschließlich mithilfe deskrip-

tiver Analysen ausgewertet (vgl. Kapitel 4.1). Diese Arbeit untersucht erstmals die 

Präferenzen in Bezug auf die konkrete Reformoption eines Sockel-Spitze-Tauschs auf 

Basis eines Discrete-Choice-Experiments. Die Vorteile dieser Methodik wurden in den 

Kapiteln 4.2 und 5.1 bis 5.3 erläutert. Erläuterungen und Einordnungen zur Datenqualität 

finden sich in Kapitel 7.1.1. Im Folgenden werden ergänzend dazu die Limitationen der 

angewendeten Methodik sowie der weitere Forschungsbedarf beschrieben. 

Mit Bezug auf die zugrundeliegende Stichprobe ist zu betonen, dass diese nicht repräsen-

tativ für Studierende deutscher Hochschulen oder die deutsche Wohnbevölkerung ist. Ein 

Repräsentationsschluss von Stichprobenergebnissen auf Ergebnisse in der Grundgesamt-

heit ist im vorliegenden Fall damit nicht zulässig, weil die Stichprobe nicht repräsentativ 

für diese Grundgesamtheit ist. Diese Arbeit soll eine Basis für (teil)bevölkerungsreprä-

sentative Studien sein und verschiedene methodische Ansätze zur quantitativen Untersu-

chung der Präferenzen liefern (vgl. Kapitel 4.2). Mithilfe einer repräsentativen Stichprobe 

könnten dann auch Kohorteneffekte als Basis für mögliche Heterogenität in den Präfe-

renzen untersucht werden.  
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Bezüglich der Befragungsmethodik könnte die Anzahl an inkonsistenten Antworten 

durch persönliche Interviews verringert werden. Ein persönliches Interview bewirkt dabei 

möglicherweise, dass die Befragten ihre Entscheidungen noch genauer abwägen, wäre 

aber auch mit höheren Kosten für die Durchführung der Befragung sowie dem Risiko für 

einen Interviewer-Bias verbunden. Auch ein themenbasierter Selektionsfehler kann auf-

grund der Freiwilligkeit der Teilnahme an der Befragung nicht ausgeschlossen werden. 

In Bezug auf die Ergebnisse zeigt sich, dass trotz Einbezug von Kovariaten in das Modell 

weiterhin signifikante Heterogenität in den Präferenzen vorhanden bleibt. Diese sollte im 

Rahmen von Folgeuntersuchungen mithilfe zusätzlicher Kovariaten weiter aufgedeckt 

und erklärt werden. Die bereits aufgedeckte Heterogenität gilt es in empirischen Folge-

studien insbesondere für andere Bevölkerungsgruppen zu überprüfen. Auch die Anwen-

dung weiterer Modelle wie beispielsweise eines LC-Modells mit randomisierten 

Parametern, um Heterogenität innerhalb der einzelnen Segmente aufzudecken, könnte 

weiteren Aufschluss über die Beschaffenheit der Präferenzen geben. Auch könnten auf 

Basis größerer Stichproben sowie modifizierter experimenteller Designs Interaktionsef-

fekte der Attribute in das Modell aufgenommen werden. Um konkrete Empfehlungen für 

Reformmaßnahmen zu geben, wäre es auf Basis größerer Stichproben ebenfalls sinnvoll, 

neben der Berechnung von Zahlungsbereitschaften auch Nachfragevoraussagen für spe-

zifische Kombinationen von SST-Ausgestaltungen abzuleiten59. 

Im Anschluss an umfassende Präferenzmessungen sollten Auswertungen zur finanziellen 

Wirtschaftlichkeit und Umsetzbarkeit der Präferenzen folgen, die möglichst alle Einfluss-

faktoren der Einnahmen- und Ausgabenseite der SPV berücksichtigen und der Zahlungs-

bereitschaft der Befragten gegenüberstellen. 

Mit Blick auf die Inhalte der Befragung und des DCE ist hervorzuheben, dass sich die 

Erhebung insbesondere auf den SST fokussiert hat. In weiteren Studien könnte ein Ver-

gleich der Präferenzen für Ausprägungen der § 43c-Reform des Jahres 2021 mit denen 

für einen SST angestellt werden. Auch könnten DCE helfen, die Präferenzen für eine 

Ausgestaltung von ergänzender privater Vorsorge zu verstehen und in die Entwicklung 

neuer Versicherungsprodukte einzubeziehen.  

Die Ergebnisse und Zusammenhänge müssen in weiteren Studien überprüft werden. Erst 

dann können Antworten auf Forschungsfragen nicht nur Erklärungen bieten, sondern 

 
59 Details zu einem möglichen Vorgehen finden sich bei Chandoevwit und Wasi, 2020. 
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auch Prognosen erlauben. Abschließend werden im folgenden Kapitel die wichtigsten 

Schlussfolgerungen dieser Arbeit zusammengefasst sowie im Rahmen eines Ausblicks 

weitergedacht. 

9 Fazit und Ausblick 

Die bisherige Forschung fokussiert sich auf deskriptive Auswertungen von Fragebögen, 

die sich vor allem auf Einstellungen zum Umfang des Versicherungsschutzes und den 

Wissensstand zur Pflegeversicherung konzentrieren. Auch wurden grundsätzliche Ein-

stellungen zur aktuellen Finanzierung der SPV thematisiert. Diese Arbeit hat erstmals die 

Präferenzen für die Reformoption eines Sockel-Spitze-Tauschs unter Berücksichtigung 

entstehender Kosten untersucht, bei denen Trade-offs überwunden und diskrete Entschei-

dungen getroffen werden mussten. Dabei standen die Präferenzen für die Ausgestaltung 

von Begrenzungen der Eigenanteile sowie die entsprechenden Zahlungsbereitschaften im 

Vordergrund. Die Ergebnisse dieser Arbeit sind insbesondere für Akteure in der Politik 

relevant, die sich mit Reformbedarfen und Reformoptionen der SPV-Finanzierung be-

schäftigen.  

Die wesentliche Zustimmung zur pflegerischen Versorgung als gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe sowie die Abneigung gegenüber einer ausschließlich privaten Vorsorge zeigt die 

hohe Akzeptanz der SPV in der zugrundeliegenden Stichprobe. Auf Basis der erhobenen 

Erfahrungen und Einstellungen der Befragten lässt sich zunächst ableiten, dass insbeson-

dere die jüngere Generation frühzeitig über die Beschaffenheit der SPV als Teilkosten-

versicherung sowie die Wahrscheinlichkeit, selbst pflegebedürftig zu werden, und die 

anzunehmenden Verweildauern in Pflege informiert werden sollte, da hierzu nicht aus-

reichend Wissen vorhanden ist und dadurch möglicherweise die Notwendigkeit für einen 

SST bzw. ergänzende private Vorsorge unterschätzt wird. Der Einbezug von Beamten 

und Selbstständigen in die Finanzierung der SPV sowie ein proportional stärkerer Einbe-

zug von Vermögenden und Vielverdienern sollte vor dem Hintergrund der analysierten 

Präferenzen ebenfalls geprüft werden. Letztere Maßnahme kann dabei zwar als Instru-

ment dienen, Beitragssatzanstiege zu verringern, nicht aber als Argument, um die Akzep-

tanz für die Begrenzungen der Eigenanteile zu erhöhen, da kein Einfluss der 

Maßnahmenbefürwortung auf die Präferenzen für Eigenanteilsbegrenzungen gefunden 

wurde. 
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Es wird deutlich, dass ein großer Teil der Befragten einer Begrenzung der Eigenanteile 

im Rahmen eines SST positiv gegenübersteht. Die Präferenzen bezüglich einer konkreten 

Ausgestaltung der Begrenzungen unterscheiden sich jedoch. Die Zahlungsbereitschaft im 

ML-Modell mit Kovariaten für eine zusätzliche Begrenzung der Höhe der Eigenanteile 

um 100 €/Monat liegt bei 1,02 Prozentpunkten und bei 0,32 Prozentpunkten für eine Be-

grenzung des Zahlungszeitraums um weitere 10 Monate. Beitragssätze könnten auf der 

Basis im entsprechenden Rahmen erhöht werden. Im LC-Modell mit Kovariaten zeigt 

sich, dass die Zahlungsbereitschaft der Befragten sich zwischen zwei Segmenten deutlich 

unterscheidet. Während die latente Klasse A eine relativ höhere Zahlungsbereitschaft für 

eine Begrenzung der Eigenanteile aufweist, fällt die Zahlungsbereitschaft in der latenten 

Klasse B deutlich geringer aus. Für eine Begrenzung der Zahlungszeiträume lässt sich in 

diesem Segment sogar gar keine Zahlungsbereitschaft mehr ausweisen. Da die Zugehö-

rigkeitswahrscheinlichkeiten der beiden Segmente mit 58 % und 42 % ähnlich sind, soll-

ten beide möglichst im Rahmen einer Umsetzung einer Reform berücksichtigt werden. 

Dass sich die Zahlungsbereitschaften deutlich unterscheiden, kann dabei zu Herausforde-

rungen in der Praxis führen. 

Es kann angenommen werden, dass die Hilfe zur Pflege von den Befragten lediglich als 

letzte Finanzierungsoption für Eigenanteile angesehen wird und sie sich für die eigene 

Absicherung nicht auf diese verlassen. Ein Trittbrettfahrerverhalten im Rahmen eines 

SST kann damit nicht angenommen werden und sollte von der Politik nicht als Argument 

genutzt werden, eine Begrenzung der Eigenanteile aus diesem Grund auszuschließen. 

Auch sollte es kein Argument sein, dass Vielverdiener und Vermögende ihre Einkommen 

und Vermögen schützen wollen, da es keinen Einfluss von erwartetem Einkommen und 

Vermögen auf die Begrenzungspräferenzen gibt. Weiterhin ist es zwar so, dass ein SST 

vererbbares bzw. geerbtes Vermögen schonen kann. Die Überlegung, dass eine Begren-

zung der Eigenanteile explizit zum Schutz des eigenen Erbes von den Befragten genutzt 

werden soll, kann aber auf Basis der Ergebnisse nicht bestätigt werden. Um den Schutz 

des Vermögens, der durch begrenzte Eigenanteile entstehen würde, abzumildern, könnten 

Vielverdiener und Vermögende in der Einzahlphase proportional stärker in die Finanzie-

rung der SPV einbezogen werden. 

Vor dem Hintergrund einer steigenden Anzahl an Leistungsempfängern, einer nicht un-

erheblichen Wahrscheinlichkeit, im Laufe des Lebens selbst pflegebedürftig zu werden, 

sowie kontinuierlich steigender bisher von den Versicherten zu zahlender Eigenanteilen 

aufgrund von nicht in ausreichendem Maße dynamisierten Leistungen sowie 
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Kostensteigerungen durch Qualitäts- oder Personalmaßnahmen wird deutlich, dass Re-

formbedarf in der SPV besteht, um das bisher unkalkulierbare finanzielle Risiko für die 

Versicherten einzuschränken. Kostensteigerungen würden wie in Kapitel 4.2 dargelegt 

ohne Reform weiterhin hauptsächlich durch die Versicherten selbst finanziert werden. 

Eine Finanzierung von durch Reformen verursachten Mehrkosten durch die Solidarge-

meinschaft auf Basis eines SST könnte ein Durchsetzen von Anschlussreformen erleich-

tern (vgl. Initiative Pro Pflegereform, 2017, S. 11). 

Die Zuschüsse zu den Eigenanteilen, wie sie durch die Pflegereform 2021 eingeführt wur-

den, sind vor dem Hintergrund der in den Kapiteln 3.4 und 8.1 genannten Argumente 

nicht geeignet, diese nachhaltig zu begrenzen (vgl. Rothgang und Müller, 2021, S. 34–

42) Eine erneute Reform im Sinne des SST ist daher weiterhin angezeigt. Die vorliegende 

Befragung zeigt, dass die Umsetzung eines SST in weiten Teilen den Präferenzen der 

Befragten entspricht, jedoch weiterhin Heterogenität in den Präferenzen erkennbar ist, die 

in Folgestudien weiter aufgeklärt werden sollte, um in der Ausgestaltung der Refor-

mumsetzung entsprechend darauf reagieren zu können. 

Für die Umsetzung eines SST ist weitergehend wichtig, dass klare Regelungen für die 

Anhebung der Beitragssätze und Eigenanteilsparameter eingehalten werden. Im SST 

sollte daher eine Dynamisierung des Sockels mit dem Inflationsausgleich sowie eine Dy-

namisierung mit der pflegespezifischen Teuerungsrate vorgenommen werden (vgl. 

Kochskämper et al., 2019, S. 15). Trotz begrenzter Eigenanteile im Rahmen eines SST 

bleibt die Notwendigkeit bestehen, freiwillige private Vorsorge zu fördern. Hier können 

Discrete-Choice-Experimente helfen, die Präferenzen für eine Ausgestaltung von ergän-

zender privater Vorsorge zu verstehen und in die Entwicklung von Versicherungsproduk-

ten einzubeziehen. 

Diese Arbeit gibt erste Einblicke in die Präferenzstrukturen bezüglich einer Reform der 

SPV und ist aus methodischer Sicht die Basis für weitere Studien, die Reformoption des 

SST mithilfe von Choice-Modellen weiter zu untersuchen und so eine Ex-ante-Evaluation 

von Reformoptionen zu etablieren. (Teil-)Bevölkerungsrepräsentative Folgestudien 

könnten bereits aufgedeckte Heterogenität verifizieren und für andere Bevölkerungsgrup-

pen untersuchen sowie weitere Einflussfaktoren auf die Präferenzen analysieren. Auch 

weitere Modelle wie LC-Modelle mit randomisierten Parametern können ergänzenden 

Aufschluss über die Präferenzstrukturen geben. Erst auf Basis bevölkerungsrepräsentati-

ver Befragungen sollten Anpassungen an der SPV vorgenommen werden. Auch aktuelle 
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Reformoptionen wie die des neuen Generationenvertrags der PKV sowie die Vorschläge 

des Experten-Rats Pflegefinanzen oder eine verpflichtende Eigenanteilsversicherung 

könnten mithilfe von Discrete-Choice-Experimenten zukünftig evaluiert werden. Emp-

fehlungen, welche die Bundesregierung bis Ende Mai 2024 zur langfristigen Finanzie-

rung der SPV vorlegen will, könnten ebenfalls Bestandteil weiterer Untersuchungen sein. 

Im Anschluss an umfassende Präferenzmessungen sollten Auswertungen zur finanziellen 

Wirtschaftlichkeit und Umsetzbarkeit der Präferenzen folgen, die möglichst alle Einfluss-

faktoren der Einnahmen- und Ausgabenseite der SPV berücksichtigen und mit der Zah-

lungsbereitschaft der Befragten abgleichen. 

Es ist mehr denn je angezeigt, die Bürger in Entscheidungsprozesse zu Reformen der 

Pflegeversicherung einzubeziehen, da immer mehr von ihnen in Zukunft von Pflegebe-

dürftigkeit betroffen sein werden. Eine rein mathematisch-theoretische Evaluation von 

Reformvorschlägen ist nicht mehr ausreichend, um die Akzeptanz von Reformen zu ge-

währleisten. 

Wird auch die Initiative Pro Pflegereform, die den Reformvorschlag des SST ursprüng-

lich vorgebracht hat, aufgrund mangelnder Resonanz aus der aktuellen Regierung vorerst 

keine proaktiven Schritte mehr einleiten, um dem Vorschlag in der Politik weiter Nach-

druck zu verleihen (vgl. Initiative Pro Pflegereform, 2023), so bleibt doch zu hoffen, dass 

diese Arbeit einen Beitrag leistet, den Reformvorschlag erneut in die Diskussion zu brin-

gen und ein den Präferenzen der Bürger entsprechendes Reformkonzept auszuarbeiten. 

Denn „ein Versicherungssystem, das den Wandel von Einstellungen und Verhaltenswei-

sen nicht aufnimmt und sich quasi permanent selbst reformiert, verliert seine Leistungs-

fähigkeit und wird darüber hinaus ineffizient“ (Runde, 2003, S. 6). 
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Anhang A – Darstellung des Fragebogens in Lighthouse Studio 

Die folgenden Abbildungen zeigen die Umsetzung des Fragebogens „Finanzierung der 

gesetzlichen Pflegeversicherung„ in Lighthouse Studio. 

Einleitung, Screening und Quotierung: 
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Entscheidungsexperiment (neun Choice Tasks): 
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Erfahrungen mit Pflege und Pflegeabsicherung: 
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Einstellungen zur Finanzierung der SPV:  
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Soziodemografische Daten: 
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Evaluation des Fragebogens: 

 

Abschluss: 
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Anhang B – Experimentelles Design 

Im Folgenden ist das experimentelle Design der Befragung pro Block dargestellt. 

  Status quo Reform A Reform B 

Block Beitrag Höhe Ei-

genanteil 

Zeitraum 

Eigenan-

teil 

Beitrag Höhe Ei-

genanteil 

Zeitraum 

Eigenan-

teil 

Beitrag Höhe Ei-

genanteil 

Zeitraum 

Eigenan-

teil 

1 

1.6 3 3 3.3 1 2 3.3 3 0 

1.6 3 3 3.3 1 3 3.3 2 0 

1.6 3 3 3.3 1 1 1.8 2 3 

1.6 3 3 4.8 0 0 1.8 2 2 

1.6 3 3 1.8 2 1 4.8 1 0 

1.6 3 3 1.8 3 1 4.8 2 0 

1.6 3 3 3.3 2 3 4.8 3 2 

2 

1.6 3 3 3.3 0 0 1.8 1 3 

1.6 3 3 1.8 2 1 3.3 1 0 

1.6 3 3 3.3 0 1 3.3 3 0 

1.6 3 3 1.8 2 1 3.3 0 2 

1.6 3 3 4.8 0 3 1.8 1 2 

1.6 3 3 4.8 2 0 1.8 0 3 

1.6 3 3 4.8 1 1 1.8 2 3 

3 

1.6 3 3 4.8 1 0 1.8 3 2 

1.6 3 3 1.8 2 2 4.8 0 3 

1.6 3 3 3.3 0 3 3.3 1 1 

1.6 3 3 4.8 3 1 4.8 2 3 

1.6 3 3 4.8 0 1 1.8 1 2 

1.6 3 3 1.8 3 1 4.8 0 2 

1.6 3 3 1.8 2 0 3.3 1 3 

4 

1.6 3 3 4.8 3 2 4.8 2 3 

1.6 3 3 4.8 0 0 1.8 1 3 

1.6 3 3 3.3 2 2 3.3 1 3 

1.6 3 3 1.8 0 2 4.8 1 0 

1.6 3 3 3.3 3 1 3.3 0 2 

1.6 3 3 1.8 0 3 4.8 1 0 

1.6 3 3 1.8 1 3 4.8 0 2 

5 

1.6 3 3 4.8 2 3 3.3 3 2 

1.6 3 3 3.3 1 1 1.8 3 2 

1.6 3 3 4.8 2 2 4.8 3 1 

1.6 3 3 3.3 2 1 1.8 3 0 

1.6 3 3 1.8 3 0 4.8 0 2 

1.6 3 3 4.8 1 0 1.8 3 1 

1.6 3 3 1.8 0 3 3.3 1 2 

6 

1.6 3 3 3.3 1 2 1.8 3 0 

1.6 3 3 4.8 0 1 1.8 3 0 

1.6 3 3 4.8 2 1 3.3 3 2 

1.6 3 3 1.8 1 2 4.8 0 0 

1.6 3 3 3.3 0 1 1.8 1 3 

1.6 3 3 1.8 2 1 4.8 0 3 

1.6 3 3 1.8 2 0 3.3 0 1 

          
Höhe Eigenanteil 

0 = 300 €; 1=600 €; 2 = 900 €; 3 = ungedeckelt 

Zeitraum Eigenanteil 

0 = 12 Monate; 1 = 42 Monate; 2 = 72 Monate; 3 = ungedeckelt 

 

 


